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Wichtige Informationen 

Dieser Prospekt enthält Informationen über die onemarkets Alternatives SICAV (der „Fonds“), eine 

Investmentgesellschaft mit variablem Kapital (société d’investissement à capital variable oder 

„SICAV“), die den Bestimmungen von Teil II des luxemburgischen Gesetzes vom 17. Dezember 2010 

über Organismen für gemeinsame Anlagen in seiner geänderten Fassung (das „Gesetz von 2010“) 

unterliegt und als Kommanditgesellschaft auf Aktien (société en commandite par actions) mit 

mehreren Teilfonds (à compartiments multiples) gemäß den Gesetzen des Großherzogtums 

Luxemburg und insbesondere dem luxemburgischen Gesetz vom 10. August 1915 über 

Handelsgesellschaften in seiner geänderten Fassung (das „Gesetz von 1915“) gegründet wurde. Der 

Fonds ist von der luxemburgischen Aufsichtsbehörde für den Finanzsektor, die Commission de 

Surveillance du Secteur Financier (die „CSSF“), zugelassen und wird von dieser beaufsichtigt. Diese 

Zulassung bedeutet jedoch nicht, dass eine luxemburgische Behörde den Inhalt dieses Prospekts 

oder das vom Fonds gehaltene Anlageportfolio genehmigt oder befürwortet. Jede gegenteilige 

Darstellung ist unzulässig und rechtswidrig.  

Der Fonds gilt zudem als alternativer Investmentfonds im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 

der EU-Richtlinie 2011/61/EU vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds (die 

„AIFM-Richtlinie“). 

Onemarkets Alternatives GP, S.à r.l., eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in 3, rue Jean 

Piret, L-2350 Luxemburg, Großherzogtum Luxemburg, eingetragen im RCS (wie nachstehend definiert) 

unter der Nummer B 306.317, fungiert als geschäftsführender Komplementär (associé commandité-

gérant) des Fonds (der „Komplementär“).  

Der Komplementär des Fonds ist für die im Prospekt enthaltenen Informationen verantwortlich. Der 

Komplementär erklärt, dass die im Prospekt enthaltenen Informationen nach seinem besten Wissen 

den Tatsachen entsprechen und keine Angaben auslassen, die den Inhalt des Prospekts beeinflussen 

könnten. 

Der Fonds wird von Carne Global Fund Managers (Luxembourg) S.A. verwaltet, einer 

Aktiengesellschaft (société anonyme) mit Sitz in 3, rue Jean Piret, L-2350 Luxemburg, Großherzogtum 

Luxemburg, die beim RCS (wie nachstehend definiert) unter der Nummer B 148.258 eingetragen ist, 

nach dem Recht des Großherzogtums Luxemburg gegründet wurde und gemäß den Bestimmungen 

der AIFM-Richtlinie im Rahmen des zwischen dem Komplementär (im Namen des Fonds) und dem 

AIFM geschlossenen Vertrags über die Verwaltung alternativer Investmentfonds als Verwalter des 

Fonds (der „AIFM“) fungiert.  

Mit Zustimmung des Komplementärs kann der AIFM seine Portfolioverwaltungsfunktionen in Bezug 

auf jeden Teilfonds an einen oder mehrere Anlagerverwalter (jeweils ein „Anlageverwalter“) 

delegieren, gemäß der entsprechenden Portfoliomanagementvereinbarung, die zwischen dem Fonds, 

dem AIFM und dem jeweiligen Anlageverwalter (jeweils ein „Anlageverwaltungsvertrag“) 

geschlossen wurde, wie im entsprechenden Sonderteil (wie nachstehend definiert) näher 

beschrieben. 

Der Fonds ist ein Dachfonds und betreibt als solcher einen oder mehrere Teilfonds (jeweils ein 

„Teilfonds“), die jeweils durch eine oder mehrere Anteilsklassen (jeweils eine „Klasse“ und zusammen 

die „Klassen“) repräsentiert werden. Dieser Prospekt besteht aus einem Allgemeinen Teil (wie 

nachstehend definiert), der Bestimmungen enthält, die für alle Teilfonds gelten, sowie aus 

Sonderteilen (wie nachstehend definiert) für jeden Teilfonds, die Bestimmungen enthalten, die für 

den jeweiligen Teilfonds spezifisch sind. Die Teilfonds können sich durch ihre spezifische Anlagepolitik 
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oder andere spezifische Merkmale unterscheiden, wie in ihrem jeweiligen Sonderteil beschrieben. 

Der Prospekt ist auf Anfrage kostenlos am Sitz des Fonds erhältlich. 

Der Fonds kann einen oder mehrere ELTIF-Teilfonds (wie nachstehend definiert) umfassen. Die ELTIF-

Verordnung und die ELTIF-Delegierte Verordnung werden in diesem Prospekt als „ELTIF-Regeln“ 

bezeichnet. 

Soweit dies in Bezug auf ELTIF-Teilfonds anwendbar ist, ist dieser Prospekt im Einklang mit den ELTIF-

Regeln und allen anderen damit zusammenhängenden Rechtsakten oder aufsichtsrechtlichen 

Leitlinien in ihrer jeweils gültigen Fassung zu lesen. 

Der AIFM fungiert im Sinne der ELTIF-Verordnung als ELTIF-Verwalter in Bezug auf die ELTIF-Teilfonds. 

Der Fonds stellt eine einzige juristische Person dar. Das Vermögen jedes Teilfonds wird ausschließlich 

zugunsten der Anteilinhaber des entsprechenden Teilfonds angelegt, und das Vermögen eines 

bestimmten Teilfonds haftet gemäß Artikel 181 Absätze 1 und 5 des Gesetzes von 2010 allein für die 

Verbindlichkeiten, Verpflichtungen und Pflichten dieses Teilfonds. Daher sind die Rechte von Anlegern 

und Gläubigern in Bezug auf einen Teilfonds oder solche, die im Zusammenhang mit der Gründung, 

dem Betrieb oder der Liquidation eines Teilfonds entstanden sind, auf das Vermögen dieses Teilfonds 

beschränkt. Jeder Teilfonds gilt für diesen Zweck als eigenständige Einheit. 

Die Jahresabschlüsse und Prüfungsberichte sind, sobald sie im luxemburgischen Handels- und 

Gesellschaftsregister (Registre de Commerce et des Sociétés) (das „RCS“) veröffentlicht wurden, 

kostenlos am Sitz des Fonds erhältlich und werden den Anteilinhabern auf Anfrage zugesandt.  

Alle Entscheidungen zur Zeichnung von Anteilen (wie nachstehend definiert) sollten auf der Grundlage 

der in diesem Prospekt enthaltenen Informationen getroffen werden, einschließlich des jeweiligen 

Sonderteils, des jeweiligen PRIIP-KID (sofern zutreffend), aller relevanten lokalen 

Offenlegungsdokumente, die in einer bestimmten Rechtsordnung erforderlich sind, des 

Antragsformulars (wie nachstehend definiert) für den jeweiligen Teilfonds, der Satzung (wie 

nachstehend definiert) und des jüngsten Jahresberichts des Fonds. Diese Dokumente werden 

zusammen mit etwaigen neueren Halbjahresberichten, wie in Abschnitt 32 „Den Anteilinhabern zur 

Verfügung stehende Informationen“ beschrieben, zur Verfügung gestellt. Durch den Kauf von Anteilen 

an einem Teilfonds gelten die in all diesen Dokumenten beschriebenen Bedingungen als vom Anleger 

akzeptiert. Zusammen enthalten alle diese Dokumente die einzigen genehmigten Informationen über 

die Teilfonds und den Fonds. Niemand ist befugt, im Zusammenhang mit dem Angebot von Anteilen 

andere Informationen zu erteilen oder Zusicherungen abzugeben als die in diesem Prospekt 

enthaltenen; sollten solche Informationen oder Zusicherungen dennoch erteilt oder abgegeben 

werden, darf nicht davon ausgegangen werden, dass sie vom Fonds genehmigt wurden. Die 

Aushändigung dieses Prospekts oder die Ausgabe von Anteilen begründet unter keinen Umständen 

die Annahme, dass sich die Verhältnisse des Fonds seit dem Datum des Prospekts nicht geändert 

haben. 

Anteile des Fonds stehen berechtigten Anlegern (wie nachstehend definiert) zur Verfügung und 

werden in Übereinstimmung mit den Anwendbaren Gesetzen (wie nachstehend definiert) vertrieben. 

In Bezug auf den EWR und das Vereinigte Königreich dürfen Anteile „professionellen Kunden“ (im 

Sinne der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über 

Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU, jeweils 

in der in der jeweiligen EWR-Rechtsordnung umgesetzten oder geltenden Fassung, oder der 

entsprechenden britischen Gesetzgebung, wie sie im Vereinigten Königreich umgesetzt wurde, und in 

der gemäß dem European Union (Withdrawal) Act 2018 geänderten und beibehaltenen Fassung ( 
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„MiFID II“). Anteile können auch Anlegern in der EU/im EWR angeboten werden, die als Kleinanleger 

gelten. In diesem Zusammenhang wurden PRIIP-KIDs für die Teilfonds und/oder Klassen erstellt, die 

Kleinanlegern (wie nachstehend definiert) angeboten werden. PRIIP-KIDs werden Kleinanlegern in der 

EU/im EWR (kostenlos) zur Verfügung gestellt, bevor eine Zeichnung von Anteilen durch einen solchen 

Anleger angenommen wird. Die PRIIP-KIDs sind auch am Sitz des Fonds erhältlich. 

Anteile können auch in bestimmten Rechtsordnungen außerhalb des EWR und des Vereinigten 

Königreichs gemäß den geltenden lokalen Angebotsvorschriften an berechtigte Anleger empfohlen, 

angeboten, verkauft oder auf andere Weise zur Verfügung gestellt werden. 

Die Verbreitung dieses Prospekts und das Angebot von Anteilen in bestimmten Rechtsordnungen 

können insbesondere aufgrund von Verkaufsbeschränkungen in der ELTIF-Verordnung (soweit 

anwendbar) und/oder den AIFM-Regeln sowie den geltenden lokalen Vorschriften und Regelungen 

eingeschränkt sein. Personen, in deren Besitz dieser Prospekt gelangt, sind vom Fonds verpflichtet, 

sich über solche Beschränkungen zu informieren und diese einzuhalten.  

Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen beschließen (ist jedoch nicht dazu verpflichtet), eine 

oder mehrere Klassen an einer Börse oder einem multilateralen Handelssystem („MTF“) zu notieren. 

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass (i) die Notierung einer Klasse nicht bedeutet, dass sich 

ein Sekundärmarkt für die Anteile entwickeln wird, und dass (ii) der Komplementär nach eigenem 

Ermessen und jederzeit beschließen kann, die Notierung von Klassen zu unterbrechen. 

Dieser Prospekt stellt weder ein Angebot noch eine Aufforderung dar und darf nicht zum Zwecke einer 

Aufforderung zur Zeichnung von Anteilen des Fonds oder eines Teilfonds/einer Klasse durch eine 

Person in einer Rechtsordnung verwendet werden, (i) in der eine solche Aufforderung nicht zulässig 

ist oder (ii) in der die Person, die eine solche Aufforderung ausspricht, dazu nicht berechtigt ist, oder 

(iii) gegenüber einer Person, gegenüber der es rechtswidrig ist, eine solche Aufforderung 

auszusprechen.  

Vereinigte Staaten  

Die Anteile wurden weder von der United States Securities and Exchange Commission (der „SEC“), 

einer Wertpapieraufsichtsbehörde eines US-Bundesstaates noch einer anderen Bundes-, staatlichen, 

lokalen oder nicht-US-amerikanischen Aufsichtsbehörde genehmigt oder abgelehnt, noch hat eine 

dieser Behörden die Vorzüge dieses Angebots oder die Richtigkeit oder Angemessenheit dieses 

Prospekts geprüft oder bestätigt. Jede gegenteilige Darstellung ist unzulässig.  

Die Anteile sind nicht und werden nicht gemäß dem United States Securities Act von 1933 in seiner 

jeweils gültigen Fassung (der „1933 Act“) registriert, und der Fonds ist nicht und wird nicht gemäß 

dem United States Investment Company Act von 1940 in seiner jeweils gültigen Fassung (der „1940 

Act“) registriert oder nach einem Gesetz der Vereinigten Staaten zum Verkauf zugelassen.  

Sofern nicht vom Komplementär nach eigenem Ermessen genehmigt, dürfen die Anteile weder direkt 

noch indirekt in den Vereinigten Staaten, ihren Territorien oder Besitzungen angeboten, verkauft, 

übertragen oder geliefert werden, noch dürfen sie direkt oder indirekt US-Personen zugutekommen, 

wie sie in der Regulation S gemäß dem 1933 Act, in ähnlichen Kategorien, wie sie im US-

amerikanischen „HIRE“-Gesetz vom 18. März 2010 und im FATCA-Rahmenwerk (im Folgenden 

zusammenfassend als „US-Personen“ bezeichnet). Der Komplementär kann von einer US-Person 

gehaltene Anteile zurückkaufen, um die Einhaltung der Anwendbare Gesetze und anderer 

Anforderungen sicherzustellen (auch wenn diese Anteile an einer Börse oder einem MTF erworben 

wurden). Sofern vom Komplementär gestattet, muss jeder Käufer von Anteilen, der eine US-Person 
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ist, ein „qualifizierter Käufer“ im Sinne des 1940 Act und der darunter erlassenen Vorschriften sowie 

ein „akkreditierter Anleger“ im Sinne der Regulation D des 1933 Act sein. 

Der Fonds wird wissentlich keine Anteile an einen Anleger anbieten oder verkaufen, an den ein solches 

Angebot oder ein solcher Verkauf rechtswidrig wäre oder dazu führen könnte, dass dem Fonds eine 

Steuerpflicht entsteht oder er sonstige finanzielle Nachteile erleidet, die ihm andernfalls nicht 

entstehen oder die er nicht erleiden würde, oder dass der Fonds verpflichtet wäre, sich gemäß dem 

1940 Act registrieren zu lassen. Anteile dürfen von keiner Person gehalten werden, die gegen die 

Gesetze oder Vorschriften eines Landes oder einer staatlichen Behörde verstößt, einschließlich, aber 

nicht beschränkt auf Devisenkontrollvorschriften. Jeder Anleger muss gegenüber dem Fonds 

versichern und gewährleisten, dass er unter anderem in der Lage ist, Anteile zu erwerben, ohne gegen 

Anwendbare Gesetze zu verstoßen. 

Der Komplementär kann darüber hinaus einen Zeichnungsantrag jederzeit nach eigenem Ermessen 

ablehnen oder die Ausgabe von Anteilen vorübergehend einschränken, aussetzen oder vollständig 

einstellen, soweit dies im Interesse der Anteilinhaber insgesamt, zum Schutz des Fonds oder eines 

Teilfonds, im Interesse der Anlagepolitik oder im Falle einer Gefährdung bestimmter Anlageziele des 

Fonds oder eines Teilfonds als notwendig erachtet wird. 

Datenschutz  

Der Fonds sowie seine Dienstleister werden personenbezogene Daten von Anlegern (die 

„Personenbezogenen Daten“) in Übereinstimmung mit der DSGVO sowie allen 

Durchführungsvorschriften und verfügbaren Leitlinien der zuständigen Datenschutzbehörden 

speichern und verarbeiten, einschließlich des luxemburgischen Gesetzes vom 1. August 2018 über die 

Organisation der Nationalen Datenschutzkommission und die Umsetzung der DSGVO sowie aller 

anderen geltenden Datenschutzgesetze (zusammen die „Datenschutzgesetze“). 

Weitere Informationen finden Sie in den Datenschutzhinweisen auf 

www.ucinvestalternatives.eu/data-protection-eltif (die „Datenschutzhinweise“). Die 

Datenschutzhinweise bieten Personen, deren Personenbezogene Daten vom Fonds, dem AIFM sowie 

dessen/deren Dienstleistern verarbeitet werden, alle gesetzlich vorgeschriebenen Informationen 

über die über sie verarbeiteten Personenbezogenen Daten, die Gründe für die Verarbeitung ihrer 

Personenbezogenen Daten, die Identität der Dienstleister mit Angabe des Sitzlandes dieser 

Unternehmen sowie ihre Rechte in Bezug auf diese Verarbeitung.  

Der Anleger wird darauf hingewiesen, dass die hierin und im Informationsblatt enthaltenen 

Datenschutzhinweise nach alleinigem Ermessen des Fonds geändert werden können. 

Die Anleger bestätigen, die in der Informationsmitteilung enthaltenen Datenschutzhinweise erhalten 

und gelesen zu haben. 

*** 

Dieser Prospekt kann in andere Sprachen übersetzt werden. Im Falle von Unstimmigkeiten oder 

Unklarheiten hinsichtlich der Bedeutung eines Wortes oder einer Formulierung in einer Übersetzung 

ist, soweit dies nach den Anwendbaren Gesetzen zulässig ist, der englische Text maßgebend, und alle 

Streitigkeiten bezüglich der darin enthaltenen Bestimmungen unterliegen den Gesetzen Luxemburgs 

und sind entsprechend auszulegen. 

Jeder Anleger muss sich bewusst sein, dass die Zeichnung oder der Erwerb einer oder mehrerer 

Anteile die vollständige und automatische Zustimmung zu (i) dem Inhalt der Satzung und des 

http://www.ucinvestalternatives.eu/data-protection-eltif
http://www.ucinvestalternatives.eu/data-protection-eltif
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Prospekts sowie (ii) der Tatsache beinhaltet, dass jede Änderung des Prospekts, die nach einem 

akzeptablen und ordnungsgemäß durchgeführten Verfahren gemäß Abschnitt 39 „Änderung des 

Prospekts“ vorgenommen wird, für alle Anteilinhaber verbindlich ist und als von ihnen genehmigt gilt. 

Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Bestimmungen des Allgemeinen Teils und eines Sonderteils 

haben die Bestimmungen des Sonderteils Vorrang. Im Falle eines Widerspruchs zwischen den 

Bestimmungen dieses Prospekts und der Satzung und/oder dem Antragsformular haben die 

Bestimmungen der Satzung und des Antragsformulars (sofern sie nicht im Widerspruch zu den 

Bestimmungen der Satzung stehen) Vorrang. Alle Informationen, zu deren Bereitstellung (i) der AIFM 

oder der Fonds (je nach Anwendbarkeit) gegenüber den Anlegern vor einer Anlage in den Fonds 

verpflichtet ist, einschließlich, aber nicht beschränkt auf wesentliche Änderungen und 

Aktualisierungen wesentlicher Bestandteile dieses Prospekts, oder (ii) die dem AIFM oder dem Fonds 

(je nach Anwendbarkeit) gegenüber den Anlegern (periodisch oder regelmäßig) offenzulegen sind 

(jede dieser Informationen unter (i) oder (ii) im Folgenden als „Obligatorische Informationen“ 

bezeichnet), müssen den Anlegern in einer der in der Satzung und/oder in diesem Prospekt 

aufgeführten, rechtlich zulässigen Informationsformate (die „Informationsformate“) wirksam zur 

Verfügung gestellt oder offengelegt werden.  

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass bestimmte Informationsformate den Zugang zum 

Internet und/oder zu einem elektronischen Nachrichtensystem erfordern (im Folgenden jeweils als 

„Elektronische Informationsformate“ bezeichnet) und dass die Anleger allein durch die Tatsache, 

dass sie in den Fonds investieren oder um eine Anlage in den Fonds werben, die mögliche Nutzung 

Elektronischer Informationsformate anerkennen und bestätigen, dass sie über einen Zugang zum 

Internet und zu einem elektronischen Nachrichtensystem verfügen, der es ihnen ermöglicht, auf alle 

über ein Elektronisches Informationsformat Obligatorische Informationen zuzugreifen. 

Grundsätzlich werden in diesem Prospekt die spezifischen Informationsformate genannt, über die 

und/oder an denen ein Anleger auf alle Obligatorische Informationen zugreifen kann, die in diesem 

Prospekt nicht verfügbar sind oder nicht offengelegt wurden. Sollte dies nicht der Fall sein, erkennen 

die Anleger an, dass das betreffende Informationsformat in der Satzung oder am Sitz des Fonds oder 

des AIFM verfügbar ist oder offengelegt wird. Kein Anleger darf sich auf die Nichtverfügbarkeit oder 

Nichtveröffentlichung von Obligatorische Informationen berufen oder diese geltend machen, wenn 

diese Obligatorische Informationen in diesem Prospekt oder in der Satzung enthalten waren oder 

über das jeweilige Informationsformat, das am Sitz des Fonds oder des AIFM verfügbar ist oder dort 

veröffentlicht wurde, verfügbar waren oder veröffentlicht wurden, einschließlich Anteile, die von 

einer Unzulässige Person (wie nachstehend definiert) gehalten werden. 

Eine Anlage in den Fonds sollte als langfristige Anlage betrachtet werden. Es kann keine Garantie 

dafür gegeben werden, dass das Anlageziel des Fonds erreicht wird. 

Wir weisen Sie auf die Risikohinweise in Abschnitt 35 „Allgemeine Risikofaktoren und 

Anlageüberlegungen“ und Abschnitt 36 „Spezifische Risikofaktoren“ hin. 

Darüber hinaus unterliegen die Anlagen des Fonds Marktschwankungen und den mit allen Anlagen 

verbundenen Risiken, und es kann nicht garantiert werden, dass eine Wertsteigerung eintritt. Der 

Wert der Anteile kann sowohl steigen als auch fallen, und ein Anleger erhält möglicherweise nicht 

den ursprünglich investierten Betrag zurück. Erträge aus den Anteilen, sofern vorhanden, 

schwanken in monetärer Hinsicht, und Wechselkursschwankungen führen unter anderem dazu, 

dass der Wert der Anteile steigt oder fällt. Es ist die Politik des Fonds in Bezug auf jeden Teilfonds, 

ein diversifiziertes Anlageportfolio zu führen, um das Risiko zu minimieren. 
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Anleger sollten sich über (a) die möglichen steuerlichen Konsequenzen, (b) die gesetzlichen 

Anforderungen und (c) etwaige Devisenbeschränkungen oder Devisenkontrollvorschriften 

informieren, denen sie nach den Gesetzen der Länder ihrer Staatsangehörigkeit, ihres Wohnsitzes 

oder ihres Domizils unterliegen könnten und die für die Zeichnung, den Kauf, das Halten und die 

Veräußerung von Anteilen des Fonds relevant sein könnten. 
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Begriffsbestimmungen 

Sofern nicht durch einen Sonderteil abweichend geregelt, haben die großgeschriebenen Begriffe im 

Prospekt die ihnen in den nachstehenden Definitionen zugewiesenen Bedeutungen. 

„Gesetz von 1915“ bezeichnet das luxemburgische Gesetz vom 10. 

August 1915 über Handelsgesellschaften. 

„1933 Act“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„1940 Act“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Gesetz von 2004“ bezeichnet das luxemburgische Gesetz vom 12. 

November 2004 zur Bekämpfung der Geldwäsche 

und der Terrorismusfinanzierung in seiner jeweils 

gültigen Fassung. 

„Gesetz von 2010“ bezeichnet das luxemburgische Gesetz vom 17. 

Dezember 2010 über Organismen für gemeinsame 

Anlagen in seiner jeweils gültigen Fassung. 

„Gesetz von 2013“ bezeichnet das luxemburgische Gesetz vom 12. Juli 

2013 über die Verwalter alternativer 

Investmentfonds (in der jeweils gültigen Fassung) zur 

Umsetzung der AIFM-Richtlinie im Großherzogtum 

Luxemburg, in der es von Zeit zu Zeit ergänzt, 

geändert oder anderweitig modifiziert werden kann. 

„ABS“ hat die in Abschnitt 36.52 festgelegte Bedeutung. 

„Rechnungswährung“ hat die in Abschnitt 22 festgelegte Bedeutung. 

„Thesaurierungsklassen“ hat die in Abschnitt 21.7 festgelegte Bedeutung. 

„Verwaltungsvertrag“ bezeichnet die Vereinbarung zwischen dem Fonds, 

dem AIFM und der Zentralverwaltung, durch die die 

Zentralverwaltung zum Verwaltungs-, Register-, 

Transferstelle und Zahlstelle des Fonds bestellt wird. 

„Verwaltungsgebühr“ hat die in Abschnitt 29.18 festgelegte Bedeutung. 

„AED“ hat die in Abschnitt 23.15 festgelegte Bedeutung. 

„Betroffene Anleger“ hat die in Abschnitt 35.50 festgelegte Bedeutung. 

„Verbundenes Unternehmen“ bezeichnet in Bezug auf eine Person jede Person, die 

diese Person direkt oder indirekt kontrolliert, von 

dieser kontrolliert wird oder mit dieser unter 

gemeinsamer Kontrolle steht. 

„KI-Technologien“ hat die in Abschnitt 35.105 festgelegte Bedeutung. 
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„AIF“ bezeichnet einen alternativen Investmentfonds im 

Sinne der AIFM-Richtlinie. 

„AIFM“ bezeichnet Carne Global Fund Managers 

(Luxembourg) S.A., eine luxemburgische Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung (société à responsabilité 

limitée) mit Sitz in 3, rue Jean Piret, L-2350 

Luxemburg, Großherzogtum Luxemburg, eingetragen 

im RCS unter der Nummer B 148.258, oder eine 

andere Einrichtung, die später in dieser Funktion 

bestellt werden kann. 

„AIFM-Vertrag“ bezeichnet die zwischen dem Fonds und dem AIFM 

geschlossene Vereinbarung, mit der der Fonds den 

AIFM beauftragt, als sein Verwalter alternativer 

Investmentfonds gemäß den Bestimmungen der 

AIFM-Richtlinie bestimmte Verwaltungsaufgaben 

wahrzunehmen, darunter die Portfolioverwaltung 

und das Risikomanagement, die Bewertung sowie 

sonstige Aufgaben, die von Zeit zu Zeit geändert 

werden können. 

„AIFM-Richtlinie“ bezeichnet die Richtlinie 2011/61/EU vom 8. Juni 

2011 über die Verwalter alternativer 

Investmentfonds in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

„AIFM-Gebühr“ bezeichnet die an den AIFM zu entrichtende 

Vergütung für seine Dienstleistungen für den Fonds 

und seine Teilfonds, wie für den jeweiligen Teilfonds 

im Sonderteil festgelegt, jeweils in Übereinstimmung 

mit dem AIFM-Vertrag und dem AIFM-

Vergütungsschreiben. Die AIFM-Gebühren umfassen 

keine sonstigen Nebenkosten, die der AIFM dem 

Fonds in Rechnung stellt und die separat zwischen 

dem Fonds und dem AIFM vereinbart werden. 

„AIFM-Verordnung“ bezeichnet die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 

231/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 

zur Ergänzung der AIFM-Richtlinie. 

„AIFM-Regeln“ bezeichnet das Regelwerk, das sich aus der AIFM-

Richtlinie, der AIFM-Verordnung und allen 

verbindlichen Leitlinien oder sonstigen delegierten 

Rechtsakten und Verordnungen zusammensetzt, die 

von Zeit zu Zeit von den zuständigen EU-Behörden 

gemäß der AIFM-Richtlinie und/oder der AIFM-

Verordnung erlassen werden, sowie aus allen 

nationalen Gesetzen und Vorschriften, die in Bezug 

auf (oder zur Umsetzung von) den vorgenannten 
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Rechtsvorschriften erlassen werden (einschließlich 

des Gesetzes von 2013). 

„AIFMD II“ hat die in Abschnitt 35.48 festgelegte Bedeutung. 

„AML/CFT“ bezeichnet die Bekämpfung von Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung. 

„Anwendbare Gesetze“ bezeichnet alle geltenden Gesetze, Statuten, 

Verordnungen, Vorschriften, Regelungen, 

Entscheidungen, Anordnungen oder Feststellungen, 

Lizenzen, Genehmigungen oder ähnliche Zulassungen 

einer staatlichen Behörde, die derzeit oder künftig in 

Kraft sind. 

„Antragsformular“ bezeichnet einen Antrag, den jeder Anleger ausfüllen 

und unterzeichnen muss und der vom Komplementär 

nach eigenem Ermessen angenommen werden kann 

und gemäß dem der Anleger Anteile an einem 

Teilfonds/einer Anteilsklasse zeichnet, bestimmte 

Zusicherungen und Gewährleistungen abgibt und sich 

an die Bestimmungen des Fonds, einschließlich des 

vorliegenden Prospekts und der Satzung, hält. 

„Satzung“ bezeichnet die Satzung des Fonds in ihrer jeweils 

gültigen Fassung. 

„ATAD I“ hat die in Abschnitt 35.79 festgelegte Bedeutung. 

„ATAD-I-Gesetz“ hat die in Abschnitt 35.79 festgelegte Bedeutung. 

„ATAD II“ hat die in Abschnitt 35.79 festgelegte Bedeutung. 

„ATAD-II-Gesetz“ hat die in Abschnitt 35.80 festgelegte Bedeutung. 

„Wirtschaftsprüfer“ bezeichnet PricewaterhouseCoopers Assurance, 

Société coopérative, in ihrer Eigenschaft als 

Wirtschaftsprüfer des Fonds und als zugelassener 

Wirtschaftsprüfer (réviseur d'entreprises agréé) oder 

eine andere Stelle, die später in dieser Eigenschaft 

bestellt werden kann. 

„Wirtschaftliche Eigentümer“ hat die in Abschnitt 23.2 festgelegte Bedeutung. 

„BEPS“ hat die in Abschnitt 35.77 festgelegte Bedeutung. 

„Vorstand“ bezeichnet den Verwaltungsrat des Komplementär. 

Jede Bezugnahme auf den Verwaltungsrat umfasst 

auch eine Bezugnahme auf dessen Beauftragte, 

sofern der Kontext dies erfordert. 

„Bond Connect“ hat die in Abschnitt 36.15 festgelegte Bedeutung. 
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„Aufbauphase der Kreditaufnahme“ hat die Bedeutung, die ihm im entsprechenden 

Sonderteil zugewiesen wird. 

„Brüsseler Übereinkommen“ hat die in Abschnitt 40.4 festgelegte Bedeutung. 

„Brüssel-I-Neufassung“ hat die in Abschnitt 40.4 festgelegte Bedeutung. 

„Geschäftstag“ bezeichnet einen Tag, an dem die Banken in 

Luxemburg für den gesamten üblichen Arbeitstag 

geöffnet sind (ausgenommen der 24. und 31. 

Dezember, Samstage, Sonntage, gesetzliche 

Feiertage und Bankfeiertage). 

„Kapital“ bezeichnet die Summe aus Einlagen und nicht 

eingefordertem zugesagtem Kapital, berechnet auf 

der Grundlage der investierbaren Beträge nach Abzug 

aller Gebühren, Entgelte und Aufwendungen, die 

direkt oder indirekt von den Anlegern getragen 

werden. 

„Kapitalabruf“ bezeichnet in Bezug auf Teilfonds (oder deren 

Klassen) mit einer Zeichnungsstruktur eine 

Aufforderung des Komplementärs (oder einer 

Person, der diese Befugnis übertragen wurde) an 

einen Anleger zur Zahlung des gesamten oder eines 

Teils des gezeichneten Kapitals gegen Ausgabe von 

Anteilen des betreffenden Teilfonds. 

„CBDF-Regeln“ hat die in Abschnitt 35.49 festgelegte Bedeutung. 

„CDOs“ hat die in Abschnitt 36.52 festgelegte Bedeutung. 

„Zentralverwaltung“ bezeichnet BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, in 

ihrer Eigenschaft als Verwaltungs-, Registerstelle, 

Transferstelle und Zahlstelle oder eine andere Stelle, 

die später in dieser Eigenschaft bestellt werden kann. 

„CFETS“ hat die in Abschnitt 36.15 festgelegte Bedeutung. 

„Klasse(n)“ bezeichnet alle Anteilsklassen, die in einem Teilfonds 

verfügbar sein können. 

„CLOs“ hat die in Abschnitt 36.52 festgelegte Bedeutung. 

„Geschlossener Teilfonds“ hat die in Abschnitt 26.1 festgelegte Bedeutung. 

„CMOs“ hat die in Abschnitt 36.52 festgelegte Bedeutung. 

„CoCos“ hat die in Abschnitt 36.45 festgelegte Bedeutung. 

„Verpflichtung“ bezeichnet in Bezug auf jeden Anleger den 

zugesagten Betrag, für den dieser Anleger sich 

verpflichtet hat, Anteile des betreffenden 
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Teilfonds/der betreffenden Klasse zu zeichnen und 

diesbezügliche Kapitalabrufe zu erfüllen. 

„Verbundene Person(en)“ hat die in Abschnitt 38.8 festgelegte Bedeutung. 

„Einlage(n)“ bezeichnet in Bezug auf einen Anleger den Betrag, 

den dieser Anleger in bar oder in Form von 

Vermögenssachwerten in einen Teilfonds/eine Klasse 

eingebracht hat. 

„Umwandlungsstichtag“ hat die in Abschnitt 25.5 festgelegte Bedeutung. 

„Umwandlungsgebühr“ hat die in Abschnitt 25.1 festgelegte Bedeutung. 

„Gegenpartei“ oder „Gegenparteien“ hat die in Abschnitt 38.12 festgelegte Bedeutung. 

„CRS“ hat die in Abschnitt 34.6 festgelegte Bedeutung. 

„CRS-Gesetz“ hat die in Abschnitt 34.6 festgelegte Bedeutung. 

„CSSF“ bezeichnet die luxemburgische Aufsichtsbehörde für 

den Finanzsektor, die Commission de Surveillance du 

Secteur Financier. 

„DAC6“ hat die in Abschnitt 34.9 festgelegte Bedeutung. 

„DAC6-Gesetz“ hat die in Abschnitt 34.9 festgelegte Bedeutung. 

„Datenschutzhinweise“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Datenschutzgesetze“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Verwahrstellenvertrag“ bezeichnet die zwischen dem Fonds, dem AIFM und 

der Verwahrstelle geschlossene 

Verwahrstellenvereinbarung, durch die die 

Verwahrstelle gemäß Teil II des Gesetzes von 2010, 

den AIFM-Regeln und der ELTIF-Verordnung (sofern 

anwendbar) zur Verwahrstelle des Fonds bestellt 

wird. 

„Verwahrstelle“ bezeichnet BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, in 

ihrer Eigenschaft als Verwahrstelle des Fonds. 

„Verwahrungsgebühr“ hat die in Abschnitt 29.17 festgelegte Bedeutung. 

„Veräußerungsportfolio“ hat die Bedeutung, die ihm im entsprechenden 

Sonderteil zugewiesen wird. 

„Ausschüttungsklassen“ hat die in Abschnitt 21.8 festgelegte Bedeutung. 

„Vertriebsstelle“ oder „Vertriebsstellen“ hat die in Abschnitt 8.1 festgelegte Bedeutung. 
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„Vertriebsgebühren“ bezeichnet solche Gebühren, die von Zeit zu Zeit an 

eine Vertriebsstelle gezahlt werden können. 

„DRV“ hat die in Abschnitt 35.111 festgelegte Bedeutung. 

„Abzug bei vorzeitiger Rücknahme“ hat die in Abschnitt 26.4 festgelegte Bedeutung. 

„EWR“ bezeichnet den Europäischen Wirtschaftsraum. 

„Elektronische Informationsformate“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Berechtigte Anleger“ bezeichnet professionelle Anleger und Kleinanleger, 

sofern, soweit anwendbar, eine Eignungsprüfung in 

Bezug auf Kleinanleger gemäß der ELTIF-Verordnung 

und/oder MiFID II durchgeführt wurde.  

„ELTIF“ bezeichnet einen europäischen langfristigen 

Investmentfonds im Sinne der ELTIF-Verordnung. 

„ELTIF-Delegierte Verordnung“ bezeichnet die Delegierte Verordnung (EU) 

2024/2759 der Kommission vom 19. Juli 2024 zur 

Ergänzung der ELTIF-Verordnung in Bezug auf 

technische Regulierungsstandards, die festlegen, 

wann Derivate ausschließlich zur Absicherung der mit 

anderen Anlagen des ELTIF verbundenen Risiken 

verwendet werden, die Anforderungen an die 

Rücknahmeregelung und die 

Liquiditätsmanagement-Instrumente eines ELTIF, die 

Umstände für die Abstimmung von 

Übertragungsanträgen für Anteile oder Aktien des 

ELTIF, bestimmte Kriterien für die Veräußerung von 

ELTIF-Vermögenswerten sowie bestimmte Elemente 

der Kostenangaben, in der jeweils gültigen Fassung. 

„ELTIF-zulässige Anlagevermögenswerte“ hat die in Abschnitt 13 festgelegte Bedeutung. 

„ELTIF-zulässige Anlagen“ hat die in Abschnitt 13 festgelegte Bedeutung. 

„ELTIF-Anlagebeschränkungen“ bezeichnet die Anlagevorschriften und sonstigen 

Anforderungen, die in den ELTIF-Regeln festgelegt 

sind, in den Abschnitten 11 bis 17 zusammengefasst 

sind und für ELTIF-Teilfonds gelten. 

„ELTIF-Prozentsatz für die Rücknahme “ bezeichnet für ELTIF-Teilfonds den in den Besonderen 

Bestimmungen beschriebenen Prozentsatz der 

Vermögenswerte der „Liquiden Mittel“ sowie 

etwaige zusätzliche flüssige Mittel (wie 

beispielsweise Cashflows, sofern diese als relevant 

erachtet und umsichtig eingesetzt werden), soweit 

dies nach den Anwendbaren Gesetzen zulässig ist. 
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„ELTIF-Verordnung“ bezeichnet die Verordnung (EU) 2015/760 vom 29. 

April 2015 über europäische langfristige 

Investmentfonds, geändert durch die Verordnung 

(EU) 2023/606 vom 15. März 2023. 

„ELTIF-Regeln“ bezeichnet das Regelwerk, das sich aus der ELTIF-

Verordnung, der ELTIF-Delegierten Verordnung, allen 

verbindlichen Leitlinien oder sonstigen delegierten 

Rechtsakten und Verordnungen, die von Zeit zu Zeit 

von den zuständigen Behörden der Europäischen 

Union gemäß der ELTIF-Verordnung und/oder der 

ELTIF-Delegierten Verordnung erlassen werden, 

sowie aus allen nationalen Gesetzen und Vorschriften 

zusammensetzt, die im Zusammenhang mit den 

vorgenannten Bestimmungen erlassen werden. 

„ELTIF-Teilfonds“ bezeichnet einen Teilfonds, der als ELTIF im Sinne der 

ELTIF-Verordnung qualifiziert ist, wie im jeweiligen 

Sonderteil eines solchen Teilfonds näher 

beschrieben, und der den ELTIF-Regeln entspricht. 

„EMIR REFIT“ hat die in Abschnitt 35.51 festgelegte Bedeutung. 

„EMIR“ hat die in Abschnitt 35.51 festgelegte Bedeutung. 

„Laufzeitende“ bezeichnet das „Laufzeitende“ eines ELTIF-Teilfonds 

im Sinne der ELTIF-Verordnung, wie in Abschnitt 1 

und, falls zutreffend, im Sonderteil in Bezug auf einen 

Teilfonds näher definiert.  

„ESG-Offenlegungen“ bezeichnet die Offenlegungen bezüglich der 

Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in 

Anlageentscheidungen, der Berücksichtigung 

negativer Nachhaltigkeitsauswirkungen sowie der 

Offenlegung von Informationen zu Umwelt, Soziales 

und Unternehmensführung (ESG) und zu 

Nachhaltigkeit, die gemäß der SFDR und/oder der 

Taxonomie-Verordnung und damit verbundenen 

Rechtsakten erforderlich sind.  

„ESMA“ hat die in Abschnitt 29.27 festgelegte Bedeutung. 

„EU-KI-Gesetz“ hat die in Abschnitt 35.106 festgelegte Bedeutung. 

„EU-AIF“ bezeichnet einen EU-AIF im Sinne von Artikel 4 Absatz 

1 Buchstabe k der AIFM-Richtlinie. 

„EU-AIFM“ bezeichnet einen EU-AIFM im Sinne von Artikel 4 

Absatz 1 der AIFM-Richtlinie. 

„EU-Risikobehaltungsvorschriften“ hat die in Abschnitt 35.50 festgelegte Bedeutung. 
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„EU“ bezeichnet die Europäische Union. 

„Euribor“ hat die in Abschnitt 35.14 festgelegte Bedeutung. 

„Euro“ oder „EUR“ bezeichnet die gesetzliche Währung der 

Europäischen Währungsunion. 

„Europäische grüne Anleihe“ bezeichnet eine Anleihe, die gemäß einer Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des Rates über 

europäische grüne Anleihen begeben wird. 

„EuSEFs“ bezeichnet Europäische Sozialunternehmerfonds, die 

durch die Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 

2013 über Europäische Sozialunternehmerfonds 

geregelt sind. 

„EuVECAs“ bezeichnet europäische Risikokapitalfonds, die der 

Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 über 

europäische Risikokapitalfonds unterliegen. 

„Erweiterungsrisiko“ hat die in Abschnitt 36.18 festgelegte Bedeutung. 

„Externer Bewerter“ oder „Externe 

Bewerter“ 

bezeichnet jede Stelle, die vom AIFM gemäß Artikel 

19 Absatz 4 Buchstabe a der AIFM-Richtlinie für die 

ordnungsgemäße und unabhängige Bewertung 

bestimmter Vermögenswerte des Fonds bestellt 

wurde. 

„FATCA“ bezeichnet den Foreign Account Tax Compliance Act, 

einen Teil des Hiring Incentives to Restore 

Employment Act von 2010, der 2010 in den 

Vereinigten Staaten in Kraft trat. 

„FATCA-Gesetz“ bezeichnet das luxemburgische Gesetz vom 24. Juli 

2015 in Bezug auf FATCA, mit dem das zwischen dem 

Großherzogtum Luxemburg und den Vereinigten 

Staaten von Amerika am 28. März 2014 geschlossene 

zwischenstaatliche Modellabkommen (Model 1) 

umgesetzt wird. 

„FATF“ hat die in Abschnitt 23.7 festgelegte Bedeutung. 

„FCs“ hat die in Abschnitt 35.51 festgelegte Bedeutung. 

„Feeder-AIF“ bezeichnet einen Feeder-AIF im Sinne der AIFM-

Richtlinie. 

„Feeder-ELTIF“ bezeichnet einen ELTIF oder einen Teilfonds 

desselben, der die Genehmigung erhalten hat, 

dauerhaft mindestens 85 % seines Vermögens in 
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Anteile eines anderen ELTIF oder eines Teilfonds 

eines ELTIF zu investieren. 

„FFIs“ hat die in Abschnitt 34.16 festgelegte Bedeutung. 

„Finanzunternehmen“ bezeichnet eines der folgenden: 

(a) ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 

1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 26. Juni 2013 über 

Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und 

Wertpapierfirmen und zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012; 

(b) eine Wertpapierfirma im Sinne von Artikel 4 

Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 2014/65/EU; 

(c) ein Versicherungsunternehmen im Sinne von 

Artikel 13 Nummer 1 der Richtlinie 

2009/138/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 25. November 2009 über 

die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit; 

(d) ein Rückversicherungsunternehmen im Sinne 

von Artikel 13 Nummer 4 der Richtlinie 

2009/138/EG; 

(e) eine Finanzholdinggesellschaft im Sinne von 

Artikel 4 Absatz 1 Nummer 20 der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013; 

(f) eine gemischte Finanzholdinggesellschaft im 

Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 22 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

(g) eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne von 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 

2009/65/EG; 

(h) ein AIFM im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 

Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU. 

„Geschäftsjahr“ bezeichnet das Geschäftsjahr des Fonds im Sinne von 

Abschnitt 32.2. 

„Fonds“ hat die ihm im Abschnitt „Wichtige Informationen“ 

zugewiesene Bedeutung. 

„DSGVO“ EU-Datenschutz-Grundverordnung 2016/679. 
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„Hauptversammlung“ oder 

„Hauptversammlungen“ 

bezeichnet jede Hauptversammlung der 

Anteilinhaber des Fonds (oder eines bestimmten 

Teilfonds und/oder einer bestimmten Anteilsklasse), 

die gemäß den Bestimmungen der Satzung und 

dieses Prospekts abgehalten wird; 

„Allgemeiner Teil“ bezeichnet den allgemeinen Teil dieses Prospekts, 

der Bestimmungen enthält, die für alle Teilfonds 

gelten, sofern in den Sonderteilen für einen oder 

mehrere Teilfonds nichts anderes ausdrücklich 

vorgesehen ist. 

„Komplementär“ bezeichnet onemarkets Alternatives GP, S.à r.l., den 

geschäftsführenden Komplementär (associé 

commandité-gérant) des Fonds, sowie dessen 

etwaige Rechtsnachfolger. Jede Bezugnahme auf den 

Komplementär umfasst, soweit es der Kontext 

erfordert, auch eine Bezugnahme auf dessen 

Beauftragte. 

„Deutsche Anlageverordnung“ bezeichnet die deutsche Verordnung über die Anlage 

des Sicherungsvermögens von Pensionskassen, 

Sterbekassen und kleinen 

Versicherungsunternehmen (Anlageverordnung) in 

ihrer jeweils gültigen Fassung. 

„Deutscher SGB-Anleger“ bezeichnet jeden deutschen Anteilseigner, der 

gesetzlich krankenversichert ist (allgemeine örtliche 

Krankenkassen, betriebliche Krankenkassen, 

Berufsgenossenschaften, Sozialversicherung für 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Gartenbau als 

Krankenversicherungsträger für Landwirte, die 

Deutsche Rentenversicherung für Bergleute, 

Eisenbahner und Seeleute als 

Krankenversicherungsträger, Ersatzkrankenkassen). 

„Deutsches Treuhänderrundschreiben“ bezeichnet das BaFin-Rundschreiben 03/2016 (VA) – 

Treuhänder zur Überwachung des 

Sicherungsvermögens. 

„Deutscher VAG-Anleger“ bezeichnet jeden Anteilseigner, der (i) hinsichtlich 

seiner Kapitalanlage den Bestimmungen des VAG und 

gegebenenfalls der deutschen 

Kapitalanlageverordnung unterliegt (insbesondere 

deutsche Versicherungsunternehmen, 

Pensionskassen und Pensionsfonds) oder (ii) 

aufgrund staatlicher oder sonstiger Vorschriften oder 

aufgrund freiwilliger Unterwerfung verpflichtet ist, 

die Bestimmungen des VAG, der deutschen 

Kapitalanlageverordnung oder vergleichbarer 



  22 
 

Vorschriften (insbesondere früherer Fassungen der 

deutschen Kapitalanlageverordnung, die vor 

Inkrafttreten des VAG am 1. Januar 2016 galten) in 

Bezug auf seine Kapitalanlagen einzuhalten, oder (iii) 

ausländischen Vorschriften unterliegt, die mit den 

unter (i) oder (ii) genannten Vorschriften vergleichbar 

sind, oder (iv) ein Anlagevehikel ist, das direkt oder 

indirekt ausschließlich von den in (i) bis (iii) 

genannten Anteilseignern gehalten wird. 

„Hire Act“ hat die in Abschnitt 34.16 festgelegte Bedeutung. 

„iCapital“ bezeichnet iCapital Markets LLC und Institutional CN 

(Europe) – Empresa de Investimento, S.A. (iCapital 

Portugal) oder eines ihrer jeweiligen Verbundenen 

Unternehmen. 

„IGA“ hat die in Abschnitt 34.17 festgelegte Bedeutung. 

„Entschädigungsberechtigte Partei“ hat die Bedeutung die diesem Begriff in den 

Abschnitten 20.39 und 27.1 zugewiesen wird. 

„Informationsformate“ hat die Bedeutung die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Ursprüngliche Klasse“ hat die in Abschnitt 25.3 festgelegte Bedeutung. 

„Erster Zeichnungstag“ hat die Bedeutung, die ihm im entsprechenden 

Sonderteil zugewiesen wird. 

„Intermediär“ hat die in Abschnitt 20.4 festgelegte Bedeutung. 

„Zwischengeschalteten Vehikeln “ bezeichnet zwischengeschaltete Unternehmen wie 

Zweckgesellschaften, Verbriefungs- oder Aggregator-

Vehikel oder Holdinggesellschaften, einschließlich 

Tochtergesellschaften, über die ein Teilfonds Anlagen 

tätigt.  

„Internationale Finanzsanktionen“ hat die in Abschnitt 23.9 festgelegte Bedeutung. 

„Anlage“ oder „Anlagen“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Anlageverwaltungsvertrag“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Anlageverwaltungsgebühr“ bezeichnet die Verwaltungsgebühr, die an den 

Empfänger als Gegenleistung für seine 

Dienstleistungen für den Fonds und seine Teilfonds zu 

zahlen ist, wie für den jeweiligen Teilfonds im 

Sonderteil festgelegt. 
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„Anlageverwalter“ bezeichnet eine vom AIFM bestellte Einrichtung, die 

die Aufgaben der Portfolioverwaltung in Bezug auf 

einen oder mehrere Teilfonds ganz oder teilweise 

wahrnimmt, sofern und soweit dies im Sonderteil 

näher festgelegt ist. 

„Anlageziel“ bezeichnet das Anlageziel des Fonds und der 

Teilfonds, wie es vom Komplementär gemäß 

Abschnitt 11 und im Sonderteil für jeden Teilfonds 

festgelegt wurde. 

„Anlagezeitraum“ hat die Bedeutung, die ihm im Sonderteil für jeden 

Teilfonds (sofern zutreffend) zugewiesen wird. 

„Anlagepolitik“ bezeichnet die spezifische Anlagepolitik jedes 

Teilfonds, wie sie vom Komplementär gemäß 

Abschnitt 11 und im Sonderteil für jeden Teilfonds 

festgelegt wurde. 

„Anlagebeschränkungen“ bezeichnet die für den Fonds und die Teilfonds 

geltenden Anlagebeschränkungen, wie sie vom 

Komplementär gemäß Abschnitt 11 und im Sonderteil 

für jeden Teilfonds festgelegt wurden. 

„Anleger“ bezeichnet einen potenziellen Anleger des Fonds 

sowie jede Person, die ein Antragsformular ausfüllt, 

um Anteile an einem Teilfonds/einer Klasse gemäß 

den Bedingungen des Prospekts zu zeichnen, jeden 

Erwerber und, je nach Kontext, jeden Anteilinhaber. 

„ISDA“ hat die in Abschnitt 35.111 festgelegte Bedeutung. 

„Liquide Mittel“ hat die in Abschnitt 13.1 festgelegte Bedeutung. 

„Sperrfrist“ hat die in Abschnitt 26.4 festgelegte Bedeutung. 

„Lugano-Übereinkommen“ hat die in Abschnitt 40.4 festgelegte Bedeutung. 

„Lux-GP-Betrag“ bezeichnet einen Betrag, der vom Fonds (oder im 

Namen des Fonds) an den Komplementär gezahlt 

wird für die vom Komplementär für den Fonds, ein 

alternatives Anlagevehikel oder ein anderes Vehikel 

(je nach Fall) erbrachten Dienstleistungen, 

einschließlich in seiner Eigenschaft als 

geschäftsführender Komplementär (associé 

commandité-gérant) des Fonds oder in ähnlicher 

Eigenschaft für solche anderen Einrichtungen, 

entspricht einem Betrag, der sich aus der Summe aller 

Auslagen zusammensetzt, die dem Komplementär in 

seiner Eigenschaft als Komplementär des Fonds, 

eines solchen alternativen Anlagevehikels oder eines 

solchen anderen Vehikels (je nach Fall) während des 
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betreffenden Jahres ordnungsgemäß entstanden sind 

(und die nicht anderweitig gemäß einer 

konzerninternen Vereinbarung oder auf andere 

Weise erstattet werden), zuzüglich einer 

marktüblichen Nettogewinnmarge, die gemäß den 

von der Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung festgelegten 

internationalen Verrechnungspreisstandards 

ermittelt wird. Der Lux-GP-Betrag ist jährlich 

nachträglich zu zahlen. 

„Manager“ oder „Managers“ hat die in Abschnitt „Komplementär“ angegebene 

Bedeutung. 

„Obligatorische Informationen“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Master-AIF“ bezeichnet einen Master-AIF im Sinne der AIFM-

Richtlinie. 

„Master-AIF-AIFM“ hat die in Abschnitt 36.75 festgelegte Bedeutung. 

„Master-AIF-Gruppe“ hat die in Abschnitt 36.75 festgelegte Bedeutung. 

„Master-AIF-Portfoliomanager“ hat die in Abschnitt 36.75 festgelegte Bedeutung. 

„Master-AIF-Prospekt“ hat die in Abschnitt 36.75 festgelegte Bedeutung. 

„Master-AIF-Dachfonds“ hat die in Abschnitt 36.86 festgelegte Bedeutung. 

„Master-ELTIF“ bezeichnet einen ELTIF oder einen Teilfonds 

desselben, in den ein anderer ELTIF dauerhaft 

mindestens 85 % seines Vermögens in Anteile oder 

Aktien investiert. 

„Master-ELTIF-AIFM“ hat die Bedeutung, die ihm im entsprechenden 

Sonderteil zugewiesen wird. 

„Master-ELTIF-Prospekt“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Master-Dachfonds“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„MBS“ hat die in Abschnitt 36.52 festgelegte Bedeutung. 
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„Mitgliedstaat“ bezeichnet einen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union. Die Staaten, die Vertragsparteien des 

Abkommens zur Errichtung des Europäischen 

Wirtschaftsraums („EWR“) sind, jedoch keine 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union, gelten im 

Rahmen der in diesem Abkommen und den damit 

verbundenen Rechtsakten festgelegten Grenzen als 

den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

gleichgestellt. 

„MiFID II“ bezeichnet die Richtlinie 2014/65/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 

2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur 

Änderung der Richtlinie 2002/92/EG und der 

Richtlinie 2011/61/EU. 

„MLI“ hat die in Abschnitt 35.78 festgelegte Bedeutung. 

„MTF“ bezeichnet ein multilaterales Handelssystem im Sinne 

von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 22 der Richtlinie 

2014/65/EU. 

„NIW“ bezeichnet den Nettoinventarwert, der gemäß den 

Bestimmungen in Abschnitt 28 des Prospekts und 

Artikel 23 der Satzung ermittelt wird. 

„NIW-Veröffentlichungstag“ hat die im jeweiligen Sonderteil festgelegte 

Bedeutung. 

„Neue Klasse“ hat die in Abschnitt 25.3 festgelegte Bedeutung. 

„Neuer ELTIF-Teilfonds“ hat die in Abschnitt 33.14 festgelegte Bedeutung. 

„Neuer Teilfonds“ hat die in Abschnitt 33.12 festgelegte Bedeutung. 

„NFC+s“ hat die in Abschnitt 35.51 festgelegte Bedeutung. 

„NFCs“ hat die in Abschnitt 35.51 festgelegte Bedeutung. 

„Northbound Trading Link“ hat die in Abschnitt 36.15 festgelegte Bedeutung. 

„OECD“ hat die in Abschnitt 34.6 festgelegte Bedeutung. 

„Zeichnungsfrist“ bezeichnet den Zeitraum, in dem Anleger Anträge auf 

Anlage in einen Teilfonds/eine Klasse stellen können, 

wie vom Komplementär festgelegt und wie im 

jeweiligen Sonderteil eines Teilfonds (sofern 

zutreffend) näher beschrieben. 

„Offener Teilfonds“ hat die in Abschnitt 26.1 festgelegte Bedeutung. 

„Betriebskosten“ hat die in Abschnitt 29.11 festgelegte Bedeutung. 
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„Organisations- und Angebotskosten“ hat die in Abschnitt 29.7 festgelegte Bedeutung. 

„OTC“ hat die in Abschnitt 35.51 festgelegte Bedeutung. 

„Allgemeine Kostenverhältnisse“ hat die in Anhang 2 angegebene Bedeutung. 

„PAI“ hat die in Abschnitt 18.4 festgelegte Bedeutung. 

„Erfolgsvergütung“ bezeichnet die erfolgsabhängige Zuteilung oder die 

Erfolgsgebühr, auf die der Empfänger (wie im 

jeweiligen Sonderteil definiert) in Bezug auf einen 

Teilfonds/eine Klasse Anspruch haben kann, wie im 

jeweiligen Sonderteil näher beschrieben.  

„Person“ bezeichnet jede natürliche Person, 

Kapitalgesellschaft, Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung, Treuhandgesellschaft, 

Personengesellschaft, Nachlass, Partnerschaft mit 

beschränkter Haftung, nicht eingetragene 

Vereinigung oder sonstige juristische Person. 

„Personenbezogene Daten“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Portfoliounternehmen“  bezeichnet Unternehmen, Unternehmungen und 

Geschäfte, an denen der Fonds und/oder der/die 

Teilfonds durch Anlagen direkt oder indirekt beteiligt 

ist/sind. 

„Portfolio-Aufbauphase“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„PPT“ hat die Abschnitt 35.78 festgelegte Bedeutung. 

„Vorauszahlungsrisiko“ hat die in Abschnitt 36.18 festgelegte Bedeutung. 

„PRIIPS-KID“ oder „Basisinformationsblatt 

für verpackte Anlageprodukte für 

Kleinanleger und 

Versicherungsbasierteanlageprodukte“  

bezeichnet die wesentlichen Informationsdokumente 

für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und 

versicherungsbasierteanlageprodukte im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 1286/2014. 

„Vermittlungsgebühr“ hat die in Abschnitt 29.5 festgelegte Bedeutung. 

„Produktdienstleistungsvertrag“ bezeichnet die zwischen dem Fonds und iCapital als 

Produktdienstleister geschlossene Vereinbarung. 

„Produktdienstleister“ bezeichnet iCapital in ihrer Eigenschaft als Erbringerin 

von Beratungs- und Unterstützungsdienstleistungen 

im Bereich der Strukturierung für den Fonds, einen 

Teilfonds und/oder den Komplementär oder eine 

andere Einrichtung, die später in dieser Eigenschaft 

bestellt werden kann. 
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„Gebühr des Produktdienstleisters“ hat die in Abschnitt 29.21 festgelegte Bedeutung. 

„professioneller Anleger“ bezeichnet einen Anleger, der als professioneller 

Kunde gilt oder gemäß Anhang II der MiFID II 

erfolgreich beantragt hat, als professioneller Kunde 

behandelt zu werden. 

„Unzulässige Person“ hat die in den Abschnitten 20.33 und 20.34 

festgelegte Bedeutung. 

„Prospekt“ bezeichnet diesen Prospekt in seiner jeweils gültigen 

Fassung (einschließlich des Allgemeinen Teils und, für 

jeden Teilfonds, des für diesen Teilfonds geltenden 

Sonderteils). 

„Qualifiziertes Portfoliounternehmen“ hat die in Abschnitt 14 festgelegte Bedeutung. 

„Aufbauphase“ hat die Bedeutung, die ihm in Abschnitt 15 : 

„Zusammensetzung und Diversifizierung des 

Portfolios der ELTIF-Teilfonds“ des Allgemeinen Teils 

sowie im Sonderteil für jeden Teilfonds zugewiesen 

wird. 

„RBO-Gesetz“ hat die in Abschnitt 23.12 festgelegte Bedeutung. 

„RBO“ hat die in Abschnitt 23.12 festgelegte Bedeutung. 

„RCS“ bezeichnet das luxemburgische Handels- und 

Gesellschaftsregister (Registre de Commerce et des 

Sociétés). 

„Sachwert“ bezeichnet einen Vermögenswert, der aufgrund 

seiner Beschaffenheit und Eigenschaften einen 

Ertragswert hat. 

„Empfänger“ hat die in Abschnitt 29.14 festgelegte Bedeutung. 

„Stichtag“ hat die in Abschnitt 31.6 festgelegte Bedeutung. 

„Rücknahme-Stichtag“ hat für offene Teilfonds die in dem jeweiligen 

Sonderteil festgelegte Bedeutung. 

„Annahmeschlusszeitpunkt“ für offene Teilfonds hat die in dem jeweiligen 

Sonderteil festgelegte Bedeutung. 

„Rücknahmetag“ für offene Teilfonds hat die im jeweiligen Sonderteil 

festgelegte Bedeutung. 

„Rücknahmegebühr“ hat die in Abschnitt 26.4 festgelegte Bedeutung. 

„Rücknahmebeschränkung“ oder 

„Rücknahmebeschränkungen“ 

hat die in Abschnitt 26.4 festgelegte Bedeutung. 

„Rücknahmeantrag“ hat die in Abschnitt 26.5 festgelegte Bedeutung. 
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„Rücknahmeabrechnungstag“ hat für offene Teilfonds die in dem jeweiligen 

Sonderteil festgelegte Bedeutung. 

„Rücknahmeschwelle“ für offene Teilfonds hat die im jeweiligen Sonderteil 

festgelegte Bedeutung. 

„Referenzwährung“ bezeichnet die Währung, auf die der NIW jedes 

Teilfonds oder jeder Klasse lautet, wie für jeden 

Teilfonds im jeweiligen Sonderteil angegeben. 

„Register“ bezeichnet das Register des Fonds, das gemäß dem 

Gesetz von 1915 am Sitz des Fonds geführt wird. 

„Regulierter Markt“ bezeichnet einen geregelten Markt im Sinne von 

Artikel 4 Absatz 1 Nummer 21 der Richtlinie 

2014/65/EU. 

„Meldepflichtige Vereinbarungen“ hat die in Abschnitt 34.10 festgelegte Bedeutung. 

„Pensionsgeschäft“ bezeichnet ein Pensionsgeschäftim Sinne von Artikel 

4 Absatz 1 Nummer 83 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013. 

„RESA“ bezeichnet das „Recueil Electronique des Sociétés et 

Associations“, das seit dem 1. Juni 2016 das offizielle 

digitale Amtsblatt in Luxemburg ist. 

„Kleinanleger“ bezeichnet einen Anleger, der kein professioneller 

Anleger ist. 

„Vorkaufsrecht“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Risikobehalter“ hat die in Abschnitt 35.50 festgelegte Bedeutung. 

„Sanktionen“ hat die in Abschnitt 35.54 festgelegte Bedeutung. 

„SEC“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Abschnitt“ bezeichnet, sofern nicht anders angegeben, einen 

Abschnitt des allgemeinen Teils dieses Prospekts. 

„Wertpapierleihe“ oder 

„Wertpapierausleihe“ 

bezeichnet jede Transaktion, bei der eine 

Gegenpartei Wertpapiere unter der Verpflichtung 

überträgt, dass der Entleiher zu einem späteren 

Zeitpunkt oder auf Verlangen des Übertragenden 

gleichwertige Wertpapiere zurückgibt, wobei diese 

Transaktion für die die Wertpapiere übertragende 

Gegenpartei als Wertpapierverleih und für die 

Gegenpartei, an die sie übertragen werden, als 

Wertpapierentleihe gilt. 
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„Verbriefungsverordnung“ hat die in Abschnitt 35.50 festgelegte Bedeutung. 

„SEHK“ hat die in Abschnitt 36.14 festgelegte Bedeutung. 

„Dienstleister“ hat die in Abschnitt 38.8 festgelegte Bedeutung. 

„Servicing-Gebühren“ hat die in Abschnitt 29.23 festgelegte Bedeutung. 

„SFDR“ bezeichnet die EU-Verordnung über 

nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im 

Finanzdienstleistungssektor (Verordnung (EU) 

2019/2088) in ihrer jeweils gültigen Fassung, 

einschließlich der anwendbaren SFDR-Delegierten 

Verordnung. 

„SFDR-Delegierte Verordnung“ bezeichnet die Delegierte Verordnung (EU) 

2022/1288 der Kommission vom 6. April 2022 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) 2019/2088 des 

Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf 

technische Regulierungsstandards, die die 

Einzelheiten des Inhalts und der Darstellung der 

Informationen im Zusammenhang mit dem 

Grundsatz „keinen erheblichen Schaden anrichten“ 

festlegen, die den Inhalt, die Methoden und die 

Darstellung von Informationen in Bezug auf 

Nachhaltigkeitsindikatoren und nachteilige 

Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit sowie den Inhalt 

und die Darstellung von Informationen in Bezug auf 

die Förderung ökologischer oder sozialer Merkmale 

und nachhaltiger Anlageziele in vorvertraglichen 

Dokumenten, auf Websites und in regelmäßigen 

Berichten festlegt, in der jeweils gültigen Fassung. 

„SFT-Verordnung“ hat die in Abschnitt 32.9 festgelegte Bedeutung. 

„Anteil“ bezeichnet eine Namensaktie eines Teilfonds/einer 

Klasse. 

„Anteilinhaber“ bezeichnet eine Person, die im Register des Fonds als 

Inhaber von Anteilen eingetragen ist. 

„Leerverkauf“ bezeichnet eine Tätigkeit im Sinne von Artikel 2 

Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 

236/2012. 

„SICAV“ hat die Bedeutung, die ihm im Abschnitt „Wichtige 

Informationen“ zugewiesen wird. 

„Side Letters“ hat die in Abschnitt 20.13 festgelegte Bedeutung. 

„Sonderhandel“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 
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„Sonderhandelstag“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Sonderhandel Zahlungstag“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Sonderhandelspreis“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Sonderteil“ bezeichnet einen Sonderteil in Anhang I „Sonderteile 

– Die Teilfonds“ dieses Prospekts, der spezifische 

Informationen zu jedem Teilfonds enthält. 

„Sonderrücknahmen“ hat die Bedeutung, die ihm im entsprechenden 

Sonderteil zugewiesen wird. 

„Sonderzeichnung“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Spread“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„SSE“ hat die in Abschnitt 36.14 festgelegte Bedeutung. 

„STS“ bedeutet „einfache, transparente und 

standardisierte Verbriefung“, d. h. eine Verbriefung, 

die die in Artikel 18 der Verordnung (EU) 2017/2402 

festgelegten Bedingungen erfüllt. 

„Teilfonds“ bezeichnet einen Teilfonds innerhalb des Fonds. 

„Geschäftstag des Teilfonds“ hat die im jeweiligen Sonderteil festgelegte 

Bedeutung, soweit anwendbar. 

„Schätzung des Sonderhandelspreises des 

Teilfonds“ 

hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Sonderhandelspreisdatum des Teilfonds“ hat die Bedeutung, die ihm im jeweiligen Sonderteil 

zugewiesen wird. 

„Zeichnungsschluss“ hat die im jeweiligen Sonderteil festgelegte 

Bedeutung. 

„Zeitschluss für Zeichnungen“ hat die im jeweiligen Sonderteil festgelegte 

Bedeutung. 

„Zeichnungstag“ bezeichnet den Zeichnungstag eines Teilfonds oder 

einer Klasse (sofern vorhanden), wie er vom 

Komplementär festgelegt wird.  

„Zeichnungsgebühr“ hat die in Abschnitt 29.3 festgelegte Bedeutung. 
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„Zeichnungspreis“ bezeichnet den Preis, zu dem die Anteile jeder Klasse 

zur Zeichnung angeboten werden, wie im Sonderteil 

für den jeweiligen Teilfonds beschrieben. 

„Zeichnungsabwicklungstag“ hat die im jeweiligen Sonderteil festgelegte 

Bedeutung. 

„Tochtergesellschaft“ bezeichnet jede Gesellschaft, Personengesellschaft 

oder juristische Person, 

(a) die vom Fonds oder einem Teilfonds 

kontrolliert wird; oder 

(b) an der der Fonds (oder seine Teilfonds) direkt 

oder indirekt mehr als 50 % des 

Aktienkapitals halten; 

und die in beiden Fällen die folgenden Bedingungen 

erfüllt: 

(c) sie übt keine andere Haupttätigkeit aus als 

das direkte oder indirekte Halten von 

Anlagen, die gemäß dem Anlageziel und der 

Anlagepolitik des Fonds und des/der 

betreffenden Teilfonds als solche qualifiziert 

sind; und 

(d) soweit dies nach den geltenden 

Rechnungslegungsvorschriften erforderlich 

ist, wird diese Tochtergesellschaft im 

Jahresabschluss des Fonds konsolidiert; 

Jede der oben genannten inländischen oder 

ausländischen Gesellschaften, 

Personengesellschaften oder Einrichtungen gilt als 

vom Fonds oder seinen Teilfonds „kontrolliert“, wenn 

(i) der Fonds oder seine Teilfonds insgesamt direkt 

oder indirekt mehr als 50 % der Stimmrechte an 

dieser Einrichtung halten oder aufgrund einer 

Vereinbarung mit anderen Anteilseignern mehr als 50 

% der Stimmrechte kontrollieren oder (ii) die 

Mehrheit der Geschäftsführer oder 

Vorstandsmitglieder dieser Einheit Mitglieder der 

Komplementärgesellschaft sind, es sei denn, dies ist 

aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen 

nicht durchführbar, oder (iii) der Fonds oder seine 

Teilfonds das Recht haben, die Mehrheit der 

Mitglieder des Leitungsorgans dieser Einheit zu 

bestellen oder abzuberufen. Zur Vermeidung von 
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Zweifeln: Der Begriff „Tochtergesellschaft“ umfasst 

auch jede hundertprozentige Tochtergesellschaft. 

„SZSE“ hat die in Abschnitt 36.14 festgelegte Bedeutung. 

„Steuerberichterstattungsregelungen“ hat die in Abschnitt 29.27 festgelegte Bedeutung. 

„Taxonomie-Verordnung“ bezeichnet die Verordnung (EU) 2020/852 vom 18. 

Juni 2020 zur Schaffung eines Rahmens zur 

Erleichterung nachhaltiger Investitionen.  

„Transaktionsgebühren“ hat die in Abschnitt 29.34 festgelegte Bedeutung. 

„Übertragung“ bezeichnet jede Übertragung, Abtretung, jeden 

Verkauf, jede Belastung, jede Sicherungsübereignung 

usw. einer oder mehrerer Aktien durch einen 

Anteilinhaber (der „Übertragende“, wobei die 

Person, auf die die Aktie übertragen wird, der 

„Erwerber“ ist). 

„Erwerber“ hat die oben angegebene Bedeutung. 

„Übertragender“ hat die oben angegebene Bedeutung. 

„Trust-UBO-Register-Gesetz“ hat die in Abschnitt 23.14 festgelegte Bedeutung. 

„Trust-UBO-Register“ hat die in Abschnitt 23.14 festgelegte Bedeutung. 

„US-Person“  definiert in der Regulation S gemäß dem 1933 Act und 

ähnlichen Kategorien, wie sie im US-amerikanischen 

„HIRE“-Gesetz vom 18. März 2010 und im FATCA-

Rahmenwerk beschrieben sind. 

„OGAW“ bezeichnet einen Organismus für gemeinsame 

Anlagen in Wertpapieren, der gemäß der Richtlinie 

2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften betreffend Organismen 

für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, geändert 

durch die Richtlinie 2014/91/EU hinsichtlich der 

Aufgaben der Verwahrstelle, der Vergütungspolitik 

und der Sanktionen, errichtet wurde. 

„UniCredit-Gruppe“ bezeichnet die UniCredit S.p.A. und alle mit ihr 

Verbundenen Unternehmen. 

„Vereinigte Staaten“, „USA“ oder „US“ bezeichnet die Vereinigten Staaten von Amerika 

sowie alle ihre Territorien, Besitzungen und sonstigen 

Gebiete, die ihrer Gerichtsbarkeit unterliegen. 

„Nicht erfüllter Rücknahmeantrag“ hat die in Abschnitt 26.8 festgelegte Bedeutung. 
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„VAG“ bezeichnet das deutsche 

Versicherungsaufsichtsgesetz in seiner jeweils 

gültigen Fassung. 

„Bewertungstag“ bezeichnet einen Stichtag, zu dem der NIW pro Anteil 

eines Teilfonds und seiner Klasse(n) berechnet wird, 

wie in Abschnitt 28 unter „Bewertung“ und im 

Sonderteil für den jeweiligen Teilfonds näher 

beschrieben. 
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Allgemeiner Teil 

Die Begriffe in diesem Allgemeinen Teil und in der Satzung gelten für alle im Rahmen der Dachfonds-

Struktur des Fonds eingerichteten Teilfonds, sofern nicht, was den Allgemeinen Teil betrifft, im 

Sonderteil etwas anderes vorgesehen ist. Die besonderen Merkmale und Bestimmungen für jeden 

Teilfonds sind im entsprechenden Abschnitt des Sonderteils dargelegt. 

1. Fondsstruktur 

Gründung des Fonds 

1.1. Der Fonds wurde im Großherzogtum Luxemburg als Kommanditgesellschaft auf Aktien 

(société en commandite par actions) gegründet und gilt als offene Investmentgesellschaft 

mit variablem Kapital (société d'investissement à capital variable) gemäß Teil II des Gesetzes 

von 2010 sowie als AIF im Sinne der AIFM-Richtlinie. Die Gründungsurkunde des Fonds ist 

im RESA seit dem 27 Mai 2026 unter der Nummer RESA_2026_115.80 veröffentlicht, und 

der Fonds ist im RCS unter der Nummer B 308.148 registriert. 

1.2. Gemäß dem Gesetz von 1915 wird der Fonds von seinem geschäftsführenden 

Komplementär (associé commandité gérant), dem Komplementär, verwaltet. Der Fonds hat 

den AIFM mit der Durchführung der Portfolioverwaltung und des Risikomanagements des 

Fonds beauftragt, wie in Abschnitt 2 näher dargelegt und in Übereinstimmung mit den AIFM-

Regeln und der ELTIF-Verordnung, soweit anwendbar. Mit Zustimmung des Fonds kann der 

AIFM seine Portfolioverwaltungsaufgaben ganz oder teilweise an einen oder mehrere 

Anlageverwalter delegieren. 

Dachfonds-Struktur 

1.3. Der Fonds ist eine Dachfonds-Struktur und kann aus mehreren Teilfonds bestehen. Gemäß 

Artikel 181 des Gesetzes von 2010 wird für jeden Teilfonds ein separates Anlageportfolio 

geführt, das gemäß dem für diesen Teilfonds geltenden Anlageziel, der Anlagepolitik und 

den Anlagebeschränkungen angelegt wird. Jeder Teilfonds haftet gegenüber Gläubigern 

allein für die Schulden, Verpflichtungen und Verbindlichkeiten, die diesen Teilfonds 

betreffen. Im Verhältnis zwischen den Anteilinhabern wird jeder Teilfonds als von den 

anderen Teilfonds getrennt betrachtet. 

1.4. Der Komplementär kann geschlossene Teilfonds einrichten, bei denen die Anteilinhaber kein 

Recht auf Rücknahme ihrer Anteile haben, sowie offene Teilfonds, bei denen die 

Anteilinhaber unter bestimmten Bedingungen, die im Abschnitt 26 und im Sonderteil näher 

erläutert sind, die Rücknahme ihrer Anteile verlangen können. 

1.5. Jeder Teilfonds wird auf begrenzte oder unbegrenzte Dauer aufgelegt. Soweit zutreffend, 

sind die Laufzeit und – bei ELTIF-Teilfonds – das Laufzeitende (wie oben definiert) jedes 

Teilfonds im Sonderteil festgelegt. 

1.6. Teilfonds, die gemäß der ELTIF-Verordnung als ELTIF-Teilfonds gelten, müssen die ELTIF-

Regeln und die ELTIF-Anlagebeschränkungen einhalten, wie sie in den Abschnitten 11 bis 17 

dargelegt sind. 

1.7. Jeder Teilfonds wird im Folgenden im Sonderteil näher beschrieben. 
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1.8. Der AIFM verfügt über die erforderliche Lizenz zur Durchführung von Fondsgeschäften, zur 

Vermögensverwaltung mit Ermessensspielraum und zur Anlageberatung in Bezug auf 

Finanzinstrumente.  

Parallelstrukturen 

1.9. Nach Ermessen des Komplementärs können zur Berücksichtigung bestimmter Anleger oder 

Anlegertypen ein oder mehrere Anlagevehikel eingerichtet werden, die parallel zu einem 

Teilfonds operieren. Werden solche Parallelstrukturen eingerichtet, werden die 

Parallelstruktur und der betreffende Teilfonds, soweit dies praktikabel ist und wie im 

jeweiligen Sonderteil näher beschrieben und eingeschränkt, parallel operieren, sich anteilig 

an allen Anlagemöglichkeiten beteiligen und sich anteilig an allen Anlagekosten beteiligen. 

Laufzeit 

1.10. Der Fonds wurde auf unbestimmte Zeit gegründet. Jeder Teilfonds wird auf begrenzte oder 

unbegrenzte Zeit errichtet. Soweit zutreffend, ist das Laufzeitende jedes Teilfonds im 

jeweiligen Sonderteil festgelegt.  

Anteilskapital 

1.11. Der Fonds wurde mit einem Anfangskapital von dreißigtausend Euro (30.000,00 EUR) 

gegründet, das durch einen (1) Kommanditisten-Anteil und neunundzwanzig (29) 

Stammanteile repräsentiert wird (wobei diese Begriffe in der Satzung definiert sind). Die 

Mindestkapitalausstattung des Fonds beträgt gemäß dem Gesetz von 2010 eine Million 

zweihundertfünfzigtausend Euro (1.250.000 EUR) oder den Gegenwert in einer anderen 

Währung und muss innerhalb einer Frist von zwölf (12) Monaten nach der Zulassung des 

Fonds durch die CSSF oder innerhalb einer anderen durch die Anwendbaren Gesetze 

vorgesehenen Frist erreicht werden. 

1.12. Der Fonds verfügt über ein variables Kapital, das jederzeit dem Nettoinventarwert (NIW) 

aller seiner Teilfonds entspricht. Das Aktienkapital besteht aus voll eingezahlten Aktien, die 

ohne Nennwert ausgegeben werden. 

1.13. Alle Anteile werden ausschließlich in Namensform ausgegeben. Jeder Anteil berechtigt 

seinen Inhaber gemäß dem Gesetz von 1915 und der Satzung zu einer Stimme in jeder 

Hauptversammlung (wie oben definiert). Alle Beschlüsse der Anteilinhaber werden gemäß 

den Bestimmungen der Satzung und dieses Prospekts gefasst. Weitere Informationen zu 

Hauptversammlungen finden Sie im Abschnitt 31. 

Komplementär 

1.14. Der Komplementär ist für die Gesamtleitung und Kontrolle des Fonds verantwortlich. Der 

Komplementär überprüft die Geschäftstätigkeit des Fonds in regelmäßigen Sitzungen. Zu 

diesem Zweck erhält der Komplementär vom AIFM regelmäßige Berichte, in denen die 

Wertentwicklung des Fonds detailliert dargestellt und sein Anlageportfolio analysiert wird. 

Der AIFM stellt alle sonstigen Informationen zur Verfügung, die von Zeit zu Zeit für die 

Zwecke dieser Sitzungen angemessen erforderlich sind. 
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1.15. Alle Mandate der Manager (jeweils „ein Manager“, zusammen „die Managers“) des 

Komplementärs begannen am Tag der Gründung des Komplementärs, und die Manager 

wurden auf unbestimmte Zeit bestellt. 

1.16. Bei keinem der Manager besteht ein Interessenkonflikt zwischen seinen Pflichten gegenüber 

dem Fonds und seinen privaten Interessen. Potenzielle Interessenkonflikte, die zwischen 

den Pflichten der Manager gegenüber dem Fonds und gegenüber anderen Unternehmen 

entstehen könnten, bei denen sie Mitglieder des Leitungs- oder Verwaltungsorgans 

und/oder Mitarbeiter sind, wurden durch die Einführung einer Richtlinie zu 

Interessenkonflikten geregelt. 

1.17. Der Komplementär bestätigt, dass nach seinem besten Wissen zum Zeitpunkt dieses 

Prospekts keine ungelösten Interessenkonflikte zwischen den Pflichten der Manager 

gegenüber dem Fonds und ihren privaten Interessen oder anderen Pflichten bestehen. 

Annahme des Prospekts und der Satzung 

1.18. Der Fonds unterliegt der Satzung und diesem Prospekt. 

1.19. Mit der Unterzeichnung eines Antragsformulars erklärt sich der Anleger mit der Satzung und 

dem Prospekt einverstanden. 

1.20. Im Falle von Widersprüchen zwischen dem Prospekt und der Satzung ist die Satzung 

maßgebend. Der Prospekt kann gemäß Abschnitt39 geändert werden; die Satzung kann 

gemäß Artikel 29 der Satzung geändert werden. 

Zusätzliche Angaben 

1.21. Der Fonds bestätigt, dass er die für ihn geltenden Corporate-Governance-Vorschriften 

einhält. 

1.22. Der Fonds hat keinen Prime Broker bestellt. 

2. Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFM)  

Ernennung 

2.1. Der AIFM wurde vom Fonds gemäß den Bedingungen eines AIFM-Vertrags zwischen dem 

Fonds und dem AIFM als externer Verwalter alternativer Investmentfonds des Fonds im 

Sinne von Kapitel II der AIFM-Richtlinie und in Übereinstimmung mit den Bestimmungen von 

Artikel 101(2) des Gesetzes von 2010 sowie den einschlägigen Bestimmungen der ELTIF-

Verordnung (sofern anwendbar) benannt. In Bezug auf die ELTIF-Teilfonds fungiert der AIFM 

auch als ELTIF-Verwalter im Sinne der ELTIF-Verordnung. 

2.2. In seiner Funktion als Verwalter alternativer Investmentfonds des Fonds ist der AIFM 

insbesondere für die Verwaltung des Vermögens der Teilfonds (einschließlich Portfolio- und 

Risikomanagement), die Bewertung sowie die Vertriebsfunktionen verantwortlich. 

2.3. In Übereinstimmung mit den Anwendbaren Gesetzen, sofern anwendbar, und mit 

vorheriger Zustimmung der CSSF und des Komplementärs ist der AIFM befugt, unter seiner 

Verantwortung einen Teil seiner Pflichten und Befugnisse zu delegieren; in diesem Fall wird 
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dieser Prospekt entsprechend aktualisiert. Eine solche Delegation erfolgt in 

Übereinstimmung mit den Bestimmungen der AIFM-Regeln und des Gesetzes von 2010. 

2.4. Die Rechte und Pflichten des AIFM richten sich nach dem Gesetz von 2010, den AIFM-Regeln, 

den ELTIF-Regeln und dem AIFM-Vertrag.  

2.5. Um potenzielle Berufshaftpflichtrisiken aus den Tätigkeiten des AIFM abzudecken, hält der 

AIFM zusätzliche Eigenmittel zur Deckung der Haftung aus beruflicher Fahrlässigkeit vor, die 

den abgedeckten Risiken angemessen sind. 

2.6. Gemäß dem AIFM-Vertrag und/oder den Bestimmungen separater Dienstleistungsverträge 

ist der AIFM unter Umständen berechtigt, dem Fonds bestimmte Gebühren, Entgelte und 

Aufwendungen zu berechnen, die direkt oder indirekt im Zusammenhang mit dem 

Fondsbetrieb anfallen. Die Höhe dieser Gebühren, Entgelte und Aufwendungen lässt sich im 

Voraus nicht genau vorhersagen und beziffern, da sie von zahlreichen Faktoren abhängt, wie 

beispielsweise dem Umfang der erbrachten Dienstleistungen und/oder der Art der 

Fondstätigkeiten. Die Einzelheiten zu diesen Beträgen werden gemäß Artikel 23 Absatz 4 

Buchstabe e der AIFM-Richtlinie regelmäßig auf jährlicher Basis offengelegt. 

2.7. Sofern hierin nicht ausdrücklich anders angegeben, ist, wenn im Prospekt darauf Bezug 

genommen wird, dass der AIFM oder die Geschäftsführer des AIFM Maßnahmen ergreifen, 

davon auszugehen, dass der AIFM diese Maßnahmen in eigenem Namen und im Namen des 

Fonds ergreift. 

Kündigung 

2.8. Der AIFM-Vertrag kann entweder (i) mit sofortiger Wirkung in den wenigen im AIFM-Vertrag 

vorgesehenen Fällen oder (ii) ansonsten jederzeit mit einer Frist von drei (3) Monaten 

schriftlich gekündigt werden. 

2.9. Darüber hinaus kann der AIFM-Vertrag bei Eröffnung des Liquidationsverfahrens des Fonds 

gekündigt werden. 

3. Anlageverwalter 

3.1. Mit Zustimmung des Fonds kann der AIFM seine Portfolioverwaltungsaufgaben in Bezug auf 

jeden Teilfonds ganz oder teilweise an einen oder mehrere Anlageverwalter delegieren, 

sofern und soweit dies im Sonderteil näher ausgeführt ist. Gegebenenfalls werden der Name 

des/der Anlageverwalter(s) sowie die an diesen/diese zu zahlenden Gebühren im jeweiligen 

Sonderteil offengelegt. 

4. Verwahrstelle 

4.1. Der Fonds hat BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, gemäß dem Verwahrungsvertrag und 

den einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes von 2010 sowie, soweit anwendbar, der 

ELTIF-Verordnung, wie sie durch Anwendbare Gesetze ergänzt, umgesetzt oder ausgelegt 

wird, zur Verwahrstelle für das Vermögen des Fonds (die „Verwahrstelle“) bestellt. 

4.2. Anleger können den Verwahrungsvertrag auf Anfrage am Sitz des Fonds einsehen, um sich 

ein besseres Verständnis und Wissen über die Pflichten und Haftungen der Verwahrstelle zu 

verschaffen.  
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4.3. Die Verwahrstelle wird ihre Aufgaben und Pflichten gemäß den Bestimmungen dieses 

Prospekts, der Satzung, des Gesetzes von 2010 und der ELTIF-Regeln, soweit anwendbar, 

wahrnehmen. Die Verwahrstelle ist verantwortlich für (i) die Verwahrung aller 

Finanzinstrumente des Fonds und jedes Teilfonds, die verwahrt werden müssen, (ii) die 

Überprüfung des Eigentums an anderen Vermögenswerten des Fonds und jedes Teilfonds, 

(iii) die Überwachung der Barmittel des Fonds und jedes Teilfonds und (iv) folgende 

zusätzliche Aufsichtsfunktionen, nämlich:  

(a) sicherzustellen, dass der Verkauf, die Ausgabe, der Rückkauf, die Rücknahme und die 

Einziehung von Anteilen im Einklang mit dem geltenden luxemburgischen Recht, 

diesem Prospekt und der Satzung erfolgen; 

(b) sicherzustellen, dass der Wert der Anteile in Übereinstimmung mit dem geltenden 

luxemburgischen Recht, diesem Prospekt und der Satzung berechnet wird; 

(c) die Anweisungen des AIFM oder des Fonds auszuführen, sofern diese nicht im 

Widerspruch zum geltenden luxemburgischen Recht, diesem Prospekt und der 

Satzung stehen; 

(d) sicherzustellen, dass bei Transaktionen, die das Vermögen des Fonds betreffen, 

jegliche Gegenleistung innerhalb der üblichen Fristen an den Fonds überwiesen wird; 

(e) sicherzustellen, dass die Erträge des Fonds gemäß dem geltenden luxemburgischen 

Recht, diesem Prospekt und der Satzung verwendet werden. 

4.4. Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermögenswerte dürfen weder von der 

Verwahrstelle noch von Dritten, an die die Verwahrfunktion delegiert wurde, für eigene 

Rechnung wiederverwendet werden. Die Wiederverwendung umfasst jede Transaktion mit 

verwahrten Vermögenswerten, einschließlich, aber nicht beschränkt auf Übertragung, 

Verpfändung, Verkauf und Verleih. 

4.5. Alle oben genannten Pflichten sind im Verwahrungsvertrag näher beschrieben, der am Sitz 

des Fonds eingesehen werden kann. 

4.6. Das vorrangige Ziel der Verwahrstelle ist der Schutz der Interessen der Anteilinhaber des 

Fonds, die stets Vorrang vor etwaigen geschäftlichen Interessen haben.  

4.7. Interessenkonflikte können entstehen, wenn der AIFM oder der Fonds parallel zur 

Bestellung von BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, als Verwahrstelle weitere 

Geschäftsbeziehungen mit BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, unterhält.  

4.8. Solche anderen Geschäftsbeziehungen können Dienstleistungen im Zusammenhang mit 

- der Auslagerung/Delegation von Middle- oder Back-Office-Funktionen (z. B. 

Handelsabwicklung, Bestandsführung, Überwachung der Compliance nach dem 

Handel, Sicherheitenverwaltung, OTC-Bewertung, Fondsverwaltung einschließlich 

der Berechnung des Nettoinventarwerts, Transferstelle, Fonds-

Handelsdienstleistungen), bei denen BNP Paribas oder ihre Verbundenen 

Unternehmen als Beauftragte des Fonds oder des AIFM auftreten, oder  

- der Auswahl von BNP Paribas oder deren Verbundenen Unternehmen als 

Gegenpartei oder Erbringer von Nebendienstleistungen für Angelegenheiten wie 

Devisengeschäfte, Wertpapierleihe und Überbrückungsfinanzierungen. 

4.9. Die Verwahrstelle ist verpflichtet, sicherzustellen, dass jede Transaktion im Zusammenhang 

mit solchen Geschäftsbeziehungen zwischen der Verwahrstelle und einem Unternehmen 
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derselben Gruppe wie die Verwahrstelle zu marktüblichen Bedingungen erfolgt und im 

besten Interesse der Anteilinhaber liegt. 

4.10. Um etwaige Interessenkonflikte zu bewältigen, hat die Verwahrstelle eine Richtlinie zum 

Umgang mit Interessenkonflikten eingeführt und pflegt diese, die insbesondere darauf 

abzielt: 

- potenzielle Interessenkonflikte zu identifizieren und zu analysieren; 

- Erfassung, Steuerung und Überwachung von Interessenkonfliktsituationen 

entweder durch: 

 auf die bestehenden dauerhaften Maßnahmen zur Bewältigung von 

Interessenkonflikten zurückzugreifen, wie z. B. Aufgabentrennung, 

Trennung der Berichtswege, Insiderlisten für Mitarbeiter; 

 die Einführung einer fallbezogenen Handhabung, um (i) geeignete 

Präventivmaßnahmen zu ergreifen, wie z. B. die Erstellung einer neuen 

Beobachtungsliste, die Einrichtung einer neuen „Chinese Wall“ (d. h. durch 

funktionale und hierarchische Trennung der Wahrnehmung ihrer 

Verwahrstellenpflichten von anderen Tätigkeiten), die Sicherstellung, dass 

die Geschäfte zu marktüblichen Bedingungen durchgeführt werden, 

und/oder die Unterrichtung der betroffenen Anteilinhaber des Fonds, oder 

(ii) die Durchführung der Tätigkeit, die den Interessenkonflikt verursacht, zu 

verweigern; 

 Umsetzung einer Standesordnung; 

 Erstellung einer Kartografie der Interessenkonflikte, die es ermöglicht, ein 

Verzeichnis der dauerhaften Maßnahmen zu erstellen, die zum Schutz der 

Interessen des Fonds getroffen wurden; oder 

 Einführung interner Verfahren, beispielsweise in Bezug auf (i) die 

Beauftragung von Dienstleistern, die zu Interessenkonflikten führen 

können, (ii) neue Produkte/Tätigkeiten der Verwahrstelle, um jede Situation 

zu bewerten, die einen Interessenkonflikt mit sich bringt.  

4.11. Sollten Interessenkonflikte auftreten, verpflichtet sich die Verwahrstelle, sich nach besten 

Kräften zu bemühen, solche Interessenkonflikte fair zu lösen (unter Berücksichtigung ihrer 

jeweiligen Verpflichtungen und Pflichten) und sicherzustellen, dass der Fonds und die 

Anteilinhaber fair behandelt werden. 

4.12. Die Verwahrstelle kann die Verwahrung des Fondsvermögens unter den in den 

Anwendbaren Gesetzen und Vorschriften sowie den Bestimmungen des 

Verwahrstellenvertrags festgelegten Bedingungen an Dritte übertragen. Das Verfahren zur 

Ernennung solcher Beauftragten und deren fortlaufende Überwachung erfolgt nach den 

höchsten Qualitätsstandards, einschließlich des Managements etwaiger 

Interessenkonflikte, die sich aus einer solchen Ernennung ergeben könnten. Diese 

Beauftragten müssen einer wirksamen aufsichtsrechtlichen Regulierung (einschließlich 

Mindestkapitalanforderungen, Aufsicht in der betreffenden Rechtsordnung und 

regelmäßiger externer Prüfung) für die Verwahrung von Finanzinstrumenten unterliegen. 

Die Haftung der Verwahrstelle wird durch eine solche Übertragung nicht berührt. 

4.13. Ein potenzielles Risiko von Interessenkonflikten kann in Situationen auftreten, in denen die 

Beauftragten parallel zur Verwahrungsbeauftragung separate kommerzielle und/oder 

geschäftliche Beziehungen mit der Verwahrstelle eingehen oder unterhalten.  
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4.14. Um zu verhindern, dass solche potenziellen Interessenkonflikte zum Tragen kommen, hat 

die Verwahrstelle eine interne Organisation eingerichtet und unterhält diese, durch die 

solche separaten geschäftlichen und/oder wirtschaftlichen Beziehungen keinen Einfluss auf 

die Auswahl des Beauftragten oder die Überwachung der Leistung der Beauftragten im 

Rahmen der Beauftragungsvereinbarung haben. 

4.15. Eine Liste dieser Beauftragten und Unterbeauftragten für die Verwahrungsaufgaben ist auf 

der Website verfügbar: https://securities.cib.bnpparibas/regulatory-publications/. 

4.16. Diese Liste kann von Zeit zu Zeit aktualisiert werden.  

4.17. Aktuelle Informationen zu den Verwahrungsaufgaben der Verwahrstelle, eine Liste der 

Beauftragungen und Unterbeauftragungen sowie zu möglichen Interessenkonflikten sind 

auf Anfrage kostenlos bei der Verwahrstelle erhältlich.  

4.18. BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, ist Teil einer Gruppe, die ihren Kunden ein 

weltweites Netzwerk mit verschiedenen Zeitzonen bietet. Sie kann daher Teile ihrer 

operativen Prozesse an andere Unternehmen der BNP Paribas-Gruppe und/oder an Dritte 

übertragen, wobei die letztendliche Rechenschaftspflicht und Verantwortung in Luxemburg 

verbleibt. Die an der Unterstützung der internen Organisation, den Bankdienstleistungen, 

der zentralen Verwaltung und den Transferagenturdiensten beteiligten Unternehmen sind 

auf der Website https://securities.cib.bnpparibas/luxembourg/ unter der Rubrik 

„Publication Corner“ aufgeführt. Weitere Informationen zum internationalen 

Betriebsmodell der BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg, im Zusammenhang mit dem 

Fonds können auf Anfrage des Fonds und/oder des AIFM bereitgestellt werden. 

5. Zentralverwaltung 

5.1. Unter der fortbestehenden Verantwortung des Fonds (und unter der Aufsicht des AIFM 

hinsichtlich der damit verbundenen NIW-Pflichten) sowie unter dessen Kontrolle und auf 

dessen Kosten wurden die meisten Verwaltungs-, Register- und Transferstellenaufgaben an 

BNP Paribas, Niederlassung Luxemburg (die „Zentralverwaltung“) übertragen. 

5.2. Die Zentralverwaltung wurde vom Fonds im Rahmen des Verwaltungsvertrags auf 

unbestimmte Zeit bestellt und ist befugt, unter ihrer vollen Verantwortung einen Teil ihrer 

Aufgaben als Verwaltungs-, Register- und Transferstelle in Übereinstimmung mit den 

Anwendbaren Gesetzen und mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Fonds zu 

delegieren; in diesem Fall wird dieser Prospekt entsprechend geändert. 

5.3. In ihrer Eigenschaft als Verwaltungsstelle nimmt die Zentralverwaltung bestimmte 

Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der Teilfonds wahr, 

einschließlich der Berechnung des NIW und der Erbringung von 

Buchhaltungsdienstleistungen für den Fonds und seine Teilfonds. Sie nimmt zudem die 

Funktion als Register- und Transferstelle, wie nachstehend näher beschrieben, sowie die 

Funktion der Kundenkommunikation wahr. 

5.4. In ihrer Eigenschaft als Register- und Transferstelle wickelt die Zentralverwaltungalle 

Zeichnungen, Rücknahmen und Übertragungen von Anteilen ab und trägt diese 

Transaktionen in das Anteilinhaberregister der jeweiligen Teilfonds ein. 

5.5. Der Fonds und der AIFM können die Bestellung der Zentralverwaltung jederzeit mit einer 

Frist von neunzig (90) Tagen schriftlich gemäß dem Verwaltungsvertrag kündigen.  

https://securities.cib.bnpparibas/regulatory-publications/
https://securities.cib.bnpparibas/luxembourg/
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6. Externe Bewerter 

6.1. Der AIFM kann von Zeit zu Zeit und mit Zustimmung des Fonds einen oder mehrere Externe 

Bewerter (wie oben definiert) bestellen, um bestimmte Vermögenswerte der Teilfonds zu 

bewerten, sofern und wie im jeweiligen Sonderteil angegeben. 

6.2. Ein Externer Bewerter darf nicht mit dem AIFM verbunden sein und muss in der 

Rechtsordnung, in der sich die jeweilige Anlage befindet, zugelassen sein. 

7. Wirtschaftsprüfer 

7.1. PricewaterhouseCoopers Assurance, Société coopérative, eine Genossenschaft (société 

coopérative) mit Sitz in 2 Rue Gerhard Mercator L-2182, Luxemburg, Großherzogtum 

Luxemburg, und eingetragen im RCS unter der Nummer B 294.273, wurde zum 

Wirtschaftsprüfer bestellt und wird den Jahresabschluss des Fonds prüfen. 

7.2. Der Wirtschaftsprüfer ist von der CSSF als „cabinet de révision agréé“ zugelassen. 

7.3. Der Wirtschaftsprüfer hat die im Gesetz von 2010 und in den AIFM-Regeln vorgesehenen 

Aufgaben zu erfüllen. In diesem Zusammenhang besteht die Hauptpflicht des 

Wirtschaftsprüfers darin, die im Jahresbericht des Fonds enthaltenen 

Rechnungslegungsinformationen zu prüfen.  

7.4. Der Wirtschaftsprüfer unterliegt zudem bestimmten Berichtspflichten gegenüber den 

Aufsichtsbehörden, wie im Gesetz von 2010 näher beschrieben. 

8. Vertriebsstellen 

8.1. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes bestimmt ist, ernennt der AIFM UniCredit SpA und 

UniCredit Bank GmbH als Vertriebsstellen für jeden Teilfonds (jeweils eine „Vertriebsstelle“ 

und zusammen mit jeder anderen ernannten Vertriebsstelle die „Vertriebsstellen“). Der 

AIFM kann nach eigenem Ermessen in Zukunft weitere Vertriebsstellen ernennen. Die 

Vertriebsstellen können ihre Aufgaben im Zusammenhang mit dem Vertrieb von Anteilen 

ganz oder teilweise an eine oder mehrere Untervertriebsstellen und/oder Intermediäre 

delegieren, die verbundenen Unternehmen dieser Vertriebsstellen sein können oder auch 

nicht. Die Vertriebsstellen haben gegebenenfalls Anspruch auf eine Vertriebsgebühr 

und/oder Servicing-Gebühren (wie nachstehend definiert), die von den jeweiligen Klassen 

zu zahlen ist.   

9. Produktdienstleister 

9.1. Gemäß einem zwischen dem Fonds und iCapital geschlossenen 

Produktdienstleistungsvertrag wurde iCapital zum Produktdienstleister des Fonds ernannt, 

um Produktberatungs- und Unterstützungsdienstleistungen für den Fonds, einen Teilfonds 

und/oder den Komplementär zu erbringen. 

10. Rechte der Anteilinhaber gegenüber Dienstleistern 

10.1. Es ist zu beachten, dass die Anteilinhaber ihre Rechte nur direkt gegenüber dem Fonds 

geltend machen können und keine direkten vertraglichen Rechte gegenüber den jeweils 

bestellten Dienstleistern des Fonds haben. Das Vorstehende gilt unbeschadet anderer 

Rechte, die den Anteilinhabern nach den allgemeinen Rechtsvorschriften oder aufgrund 

spezifischer Rechtsvorschriften zustehen (wie z. B. das Recht auf Auskunft über und 

Berichtigung von Personenbezogenen Daten). Der Fonds beabsichtigt, mit den meisten, 
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wenn nicht sogar allen seinen Dienstleistern Entschädigungsvereinbarungen zu treffen, 

wobei diese Vereinbarungen in den jeweiligen Dienstleistungsverträgen ausgehandelt 

werden sollen.  

11. Anlageziel und -politik 

Anlageziel 

11.1. Der Fonds strebt Anlagen in langfristige Vermögenswerte an, bei denen es sich 

typischerweise um illiquide Vermögenswerte handelt. Das Ziel des Fonds besteht darin, zum 

Nutzen der Anteilinhaber attraktive risikobereinigte Renditen aus dem in Vermögenswerte 

investierten Kapital zu erzielen, die gemäß dem Gesetz von 2010 über seine Teilfonds und 

gemäß der ELTIF-Verordnung für seine ELTIF-Teilfonds zulässig sind. 

11.2. Das Anlageziel jedes Teilfonds ist im Sonderteil näher beschrieben. 

Anlagepolitik und Anlagebeschränkungen 

11.3. Die für jeden Teilfonds geltende Anlagepolitik wird im Sonderteil des Prospekts beschrieben. 

11.4. Der AIFM stellt sicher, dass jeder Teilfonds in Übereinstimmung mit den für jeden Teilfonds 

im Sonderteil festgelegten Anlagebeschränkungen und, soweit anwendbar, mit den 

nachstehend aufgeführten ELTIF-Anlagebeschränkungen verwaltet wird. 

11.5. Unbeschadet des Vorstehenden unterliegt jeder Teilfonds den allgemeinen 

Anlagebeschränkungen, die in den geltenden Rundschreiben der CSSF (einschließlich des 

CSSF-Rundschreibens 25/901) festgelegt sind, oder die von Zeit zu Zeit zwischen dem 

jeweiligen Teilfonds und der CSSF vereinbart wurden, wobei diese Beschränkungen während 

der Aufbauphase des jeweiligen Teilfonds (wie im Sonderteil näher beschrieben) oder 

während seiner Liquidation keine Anwendung finden. 

ELTIF-Anlagebeschränkungen  

11.6. Jeder ELTIF-Teilfonds hat, wie im Sonderteil angegeben, die Anlagevorschriften und alle 

sonstigen Anforderungen einzuhalten, die in den ELTIF-Regeln festgelegt sind und im 

Folgenden in den Abschnitten 11 bis 17 zusammengefasst sind (die „ELTIF-

Anlagebeschränkungen“). Zusätzlich zur Einhaltung der ELTIF-Anlagebeschränkungen hat 

jeder ELTIF-Teilfonds alle zusätzlichen Beschränkungen einzuhalten, die im jeweiligen 

Sonderteil festgelegt sind; im Falle einer Unstimmigkeit zwischen den ELTIF-

Anlagebeschränkungen und den zusätzlichen Beschränkungen gilt die restriktivere 

Anlagebeschränkung.  

11.7. Für die Zwecke der Definition von „Kapital“ bei einem offenen ELTIF-Teilfonds bezeichnet 

„Kapital“ das Nettovermögen. 

12. Verbotene Tätigkeiten von ELTIF-Teilfonds  

12.1. Ein ELTIF-Teilfonds darf keine der folgenden Tätigkeiten ausüben:  

(a) Leerverkauf von Vermögenswerten; 
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(b) direkte oder indirekte Engagements in Rohstoffen, einschließlich über Finanzderivate, 

Rohstoffe repräsentierende Zertifikate, auf Rohstoffen beruhende Indizes oder 

sonstige Mittel oder Instrumente, die ein solches Engagement ergäben; 

(c) Wertpapierverleih- oder Wertpapierleihgeschäfte, Pensionsgeschäften oder andere 

Geschäfte, die vergleichbare wirtschaftliche Auswirkungen haben und ähnliche 

Risiken darstellen, wenn davon mehr als 10 % der Vermögenswerte des ELTIF-

Teilfonds betroffen sind; und 

(d) Einsatz von Finanzderivaten außer in Fällen, in denen der Gebrauch solcher 

Instrumente einzig und allein der Absicherung der mit anderen Anlagen des ELTIF- 

Teilfonds verbundenen Risiken dient und im Einklang mit Artikel 1 der ELTIF-

Delegierten Verordnung erfolgt. 

13.  Zulässigen Anlagen von ELTIF-Teilfonds  

13.1. Ein ELTIF-Teilfonds darf nur in die folgenden Anlagekategorien investieren (die „ELTIF-

zulässigen Anlagen“): 

(a) Vermögenswerte, die als „ELTIF-zulässige Anlagevermögenswerte“ bezeichnet 

werden und die folgenden Arten von Vermögenswerten umfassen: 

(i) Eigenkapital, eigenkapitalähnliche Instrumente oder Schuldtitel, die von einem 

Qualifiziertes Portfoliounternehmen im Sinne des nachstehenden Abschnitts 

14 begeben wurden; 

(ii) vom ELTIF-Teilfonds an ein Qualifiziertes Portfoliounternehmen gewährte 

Kredite mit einer Laufzeit, die die Laufzeit des ELTIF-Teilfonds nicht übersteigt; 

(iii) Sachwerte; 

(iv) einfache, transparente und standartisierte Verbriefungen bei denen die 

zugrunde liegenden Risikopositionen einer der folgenden Kategorien 

entsprechen: 

 Vermögenswerte, die in Artikel 1 Buchstabe a Ziffer i, ii oder iv der 

Delegierten Verordnung 2019/1851 der Kommission aufgeführt sind; 

 Vermögenswerte, die in Artikel 1 Buchstabe a Ziffer vii oder viii der 

Delegierten Verordnung 2019/1851 aufgeführt sind, sofern die Erlöse 

aus den Verbriefungsanleihen zur Finanzierung oder Refinanzierung 

langfristiger Investitionen verwendet werden; 

(v) Europäische grüne Anleihen (wie oben definiert), die von einem Qualifizierten 

Portfoliounternehmen begeben wurden. 

(b) Vermögenswerte gemäß Artikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG (die „Liquiden 

Mittel“); und 

(c) Anteile, Aktien oder Beteiligungen an einem oder mehreren anderen ELTIFs, EuVECAs, 

EuSEFs, OGAWs und EU-AIFs, die von EU-AIFM verwaltet werden, sofern diese ELTIFs, 

EuVECAs, EuSEFs, OGAWs und EU-AIFs ausschließlich in ELTIF-zulässige Anlagen 

investieren, wie in diesem Abschnitt 13 „Zulässige Anlagen von ELTIF-Teilfonds“ näher 

beschrieben, und selbst nicht mehr als 10 % ihrer Vermögenswerte in andere 
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Organismen für gemeinsame Anlagen investiert haben. Diese Obergrenze gilt nicht, 

wenn ein ELTIF-Teilfonds ein Feeder-ELTIF (wie oben definiert) ist. 

14. ELTIF-Teilfonds – Qualifiziertes Portfoliounternehmen 

14.1. Ein Qualifiziertes Portfoliounternehmen ist ein Unternehmen, das zum Zeitpunkt der 

Erstinvestition die folgenden Anforderungen erfüllt: 

(a) Es handelt sich nicht um ein Finanzunternehmen (wie oben definiert), es sei denn: 

(i) es handelt sich um ein Finanzunternehmen, bei dem es sich nicht um eine 

Finanzholdinggesellschaft oder ein gemischtes Unternehmen handelt; und 

(ii) dieses Finanzunternehmen wurde vor weniger als fünf (5) Jahren vor dem 

Zeitpunkt der Erstinvestition zugelassen oder registriert; 

(b) es handelt sich um ein Unternehmen, das: 

(i) nicht zum Handel an einem geregelten Markt oder in einem multilateralen 

Handelssystem zugelassen ist; oder 

(ii) zum Handel an einem regulierten Markt oder in einem multilateralen 

Handelssystem zugelassen ist und eine Marktkapitalisierung von höchstens 

1.500.000.000 EUR hat; 

(c) es in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland ansässig ist, sofern das Drittland: 

(i) nicht als Drittland mit hohem Risiko eingestuft ist, das in dem gemäß Artikel 9 

Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des 

Rates erlassenen delegierten Rechtsakt aufgeführt ist; 

(ii) nicht in Anhang I der Schlussfolgerungen des Rates zur überarbeiteten EU-Liste 

der nicht kooperativen Länder und Gebiete für Steuerzwecke aufgeführt ist. 

14.2. Abweichend von Abschnitt 14.1 (a) oben kann ein Qualifiziertes Portfoliounternehmen ein 

Finanzunternehmen sein, das ausschließlich Qualifizierte Portfoliounternehmen im Sinne 

von Abschnitt 14.1 oben oder Sachwerte im Sinne von Abschnitt 13.1 (a)(iii) oben finanziert. 

15. Zusammensetzung und Diversifizierung des Portfolios der ELTIF-Teilfonds 

15.1. Mindestens 55 % des Kapitals (wie oben definiert) jedes ELTIF-Teilfonds müssen in ELTIF-

zulässige Anlagevermögenswerte investiert werden.  

15.2. Ein ELTIF-Teilfonds investiert höchstens:  

(a) 20 % seines Kapitals in Instrumente, die von ein und demselben Qualifizierten 

Portfoliounternehmen begeben werden, oder in Kredite, die ein und demselben 

Qualifizierten Portfoliounternehmen gewährt wurden; 

(b) 20 % seines Kapitals in einen einzigen Sachwert; 

(c) 20 % seines Kapitals in Anteile eines einzigen ELTIF, EuVECA, EuSEF, OGAW oder EU-

AIF, der von einem EU-AIFM verwaltet wird; und 

(d) 10 % seines Kapitals in Liquide Mittel, wenn diese Vermögenswerte von einer einzigen 

Stelle begeben wurden. 
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15.3. Der Wert der einfachen, transparenten und standardisierten Verbriefungen darf 

zusammengenommen nicht über 20 % des Wertes des Kapitals eines ELTIF-Teilfonds 

hinausgehen.  

15.4. Das Engagement eines ELTIF-Teilfonds gegenüber einer Gegenpartei darf bei Geschäften mit 

außerbörslich gehandelten Derivaten („OTC-Derivaten“), Pensionsgeschäften oder 

umgekehrten Pensionsgeschäften zusammengenommen nicht mehr als 10 % des Wertes 

des Kapitals dieses ELTIF-Teilfonds ausmachen.  

15.5. Abweichend von Abschnitt 15.2 (d) oben kann ein ELTIF-Teilfonds die dort genannte 

Obergrenze von 10% auf 25 % anheben, wenn die Schuldverschreibungen von einem 

Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat begeben werden, das aufgrund gesetzlicher 

Vorschriften zum Schutz der Inhaber von Schuldverschreibungen einer besonderen 

öffentlichen Aufsicht unterliegt. Insbesondere werden die Erträge aus der Begebung dieser 

Schuldverschreibungen gemäß den gesetzlichen Vorschriften in Vermögenswerten 

angelegt, die während der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich daraus 

ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken und vorrangig für die bei 

Zahlungsunfähigkeit des Emittenten fällig werdende Rückzahlung des Kapitals und die 

Zahlung der Zinsen bestimmt sind. 

15.6. Gesellschaften, die zur Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Sinne der 

Richtlinie 2013/34/EU oder nach anerkannten internationalen 

Rechnungslegungsvorschriften in die Unternehmensgruppe einbezogen werden, gelten für 

die Berechnung der in diesem Abschnitt 15 „Zusammensetzung und Diversifizierung des 

Portfolios des ELTIF-Teilfonds“ genannten Obergrenzen als ein einziges Qualifiziertes 

Portfoliounternehmen oder als eine einzige Stelle. 

15.7. Die in den Abschnitten 15.2 bis 15.4 oben festgelegten Obergrenzen für Investitionen gelten 

nicht, wenn ein ELTIF-Teilfonds ausschließlich an professionelle Anleger vertrieben wird. Die 

in Abschnitt 15.2 Buchstabe c) oben festgelegte Anlagegrenze für Investitionen gilt nicht, 

wenn ein ELTIF-Teilfonds ein Feeder-ELTIF ist. 

15.8. Verstößt der ELTIF-Teilfonds gegen die in diesem Abschnitt 15 „Zusammensetzung und 

Diversifizierung des Portfolios der ELTIF-Teilfonds“ festgelegten Anforderungen an die 

Portfoliozusammensetzung und der Diversifizierung oder gegen die in Abschnitt 17 

„Aufnahme von Fremdkapital-en und Hebelwirkung“ festgelegten Obergrenzen für die 

Kreditaufnahme, und liegt der Verstoß außerhalb der Kontrolle des AIFMs, so ergreift der 

AIFM innerhalb eines angemessenen Zeitraums die notwendigen Maßnahmen zur 

Berichtigung der Anlageposition, wobei er die Interessen der Anleger des ELTIF-Teilfonds 

angemessen berücksichtigt. 

15.9. Die in den vorstehenden Abschnitten 15.1, 15.2, 15.3, 15.4 und 15.5 festgelegten 

Anforderungen an die Portfoliozusammensetzung und -diversifizierung gelten: 

(a) zu einem im Sonderteil des ELTIF-Teilfonds festgelegten Zeitpunkt der den 

besonderen Merkmalen und Eigenschaften der vom ELTIF-Teilfonds anzulegenden 

Vermögenswerte Rechnung trägt und spätestens fünf (5) Jahre nach dem Zeitpunkt 

der Auflegung des ELTIF-Teilfonds oder nach der Hälfte der Laufzeit des ELTIF-

Teilfonds liegt, je nachdem, was früher eintritt (die „Aufbauphase“); 
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(b) sie gelten nicht mehr, sobald ein ELTIF-Teilfonds nach Ablauf der Laufzeit des ELTIF-

Teilfonds mit dem Verkauf von Vermögenswerten beginnt, um Anteile 

zurückzunehmen; 

(c) sie werden vorübergehend ausgesetzt werden, wenn ein ELTIF-Teilfonds zusätzliches 

Kapital aufnimmt oder sein bestehendes Kapital verringert, sofern eine solche 

Aussetzung nicht länger als zwölf (12) Monate dauert. 

15.10. Zur Feststellung der Einhaltung der in Abschnitt 15.1 oben festgelegten Anlagegrenze 

werden Investitionen von ELTIF-Teilfonds in Anteile, Aktien oder Beteiligungen an ELTIFs, 

EuVECAs, EuSEFs, OGAWs und EU-AIFs, die von EU-AIFM verwaltet werden, nur in Höhe des 

Betrags berücksichtigt, den diese Organismen für gemeinsame Anlagen in ELTIF-zulässige 

Anlagevermögenswerte und Liquide Mittel investiert haben. 

15.11. Zur Feststellung der Einhaltung der Anlagegrenze für Investitionen und der anderen in 

diesem Abschnitt 15 und im nachstehenden Abschnitt 16.1 festgelegten Obergrenzen sind 

die Vermögenswerte und die Barkreditaufnahme eines ELTIF-Teilfonds sowie der anderen 

Organismen für gemeinsame Anlagen, in die dieser ELTIF-Teilfonds investiert hat, zu 

kombinieren. 

15.12. Die Feststellung der Einhaltung der Anlagegrenze und der anderen in diesem Abschnitt 15 

und im nachstehenden Abschnitt 16.1 festgelegten Obergrenzen erfolgt auf der Grundlage 

von Informationen, die mindestens vierteljährlich aktualisiert werden, und, - wenn diese 

Informationen nicht vierteljährlich verfügbar sind - auf der Grundlage der neuesten 

verfügbaren Informationen. 

15.13. Ein Teilfonds kann Anteile eines oder mehrerer anderer Teilfonds des Fonds zeichnen und 

halten, sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) Der Ziel-Teilfonds investiert seinerseits nicht in den Teilfonds, der in diesen Ziel-

Teilfonds investiert hat; 

(b) nicht mehr als 10 % des Vermögens der Ziel-Teilfonds, deren Erwerb beabsichtigt ist, 

dürfen in Anteile anderer Ziel-Teilfonds des Fonds investiert werden; 

(c) etwaige Stimmrechte, die mit den betreffenden Anteilen verbunden sind, werden für 

die Dauer ihres Besitzes durch den betreffenden Teilfonds ausgesetzt, unbeschadet 

der ordnungsgemäßen Verbuchung in der Rechnungslegung und den periodischen 

Berichten; und 

(d) in jedem Fall wird, solange diese Anteile vom Fonds gehalten werden, ihr Wert bei der 

Berechnung des Nettovermögens des Fonds nicht berücksichtigt, um die im Gesetz 

von 2010 vorgesehene und in Abschnitt 1.11 genannte Mindestschwelle des 

Nettovermögens zu überprüfen. 

16. ELTIF-Teilfonds Konzentrationsgrenzen 

16.1. Ein ELTIF-Teilfonds darf nicht mehr als 30 % der Anteile, Aktien oder Beteiligungen an einem 

einzelnen ELTIF, EuVECA, EuSEF, OGAW oder an einem von einem EU-AIFM verwalteten EU-

AIF erwerben. Diese Obergrenze findet keine Anwendung, wenn ein ELTIF-Teilfonds 

ausschließlich an professionelle Anleger vertrieben wird, und sie gilt auch nicht für einen 

Feeder-ELTIF, der in seinen Master-ELTIF investiert. 



  47 
 

16.2. Für jeden ELTIF-Teilfonds gelten die in Artikel 56 Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG 

festgelegten Obergrenzen bezüglich der Konzentration für Investitionen in Liquide Mittel, es 

sei denn, ELTIFs werden ausschließlich an professionelle Anleger vertrieben.  

17. Barkreditaufnahme und Hebelfinanzierung  

17.1. Wie im entsprechenden Sonderteil näher beschrieben, wird das Hebelrisiko jedes Teilfonds 

vom AIFM gemäß zwei kumulativen Methoden berechnet, die in Artikel 7 und 8 der AIFM-

Verordnung dargelegt sind: der „Brutto-Methode“ und der „Commitment-Methode“. Die 

Brutto-Methode ergibt das Gesamtrisiko des Teilfonds, während die Commitment-Methode 

Aufschluss über die vom AIFM eingesetzten Netting- und Hedging-Vereinbarungen gibt. 

17.2. Die Anlagen eines Teilfonds können Anlagen umfassen, deren Kapitalstrukturen eine 

zusätzliche Hebelwirkung beinhalten können. 

17.3. Sofern im jeweiligen Sonderteil nichts anderes festgelegt ist, kann der Komplementär zur 

Verfolgung des Anlageziels, der Anlagepolitik und/oder des Hedging-programms jedes 

Teilfonds im Namen des jeweiligen Teilfonds Garantien abgeben und/oder jegliche Art von 

Sicherungsrechten zugunsten von Dritten und/oder verbundenen Parteien (einschließlich, 

aber nicht beschränkt auf die UniCredit-Gruppe, den jeweiligen Master-Teilfonds dieses 

Teilfonds, Aggregator(en), Zwischengeschalteten Vehikel(n) und/oder etwaige parallele 

Einheiten davon) über das gesamte Vermögen oder einen Teil des Vermögens dieses 

Teilfonds (einschließlich auf gemeinsamer, gesamtschuldnerischer, solidarischer oder durch 

gegenseitige Sicherheiten gestützter Basis) gewähren, um (a) die Verpflichtungen des 

Teilfonds, (b) die Verpflichtungen etwaiger paralleler Einheiten gegenüber diesem Teilfonds, 

(c) die Verpflichtungen des Master-Teilfonds, des/der Aggregatoren und/oder des/der 

Zwischengeschalteten Vehikel dieses Teilfonds, soweit zutreffend; und/oder (d) die 

Verpflichtungen etwaiger Co-Investment-Vehikel, etwaiger von der UniCredit-Gruppe 

verwalteter oder beratenen Anlagevehikeln und/oder etwaiger Joint-Venture-Partner sowie 

etwaiger sonstiger Verpflichtungen, soweit angemessen.  

17.4. Zur Vermeidung von Zweifeln gilt: Unter den gleichen Umständen wie im ersten Absatz 

dieses Abschnitts dargelegt, können der Komplementär und/oder der jeweilige 

Anlageverwalter, soweit zutreffend, das zuständige Leitungsgremium des jeweiligen 

Master-Teilfonds, des Aggregators bzw. der Aggregatoren, Zwischengeschalteten Vehikeln, 

und/oder etwaige parallele Einheiten davon sowie deren jeweilige Anlagen dazu 

veranlassen, Garantien zu übernehmen und/oder jegliche Art von Sicherungsrechten 

zugunsten von Dritten und/oder verbundenen Parteien (einschließlich, ohne Einschränkung, 

der UniCredit-Gruppe, des jeweiligen Master-Teilfonds des betreffenden Teilfonds, des 

Aggregators/der Aggregatoren, Zwischengeschalteten Vehikel und/oder etwaige parallele 

Einheiten davon) über das gesamte oder einen Teil seines jeweiligen Vermögens 

(einschließlich auf gemeinsamer, gesamtschuldnerischer, solidarischer oder durch 

gegenseitige Sicherheiten gestützter Basis) zu stellen, um seine eigenen Verpflichtungen 

und/oder die Verpflichtungen dieses Teilfonds und/oder gegebenenfalls sonstige 

Verpflichtungen abzusichern. 

17.5. Darüber hinaus können der Komplementär und/oder der jeweilige Anlageverwalter unter 

den im ersten Absatz dieses Abschnitts genannten Umständen (ohne jegliche Verpflichtung) 

einem Teilfonds, dem jeweiligen Master-Teilfonds eines Teilfonds, Aggregatoren, 

Zwischengeschalteten Vehikeln und/oder deren parallele Einheiten Unterstützung 

gewähren, einschließlich, aber nicht beschränkt auf Unterstützung bei der Verwaltung und 
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Entwicklung eines solchen Vehikels und seines Portfolios und/oder finanzielle 

Unterstützung, einschließlich, ohne Einschränkung, durch Darlehen, Vorschüsse, 

Vorzugsaktien und/oder Garantien oder Sicherungsrechte an allen oder einem Teil seiner 

Vermögenswerte. Zur Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass der 

betreffende Anlageverwalter nicht verpflichtet ist, eine solche Unterstützung zu gewähren, 

und dass eine solche Unterstützung, falls sie gewährt wird, zu einem Interessenkonflikt 

führen kann, wie unter Abschnitt 38 des Allgemeinen Teils näher beschrieben. 

17.6. Ein ELTIF-Teilfonds darf Barkredit aufnehmen, sofern diese Kreditaufnahme sämtliche 

nachstehend genannten Voraussetzungen erfüllt: 

(a) sie darf nicht mehr als 50 % des Nettovermögenwertes des ELTIF-Teilfonds betragen, 

falls der ELTIF-Teilfonds an Kleinleger vertrieben wird, und nicht mehr als 100 % des 

Nettovermögenwertes des ELTIF-Teilfonds, falls der ELTIF-Teilfonds ausschließlich an 

professionelle Anleger vertrieben wird;  

(b) sie dient der Tätigung von Investitionen oder der Bereitstellung von Liquidität, unter 

anderem zur Begleichung von Kosten und Ausgaben, vorausgesetzt, dass der Bestand 

des ELTIF-Teilfonds an Barmitteln und Barmitteläquivalenten nicht ausreicht, um die 

betreffende Investition zu tätigen; 

(c) sie lautet auf die gleiche Währung wie die Vermögenswerte, die mit den 

aufgenommenen Barmitteln erworben werden sollen, oder auf eine andere 

Währung, sofern diese Fremdwährungsposition ordnungsgemäß abgesichert wurde ; 

und 

(d) die Kreditlaufzeit ist nicht länger als die Laufzeit des ELTIF-Teilfonds. 

17.7. Kreditvereinbarungen, die vollständig durch Kapitalzusagen der Anteilinhaber eines ELTIF-

Teilfonds gedeckt sind, gelten nicht als Kreditaufnahme im Sinne des vorstehenden 

Abschnitts 17.6. 

17.8. Die in Abschnitt 17.6 (a) oben genannten Obergrenzen für die Kreditaufnahme wird 

vorübergehend ausgesetzt, wenn ein ELTIF-Teilfonds zusätzliches Kapital aufnimmt oder 

sein bestehendes Kapital verringert. Eine solche Aussetzung muss auf den unbedingt 

erforderlichen Zeitraum beschränkt werden und unter gebührender Berücksichtigung der 

Interessen der Anleger des ELTIF erfolgen und darf keinesfalls zwölf (12) Monate 

überschreiten. 

17.9. Bei der Barkreditaufnahme kann ein ELTIF-Teilfonds zur Umsetzung seiner 

Kreditaufnahmestrategie Vermögenswerte belasten.  

17.10. Im Sonderteil ist anzugeben, ob der ELTIF-Teilfonds beabsichtigt, im Rahmen seiner 

Anlagestrategie Barmittel aufzunehmen, und, falls ja, sind darin auch die Obergrenzen für 

die Kreditaufnahme anzugeben, die erst ab einem im Sonderteil festgelegten Zeitpunkt 

gelten. Dieser Zeitpunkt darf nicht später als drei (3) Jahre nach dem Datum liegen, an dem 

der Vertrieb des ELTIF-Teilfonds begonnen hat. 

17.11. Diese Obergrenze für die Kreditaufnahme wird vorübergehend ausgesetzt, wenn der ELTIF-

Teilfonds sein bestehendes Kapital reduziert oder zusätzliches Kapital aufnimmt. Diese 

Aussetzung ist unter Berücksichtigung der Interessen der Anteilinhaber auf das unbedingt 
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erforderliche Minimum zu beschränken und darf in keinem Fall zwölf (12) Monate 

überschreiten. 

17.12. Die Einhaltung der Obergrenze für die Kreditaufnahme wird auf der Grundlage (i) von 

mindestens vierteljährlich aktualisierten Informationen und, sofern diese Informationen 

nicht verfügbar sind, auf der Grundlage der zuletzt verfügbaren Informationen sowie (ii) 

durch Zusammenfassung der Barmittelkredite und der Vermögenswerte des ELTIF-Teilfonds 

und der anderen Organismen für gemeinsame Anlagen, in die der Teilfonds gemäß Artikel 

10 Absatz 2 der ELTIF-Verordnung investiert hat, berechnet.  

17.13. Vorbehaltlich der in der ELTIF-Verordnung festgelegten Bedingungen kann der ELTIF-

Teilfonds das Vermögen des ELTIF-Teilfonds als Sicherheit für solche Kreditaufnahmen 

verpfänden, abtreten oder anderweitig belasten. 

18. Nachhaltigkeitsansatz und Informationen 

Nachhaltigkeitsrisiko  

18.1. „Nachhaltigkeitsrisiko“ ist in Artikel 2 SFDR definiert als „ein Ereignis oder eine Bedingung in 

den Bereichen Umwelt, Soziales oder Unternehmensführung, dessen beziehungsweise 

deren Eintreten tatsächlich oder potenziell wesentliche negative Auswirkungen auf den 

Wert der Investition haben könnte“. SFDR verpflichtet bestimmte Finanzmarktteilnehmer 

(d. h. unter anderem Verwalter alternativer Investmentfonds) dazu, Informationen über ihre 

Richtlinien zur Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihren 

Investitionsentscheidungsprozess sowie die Ergebnisse der Bewertung der 

wahrscheinlichen Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Renditen jedes Teilfonds 

offenzulegen. 

18.2. Der AIFM (und gegebenenfalls der Anlageverwalter) hat Nachhaltigkeitsrisiken als 

Teilmenge der Risiken, die generell eine tatsächliche oder potenzielle wesentliche negative 

Auswirkung auf den Wert einer Anlage haben könnten, in seinen 

Investitionsentscheidungsprozess für jeden Teilfonds integriert. Sofern dies für eine Anlage 

angemessen ist, kann der AIFM (und/oder gegebenenfalls der Anlageverwalter) eine Due-

Diligence-Prüfung in Bezug auf Nachhaltigkeitsrisiken durchführen und/oder Maßnahmen 

ergreifen, um Nachhaltigkeitsrisiken zu mindern und den Wert der Anlage zu erhalten.  

18.3. Informationen zum ESG-Ansatz des Anlageverwalters und zu seinen Richtlinien zur 

Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken sind unter 

http://www.ucinvestalternatives.eu/sustainability-eltif-pe-pg verfügbar.  

Berücksichtigung der wichtigsten nachteiligen Auswirkungen  

18.4. Informationen zur Berücksichtigung wichtigsten nachteiligen Auswirkungen (PAI) durch die 

einzelnen Teilfonds finden sich gegebenenfalls im jeweiligen Sonderteil zusammen mit den 

gemäß der SFDR und der Taxonomie-Verordnung erforderlichen Angaben. Sofern im 

jeweiligen Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, berücksichtigen weder der AIFM noch 

der jeweilige Anlageverwalter bei den Teilfonds, die als Finanzprodukt im Sinne von Art. 6 

der SFDR gelten, die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen („PAI“) von 

Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne der SFDR, da dies nicht Teil 

der Strategie oder der Anlagebeschränkungen dieser Teilfonds ist. 

Offenlegungspflichten gemäß der Taxonomie-Verordnung 

http://www.ucinvestalternatives.eu/sustainability-eltif-pe-pg
http://www.ucinvestalternatives.eu/sustainability-eltif-pe-pg
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18.5. Bei Teilfonds, die als Finanzprodukt im Sinne von Art. 6 der SFDR gelten, berücksichtigen die 

diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen nicht die EU-Kriterien für 

ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten. 

18.6. Bei Teilfonds, die als Finanzprodukt gemäß Art. 8 oder 9 der SFDR gelten, ist der AIFM und 

nicht der jeweilige Anlageverwalter der „Finanzmarktteilnehmer“, der verpflichtet ist, die 

entsprechenden vorvertraglichen Offenlegungen in Bezug auf den Teilfonds vorzunehmen. 

Im SFDR-Anhang zum jeweiligen Sonderteil beziehen sich alle Verweise auf den 

Anlageverwalter, der als Beauftragter des AIFM (und unter dessen Gesamtüberwachung und 

Kontrolle) Portfolioverwaltungsdienstleistungen für den Teilfonds erbringt.  

18.7. Zusätzliche ESG-Offenlegungen (wie oben definiert) bestimmter Teilfonds sind 

gegebenenfalls in ihrem jeweiligen Sonderteil verfügbar. 

19. Liquiditätsrisikomanagement 

19.1. In Übereinstimmung mit den geltenden Vorschriften wendet der AIFM geeignete Methoden 

des Liquiditätsmanagements an und führt Verfahren ein, die es ihm ermöglichen, das 

Liquiditätsrisiko der Teilfonds zu überwachen. Der AIFM stellt sicher, dass die Anlage- und 

Finanzierungsstrategie, das Liquiditätsprofil, die Ausschüttungspolitik und die 

Rücknahmegrundsätze mit den Liquiditätsbedürfnissen der Teilfonds im Einklang stehen. 

19.2. Der AIFM führt regelmäßig Stresstests unter normalen und außergewöhnlichen 

Liquiditätsbedingungen durch, die es ihm ermöglichen, das Liquiditätsrisiko der Teilfonds zu 

bewerten und entsprechend zu überwachen. 

20. Angebote und Zeichnungen 

Beschreibung der Anteile 

20.1. Anlegern wird die Möglichkeit geboten, gemäß den Bestimmungen dieses Prospekts, der 

Satzung und des Antragsformulars Anteile zu zeichnen. 

20.2. Der Fonds wird voll eingezahlte Anteile ausschließlich in auf den Namen lautender 

registrierter Form ohne Anteilsurkunde ausgeben.  

20.3. Der Teilfonds kann Bruchteile von Anteilen bis zu drei (3) Dezimalstellen eines Anteils 

ausgeben, wobei der Teilfonds Anspruch auf den Ausgleich hat. Bruchteile von Anteilen sind 

berechtigt, anteilig an den Ausschüttungen und der Aufteilung des Liquidationserlöses 

teilzuhaben, sind jedoch nicht mit Stimmrechten ausgestattet. 

20.4. Anteile werden ohne Nennwert ausgegeben. Diese Anteile können verschiedenen Klassen 

(wie oben definiert) angehören. Das Register gilt als schlüssiger Nachweis für das Eigentum 

an den Anteilen, und der Fonds behandelt den eingetragenen Eigentümer eines Anteils als 

dessen rechtmäßigen Eigentümer. Finanzintermediäre (jeweils ein „Intermediär“) können 

Anteile in ihrem eigenen Namen und im Namen der zugrunde liegenden Anleger zeichnen. 

Ist ein Intermediär anstelle des Eigentümers der Anteile im Register eingetragen, wird er 

vom Fonds als rechtmäßiger Eigentümer behandelt und kann die mit den Anteilen 

verbundenen Rechte in eigenem Namen und im Namen des Eigentümers der Anteile 

ausüben. Ein solcher Intermediär übt diese Rechte gemäß der Vereinbarung zwischen dem 

Intermediär und dem Eigentümer der Anteile sowie den für ihn geltenden Gesetzen und 

Vorschriften aus. 
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20.5. Bei ihrer Ausgabe sind Anteile derselben Klasse berechtigt, gleichberechtigt an den der 

jeweiligen Klasse zuzurechnenden Gewinnen und Ausschüttungen sowie gegebenenfalls am 

Liquidationserlös des Teilfonds teilzuhaben, und zwar im Verhältnis der geleisteten Einlagen 

(unabhängig davon, ob diese in bar oder in anderer Form an den Teilfonds geleistet wurden), 

unter Berücksichtigung der anfallenden Gebühren, des Zeitpunkts der Anlage, 

gegebenenfalls der Zeichnungsgebühr und der Entwicklung des NIW gemäß den in diesem 

Prospekt festgelegten Regeln. 

Anteilsklassen 

20.6. Jeder Teilfonds kann Anteile verschiedener Klassen anbieten, die unter anderem und ohne 

Einschränkung unterschiedliche Rechte und Pflichten hinsichtlich ihrer 

Ausschüttungspolitik, ihrer Gebührenstruktur, ihrer Mindestbeträge für die Erstzeichnung 

und den Mindesthaltungsbetrag oder ihrer Zielanleger mit sich bringen können. Einzelheiten 

zu den von den Teilfonds ausgegebenen Klassen finden Sie in Anhang 2. Die vollständige 

Liste der verfügbaren Klassen ist am Sitz des Fonds erhältlich. Die Schaffung neuer Klassen 

erfordert eine Aktualisierung des Prospekts, wenn sich die Merkmale dieser neuen Klassen 

von den bereits im Prospekt behandelten und definierten Klassen unterscheiden. Zur 

Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass es im Ermessen des Komplementärs 

liegt, von Zeit zu Zeit zusätzliche Klassen zu schaffen. Zur Vermeidung von Zweifeln sei darauf 

hingewiesen, dass solche Änderungen als unwesentlich gelten und keiner Zustimmung der 

Anteilinhaber bedürfen. 

20.7. Die in die verschiedenen Klassen desselben Teilfonds investierten Beträge werden 

gemeinsam gemäß der spezifischen Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds angelegt. 

20.8. Bei mehreren Anteilsklassen sollten potenzielle Anleger sicherstellen, dass eine bestimmte 

Anteilsklasse ihren Bedürfnissen am besten entspricht, und die lokalen steuerlichen 

Auswirkungen unter Berücksichtigung ihrer persönlichen Umstände und der lokalen 

Steuergesetze prüfen. Anlegern wird empfohlen, sich für weitere Informationen an einen 

Steuerberater oder ihren Finanzberater zu wenden. 

20.9. Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen beschließen (ist jedoch nicht dazu 

verpflichtet), eine oder mehrere bestimmte Klassen an einer Börse oder einem MTF zu 

notieren. Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass (i) die Notierung einer Klasse weder 

die Entstehung eines Sekundärmarktes für die Anteile impliziert noch garantiert und dass (ii) 

der Komplementär nach eigenem Ermessen und jederzeit beschließen kann, die Notierung 

einer oder mehrerer Klassen auszusetzen.  

Faire und bevorzugte Behandlung von Anlegern 

20.10. Anleger werden fair behandelt, indem sichergestellt wird, dass sie gemäß den geltenden 

Anforderungen der AIFM-Regeln behandelt werden (insbesondere durch die angemessene 

Umsetzung der Richtlinien zu Anreizen und Interessenkonflikten).  

20.11. Ungeachtet des vorstehenden Absatzes kann nicht ausgeschlossen werden, dass ein Anleger 

eine Vorzugsbehandlung im Sinne der Satzung und des Prospekts und im größtmöglichen, 

dort zulässigen Umfang erhält. Erhält ein Anleger eine Vorzugsbehandlung oder das Recht 

auf eine Vorzugsbehandlung, werden eine Erläuterung dieser Vorzugsbehandlung, die Art 

des Anlegers, der diese Vorzugsbehandlung erhalten hat, sowie gegebenenfalls dessen 
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rechtliche oder wirtschaftliche Verbindungen zum Fonds oder zum AIFM am Sitz des AIFM 

im Rahmen der durch die AIFM-Regeln geforderten Grenzen zur Verfügung gestellt.  

20.12. Bei ELTIF-Teilfonds, die an Kleinanleger in der/den betreffenden Klasse(n) vertrieben 

werden, genießen alle Anteilinhaber Gleichbehandlung, und es werden einzelnen 

Anteilinhabern oder Gruppen von Anteilinhabern innerhalb der betreffenden Klasse(n) 

keine Vorzugsbehandlung oder spezielle wirtschaftliche Vorteile gewährt. 

20.13. Insbesondere erkennen die Anleger an, dass der Fonds, der den AIFM darüber informieren 

muss, ohne weitere Maßnahmen, Genehmigungen oder Abstimmungen von Anteilseignern 

innerhalb einer Klasse, die ausschließlich an professionelle Anleger vermarktet wird, Side 

Letters oder andere Vereinbarungen mit einzelnen Anlegern („Side Letters“) abschließen 

kann. Die Anleger erkennen hiermit an, dass Side Letters jegliche Vereinbarungen enthalten 

können, die nicht durch Anwendbare Gesetze verboten sind und die von Zeit zu Zeit vom 

Fonds und/oder dem AIFM und/oder dem jeweiligen Anlageverwalter nach eigenem 

Ermessen festgelegt werden können.  

20.14. Jede Vorzugsbehandlung, die der AIFM oder der Fonds einem oder mehreren Anteilseignern 

gewährt, darf gemäß Artikel 23.2 der AIFM-Verordnung nicht zu einem insgesamt 

wesentlichen Nachteil für andere Anteilseigner führen. 

Zeichnungsverfahren 

20.15. Die Anteile jedes Teilfonds können bei den Vertriebsstellen sowie bei anderen Banken, 

Untervertriebsstellen, der Zentralverwaltung und zu diesem Zweck zugelassenen 

Finanzinstituten (wie im Antragsformular angegeben) gezeichnet werden. Anleger müssen 

das bei den oben genannten Vertretern, Banken und Finanzinstituten erhältliche 

Antragsformular ausfüllen und unterzeichnen (einschließlich elektronischer Signatur). Der 

Fonds kann auch Zeichnungen akzeptieren, die auf elektronischem Wege übermittelt 

werden. Der Fonds behält sich das Recht vor, jedes Antragsformular nach eigenem Ermessen 

anzunehmen oder abzulehnen. 

20.16. In bestimmten Fällen, abhängig von der Art der Vereinbarung mit einer bestimmten Bank, 

einer Vertriebsstelle, Untervertriebsstelle, der Zentralverwaltung oder einem Finanzinstitut, 

das zum Angebot und Verkauf von Anteilen befugt ist, kann die Bank, die Vertriebsstelle, die 

Untervertriebsstelle, die Zentralverwaltung oder das Finanzinstitut eine Zeichnungsgebühr 

erheben und einbehalten; in diesem Fall wird die Zeichnungsgebühr nicht vom Fonds 

erhoben. Darüber hinaus kann eine bestimmte Bank, ein Vertriebsstelle, ein 

Untervertriebsstelle, die Zentralverwaltung oder ein Finanzinstitut andere transaktions- 

oder kontobezogene Gebühren erheben und einbehalten, die ebenfalls nicht im 

Zeichnungspreis enthalten sind. Anleger sollten sich bei der Bank, der Vertriebsstelle, der 

Untervertriebsstelle, der Zentralverwaltung oder dem Finanzinstitut, über die bzw. das sie 

investieren, erkundigen, ob für ihren Kauf eine Zeichnungsgebühr oder eine andere Gebühr 

anfällt und, falls ja, wie diese berechnet wird. 

20.17. Antragsteller, die Anteile zeichnen möchten, sollten ein Antragsformular ausfüllen und 

dieses zusammen mit allen erforderlichen Identitätsnachweisen an die zuständige 

Vertriebsstelle oder an andere Banken, Untervertriebsstellen, die Zentralverwaltung und die 

zu diesem Zweck zugelassenen Finanzinstitute senden. Werden diese Unterlagen nicht 

vorgelegt, werden die Zentralverwaltung oder die anderen Banken, Vertriebsstellen, 
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Untervertriebsstellen und die zu diesem Zweck zugelassenen Finanzinstitute die 

Informationen und Unterlagen anfordern, die zur Überprüfung der Identität eines 

Antragstellers erforderlich sind. Zeichnungsanträge werden erst dann angenommen, wenn 

die Zentralverwaltung oder die anderen Banken, Vertriebsstellen, Untervertriebsstellen und 

die zu diesem Zweck autorisierten Finanzinstitute alle zur Überprüfung der Identität des 

Zeichners angeforderten Informationen und Unterlagen erhalten haben und mit diesen 

zufrieden sind. Die Nichtvorlage solcher Unterlagen oder Informationen kann zu einer 

Verzögerung des Zeichnungsprozesses oder zur Stornierung des Zeichnungsantrags führen. 

20.18. Erfolgt die Zahlung für die Anteile nicht fristgerecht (oder geht kein ordnungsgemäß 

ausgefülltes Antragsformular für eine Zeichnung ein), kann der Antrag auf Zeichnung von 

Anteilen als null und nichtig betrachtet werden und zuvor zugeteilte Anteile (sofern 

vorhanden) können storniert werden. 

20.19. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes beschrieben ist, wird das für eine Klasse in jedem 

Teilfonds geltende Zeichnungsverfahren nachstehend dargelegt und erfolgt im Wege der 

Direktzeichnung. 

20.20. Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen beschließen, Vermögenssachwerte als 

gültige Gegenleistung für eine Zeichnung anzunehmen, sofern diese mit dem Anlageziel, der 

Anlagepolitik und/oder den Anlagebeschränkungen und -einschränkungen des jeweiligen 

Teilfonds vereinbar sind. Der Wert der Vermögenssachwerte wird durch einen 

Sonderbericht des Wirtschaftsprüfers bestätigt. Zusätzliche Kosten, die sich aus einer 

Zeichnung in Form eines Vermögenssachwerts ergeben, trägt ausschließlich der betreffende 

Zeichner, sofern der Komplementär nicht im alleinigen Interesse des jeweiligen Teilfonds 

anders entscheidet. 

20.21. Der Komplementär behält sich das Recht vor, nach eigenem Ermessen Anträge auf 

Zeichnung von Anteilen ganz oder teilweise anzunehmen oder abzulehnen.  

20.22. Jeder Antrag auf Zeichnung von Anteilen ist unwiderruflich und kann unter keinen 

Umständen von einem Anleger zurückgezogen werden. Bei ELTIF-Teilfonds können 

Kleinanleger innerhalb von zwei (2) Wochen nach Unterzeichnung (einschließlich 

elektronischer Unterschrift) des Antragsformulars für einen ELTIF-Teilfonds die Möglichkeit 

haben, ihre Zeichnung zu widerrufen und ihr Geld ohne Abzüge und ohne Zinsen 

zurückzuerhalten.  

20.23. Ist der Komplementär der Ansicht, dass die Auflegung eines Teilfonds nicht im Interesse der 

Anleger oder wirtschaftlich nicht tragfähig ist, kann der Komplementär nach eigenem und 

uneingeschränktem Ermessen beschließen, die Zeichnungsfrist des/der betreffenden 

Teilfonds (falls zutreffend) zu verlängern oder keine Anteile auszugeben. 

20.24. Zeichnungsanträge für Anteile können fortlaufend entgegengenommen werden.  

20.25. Anleger können Anteile nur auf der Grundlage von Zeichnungsanträgen erwerben, die an 

einem Zeichnungstag angenommen wurden. 

20.26. Jede Klasse wird bei ihrer Auflegung zu dem in Anhang 2 für die jeweilige Klasse 

beschriebenen festen Erstzeichnungspreis angeboten. Danach werden Anteile jeder Klasse 

zu einem Zeichnungspreis ausgegeben, der auf dem für den jeweiligen Zeichnungstag 

berechneten NIW pro Anteil der betreffenden Klasse basiert; bei Zeichnungen über einen 

bestimmten Betrag wird die Anzahl der Anteile, die der Zeichner erhält, anschließend auf 
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der Grundlage des NIW pro Anteil am jeweiligen Zeichnungstag bestimmt. Zur Vermeidung 

von Zweifeln: Zeichnungen können für einen bestimmten Betrag oder für eine bestimmte 

Anzahl von Anteilen erfolgen. Falls eine Klasse vollständig zurückgenommen und für 

Zeichnungen geöffnet ist, wird sie erneut zu dem in Anhang 2 beschriebenen festen 

Erstzeichnungspreis für die jeweilige Klasse angeboten, bis ein neuer Bewertungstag 

feststeht. 

20.27. Zeichnungsanträge müssen in ordnungsgemäßer Form am Zeichnungsschluss direkt bei der 

Zentralverwaltung oder über andere Banken, Vertriebsstellen, Untervertriebsstellen und zu 

diesem Zweck zugelassene Finanzinstitute eingehen, sofern der Komplementär nicht nach 

eigenem Ermessen, wie nachstehend angegeben, darauf verzichtet. 

20.28. Der Komplementär behält sich das Recht vor, den Zeichnungstag zu ändern und auf eine 

solche vorherige Ankündigung zu verzichten, (i) sowohl hinsichtlich der Erstzeichnung von 

Anteilen bei der Auflegung eines Teilfonds als auch (ii) hinsichtlich nachfolgender 

Zeichnungen von Anteilen an diesem Teilfonds. 

20.29. Der Komplementär behält sich das Recht vor, Zeichnungsanträge ohne Angabe von Gründen 

ganz oder teilweise abzulehnen. Der Komplementär kann die Nettozeichnungen auf den 

Teilfonds auf der Grundlage der verfügbaren Anlagechancen begrenzen. Eine Mitteilung 

über eine solche Begrenzung ist nicht erforderlich.  

20.30. Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen den ersten Zeichnungstag für jeden 

Teilfonds/jede Klasse festlegen. 

20.31. Von den Anlegern wird erwartet, dass sie ihr Antragsformular bis zum Zeichnungsschluss 

einreichen und ihre Einlage (sowie etwaige damit verbundene Zeichnungsgebühren) bis zum 

Zeichnungsabwicklungstag an den Teilfonds überweisen.  

20.32. Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass andere Banken, Vertriebsstellen, 

Untervertriebsstellen und zu diesem Zweck zugelassene Finanzinstitute einen früheren 

Zeichnungsschluss, eine frühere Zeichnungsfrist oder einen früheren 

Zeichnungsabwicklungstag anwenden können, um den Zeichnungsschluss und/oder den 

Zeichnungsabwicklungstag bei der Zentralverwaltung einzuhalten, und sollten sich für 

weitere Informationen an diese wenden.  

Unzulässige Personen 

20.33. Der Komplementär lehnt die Ausgabe von Anteilen an unzulässige Personen und/oder 

Unternehmen (im Folgenden „Unzulässige Personen“) ab. 

20.34. „Unzulässige Personen“ bezeichnen jede Person, Gesellschaft, Treuhandgesellschaft oder 

juristische Person, die nach alleinigem Ermessen des Komplementärs nicht berechtigt ist, 

Anteile zu zeichnen oder zu halten: 

(a) weil sie kein berechtigter Anleger ist; 

(b) wenn nach Ansicht des Komplementärs ein solcher Besitz dem Fonds und/oder dem 

Teilfonds schaden könnte; 

(c) wenn dies zu einem Verstoß gegen Gesetze oder Vorschriften, sei es in Luxemburg 

oder im Ausland, führen könnte, oder wenn eine vertragliche oder gesetzliche 

Bedingung oder eine im Prospekt festgelegte Bedingung für die Beteiligung dieser 
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Person am Fonds nicht mehr erfüllt ist, oder wenn diese Person es versäumt, die vom 

Fonds angeforderten Informationen oder Unterlagen vorzulegen; 

(d) wenn der Fonds, der Komplementär, der AIFM oder der zuständige Anlageverwalter 

dadurch Nachteile steuerlicher, rechtlicher oder finanzieller Art ausgesetzt werden 

könnten, die ihnen andernfalls nicht entstanden wären; 

(e) wenn die Beteiligung der Anleger am Teilfonds derart ist, dass sie erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Interessen der Anteilinhaber 

insgesamt haben könnte, insbesondere in Fällen, in denen einzelne Anleger durch 

systematische Zeichnungen und sofortige Rücknahmen versuchen, einen finanziellen 

Vorteil zu erzielen, indem sie die Zeitunterschiede zwischen der Festsetzung der 

Schlusskurse und der Bewertung des Vermögens des Teilfonds (Market Timing), von 

Late Trading oder anderen exzessiven Handelspraktiken ausnutzen; 

(f) wenn diese Person die Zulassungskriterien für Anteile nicht erfüllen würde (z. B. in 

Bezug auf US-Personen); 

(g) wenn diese Person von direkten oder indirekten Eigentümern kontrolliert wird oder 

ein wesentlicher Teil ihrer Beteiligung von solchen vertreten wird, die nicht 

identifiziert werden können, wie beispielsweise Inhaber von Inhaberaktien, die nicht 

bei einem regulierten Finanzinstitut hinterlegt sind; oder  

(h) jede andere Person, die nach alleinigem Ermessen des Komplementärs anderweitig 

kein geeigneter Anleger eines Teilfonds ist.  

20.35. Der Komplementär kann darüber hinaus einen Zeichnungsantrag jederzeit nach eigenem 

Ermessen ablehnen oder die Ausgabe von Anteilen vorübergehend einschränken, aussetzen 

oder vollständig einstellen, soweit dies im Interesse der Anteilinhaber insgesamt, zum 

Schutz des Fonds und/oder des Teilfonds, im Interesse der Anlagepolitik oder im Falle einer 

Gefährdung spezifischer Anlageziele des Fonds und/oder des Teilfonds als notwendig 

erachtet wird. Bei Einsatz als Liquiditätsmanagement-Instrument trifft der AIFM die 

Entscheidung, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend zu beschränken oder auszusetzen, 

in Absprache mit dem Komplementär und dem Anlageverwalter sowie in Übereinstimmung 

mit den Anwendbaren Gesetzen und Vorschriften.  

20.36. Darüber hinaus lehnt der Komplementär jede Übertragung von Anteilen ab, sofern eine 

solche Übertragung dazu führen würde, dass eine Unzulässige Person Anteilinhaber wird. 

Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen die Ausgabe oder Übertragung von 

Anteilen verweigern, wenn keine ausreichenden Nachweise dafür vorliegen, dass die Person 

und (oder) das Unternehmen, an die bzw. das die Anteile ausgegeben oder übertragen 

werden sollen, ein Berechtigter Anleger ist. Um festzustellen, ob ein Käufer oder Erwerber 

von Anteilen als Berechtigter Anleger qualifiziert ist, stützt sich der Fonds auf die 

Empfehlungen der zuständigen Behörden. 

20.37. Der Komplementär kann darüber hinaus Anteile, die von Unzulässigen Personen gehalten 

werden, zwangsweise zurücknehmen. Zudem kann der Komplementär Anteile eines 

beliebigen Anteilinhabers zurücknehmen, wenn er feststellt, dass eine der vom 

Anteilinhaber abgegebenen Zusicherungen nicht wahr und zutreffend war oder nicht mehr 

wahr und zutreffend ist oder dass der fortgesetzte Besitz von Anteilen durch den 

Anteilinhaber ein unangemessenes Risiko nachteiliger steuerlicher Folgen für den Fonds, 

den Teilfonds oder einen seiner Anteilinhaber mit sich bringen würde. Der Komplementär 

kann Anteile eines Anteilinhabers auch zurücknehmen, wenn er feststellt, dass der 
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fortgesetzte Besitz von Anteilen durch diesen Anteilinhaber dem Komplementär, dem 

Fonds, einem Teilfonds, einem der Anteilinhaber oder dem jeweiligen Anlageverwalter 

schaden könnte. 

20.38. Im Falle einer Zwangsrücknahme gemäß diesem Abschnitt benachrichtigt der Fonds oder 

sein Beauftragter den jeweiligen Anteilinhaber schriftlich über die Zwangsrücknahme unter 

Angabe der zurückzunehmenden Anteile, des Rücknahmedatums und des für die 

betreffenden Anteile geltenden Preises sowie des Ortes, an dem der Rücknahmepreis für 

diese Anteile zu zahlen ist. Diese Mitteilung ist an den jeweiligen Anteilinhaber an dessen 

letzte, dem Fondsregister bekannte oder darin eingetragene Anschrift zu richten. Die von 

dieser Rücknahme betroffenen Anteile werden unverzüglich nach dem in der 

Rücknahmeanzeige angegebenen Datum entwertet. 

20.39. Jede Person, die Kenntnis davon erlangt, dass sie Anteile unter Verstoß gegen eine der in 

diesem Prospekt dargelegten Bestimmungen hält, und die es versäumt, ihre Anteile gemäß 

diesen Bestimmungen zu übertragen oder zurückgeben zu lassen, hat den Komplementär, 

den Fonds, die Manager, den AIFM, die Verwahrstelle, die Zentralverwaltung, den 

Anlageverwalter (sofern vorhanden) und die Anteilinhaber des Fonds (jeweils eine 

„Entschädigungsberechtigte Partei“) von allen Ansprüchen, Forderungen, Verfahren, 

Verbindlichkeiten, Schäden, Verlusten, Kosten und Aufwendungen freizustellen und 

schadlos zu halten, die einer solchen Entschädigungsberechtigten Partei direkt oder indirekt 

entstehen oder die ihr entstehen, weil diese Person ihren Verpflichtungen gemäß einer der 

vorgenannten Bestimmungen nicht nachkommt.  

Market Timing und Late Trading 

20.40. Zeichnungen, Rücknahmen und Umwandlungen von Anteilen sollten ausschließlich zu 

Anlagezwecken erfolgen. Der Fonds lässt keine kurzfristigen (Market-Timing-) 

Transaktionen, Late-Trading-Transaktionen oder andere exzessive Handelspraktiken zu, die 

die Portfoliomanagementstrategien eines Teilfonds stören und dessen Wertentwicklung 

beeinträchtigen könnten. Um Schäden für einen solchen Teilfonds und seine Anteilinhaber 

zu minimieren, haben der AIFM, der Komplementär und/oder ihre jeweiligen Beauftragten 

das Recht, Kauf-, Umtausch- oder Rücknahmeaufträge von Anlegern abzulehnen, die 

exzessiven Handel betreiben oder in der Vergangenheit exzessiv gehandelt haben, oder 

wenn der Handel eines Anlegers nach Ansicht des AIFM und/oder des Komplementärs einen 

Teilfonds gestört hat oder stören könnte. Der Fonds, der AIFM und der Komplementär 

haften nicht für Verluste, die aus abgelehnten Aufträgen resultieren. 

21. Ausschüttungspolitik  

Allgemeines 

21.1. Im Rahmen der durch die Anwendbaren Gesetze, diesen Prospekt und die Satzung 

vorgesehenen Grenzen können Ausschüttungen an die Anteilinhaber Dividenden 

(einschließlich Zwischendividenden), Zinsen, Kapital- und Kapitalgewinnzahlungen 

umfassen. Ausschüttungen dürfen nur erfolgen, wenn das Aktienkapital des Fonds, erhöht 

um die prime d’émission, nicht unter die in Teil II des Gesetzes von 2010 vorgeschriebene 

Mindestkapitalanforderung fällt. 
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21.2. Dividenden (einschließlich Zwischendividenden) können von Zeit zu Zeit in einer vom 

Komplementär festgelegten Häufigkeit unter den im Gesetz von 1915, im Gesetz von 2010, 

in diesem Prospekt und in der Satzung festgelegten Bedingungen sowie wie im jeweiligen 

Sonderteil näher beschrieben beschlossen und ausgeschüttet werden. Die Zahlungen 

erfolgen in der Referenzwährung des jeweiligen Teilfonds oder der jeweiligen Klasse.  

21.3. Dividenden (einschließlich Zwischendividenden), die fünf (5) Jahre nach ihrer Festsetzung 

nicht angefordert wurden, verfallen und fallen an den jeweiligen Teilfonds zurück. 

21.4. Zur Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass keine Bestimmung in diesem 

Prospekt den Fonds dazu verpflichtet, (Zwischen-)Dividenden auszuschütten, die nach 

vernünftiger Einschätzung des Komplementärs dazu führen würden oder könnten, dass der 

Fonds oder ein Teilfonds zahlungsunfähig wird oder nicht über ausreichende Mittel oder 

Gewinne verfügt, um gegenwärtige oder künftige geplante Verpflichtungen, 

Verbindlichkeiten oder Eventualverbindlichkeiten (einschließlich, aber nicht beschränkt auf 

die AIFM-Gebühr, die Anlageverwaltungsgebühr und/oder die Erfolgsvergütung) zu erfüllen. 

21.5. Nur Anteilinhaber, die zum Stichtag im Register eingetragen sind, haben Anspruch auf die 

beschlossenen Ausschüttungen, vorbehaltlich der Bestimmungen des jeweiligen 

Sonderteils. 

21.6. Der Fonds kann innerhalb der Klassen jedes Teilfonds Thesaurierungsklassen und 

Ausschüttungsklassen auflegen, wie im jeweiligen Sonderteil angegeben.  

Thesaurierungsklassen und Ausschüttungsklassen 

21.7. „Thesaurierungsklassen“ sind Klassen, die ihre gesamten Erträge thesaurieren. 

Thesaurierungsklassen haben keinen Anspruch auf Ausschüttungen, es sei denn, der 

Komplementär beschließt nach eigenem Ermessen, eine Ausschüttung vorzunehmen. 

Anteilinhaber von Thesaurierungsklassen profitieren von Kapitalzuwächsen, die sich aus der 

Wiederanlage der von diesen Klassen erzielten Erträge ergeben. 

21.8. „Ausschüttungsklassen“ sind Klassen, die die in Bezug auf diese Klassen erzielten, Netto- 

oder Bruttoerträge oder Kapitalgewinne in Form von Dividenden (einschließlich 

Zwischendividenden) ausschütten können, wie im jeweiligen Sonderteil näher ausgeführt. 

Der Komplementär kann nicht garantieren, dass Ausschüttungsklassen Dividenden 

(einschließlich Zwischendividenden) ausschütten, und jede Ausschüttung von Dividenden 

(einschließlich Zwischendividenden) erfolgt nach dem Ermessen des Komplementärs unter 

Berücksichtigung von Faktoren wie den Erträgen, dem Cashflow, den Verbindlichkeiten, dem 

Kapitalbedarf, den Steuern, der allgemeinen Finanzlage des jeweiligen Teilfonds sowie den 

Anforderungen der Anwendbaren Gesetze. 

22. Rechnungswährung  

22.1. Die Rechnungswährung des Fonds ist der Euro. Die Teilfonds lauten auf die 

Referenzwährung, die für jeden Teilfonds im jeweiligen Sonderteil angegeben ist. 
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23. Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie internationale 
Finanzsanktionen 

Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 

23.1. Gemäß den luxemburgischen Gesetzen und Vorschriften wurden insbesondere allen im 

Finanzsektor tätigen Fachleuten berufliche Pflichten auferlegt, um die Nutzung von 

Organismen für gemeinsame Anlagen zum Zwecke der Geldwäsche und der 

Terrorismusfinanzierung zu verhindern. 

23.2. Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, wie sie unter 

anderem im luxemburgischen Gesetz vom 12. November 2004 zur Bekämpfung von 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in seiner jeweils gültigen Fassung (das „Gesetz 

von 2004“) sowie in damit zusammenhängenden Gesetzen und Vorschriften vorgesehen 

sind, einschließlich, aber nicht beschränkt auf die großherzogliche Verordnung vom 1. 

Februar 2010 zur Ausgestaltung bestimmter Bestimmungen des Gesetzes von 2004 in seiner 

jeweils gültigen Fassung, die von den zuständigen luxemburgischen Behörden von Zeit zu 

Zeit herausgegebenen anwendbaren Rundschreiben und Verordnungen, einschließlich 

(ohne darauf beschränkt zu sein) der CSSF-Verordnung Nr. 12-02 vom 14. Dezember 2012 

zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in ihrer jeweils gültigen 

Fassung, sowie alle luxemburgischen Gesetze und Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur 

Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche oder der 

Terrorismusfinanzierung in ihrer jeweils gültigen Fassung, erfordern insbesondere eine 

detaillierte Identifizierung der Anleger und die Überprüfung ihrer Identität, die 

Identifizierung und Überprüfung der Identität ihrer wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne 

des Gesetzes von 2004 (die „Wirtschaftlichen Eigentümer“) und gegebenenfalls der 

Bevollmächtigten sowie die Identifizierung der Herkunft der investierten Mittel und 

gegebenenfalls der Vermögensherkunft.  

23.3. Zu den vorgenannten Zwecken müssen die potenziellen Anleger der Zentralverwaltung, dem 

AIFM und/oder dem Fonds und/oder jedem anderen zuständigen Beauftragten des Fonds 

alle Unterlagen und Informationen zur Verfügung stellen, die gemäß den geltenden 

luxemburgischen AML/CTF-Gesetzen und -Vorschriften sowie den AML/CTF-Richtlinien und 

-Verfahren des Fonds oder seiner Beauftragten erforderlich sind. Die Zentralverwaltung, der 

AIFM und/oder der Fonds behalten sich das Recht vor, vor der Zeichnung oder Übertragung, 

soweit zutreffend, sowie jederzeit danach weitere Unterlagen und/oder Informationen 

anzufordern, die sie für die ordnungsgemäße Durchführung der AML/CTF- und Know-Your-

Customer-Sorgfaltspflichten gegenüber den Anlegern für erforderlich halten. 

23.4. Solange die Anleger keine zufriedenstellenden Informationen und Unterlagen zur 

Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie zur Sorgfaltspflicht 

gegenüber Kunden vorlegen, wie von der Zentralverwaltung, dem AIFM, dem Fonds und 

dem Komplementär festgelegt, behalten sich diese das Recht vor, die Ausstellung oder 

Genehmigung der Registrierung von Anteilsübertragungen zurückzuhalten. Ebenso werden 

dem Anteilseigner geschuldete Beträge (einschließlich, aber nicht beschränkt auf 

Rücknahme-/Liquidationserlöse und Ausschüttungen, sofern zutreffend) erst dann 

ausgezahlt, wenn diese Anforderungen vollständig erfüllt sind. Allgemeiner gesagt kann jede 

Verzögerung oder Unterlassung seitens eines Anlegers, die erforderlichen vollständigen 

Informationen und/oder Unterlagen vorzulegen, dazu führen, dass (i) die von dem 
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betreffenden Anteilinhaber gehaltenen Anteile zwangsweise zurückgenommen werden 

und/oder (ii) eine solche Verzögerung oder Unterlassung den zuständigen Behörden 

gemeldet wird, möglicherweise ohne vorherige Benachrichtigung des betroffenen Anlegers 

und/oder anderer verbundener Personen. In einem solchen Fall haften der Komplementär, 

die Zentralverwaltung, der AIFM und/oder der Fonds in keiner Weise gegenüber dem 

betreffenden Anleger, auch nicht für Zinsen, Kosten oder Entschädigungen. 

23.5. Alle in diesem Zusammenhang bereitgestellten Informationen und Unterlagen werden 

ausschließlich zum Zwecke der Einhaltung der AML/CTF-Vorschriften erhoben. 

23.6. Der Fonds behält sich zudem das Recht vor, die Ausschüttung an einen Anteilinhaber zu 

verweigern, wenn der Fonds den Verdacht hegt oder darauf hingewiesen wird, dass die 

Zahlung von Ausschüttungsbeträgen an diesen Anteilinhaber zu einem Verstoß gegen 

geltende AML/CTF-Vorschriften oder andere Gesetze oder Vorschriften durch eine Person 

in einer relevanten Rechtsordnung führen könnte, wenn der Anteilinhaber als eine Person 

identifiziert wurde, die eines oder mehrere der Kriterien für eine „Unzulässige Person“ im 

Sinne von Abschnitt 20.34 erfüllt, oder wenn eine solche Verweigerung als notwendig oder 

angemessen erachtet wird, um die Einhaltung solcher Gesetze oder Vorschriften in einer 

relevanten Rechtsordnung durch den Fonds sicherzustellen. 

23.7. Der Fonds akzeptiert keine Scheingeldbanken als zugrunde liegende Anleger oder 

Wirtschaftliche Eigentümer. Der Fonds akzeptiert keine Organisationen, deren Aktienkapital 

aus Inhaberaktien besteht, die von zugrunde liegenden Anlegern oder Wirtschaftlichen 

Eigentümern gehalten und kontrolliert werden, es sei denn, diese sind bei einem regulierten 

Finanzinstitut hinterlegt, das den Gesetzen und Vorschriften zur Bekämpfung von 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gemäß den Anforderungen der Financial Action 

Task Force („FATF“) unterliegt und aus Compliance-Sicht beaufsichtigt wird. 

23.8. Anleger sollten sich ferner bewusst sein, dass zur Einhaltung geltender AML/CTF-Gesetze 

und -Vorschriften bestimmte Informationen und/oder Unterlagen über Anleger 

möglicherweise an die zuständigen Behörden in Luxemburg und/oder in einer anderen 

anwendbaren Rechtsordnung übermittelt werden müssen. 

Internationale Finanzsanktionen 

23.9. Der Fonds unterliegt Gesetzen und Vorschriften, einschließlich des luxemburgischen 

Gesetzes vom 19. Dezember 2020 über die Umsetzung restriktiver Maßnahmen in 

Finanzangelegenheiten in seiner geänderten Fassung, die ihn daran hindern, Geschäfte mit 

bestimmten Staaten, Personen, Organisationen und Gruppen zu tätigen, die internationalen 

gezielten Finanzsanktionen unterliegen, die insbesondere von den Vereinten Nationen, der 

Europäischen Union und des Großherzogtums Luxemburg (die „Internationalen 

Finanzsanktionen“) verhängt werden, und kann weiteren ähnlichen Gesetzen unterliegen, 

einschließlich, aber nicht beschränkt auf die von den Vereinigten Staaten von Amerika 

verhängten Finanzsanktionen. Stellt sich heraus, dass ein Anteilinhaber oder eine mit ihm 

verbundene Partei Internationalen Finanzsanktionen unterliegt, kann der Fonds oder 

gegebenenfalls ein in seinem Namen handelnder Beauftragter verpflichtet sein, jegliche 

weiteren Geschäfte mit dem Anteilinhaber einzustellen und die vom Anteilinhaber 

gehaltenen Vermögenswerte einzufrieren, bis diese Sanktionen aufgehoben werden oder 

eine Genehmigung gemäß den Anwendbaren Gesetzen zur Fortsetzung der Geschäfte erteilt 

wird. Der Fonds oder ein in seinem Namen handelnder Beauftragter kann darüber hinaus 
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verpflichtet sein, den zuständigen Behörden die Umsetzung von Restriktionsmaßnahmen zu 

melden, die gemäß Internationalen Finanzsanktionen durchgeführt wurden. 

Kontrollen von Finanzintermediären 

23.10. Werden die Anteile über einen Intermediär gezeichnet, sind gemäß Artikel 3-2 des Gesetzes 

von 2004 und Artikel 3 der CSSF-Verordnung Nr. 12-02, geändert durch die CSSF-Verordnung 

Nr. 20-05, verstärkte Sorgfaltspflichten gegenüber diesem Intermediär anzuwenden. Der 

Intermediär und seine Wirtschaftlichen Eigentümer werden identifiziert und ihre Identität 

gegebenenfalls nach einem risikobasierten Ansatz überprüft, und es werden verstärkte 

Sorgfaltspflichten für die Geschäftsbeziehung angewendet, die als einer 

Korrespondenzbankbeziehung mit dem Intermediär ähnlich eingestuft wird, um die 

Robustheit des AML/CFT-Kontrollrahmens dieses Intermediäres zu analysieren. 

Kontrollen der Vermögenswerte  

23.11. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, führt der betreffende 

Anlageverwalter eine Analyse des AML/CFT-Risikos durch, das von den Anlagen des von ihm 

verwalteten Teilfonds ausgeht, wendet unter Anwendung eines risikobasierten Ansatzes 

Vorsichtsmaßnahmen in Bezug auf die Vermögenswerte des Teilfonds an und ergreift 

Sorgfaltsmaßnahmen, die an das bewertete und dokumentierte Risiko angepasst sind. Die 

Risikoanalyse der Anlagen wird jährlich und bei Bedarf aufgrund besonderer Ereignisse 

überprüft. Der zuständige Anlageverwalter kann nach eigenem Ermessen die Unterstützung 

des AIFM bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben anfordern. 

Luxemburgisches Register der Wirtschaftlichen Eigentümer 

23.12. Der Komplementär oder ein von ihm Beauftragter übermittelt dem luxemburgischen 

Register der wirtschaftlichen Eigentümer (das „RBO“), das gemäß dem Gesetz vom 13. 

Januar 2019 zur Einrichtung eines Registers der Wirtschaftlichen Eigentümer in seiner 

geänderten Fassung (einschließlich der großherzoglichen Verordnung vom 15. Februar 2019 

zu dessen Ergänzung, das „RBO-Gesetz“) relevante Informationen über jeden Anleger oder 

gegebenenfalls dessen wirtschaftliche Eigentümer, der als wirtschaftlicher Eigentümer des 

Fonds im Sinne von Artikel 1(7) des Gesetzes von 2004 gilt. Soweit dies nach den 

luxemburgischen Gesetzen und Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche erforderlich 

ist und den dortigen Bedingungen unterliegt, werden diese Informationen bestimmten 

Fachleuten im Sinne des RBO-Gesetzes sowie bestimmten anderen Personen mit einem 

berechtigten Interesse (wie in der EU ansässigen Journalisten, bestimmten gemeinnützigen 

Organisationen usw.) über die Website des RBO zur Verfügung gestellt. Mit der 

Unterzeichnung eines Antragsformulars für den Teilfonds versichert und gewährleistet jeder 

Anleger (und gegebenenfalls der zugrunde liegende Anleger), dass er, sollte er als 

Wirtschaftlicher Eigentümer des Fonds im Sinne des Gesetzes von 2004 angesehen werden, 

gemäß den gesetzlichen Anforderungen des RBO-Gesetzes die in diesem Zusammenhang 

erforderlichen Informationen dem Fonds, dem Komplementär, dem AIFM, dem 

Anlageverwalter und/oder der Zentralverwaltung zur Verfügung stellt, und erkennt an, dass 

das Versäumnis eines Anlegers oder gegebenenfalls dessen Wirtschaftlichen Eigentümers, 

dem Komplementär oder einem Beauftragten desselben alle relevanten Informationen und 

Belege zur Verfügung zu stellen, die der Komplementär benötigt, um seiner Verpflichtung 

zur Bereitstellung von Informationen und Unterlagen an das RBO nachzukommen, in 
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Luxemburg mit Geldstrafen geahndet wird. Anlegern wird empfohlen, sich hinsichtlich ihrer 

Verpflichtungen nach dem RBO-Gesetz an ihre eigenen professionellen Berater zu wenden. 

23.13. Alle Informationen, die dem Komplementär und/oder der Zentralverwaltung in diesem 

Zusammenhang zur Verfügung gestellt werden, werden zum Zwecke der Einhaltung der 

Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung erhoben, 

können jedoch im Rahmen der Anwendbaren Gesetze auch zur Erfüllung anderer 

regulatorischer Anforderungen (wie beispielsweise, aber nicht beschränkt auf das FATCA-

Gesetz oder das CRS-Gesetz) verwendet werden. 

Luxemburgisches Register für Treuhandschaften und Trusts 

23.14. Das Großherzogtum Luxemburg hat das Gesetz vom 10. Juli 2020 umgesetzt, welches Artikel 

31 der Vierten Geldwäscherichtlinie umsetzt (das „Trust-UBO-Registergesetz“) und ein 

Register für Treuhandschaften und Trusts (Registre des fiducies et des trusts, das „Trust-

UBO-Register“) eingeführt wurde. 

23.15. Gemäß dem Trust-UBO-Registergesetz (i) jeder Treuhandvertrag und jeder „Express Trust“ 

mit einem Treuhänder oder einem Trustee, der in Luxemburg niedergelassen oder ansässig 

ist, und (ii) jeder Treuhandvertrag oder jeder „Express Trust“, bei dem die Treuhänder oder 

Trustees weder in Luxemburg noch in einem anderen Mitgliedstaat ansässig sind, sofern der 

Treuhänder oder der Trustee im Namen des Treuhandvertrag oder des Trusts eine 

Geschäftsbeziehung mit einem Berufsträger aufnimmt oder eine in Luxemburg gelegene 

Immobilie erwirbt, im Trust-UBO-Register registriert werden und dem Trust-UBO-Register 

Informationen über ihre UBOs zur Verfügung stellen. Sind die Treuhänder oder Trustees 

nicht in Luxemburg, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässig, unterliegen sie nicht 

der oben genannten Registrierungspflicht, müssen jedoch der luxemburgischen 

Einregistrierungs-, Domänen- und Mehrwertsteuerverwaltung (Administration de 

l’enregistrement, des domaines et de la TVA, „AED“) einen Nachweis über die Eintragung in 

das entsprechende Register dieses anderen Mitgliedstaats vorlegen. 

23.16. Treuhänder und Trustees müssen ihren Status offenlegen und dem Komplementär, dem 

Fonds und gegebenenfalls dem AIFM, dem Anlageverwalter und/oder der 

Zentralverwaltung rechtzeitig die in Artikel 2 des Trust-UBO-Registergesetzes genannten 

Informationen sowie gegebenenfalls die in Artikel 13 Absatz 3 des Trust-UBO-

Registergesetzes genannte eindeutige Registrierungsnummer oder eine Bescheinigung, die 

die Eintragung in ein von einem anderen Mitgliedstaat eingerichtetes gleichwertiges 

Register nachweist, oder einen Auszug aus den in einem solchen Register geführten 

Informationen über Wirtschaftliche Eigentümer, wenn sie als Treuhänder oder Trustees eine 

Geschäftsbeziehung mit ihnen eingehen oder gelegentlich eine Transaktion durchführen, 

deren Betrag die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b, ba und bb des Gesetzes von 2004 

festgelegten Schwellenwerte überschreitet. Trustees und Treuhänder müssen dem 

Komplementär, dem Fonds und gegebenenfalls dem AIFM, dem Anlageverwalter und/oder 

der Zentralverwaltung auf Anfrage und ausschließlich zum Zweck der Erfüllung ihrer 

Sorgfaltspflicht gemäß dem Gesetz von 2004 Informationen über das Treuhandvermögen 

und das im Rahmen der Geschäftsbeziehung gehaltene oder verwaltete Vermögen der 

Treuhänder zur Verfügung stellen. 

23.17. Das Trust-UBO-Registergesetz kann gegen Treuhänder und Trustees sowie gegen Mitglieder 

ihrer Leitungsorgane, ihre tatsächlichen Geschäftsführer oder andere verantwortliche 



  62 
 

Personen folgende Sanktionen verhängen: eine Verwarnung, einen Verweis, 

Veröffentlichungen zur öffentlichen Bloßstellung sowie Verwaltungsstrafen in Höhe von bis 

zum Doppelten des aus dem Verstoß erzielten Vorteils, sofern dieser ermittelt werden kann, 

oder in Höhe von maximal 1.250.000 EUR. 

23.18. Die vorstehenden Absätze sind lediglich als kurze Zusammenfassung bestimmter 

Verpflichtungen nach dem Trust-UBO-Registergesetz zu verstehen und erheben keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit. Anlegern wird empfohlen, sich hinsichtlich ihrer 

Verpflichtungen nach dem Trust-UBO-Registergesetz an ihre eigenen professionellen 

Berater zu wenden. 

24. Übertragung von Anteilen 

24.1. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, können Anteile an andere 

Anteilinhaber oder Dritte übertragen werden, vorbehaltlich des Verfahrens, das der 

Komplementär von Zeit zu Zeit festlegt, und unter der Voraussetzung, dass die Person, an 

die die Übertragung erfolgen soll, als Berechtigter Anleger qualifiziert ist und nicht als 

Unzulässige Person gilt. Das vollständige Verfahren für die Übertragung von Anteilen ist am 

Sitz des Fonds und bei den Vertriebsstellen erhältlich. 

24.2. Werden die Anteile eines Deutschen VAG-Anlegers (wie oben definiert) in seinem 

Sicherheitenvermögen gehalten, dürfen die Anteile nur mit vorheriger Zustimmung des 

Treuhänders oder seines Stellvertreters für das Sicherheitenvermögen veräußert werden, 

sofern der Deutsche VAG-Anleger über einen Treuhänder gemäß § 128 VAG (in Verbindung 

mit §§ 234 Abs. 1, 237 Abs. 1, 212 Abs. 1 VAG, sofern anwendbar) oder gemäß 

vergleichbaren Bestimmungen oder aufgrund einer freiwilligen Unterwerfung unter eine 

solche Verpflichtung, verfügt. Ist ein dringender Verkauf erforderlich und ist es daher 

notwendig, die Anteile kurzfristig (innerhalb von 5 Teilfonds-Geschäftstagen) zu veräußern, 

kann diese Veräußerung unter den im deutschen Treuhänderrundschreiben festgelegten 

Bedingungen in Ausnahmefällen auch mit nachträglicher Zustimmung des Treuhänders 

erfolgen. 

24.3. Veräußerungen von Anteilen eines Deutschen VAG-Anlegers und Veräußerungen von 

Anteilen eines Deutschen SGB-Anlegers bedürfen zu ihrer Wirksamkeit keiner vorherigen 

Zustimmung des Komplementärs, wenn die Person, an die eine solche Veräußerung erfolgen 

soll, als Berechtigter Anleger qualifiziert ist und nicht als Unzulässige Person gilt. 

Veräußerungen und/oder Verfügungen im Sinne dieses Abschnitts 24 umfassen 

insbesondere den Verkauf, den Tausch, die Übertragung und die Abtretung aller oder eines 

Teils der Anteile des Deutschen VAG-Anlegers oder des Deutschen SGB-Anlegers. Eine 

(Ersatz-)Haftung für ausstehende Kapitaleinlagen oder sonstige Beträge durch den 

Deutschen VAG-Anleger oder den Deutschen SGB-Anleger nach der Veräußerung der Anteile 

ist ausgeschlossen (keine gesamtschuldnerische Haftung des Deutschen VAG- Anleger oder 

des Deutschen SGB-Anleger und der Person, an die die Übertragung erfolgen soll). Diese 

Verpflichtungen gehen mit schuldbefreiender Wirkung für den Deutschen VAG-Anleger oder 

den Deutschen SGB-Anleger auf denjenigen über, an den die Veräußerung erfolgen soll. 

25. Umwandlung von Anteilen  

Allgemeines  

25.1. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes festgelegt ist, sind Umwandlungen von Anteilen 

zwischen Klassen eines Teilfonds vorbehaltlich des vom Komplementär von Zeit zu Zeit 
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festgelegten Verfahrens zulässig, und Umwandlungen von Anteilen des Teilfonds in Anteile 

eines anderen Teilfonds sind nicht zulässig, es sei denn, der Komplementär genehmigt dies 

nach eigenem Ermessen. Der Komplementär kann solche Umwandlungen von der Zahlung 

einer Umwandlungsgebühr (jeweils eine „Umwandlungsgebühr“) abhängig machen, wie 

gegebenenfalls im jeweiligen Sonderteil näher beschrieben. 

25.2. Der Komplementär kann Umwandlungen von Anteilen während eines Zeitraums aussetzen, 

in dem die Ermittlung des NIW des Teilfonds und/oder einer Klasse gemäß den 

Bestimmungen von Abschnitt 30 des Allgemeinen Teils ausgesetzt ist.  

Umtausch auf Antrag der Anteilinhaber  

 

25.3. Ein Anteilinhaber kann an jedem Bewertungstag die Umwandlung aller oder eines Teils 

seiner Anteile einer Klasse (die „Ursprüngliche Klasse“) in Anteile einer anderen Klasse (die 

„Neue Klasse“) desselben Teilfonds beantragen (einschließlich, aber nicht beschränkt auf 

Fälle, in denen der Gesamt-NIW der von einem Anteilinhaber gehaltenen Anteile (oder der 

von einem zugrunde liegenden Anleger über einen Intermediär indirekt gehaltenen Anteile) 

die Mindestanlagesumme einer anderen Klasse erreicht); vorausgesetzt, der Anteilinhaber 

erfüllt die Zulassungskriterien der jeweiligen Klasse, in die die Umwandlung beantragt wird, 

und vorbehaltlich der schriftlichen Zustimmung des Intermediär des Anteilinhabers, falls 

zutreffend, sowie der Genehmigung durch den Komplementär nach dessen Ermessen, 

sofern zutreffend. Die Anteilinhaber können aufgefordert werden, die Differenz der 

Mindestanlage zwischen der Klasse des Teilfonds, aus der sie umtauschen, und der Klasse 

des Teilfonds, in die sie umtauschen und deren Anteilinhaber sie werden, zu tragen, falls die 

Mindestanlage der Klasse des Teilfonds, in die die Anteilinhaber ihre Anteile umtauschen, 

höher ist als die Mindestanlage der Klasse des Teilfonds, aus der sie ihre Anteile 

zurückgeben. Umwandlungen auf Antrag von Anteilinhabern können einer 

Umwandlungsgebühr unterliegen, wie gegebenenfalls im jeweiligen Sonderteil näher 

beschrieben, sofern der Komplementär nicht nach eigenem Ermessen darauf verzichtet. 

25.4. Umtauschanträge in Bezug auf Anteile, die noch einer Sperrfrist unterliegen, werden in der 

Regel abgelehnt, sofern der Komplementär nicht nach eigenem Ermessen anders 

entscheidet. 

Umtauschverfahren 

 

25.5. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, entspricht der Stichtag und/oder 

die Stichtagszeit für Umtauschanträge (der „Umwandlungsstichtag“) dem für Rücknahmen, 

sofern für einen Teilfonds im entsprechenden Sonderteil nichts anderes angegeben ist.  

25.6. Alle Umtauschaufträge müssen folgende Angaben enthalten: 

 den Bewertungstag, auf den sich der Umtauschantrag bezieht; 

 den/die vollständigen Namen, unter denen die umzutauschenden Anteile registriert 

sind; 

 die Klasse und deren ISIN-Code, aus der die Anteile umgetauscht werden sollen, 

sowie die Klasse und deren ISIN-Code, in die die Anteile umgetauscht werden sollen; 

und 

 entweder den Geldbetrag oder die Anzahl der umzutauschenden Anteile.  
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25.7. Sofern angenommen, werden Umtauschaufträge, die vor dem jeweiligen 

Umwandlungsstichtag für einen Bewertungstag, auf den sich der Umtauschauftrag bezieht, 

bei der Zentralverwaltung eingehen, an diesem Bewertungstag auf der Grundlage des an 

diesem Bewertungstag geltenden NIW der jeweiligen Klassen abgewickelt.  

25.8. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, werden Umtauschaufträge, die 

nach dem Umwandlungsstichtag für einen Bewertungstag eingehen, am nächsten 

Bewertungstag nicht bearbeitet. Dementsprechend müssten die Anteilinhaber einen neuen 

Umtauschauftrag einreichen.  

25.9. Nach einer solchen Umwandlung von Anteilen teilt die Zentralverwaltung dem jeweiligen 

Anteilinhaber die Anzahl der durch die Umwandlung erworbenen Anteile der neuen Klasse 

sowie den NIW pro Anteil mit. Bruchteile von Anteilen der neuen Klasse bis auf drei (3) 

Dezimalstellen können ausgegeben werden. 

25.10. Jeder Antrag auf Umwandlung ist unwiderruflich und kann von keinem Anteilinhaber unter 

keinen Umständen zurückgezogen werden, es sei denn, der Komplementär stimmt dem 

nach eigenem Ermessen zu.  

Automatische und zwingende Umwandlung von Anteilen 

  

25.11. Der Komplementär kann (ist jedoch nicht dazu verpflichtet) alle oder einen Teil der von 

einem Anteilinhaber gehaltenen Anteile zwangsweise von einer Klasse in eine andere Klasse 

umwandeln: (i) unter Umständen, die gegebenenfalls in diesem Sonderteil beschrieben sind; 

(ii) wenn dieser Anteilinhaber (oder der zugrunde liegende Anleger, sofern ein Anteilinhaber 

die Anteile in dessen Namen und/oder zu dessen Gunsten gezeichnet hat) die 

Zulassungskriterien und Bedingungen für die Klasse nicht erfüllt oder nicht mehr erfüllt; (iii) 

wenn dieser Anteilinhaber (oder der zugrunde liegende Anleger, sofern ein Anteilinhaber 

die Anteile in dessen Namen und/oder zu dessen Gunsten gezeichnet hat) anderweitig nicht 

berechtigt ist, Anteile dieser Klasse zu erwerben oder zu halten; oder (iv) wenn der 

Verwaltungsrat feststellt, dass eine solche Umwandlung notwendig oder ratsam und für die 

Anteilinhaber nicht ungerecht ist. 

25.12. Bestimmte Klassen können unter bestimmten Umständen (wie beispielsweise, ohne 

Einschränkung, im Laufe der Zeit) die automatische Umwandlung ihrer Anteile in Anteile 

einer anderen Klasse vorsehen. 

25.13. Die automatische und zwingende Umwandlung erfolgt auf der Grundlage des oben 

beschriebenen Umwandlungsverfahrens. 

26. Rücknahmen 

26.1. Der Fonds kann offene (jeweils ein „Offener Teilfonds“) und geschlossene Teilfonds (jeweils 

ein „Geschlossener Teilfonds“) auflegen.  

26.2. Bei Geschlossenen Teilfonds können Anteile nicht auf Antrag der Anteilinhaber 

zurückgenommen werden.  

26.3. Bei Offenen Teilfonds unterliegen Rücknahmen von Anteilen, sofern im jeweiligen 

Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, den in diesem Abschnitt beschriebenen 

Bedingungen und Verfahren und unterliegen bei den ELTIF-Teilfonds den in der ELTIF-

Verordnung näher beschriebenen Bedingungen.  
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Rücknahmeverfahren bei Offenen Teilfonds  

 

26.4. Anteile bestimmter Offener Teilfonds und/oder Klassen davon können den in Anhang 2 

und/oder im jeweiligen Sonderteil beschriebenen Rücknahmebeschränkungen unterliegen, 

wie beispielsweise, ohne Einschränkung, Sperrfristen für vorzeitige Rücknahmen (jeweils 

eine „Sperrfrist“), Abzüge bei vorzeitiger Rücknahme (jeweils ein „Abzug bei vorzeitiger 

Rücknahme“), Rücknahmeschwellen (jeweils eine „Rücknahmeschwelle“), 

Rücknahmegebühren (jeweils eine „Rücknahmegebühr“), ELTIF-Prozentsatz für die 

Rücknahme (nur für ELTIF-Teilfonds) usw. (jeweils eine „Rücknahmebeschränkung“ und 

zusammen die „Rücknahmebeschränkungen“).  

26.5. Vorbehaltlich der jeweils geltenden Rücknahmebeschränkungen und vorbehaltlich der 

nachstehenden Einzelheiten haben Anteilinhaber das Recht, ihre Anteile an den jeweiligen 

Offenen Teilfonds und/oder Klassen dieses Teilfonds unter den folgenden Bedingungen 

zurückzugeben: 

(i) Rücknahmen werden am Rücknahmetag gewährt. Rücknahmeaufträge (jeweils 

ein „Rücknahmeantrag“) für einen bestimmten Rücknahmetag müssen bis zum 

Rücknahme-Stichtag erteilt werden, sofern der Komplementär nicht nach 

eigenem Ermessen darauf verzichtet; 

(ii) Bei ELTIF-Teilfonds und vorbehaltlich der gegebenenfalls geltenden 

Rücknahmeschwelle ist der Gesamtbetrag der Rücknahmen für jeden 

Rücknahmetag auf den ELTIF-Prozentsatz für die Rücknahme begrenzt.  

26.6. Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass andere Banken, Vertriebsstellen, 

Untervertriebsstellen und zu diesem Zweck zugelassene Finanzinstitute einen früheren 

Stichtag anwenden können, um den Rücknahme-Stichtag bei der Zentralverwaltung 

einzuhalten, und sollten sich für weitere Informationen an diese wenden. Zur Vermeidung 

von Zweifeln: Rücknahmeanträge können für einen bestimmten Betrag oder für eine 

bestimmte Anzahl von Anteilen gestellt werden. Einmal eingereichte Rücknahmeanträge 

können nicht zurückgezogen oder widerrufen werden, es sei denn, der Komplementär 

stimmt dem nach eigenem Ermessen zu.  

26.7. Der Komplementär wird im besten Interesse der Anteilinhaber und des Teilfonds solche 

Rücknahmeanträge zum Preis des am Bewertungstag in Bezug auf den jeweiligen 

Rücknahmetag festgelegten NIW erfüllen, wobei der Rücknahmeerlös in der Regel 

spätestens am Rücknahmeabrechnungstag an den/die rücknehmenden Anteilinhaber 

ausgezahlt wird, wobei jedoch zur Vermeidung von Zweifeln gilt, dass der AIFM in Absprache 

mit dem Komplementär und dem Anlageverwalter nicht verpflichtet ist, an einem 

Rücknahmetag mehr als die Rücknahmeschwelle zurückzunehmen.  

26.8. Ergehen an einem Rücknahmetag Rücknahmeaufträge, deren Gesamtwert die 

Rücknahmeschwelle übersteigt, werden alle diese Rücknahmeanträge anteilig bis zur Höhe 

der Rücknahmeschwelle bearbeitet. Der aufgrund dieser Bestimmung nicht erfüllte Teil 

eines Rücknahmeantrags eines Anteilsinhabers wird als „Nicht erfüllter Rücknahmeantrag“ 

bezeichnet. Sofern in einem Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, wird ein Nicht 

erfüllter Rücknahmeantrag nicht automatisch zum nächsten verfügbaren Rücknahmetag 

erneut zur Rücknahme eingereicht. Dementsprechend müssten rücknehmende 

Anteilsinhaber, die ihren Nicht erfüllten Rücknahmeantrag ganz oder teilweise am nächsten 
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verfügbaren Rücknahmetag zurücknehmen lassen möchten, einen neuen Rücknahmeantrag 

gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts einreichen.  

26.9. Zur Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass Anteilinhaber, die an einem 

bestimmten Rücknahmetag nicht in vollem Umfang zurücknehmen können, an einem 

nachfolgenden Rücknahmetag keinen Vorrang vor anderen Anteilinhabern haben, die an 

diesem nachfolgenden Rücknahmetag eine Rücknahme beantragen.  

26.10. Im Falle einer Aufschiebung von Rücknahmen (sofern im jeweiligen Sonderteil vorgesehen) 

werden die betreffenden Anteile zu einem Preis zurückgenommen, der auf dem für jeden 

anwendbaren Bewertungstag in Bezug auf den jeweiligen Rücknahmetag berechneten NIW 

pro Anteil basiert, abzüglich etwaiger Handelsgebühren und abzüglich einer etwaigen 

Rücknahmegebühr, wie sie vom Komplementär von Zeit zu Zeit festgelegt werden kann.  

26.11. Ungeachtet des Vorstehenden kann der AIFM in Absprache mit dem Komplementär und 

dem Anlageverwalter beschließen, Rücknahmeanträge über die Rücknahmeschwelle hinaus 

zu bearbeiten, wenn dies nach Ansicht des AIFM in Absprache mit dem Komplementär und 

dem Anlageverwalter weder die Gesamtliquidität des Teilfonds noch die übrigen 

Anteilinhaber beeinträchtigt. 

26.12. Unter außergewöhnlichen Umständen und nicht systematisch kann der Teilfonds 

Ausnahmen vom Rücknahmeprogramm gewähren, dieses ganz oder teilweise ändern oder 

aussetzen (einschließlich der Auferlegung von Bedingungen zur Begrenzung, Verschiebung 

oder Staffelung von Rücknahmen, unabhängig von deren Umfang, einschließlich etwaiger 

Änderungen der Rücknahmeschwelle), wenn (a) der Komplementär nach vernünftiger 

Einschätzung der Ansicht ist, dass eine solche Maßnahme im besten Interesse des Teilfonds 

und der Anteilinhaber des Teilfonds insgesamt liegt, beispielsweise wenn der Komplementär 

der Ansicht ist, dass: (i) das wirtschaftliche und marktbezogene Umfeld ungewöhnlich volatil 

oder unsicher ist; (ii) Rücknahmen von Anteilen die Liquidität des Teilfonds übermäßig 

belasten, den Betrieb des Teilfonds beeinträchtigen und/oder das Risiko einer nachteiligen 

Auswirkung auf den Teilfonds bergen würden, die den Nutzen der Rücknahme ihrer Anteile 

für die rücknehmenden Anteilinhaber überwiegen würde (einschließlich beispielsweise in 

Fällen, in denen die Erfüllung von Rücknahmeanträgen den Verkauf oder die Verwertung 

von Vermögenswerten zu einem erheblichen Wertverlust erfordern würde); und/oder (iii) 

eine solche Maßnahme aufgrund von gesetzlichen oder aufsichtsrechtlichen Änderungen 

(einschließlich künftiger gesetzlicher oder aufsichtsrechtlicher Änderungen) erforderlich ist, 

unter anderem um einer zwangsweisen Rücknahme in Bezug auf Unzulässige Personen (wie 

im Allgemeinen Teil des Prospekts definiert) Rechnung zu tragen, oder (b) aus solchen 

zusätzlichen Gründen, die im Sonderteil offengelegt werden können. Unter solchen 

Umständen werden solche Änderungen oder die Aussetzung des Rücknahmeprogramms 

den Anteilinhabern unverzüglich mitgeteilt. Wird das Rücknahmeprogramm ausgesetzt, sind 

der Komplementär und der AIFM verpflichtet, vierteljährlich zu prüfen, ob die fortgesetzte 

Aussetzung des Rücknahmeprogramms im besten Interesse des Teilfonds und der 

Anteilinhaber des Teilfonds liegt, und ob ein im Sonderteil beschriebenes Sonderverfahren 

(sofern und soweit anwendbar) in Anspruch genommen werden sollte. Bei der Nutzung als 

Liquiditätsmanagement-Instrument trifft der AIFM die Entscheidung über eine 

vorübergehende Begrenzung oder Aussetzung der Rücknahme von Anteilen in Absprache 

mit dem Komplementär und dem Anlageverwalter sowie in Übereinstimmung mit den 

geltenden Gesetzen und Vorschriften. 
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26.13. Der AIFM stellt in Absprache mit dem Komplementär und dem Anlageverwalter sicher, dass 

geeignete Liquiditätsmanagementmechanismen eingerichtet werden, um sicherzustellen, 

dass solche zusätzlichen Rücknahmen, die die Rücknahmeschwelle überschreiten, im besten 

Interesse des Teilfonds und der Anteilinhaber gewährleistet werden können.  

26.14. Der AIFM hat eine Rücknahmeregelung festgelegt, in der die Zeiträume, in denen 

Anteilinhaber Rücknahmen beantragen können, klar angegeben sind. Die 

Rücknahmeregelung des AIFM und die vom AIFM in Absprache mit dem Komplementär und 

dem Anlageverwalter eingesetzten Liquiditätsmanagement-Instrumente stehen im Einklang 

mit der langfristigen Anlagestrategie der Anlagepolitik des Teilfonds. 

26.15. Innerhalb des vorgenannten Zeitraums kann der Komplementär nach eigenem Ermessen 

beschließen, die Rücknahmeerlöse auszuzahlen, sobald diese verfügbar sind. Sollten 

mehrere Rücknahmeanträge für denselben Rücknahmetag eingegangen sein, werden alle 

Rücknahmeanträge bearbeitet, und die Rücknahmeerlöse werden an die rücknehmenden 

Anteilinhaber anteilig entsprechend ihren Rücknahmeanträgen ausgezahlt. 

26.16. Der AIFM kann in Absprache mit dem Komplementär und dem Anlageverwalter die für jeden 

Teilfonds geltende Rücknahmefrist verlängern, indem er den für den jeweiligen 

Rücknahmeantrag geltenden Rücknahme-Stichtag (der im Sonderteil des jeweiligen 

Teilfonds angegeben ist) verschiebt, um sicherzustellen, dass Vermögenswerte 

ordnungsgemäß veräußert werden können, um die Anteilinhaber des Teilfonds in 

Stressphasen oder bei ungewöhnlichen Rücknahmeaktivitäten zu schützen (z. B. im Falle 

einer unerwartet hohen Anzahl von Rücknahmeanträgen, als Reaktion auf 

unvorhergesehene Marktereignisse oder als Reaktion auf einzelne Rücknahmeanträge). Die 

Rücknahmefrist wird nur in dem Umfang verlängert, der zur Wahrung der Interessen der 

Anteilinhaber des betreffenden Teilfonds erforderlich ist. Rücknahmeanträge werden am 

nächsten Rücknahmetag bearbeitet, der auf das Ende der verlängerten Frist folgt. Die 

Verlängerung der Rücknahmefrist hat keine Auswirkungen auf die Rücknahmehäufigkeit des 

betreffenden Teilfonds. 

Verfahren zum Abgleich der Anträge in ELTIF-Teilfonds 

26.17. Soweit dies in seinem Sonderteil ausdrücklich gestattet ist, kann ein ELTIF-Teilfonds 

vorsehen, dass während der Laufzeit des betreffenden ELTIF-Teilfonds Übertragungsanträge 

für Anteile dieses ELTIF-Teilfonds durch bestehende Anteilinhaber ganz oder teilweise mit 

von potenziellen Anlegern gestellten Anträgen abgeglichen werden können, sofern alle in 

den ELTIF-Regeln festgelegten Bedingungen erfüllt sind.  

Rückzahlung in Sachwerten 

26.18. Anteilinhaber haben stets die Möglichkeit, eine Rückzahlung in bar zu erhalten. Eine 

Rückzahlung in Sachwerten an einen Anteilinhaber aus dem Vermögen eines Teilfonds 

unterliegt den Bedingungen, die im Sonderteil des jeweiligen Teilfonds festgelegt sind. 

26.19. Bei ELTIF-Teilfonds ist eine Rückzahlung in Sachwerten an einen Anteilinhaber aus den 

Vermögenswerten eines Teilfonds – sei es nach einer Ausschüttung von Dividenden oder 

Liquidationserlösen, der Rücknahme von Anteilen oder der Liquidation eines Teilfonds oder 

des Fonds – nur möglich, wenn alle Anteilinhaber fair behandelt werden können, der 

Anteilinhaber schriftlich um eine Rückzahlung aus einem Anteil des an Vermögenswerten 
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des Teilfonds gebeten hat und keine speziellen Vorschriften die Übertragung dieser 

Vermögenswerte einschränken.  

26.20. Die Bewertung der für die Rückzahlung in Sachwerten verwendeten Vermögenswerte muss 

durch einen Sonderbericht des Wirtschaftsprüfers bestätigt werden. 

27. Haftungsfreistellung und Entschädigung 

27.1. Soweit dies nach Anwendbaren Gesetzen zulässig ist, haftet weder der Komplementär noch 

der/die Anlageverwalter noch deren jeweilige Verbundene Unternehmen, Anteilseigner, 

leitende Angestellte, Verwaltungsratsmitglieder, Manager, Beauftragte, Vertreter, 

Mitarbeiter und Mitglieder (jeweils eine „Entschädigungsberechtigte Partei“) gegenüber 

dem Fonds oder einem Teilfonds oder einem Anteilinhaber für (i) Verluste aufgrund von 

Handlungen oder Unterlassungen einer Entschädigungsberechtigten Partei im 

Zusammenhang mit der Führung der Geschäfte des Fonds und/oder eines Teilfonds, die von 

der Entschädigungsberechtigten Partei nach bestem Wissen und Gewissen als im besten 

Interesse des Fonds und/oder eines Teilfonds liegend oder diesem nicht zuwiderlaufend 

erachtet werden, und im Falle einer Strafverfolgung oder eines Strafverfahrens, sofern die 

betroffene entschädigungsberechtigte Partei keinen vernünftigen Grund zu der Annahme 

hatte, dass dieses Verhalten rechtswidrig war, es sei denn, diese Handlung oder 

Unterlassung stellt tatsächlichen Betrug, vorsätzliches Fehlverhalten, grobe Fahrlässigkeit 

(faute lourde), einen wesentlichen Verstoß gegen Anwendbares Gesetz oder einen 

wesentlichen Verstoß gegen diesen Prospekt, die Satzung oder die einschlägigen 

Anlageverwaltungsverträge dar, (ii) Verluste aufgrund von Handlungen oder Unterlassungen 

anderer Parteien/Kommanditisten, oder (iii) Verluste aufgrund von Fehlern, Handlungen, 

Unterlassungen, Fahrlässigkeit, Unehrlichkeit, tatsächlichem Betrug oder Arglist seitens 

eines Maklers, Platzierungsagenten oder sonstigen Beauftragten, wie in diesem Prospekt 

vorgesehen. 

27.2. Soweit dies nach Anwendbaren Gesetzen und insbesondere nach Artikel 1121 des 

luxemburgischen Zivilgesetzbuchs zulässig ist, wird der Fonds die 

entschädigungsberechtigten Parteien aus dem Vermögen der betreffenden Teilfonds, 

soweit dies nach Anwendbaren Gesetzen zulässig ist, von allen Ansprüchen, 

Verbindlichkeiten, Kosten und Aufwendungen freistellen, die ihnen im Zusammenhang mit 

ihrer Rolle als solche entstehen, mit Ausnahme derjenigen, die infolge grober Fahrlässigkeit, 

Betrugs oder vorsätzlichen Fehlverhaltens der betreffenden entschädigten Partei 

entstanden sind. Die Anteilinhaber haften im Rahmen dieser Entschädigung nicht über den 

Betrag ihrer Zeichnung hinaus.  

27.3. Soweit dies nach Anwendbaren Gesetzen zulässig ist, haften die 

Entschädigungsberechtigten Parteien nicht für Verluste, die dem Fonds, seinen Teilfonds 

oder einem Anteilinhaber entstehen, unabhängig davon, wie diese im Zusammenhang mit 

den von ihnen gemäß dem Prospekt und der Satzung erbrachten Dienstleistungen 

entstehen, und jede Entschädigungsberechtigte Partei wird, soweit dies nach Anwendbaren 

Gesetzen zulässig ist, aus dem Vermögen der Teilfonds von allen Klagen, Verfahren, 

angemessenen Kosten, Gebühren, Aufwendungen, Verlusten, Schäden oder 

Verbindlichkeiten, die einer entschädigungsberechtigten Partei bei oder im Zusammenhang 

mit der Führung der Geschäfte des Fonds und/oder des Teilfonds oder bei der Ausübung 

oder Erfüllung ihrer Pflichten, Befugnisse, Vollmachten oder Ermessensspielräume gemäß 

den Bedingungen ihrer Bestellung entstehen oder entstehen, einschließlich, unbeschadet 
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der Allgemeingültigkeit des Vorstehenden, alle Kosten, Aufwendungen, Verluste oder 

Verbindlichkeiten, die ihr bei der Verteidigung (unabhängig vom Erfolg) in Zivilverfahren 

bezüglich des Fonds oder seiner Angelegenheiten vor einem Gericht in Luxemburg oder 

anderswo entstehen, es sei denn, diese Klagen, Verfahren, Kosten, Gebühren, 

Aufwendungen, Verluste, Schäden oder Verbindlichkeiten sind auf grobe Fahrlässigkeit, 

vorsätzliches Fehlverhalten oder Betrug ihrerseits zurückzuführen.  

27.4. Gemäß dem Antragsformular und wie darin näher beschrieben und eingeschränkt 

verpflichtet sich jeder Anleger, die entschädigungsberechtigten Parteien von allen 

Verlusten, Verbindlichkeiten, Klagen, Verfahren, Ansprüchen, Kosten, Gebühren, 

Aufwendungen oder Schäden, die den entschädigungsberechtigten Parteien aufgrund oder 

infolge (a) eines Verstoßes gegen oder einer Ungenauigkeit in den Zusicherungen, 

Erklärungen, Gewährleistungen und Verpflichtungen entstehen, die der betreffende 

Anleger im Antragsformular abgegeben hat, oder (b) der Veräußerung oder Übertragung 

seiner Anteile entgegen diesen Zusicherungen, Erklärungen, Gewährleistungen und 

Verpflichtungen oder entgegen Anwendbaren Gesetzen, sowie (c) jeglicher Klage, 

Rechtsstreite oder Verfahren, die auf (i) der Behauptung beruhen, dass die genannten 

Zusicherungen, Erklärungen, Gewährleistungen und Verpflichtungen unrichtig oder 

irreführend waren oder anderweitig Anlass für die Erlangung von Schadensersatz oder 

Rechtsbehelf von den entschädigungsberechtigten Parteien nach Anwendbaren Gesetzen 

geben, oder (ii) der Veräußerung oder Übertragung der Anteile dieses Anlegers oder eines 

Teils davon. 

28. Bewertung  

28.1. Der NIW der Klassen jedes Teilfonds wird zum Bewertungstag des jeweiligen Teilfonds 

ermittelt. Der NIW der Klassen eines Teilfonds wird unter normalen Umständen spätestens 

am NIW-Veröffentlichungstag berechnet und den Anteilinhabern des Teilfonds mitgeteilt.  

28.2. Der NIW der Anteile wird in den Referenzwährungen des jeweiligen Teilfonds/der jeweiligen 

Klassen ausgedrückt. 

Für jede Klasse wird der NIW pro Anteil in der jeweiligen Referenzwährung für jeden 

Bewertungstag berechnet, indem das dieser Klasse zuzurechnende Nettovermögen (das 

dem Vermögen abzüglich der dieser Klasse zuzurechnenden Verbindlichkeiten entspricht) 

durch die Anzahl der in dieser Klasse ausgegebenen und im Umlauf befindlichen Anteile 

dividiert wird. In anderen Währungen ausgewiesene Vermögenswerte und 

Verbindlichkeiten werden auf der Grundlage der jeweiligen Wechselkurse in die betreffende 

Referenzwährung umgerechnet. 

28.3. Diese NIW-Berechnungen werden von der Zentralverwaltung unter der Aufsicht und 

Verantwortung des AIFM gemäß den folgenden Regeln (einschließlich, ohne Einschränkung, 

Artikel 21 des Gesetzes von 2013) durchgeführt, gegebenenfalls mit Unterstützung des 

jeweiligen Anlageverwalters.  

28.4. Die Zentralverwaltung (mit Unterstützung des Komplementärs und/oder des jeweiligen 

Anlageverwalters, soweit zutreffend) ist bestrebt, Verwaltungs- und sonstige 

Aufwendungen, die wesentlich und regelmäßiger oder wiederkehrender Natur sind, jährlich 

oder für andere Zeiträume im Voraus auf der Grundlage von Schätzungen zu berechnen und 

kann diese über einen solchen Zeitraum gleichmäßig abgrenzen. 
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28.5. Der Wert des Vermögens des Teilfonds und jedes seiner Klassen wird wie folgt ermittelt:  

(a) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einer Börse offiziell notiert sind, 

werden zum letzten verfügbaren Kurs bewertet; 

(b) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Börse notiert sind, aber 

an einem anderen geregelten Markt gehandelt werden, werden zu einem Preis 

bewertet, der nicht unter dem Geldkurs und nicht über dem Briefkurs zum Zeitpunkt 

der Bewertung liegt und den der AIFM als angemessenen Marktpreis erachtet; 

(c) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an mehreren Märkten notiert sind oder 

gehandelt werden, werden auf der Grundlage des letzten verfügbaren Kurses des 

Hauptmarktes für die betreffenden Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente 

bewertet, es sei denn, diese Kurse sind nicht repräsentativ; 

(d) Sollten diese Kurse nicht den Marktbedingungen entsprechen oder für Wertpapiere 

und Geldmarktinstrumente, die nicht unter die vorstehenden Punkte a), b) und c) 

fallen und für die keine festen Kurse vorliegen, werden diese Wertpapiere und 

Geldmarktinstrumente sowie sonstige Vermögenswerte gemäß den vom AIFM 

festgelegten Verfahren zum beizulegenden Zeitwert bewertet; 

(e) Liquide Mittel werden zu ihrem Nennwert zuzüglich aufgelaufener Zinsen bewertet; 

(f) Festgeldanlagen können zum Renditekurs bewertet werden, wenn zwischen dem 

Komplementär und/oder dem AIFM und der Verwahrstelle ein Vertrag besteht, der 

vorsieht, dass diese Festgeldanlagen jederzeit abgehoben werden können und ihr 

Ertragswert dem realisierten Wert entspricht; 

(g) Finanzinstrumente, die nicht an Terminbörsen oder auf einem geregelten Markt 

gehandelt werden, werden zu ihrem Abrechnungswert bewertet, wie vom AIFM (mit 

Unterstützung des Komplementärs und/oder des jeweiligen Anlageverwalters, je 

nach Fall) in Übereinstimmung mit allgemein anerkannten Grundsätzen festgelegt, 

unter Berücksichtigung der Grundsätze ordnungsgemäßer Rechnungslegung, den 

marktüblichen Praktiken sowie den Interessen der Anteilseigner, vorausgesetzt, dass 

die oben genannten Grundsätze mit allgemein anerkannten Bewertungsvorschriften 

übereinstimmen, die von den unabhängigen Wirtschaftsprüfern überprüft werden 

können; 

(h) Swaps werden auf Marktwertbasis bewertet; 

(i) Sofern im Sonderteil des jeweiligen Teilfonds nichts anderes angegeben ist, werden 

Anteile an OGA oder OGAW zum letzten verfügbaren NIW gemäß den in den 

Verwaltungsvorschriften dieser OGA oder OGAW dargelegten Bewertungsmethoden 

bewertet;  

(j) Anlagen in nicht börsennotierte geschlossene Private-Equity-Fonds werden zum 

offiziellen NIW dieser Fonds bewertet. Dieser Wert kann auf der Grundlage 

verfügbarer geprüfter Abschlüsse, jedoch vor dem jeweiligen Bewertungstag, 

angepasst werden; 

(k) Anlagen in nicht börsennotierte offene Private-Equity-Fonds werden zum letzten für 

diese Fonds berechneten NIW bewertet; 

(l) Anlagen in Private-Equity-Wertpapieren, die nicht zu den oben genannten 

Wertpapieren gehören, werden gemäß internationalen Richtlinien wie beispielsweise 
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den „International Private Equity and Venture Capital Valuation Guidelines“ bewertet, 

wobei die Bewertung mit der gebotenen Sorgfalt und nach Treu und Glauben erfolgt; 

(m) Der Wert der von einem Teilfonds gehaltenen Sachwerte wird vom AIFM (mit 

Unterstützung des Komplementärs und/oder des jeweiligen Anlageverwalters, je 

nach Fall) auf der Grundlage der von dem/den unabhängigen Gutachter(n) 

bereitgestellten Preise ermittelt (es gelten die zuletzt ermittelten Marktwerte, es sei 

denn, eine Änderung der allgemeinen Wirtschaftslage oder des Zustands der 

Immobilien macht eine Neubewertung erforderlich); 

(n) Der Wert der Entwicklungsprojekte basiert auf aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten; 

(o) In Fällen, in denen die Interessen des Fonds und/oder des/der betreffenden Teilfonds 

oder seiner Anteilinhaber dies rechtfertigen (z. B. zur Vermeidung von Market-Timing-

Praktiken), kann der Komplementär geeignete Maßnahmen ergreifen, wie 

beispielsweise die Anwendung einer Fair-Value-Bewertungsmethode zur Anpassung 

des Wertes der Vermögenswerte des Fonds; und 

(p) Alle anderen Wertpapiere und Vermögenswerte werden zum beizulegenden Zeitwert 

bewertet, der nach Treu und Glauben gemäß den vom AIFM festgelegten Verfahren 

ermittelt wird. 

28.6. Detailliertere Informationen zur Bewertung der spezifischen Vermögenswerte, die von dem 

jeweiligen Teilfonds gehalten werden, können bei Bedarf im entsprechenden Sonderteil 

festgelegt werden. 

28.7. Wenn eine wesentliche und vergleichbare Transaktion stattgefunden hat und dabei ein 

marktüblicher Preis ermittelt wurde, kann diese Transaktion als Grundlage für die 

Bewertung dienen. 

28.8. Für den Fall, dass die oben genannten Berechnungsmethoden ungeeignet oder irreführend 

sind oder es aufgrund besonderer Umstände unmöglich oder unrichtig ist, eine Bewertung 

gemäß den oben genannten Regeln vorzunehmen, kann der AIFM (mit Unterstützung des 

Komplementärs, des Wirtschaftsprüfers und/oder des jeweiligen Anlageverwalters, soweit 

zutreffend) oder sein Beauftragter den Wert einer Anlage anpassen oder die Anwendung 

einer anderen Bewertungsmethode für die Vermögenswerte des betreffenden Teilfonds in 

einheitlicher Weise gestatten, wenn er der Ansicht ist, dass die Umstände eine solche 

Anpassung oder die Anwendung einer anderen Bewertungsmethode rechtfertigen, um den 

Wert dieser Anlagen angemessener widerzuspiegeln.  

28.9. Neben besonderen Bewertungsentscheidungen in Bezug auf illiquide Wertpapiere können 

von Zeit zu Zeit andere besondere Situationen auftreten, die sich auf die Ermittlung des NIW 

auswirken. Potenzielle Anleger sollten sich darüber im Klaren sein, dass diese und andere 

besondere Situationen, die mit Unsicherheiten hinsichtlich der Bewertung von 

Portfoliobeständen verbunden sind, Auswirkungen auf den NIW des betreffenden Teilfonds 

haben könnten, falls sich frühere Einschätzungen bezüglich der angemessenen Bewertung 

dieser Portfoliobestände als unrichtig erweisen sollten. 

28.10. Unter anderem werden folgende Daten herangezogen: 

(a) Erlöse aus dem Teilverkauf einer Anlage. 

(b) Geschäftsinformationen und allgemeine Entwicklungen der Portfoliounternehmen. 
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(c) Vergleichbare börsennotierte Unternehmen. 

28.11. Soweit erforderlich, wird der beizulegende Zeitwert eines Vermögenswerts vom AIFM (mit 

Unterstützung des Komplementärs und/oder des jeweiligen Anlageverwalters, soweit 

zutreffend) oder von einem vom AIFM eingesetzten Ausschuss oder von einem vom AIFM 

benannten Beauftragten ermittelt. 

28.12. Alle Bewertungsvorschriften und -feststellungen sind in Übereinstimmung mit den in 

Luxemburg allgemein anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen (Lux GAAP) auszulegen 

und vorzunehmen.  

28.13. Es werden angemessene Rückstellungen für angefallene Aufwendungen gebildet und 

etwaige außerbilanzielle Verbindlichkeiten werden nach fairen und umsichtigen Kriterien 

berücksichtigt. 

28.14. Für jede Klasse wird der NIW pro Anteil an jedem Bewertungstag in der jeweiligen 

Referenzwährung berechnet, indem das dieser Klasse zuzurechnende Nettovermögen (das 

dem Vermögen abzüglich der dieser Klasse zuzurechnenden Verbindlichkeiten entspricht) 

durch die Anzahl der in dieser Klasse ausgegebenen und im Umlauf befindlichen Anteile 

dividiert wird. In Fremdwährungen ausgewiesene Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

werden auf der Grundlage der jeweiligen Wechselkurse in die jeweilige Referenzwährung 

umgerechnet. 

28.15. Sofern keine Arglist, vorsätzliche Pflichtverletzung, Fahrlässigkeit oder offensichtlicher 

Fehler vorliegt, ist jede Entscheidung zur Ermittlung des NIW, die vom AIFM oder von einer 

Bank, Gesellschaft oder sonstigen Organisation getroffen wird, die der AIFM zu diesem 

Zweck benennen kann, endgültig und für den betreffenden Teilfonds sowie für 

gegenwärtige, frühere oder künftige Anleger und Anteilinhaber verbindlich.  

28.16. Hinsichtlich des Schutzes der Anteilinhaber im Falle von Fehlern bei der NIW-Berechnung 

und der Korrektur der Folgen, die sich aus der Nichteinhaltung der für den Fonds und jeden 

der Teilfonds geltenden Anlagevorschriften ergeben, beabsichtigt der Komplementär, die im 

CSSF-Rundschreiben 24/856 dargelegten Grundsätze und Regeln einzuhalten, einschließlich 

des Verfahrens zur Anlegerentschädigung. Die für jeden Teilfonds geltende 

Toleranzschwelle bei Fehlern bei der Berechnung des NIW wird, sofern sie von der in der 

CSSF-Rundschreiben 24/856 festgelegten abweicht, im jeweiligen Sonderteil dargelegt. Für 

den Fall, dass eine Anlegerentschädigung fällig wird, sollten sich Anteilinhaber, die über 

einen Intermediär investiert haben, bewusst sein, dass ihre Rechte beeinträchtigt werden 

könnten und dass es für diese Anteilinhaber möglicherweise nicht immer möglich ist, 

entschädigt zu werden; ihnen wird empfohlen, sich für weitere Einzelheiten zu diesem 

Verfahren an ihren jeweiligen Intermediär zu wenden.  

28.17. Die Bewertungsfunktion des AIFM ist funktional unabhängig von der Portfolioverwaltung. 

Die Vergütungspolitik und andere Maßnahmen stellen sicher, dass Interessenkonflikte 

gemindert und eine unzulässige Beeinflussung der Mitarbeiter des AIFM verhindert werden. 

29. Gebühren und Kosten 

29.1. Dieser Abschnitt enthält Informationen zu den Gebühren und Kosten, die vor oder nach der 

Anlage oder vom Vermögen des Teilfonds im Laufe eines Jahres abgezogen werden können. 

Einzelheiten zur Höhe der Gebühren und Kosten sowie zu den entsprechenden 
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Berechnungs- und Zahlungsbedingungen finden Sie in Anhang 2 und/oder im Sonderteil des 

Teilfonds.  

A. Einmalige Gebühren vor oder nach der Anlage 

29.2. Einmalige Gebühren sind Gebühren verschiedener Art, die im Voraus vom Anlagebetrag, 

Umtauschbetrag oder Rücknahmeerlös eines Anteilinhabers abgezogen werden, 

einschließlich etwaiger Rundungsanpassungen.  

Zeichnungsgebühr/Einstiegsgebühr  

29.3. Eine „Zeichnungsgebühr“ wird vor der Anlage vom Zeichnungsbetrag der Anteile 

abgezogen; sie wird als Prozentsatz des Zeichnungsbetrags berechnet; sie kann nach 

Ermessen des Empfängers dieser Gebühr ganz oder teilweise erlassen werden.  

 

 

Rücknahmegebühr/Ausstiegsgebühr  

29.4. Eine „Rücknahmegebühr“ wird vor der Auszahlung des Rücknahmeerlöses vom 

Rücknahmebetrag der Anteile abgezogen; sie wird als Prozentsatz des Rücknahmebetrags 

berechnet; sie kann nach Ermessen des Begünstigten dieser Gebühr ganz oder teilweise 

erlassen werden.  

Vermittlungsgebühr 

29.5. Zusätzlich zur Rücknahmegebühr wird zum Zeitpunkt der Zeichnung eine 

„Vermittlungsgebühr“ (erhoben auf den Zeichnungsbetrag) einbehalten, die anschließend 

an die jeweilige Vertriebsstelle ausgezahlt und durch lineare Abzüge vom aktuellen NIV der 

Klasse auf der Grundlage einer linearen Amortisation über einen Zeitraum von 5 Jahren 

ausgeglichen wird. Nach Ablauf des 5-Jahres-Zeitraums haben die Inhaber von Anteilen der 

Klasse B somit eine Gebühr in Höhe von 3 % auf ihren Zeichnungsbetrag getragen. 

Umwandlungsgebühr/Wechselgebühren  

29.6. Eine „Umwandlungsgebühr“ wird auf den Umtauschbetrag von einer Klasse in eine andere 

Klasse erhoben und vor der Anlage vom Zeichnungsbetrag der neuen Klasse abgezogen; sie 

wird als Prozentsatz des Zeichnungsbetrags in der neuen Klasse berechnet; sie kann nach 

Ermessen des Begünstigten dieser Gebühr ganz oder teilweise erlassen werden.  

B. Organisations- und Angebotskosten 

29.7. „Organisations- und Angebotskosten“ bezeichnet, ohne Doppelzählung, alle Gründungs- 

und Emissionskosten, die im Zusammenhang mit der Errichtung, der Vermarktung und dem 

Angebot des Fonds und/oder eines Teilfonds anfallen (einschließlich, aber nicht beschränkt 

auf die Gründungs- und Emissionskosten im Zusammenhang mit der Errichtung eines 

Teilfonds, des Komplementärs, eines Zwischengeschalteten Vehikels in Bezug auf diesen 

Teilfonds sowie den Anteil der Organisations- und Emissionskosten im Zusammenhang mit 

der Gründung und dem Angebot einer parallelen Einheit und/oder von Feeder-Vehikeln (die 

in erster Linie gegründet wurden, um Anteile zu halten und ihrerseits Anteile, Einheiten oder 

Beteiligungen an einem solchen Feeder-Vehikel, je nach Fall, Anlegern in bestimmten 

Rechtsordnungen anzubieten, wie vom Komplementär oder seinem Beauftragten nach 
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eigenem Ermessen festgelegt), der diesem Teilfonds gemäß diesem Abschnitt 29.7 

zugewiesen wird), einschließlich der darauf entfallenden Mehrwertsteuer und ohne 

Einschränkung jeglicher Rechts-, Buchhaltungs-, aufsichtsrechtlicher, Druck-, Versand- und 

Beratungsdienstleistungen, Gebühren und Aufwendungen für die Zeichnungsabwicklung 

und -einreichung, Registrierungs- oder Meldegebühren für die Vermarktung im Rahmen 

eines Pass-Systems, einer Privatplatzierung oder einer ähnlichen Regelung innerhalb oder 

außerhalb der Vereinigten Staaten, einschließlich, ohne Einschränkung, der Mitgliedstaaten, 

Due-Diligence-Kosten für und von beteiligten Intermediär, belegt durch detaillierte und 

aufgeschlüsselte Rechnungen, anfängliche und laufende Gebühren und Aufwendungen 

jeglicher Vertriebsplattform oder -netzwerks (einschließlich, ohne Einschränkung, 

Onboarding-Gebühren und -Kosten), Gebühren und Kosten für die Aushandlung von 

Vertriebsvereinbarungen, Gebühren und Kosten im Zusammenhang mit der Notierung oder 

Dekotierung von Anteilen an einer anerkannten Börse (einschließlich, aber nicht beschränkt 

auf Gebühren und Kosten, die zum Zweck der Aufrechterhaltung einer solchen Notierung 

sowie zur Erfüllung etwaiger Notierungs- oder Dekotierungsanforderungen anfallen); 

Kosten und Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Marketing, einschließlich, aber 

nicht beschränkt auf die Erstellung von Verkaufsmaterialien und deren Gestaltung 

(einschließlich Druck und Versand), Kosten und Aufwendungen für die Einrichtung und 

Pflege einer Website und/oder eines Datenraums, Gebühren und Aufwendungen von 

Transferagenten, Verwaltern, Verwahrstellen, Zahlstellen, Notierungsagenten und 

Anbietern ausgelagerter Technologielösungen, die im Zusammenhang mit dem Angebot der 

Aktien bereitgestellt werden (einschließlich, aber nicht beschränkt auf einen digitalen 

Zeichnungsprozess, einen digitalen Rücknahmeprozess, ein Dashboard zur 

Leistungsberichterstattung, Benchmarking, Portfolioberichterstattung, Cashflow-

Prognosen), Gebühren für die Organisation, das Sponsoring und/oder die Teilnahme an 

Seminaren und/oder Marketingveranstaltungen mit beteiligten Intermediär im 

Zusammenhang mit dem Fonds (oder ähnlichen Veranstaltungen im Zusammenhang mit der 

Werbung für den Fonds) sowie Erstattungen für angemessene reisebezogene Ausgaben, 

Unterkunft, Bewirtung und Verpflegung im Zusammenhang mit den vorgenannten 

Aktivitäten, jedoch unter Ausschluss von Zeichnungsgebühren und Verwaltungsgebühren. 

Amortisation der Organisations- und Angebotskosten 

29.8. Die Organisations- und Angebotskosten im Zusammenhang mit der Errichtung des Fonds 

und des ersten Teilfonds werden vom ersten Teilfonds getragen und entweder wie unter 

29.10 näher beschrieben zurückgezahlt oder über einen Zeitraum von fünf (5) Jahren 

amortisiert, vorbehaltlich der Bestimmungen im jeweiligen Sonderteil. Etwaige zusätzliche 

Teilfonds, die in Zukunft aufgelegt werden, tragen ihre eigenen Organisations- und 

Angebotskosten, die entweder wie im Abschnitt 29.10 näher beschrieben zurückgezahlt 

oder über einen Zeitraum von bis zu fünf (5) Jahren abgeschrieben werden, vorbehaltlich 

der Bestimmungen im jeweiligen Sonderteil, sowie jenen Teil der Organisations- und 

Angebotskosten, der dem Fonds (einschließlich seines ursprünglichen Teilfonds, sofern 

relevant) zuzurechnen ist und zum Zeitpunkt der Auflegung eines solchen zusätzlichen 

Teilfonds noch nicht abgeschrieben war, wie vom Komplementär nach eigenem Ermessen 

festgelegt. 

29.9. Im Falle einer anteiligen Verteilung der amortisierten Kosten behält sich der Komplementär 

das Recht vor, diese Verteilung im Laufe des Amortisationszeitraums neu zu berechnen, 
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wenn er der Ansicht ist, dass dies angesichts der Veränderungen des jeweiligen NIW der 

Teilfonds fair und angemessen ist. 

Erstattung von Organisations- und Angebotskosten 

29.10. Der AIFM und/oder der Produktdienstleister können die Organisations- und Angebotskosten 

im Zusammenhang mit der Auflegung des Fonds und eines seiner Teilfonds ganz oder 

teilweise vorstrecken, und der betreffende Teilfonds ist auf Verlangen dieser Stelle 

verpflichtet, diese vorgestreckten Kosten zu erstatten. 

C. Betriebskosten und Aufwendungen  

29.11. „Betriebskosten“ bezeichnen, ohne Doppelzählung und soweit sie nicht als Organisations- 

und Angebotskosten gelten, alle Kosten und Aufwendungen im Zusammenhang mit dem 

Betrieb, den Aktivitäten und der Liquidation (einschließlich, aber nicht beschränkt auf alle 

Kosten und Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Betrieb, den Aktivitäten und der 

Liquidation des Fonds, einschließlich, aber nicht beschränkt auf den Fonds, seinen Teilfonds, 

Zwischengeschalteten Vehikeln sowie den Anteil aller Kosten und Aufwendungen im 

Zusammenhang mit etwaigen parallelen Einheiten und/oder etwaigen Feeder-Vehikeln die 

in erster Linie gegründet wurden, um Anteile zu halten und ihrerseits Anteile, Einheiten oder 

Beteiligungen an solchen Feeder-Vehikeln, soweit zutreffend, Anlegern in bestimmten 

Rechtsordnungen anzubieten, wie vom Komplementär nach eigenem Ermessen festgelegt) 

umfassen, die gemäß diesem Abschnitt einem Teilfonds zugewiesen werden, wie der 

Komplementär nach eigenem Ermessen festlegen kann, und umfasst unter anderem die 

nachstehend beschriebenen Gebühren und Aufwendungen. 

29.12. Diese Gebühren und Aufwendungen werden vom NIW der Klasse abgezogen und sind, 

sofern in Anhang 2 und/oder im Sonderteil nichts anderes beschrieben ist, für alle 

Anteilinhaber einer bestimmten Klasse gleich. Der berechnete Betrag variiert je nach Höhe 

des NIW und umfasst keine Transaktionskosten des Portfolios. Die vom Fonds und/oder 

einem Teilfonds getragenen Gebühren und Aufwendungen können der Mehrwertsteuer und 

anderen anwendbaren Steuern unterliegen.  

29.13. Der Großteil der laufenden Betriebskosten des Fonds wird durch diese Gebühren und 

Aufwendungen gedeckt. Einzelheiten zu den gezahlten Gebühren und Aufwendungen 

finden sich in den Berichten an die Anteilinhaber. Jeder Teilfonds und jede Klasse trägt alle 

Betriebskosten, die ihm bzw. ihr direkt entstehen, sowie seinen bzw. ihren anteiligen Anteil 

an den Betriebskosten, die keinem bestimmten Teilfonds oder keiner bestimmten Klasse 

zuzuordnen sind, auf der Grundlage seines bzw. ihres Gesamtnettovermögens.  

Anlageverwaltungsgebühr  

29.14. In Bezug auf jeden Teilfonds hat der jeweilige Anlageverwalter (oder gegebenenfalls eine 

andere vom Anlageverwalter benannte Person, im Folgenden als „Empfänger“ genannt) 

Anspruch auf die Zahlung einer Anlageverwaltungsgebühr (und gegebenenfalls einer Unter-

Anlageverwaltungsgebühr im Falle einer Unterbeauftragung und/oder einer 

Anlageberatergebühr, die aus der Anlageverwaltungsgebühr gezahlt wird) als Gegenleistung 

für ihre Dienstleistungen für diesen Teilfonds (die „Anlageverwaltungsgebühr“). Der 

Komplementär kann mit Zustimmung des Anlageverwalters von Zeit zu Zeit beschließen, die 

Anlageverwaltungsgebühr in Bezug auf eine oder mehrere Klassen für einen Zeitraum, den 

er für angemessen hält, zu reduzieren oder darauf zu verzichten. 
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29.15. Die Anlageverwaltungsgebühr ist in Anhang 2 für jeden Teilfonds und dessen jeweilige 

Klassen aufgeführt. 

Erfolgsvergütung 

29.16. In Bezug auf jeden Teilfonds kann der jeweilige Anlageverwalter (oder ein Empfänger) 

Anspruch auf eine Erfolgsvergütung in Bezug auf diesen Teilfonds haben. Die Bestätigung, 

ob eine Erfolgsvergütung anwendbar ist, und, falls ja, die Einzelheiten zur Erfolgsvergütung 

(einschließlich, aber nicht beschränkt auf die Zuteilungs- oder Gebührenbedingungen, den 

anwendbaren Satz und die Zahlungshäufigkeit) sind in Anhang 2 und/oder im jeweiligen 

Sonderteil dargelegt. 

Verwahrungsgebühr  

29.17. Sofern im Sonderteil nichts anderes vorgesehen ist, hat die Verwahrstelle Anspruch auf eine 

Verwahrungsgebühr für die Verwahrung von Vermögenswerten, die Aufsicht und die 

Überwachung der Barmittel (die „Verwahrungsgebühr“) aus dem Vermögen der Teilfonds 

gemäß der entsprechenden Vereinbarung zwischen der Verwahrstelle und dem Fonds und 

in Übereinstimmung mit der üblichen Marktpraxis. Für zusätzliche Dienstleistungen können 

weitere Gebühren anfallen, deren Einzelheiten auf Anfrage mitgeteilt werden können. 

Verwaltungsgebühr  

29.18. Sofern im Sonderteil des Teilfonds nichts anderes vorgesehen ist, hat die Zentralverwaltung 

Anspruch auf eine Verwaltungsgebühr (die „Verwaltungsgebühr“) aus dem Vermögen der 

Teilfonds gemäß der entsprechenden Vereinbarung zwischen der Zentralverwaltung und 

dem Fonds und in Übereinstimmung mit der üblichen Marktpraxis. Die Verwaltungsgebühr 

dient insbesondere als Vergütung für die Zentralverwaltung für ihre Verwaltungs-, Register- 

und Transferstellenfunktionen. 

29.19. Zusätzliche Gebühren fallen beispielsweise für Finanzberichterstattungsdienstleistungen, 

aufsichtsrechtliche Meldungen, Steuerdienstleistungen (z. B. FATCA und CRS), 

Anlegerservices, feste Gebühren im Zusammenhang mit dem Teilfonds und den Klassen 

sowie für die Schließung von Teilfonds an; Einzelheiten hierzu können auf Anfrage mitgeteilt 

werden. 

AIFM-Gebühr  

29.20. Die jährliche Verwaltungsgebühr für alternative Anlagen (die „AIFM-Gebühr“) vergütet den 

AIFM für seine Dienstleistungen für den Fonds und seine Teilfonds, wie in Anhang 2 in Bezug 

auf jeden Teilfonds festgelegt, und zwar in Übereinstimmung mit dem AIFM-Vertrag und 

dem AIFM-Gebührenbrief. Die AIFM-Gebühr umfasst keine sonstigen Nebenkosten, die der 

AIFM dem Fonds in Rechnung stellt und die separat zwischen dem Fonds und dem AIFM 

vereinbart werden. 

Gebühr des Produktdienstleisters 

29.21. Als Gegenleistung für die Produktberatungs- und Verwaltungsdienstleistungen im 

Zusammenhang mit der Strukturierung zugunsten des Fonds, eines Teilfonds und/oder des 

Komplementärs hat der Produktdienstleister Anspruch auf eine Gebühr (die „Gebühr des 

Produktdienstleisters“). 

Lux-GP-Betrag 
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29.22. Als Gegenleistung für seine Dienstleistungen hat der Komplementär Anspruch auf den Lux-

GP-Betrag. 

Servicing-Gebühren 

29.23. Die Anteilinhaber tragen die jährlichen Gebühren und Aufwendungen, die im 

Zusammenhang mit der Inanspruchnahme bestimmter Vertriebsstellen durch den 

jeweiligen Teilfonds für erbrachte Platzierungs-, Berichts-, Verwaltungs- und/oder sonstige 

Dienstleistungen entstehen (die „Servicing-Gebühren“). Alle Servicing-Gebühren wirken 

sich auf die Nettorendite aus, die Anleger aus dem Teilfonds erhalten. Der Komplementär 

hat das uneingeschränkte Ermessen, Servicing-Gebühren den jeweiligen Vertriebsstellen 

und den jeweiligen Klassen zuzuweisen, vorbehaltlich der Einhaltung der geltenden 

Vorschriften. 

29.24. Der Komplementär kann von Zeit zu Zeit beschließen, zusätzliche Klassen einzurichten, die 

unterschiedliche Servicing-Gebühren für diese Vertriebsstellen vorsehen. 

29.25. Die Servicing-Gebühren sind in Anhang 2 für jeden betreffenden Teilfonds und dessen 

jeweilige Klassen aufgeführt. 

Sonstige Betriebs- und Verwaltungskosten 

29.26. Die sonstigen Betriebs- und Verwaltungskosten, soweit sie nicht bereits oben behandelt 

wurden, umfassen (sind jedoch nicht beschränkt auf): 

29.27. Zu den direkten Kosten, die direkt vom Fonds oder seinem jeweiligen Teilfonds gezahlt 

werden, gehören unter anderem: 

a. alle Steuern, die auf das Vermögen, die Erträge und die Aufwendungen des Teilfonds 

erhoben werden; 

b. Bearbeitungsgebühren für Angelegenheiten wie die Erstellung von Steuerberichten; 

c. Kosten für Berater, Rechtsanwälte und andere Fachberater; 

d. laufende Verwaltungskosten des Fonds, soweit diese nicht anderweitig abgedeckt sind, 

einschließlich, aber nicht beschränkt auf Steuererklärungen, Kosten für das Cash-

Management sowie Versicherungs- und Rechtskosten; 

e. übliche Makler- und Bankgebühren, insbesondere Gebühren und Aufwendungen für 

Überweisungen und deren Erfassung in Buchhaltungssystemen, 

Wertpapierprovisionen, die im Zusammenhang mit Transaktionen mit Wertpapieren 

und anderen Vermögenswerten des Teilfonds sowie mit Währungs- und 

Wertpapierabsicherungsgeschäften anfallen; 

f. die Kosten für Rechnungslegung, Buchführung und die Berechnung des NIWs sowie 

dessen Veröffentlichung;  

g. Dienstleistungen der Domizilierungsstelle; 

h. Beratungskosten (einschließlich Rechtsberatung), die dem Fonds oder dem jeweiligen 

Anlageverwalter entstehen, wenn diese im Interesse der Anleger des Teilfonds handeln; 

i. etwaige Auslagen, Kosten und Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der 

Einhaltung von US-Bundes-, -Staats- und -Lokalgesetzen sowie von Gesetzen und 

Vorschriften außerhalb der USA oder anderen Gesetzen und Vorschriften durch den 

Fonds entstehen (einschließlich, aber nicht beschränkt auf behördliche Einreichungen 

des Anlageverwalters und seiner Verbundenen Unternehmen, einschließlich, aber nicht 

beschränkt auf Unterberater, in Bezug auf den Fonds und seine Aktivitäten, 
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einschließlich der Berichterstattung zu FATCA und vergleichbaren Gesetzen oder 

Vorschriften, die von anderen relevanten Rechtsordnungen veröffentlicht wurden, 

sowie Berichte, Offenlegungen, Einreichungen und Mitteilungen, die im 

Zusammenhang mit den Gesetzen und/oder Vorschriften von Rechtsordnungen erstellt 

wurden, in denen der Fonds oder eine parallele Einheit tätig ist, einschließlich aller 

Mitteilungen, Berichte, Offenlegungen, Einreichungen und/oder Lizenzen, die gemäß 

den Anwendbaren Gesetzen erforderlich sind, einschließlich (aber nicht beschränkt auf) 

der AIFM-Regeln, der Taxonomie-Verordnung oder der SFDR sowie aller anderen 

anwendbaren Gesetze oder Vorschriften im Zusammenhang mit dem Aktionsplan der 

Europäischen Kommission zur Finanzierung nachhaltigen Wachstums, der DSGVO, den 

CBDF-Regeln, den einschlägigen Leitlinien der Europäischen Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde („ESMA“), dem Gesetz von 2004 und anderen AML/CFT-

Gesetzen, dem RBO-Gesetz, FATCA, CRS, DAC2 oder DAC6 (die 

„Steuerberichterstattungsregelungen“) sowie alle diesbezüglich in einer anwendbaren 

Rechtsordnung umgesetzten oder erlassenen Gesetze, Vorschriften und Regelungen 

und alle damit verbundenen Vorschriften sowie sonstige behördliche Einreichungen, 

Mitteilungen oder Offenlegungen) , Kosten im Zusammenhang mit der Einhaltung der 

Anwendbaren Gesetze durch den Fonds in den jeweiligen Rechtsordnungen 

(einschließlich, ohne Einschränkung, der Sicherstellung der Einhaltung der geltenden 

Know-Your-Customer-Anforderungen und Geldwäschebekämpfungsbestimmungen) 

sowie Kosten und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Entwicklung, 

Strukturierung, Aufrechterhaltung, dem Betrieb und der Liquidation von 

Verwaltungsstrukturen von Unternehmen, die in Luxemburg oder einer anderen 

Rechtsordnung im Zusammenhang mit den Aktivitäten des Fonds oder eines 

Parallelunternehmens gegründet wurden (einschließlich beispielsweise der Sitzungen 

von Führungskräften, Direktoren oder Managern solcher Unternehmen oder ihrer 

Komplementäre (einschließlich, ohne Einschränkung, angemessener Reise-, 

Verpflegungs- und Unterbringungskosten im Zusammenhang mit solchen Sitzungen 

sowie Beträge, die gemäß der Gründungsvereinbarung eines solchen 

Parallelunternehmens an den geschäftsführenden Komplementär dieses 

Parallelunternehmens zu zahlen sind) sowie die Honorare und Aufwendungen von 

Dienstleistern (einschließlich Aufwendungen und Kosten im Zusammenhang mit der 

Bestellung oder dem Wechsel von Verwahrstellen, die gemäß den AIFM-Regeln oder 

anderen ähnlichen Gesetzen bestellt wurden); 

j. an Indexlizenzgeber oder Indexberechnungsstellen zu zahlende Gebühren (sofern diese 

nicht vom jeweiligen Anlageverwalter getragen werden), die Kosten und laufenden 

Aufwendungen für jegliche in- oder ausländische Börsennotierungen, Notierungen oder 

Registrierungen, einschließlich Übersetzungskosten, sowie Versicherungsprämien, 

Zinsen und Maklerkosten; 

k. alle Druckkosten für etwaige Anteilsscheine (Zertifikate und Kuponblätter); 

l. Kosten für die Einlösung von Kupons; 

m. die Honorare des Wirtschaftsprüfers; 

n. die Kosten für die Erstellung, Hinterlegung und Veröffentlichung der Satzung im 

Zusammenhang mit deren Änderungen/Neufassungen sowie anderer Dokumente in 

Bezug auf den Fonds, einschließlich Registrierungsanträge, Prospekte oder schriftliche 

Erklärungen an alle Registrierungsbehörden und Börsen (einschließlich lokaler 

Händlerverbände), die in Bezug auf den Fonds bzw. den Teilfonds oder das Angebot 

zum Verkauf von Anteilen vorgenommen werden müssen; 
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o. die Kosten für die Erstellung, Hinterlegung, den Druck, die Verteilung und die 

Veröffentlichung der Dokumente zu den Teilfonds, wie beispielsweise des Prospekts, 

der Sonderteile und des PRIIPS-KID, sowie anderer Dokumente, die erforderlich sind, 

um die Anteile in bestimmten Ländern gemäß deren Vorschriften zum Verkauf anbieten 

zu können, einschließlich der Kosten für Registrierungsanträge oder schriftliche 

Erklärungen an alle Registrierungsbehörden und Börsen (einschließlich lokaler 

Händlerverbände), die in Bezug auf den Teilfonds oder das Angebot zum Verkauf von 

Anteilen vorgenommen werden müssen, einschließlich möglicher Änderungsverfahren; 

p. Absicherungskosten im Zusammenhang mit einer abgesicherten Klasse; 

q. die Kosten für die für Anleger bestimmten Veröffentlichungen; die Kosten für die 

Veröffentlichung der Anteilspreise; sowie Kosten für Porto, Telefon, Faxübertragung 

und andere elektronische Kommunikationsmittel; 

r. die Honorare und angemessenen Auslagen der Vertreter des Fonds und der Zahlstellen 

im Ausland (sofern diese nicht bereits in anderen Gebühren enthalten sind); 

s. ein angemessener Anteil der Kosten für Werbung sowie der Kosten, die direkt im 

Zusammenhang mit dem Angebot zum Verkauf und dem Verkauf von Anteilen 

entstehen, sowie die Gebühren der Vertriebsstellen; 

t. alle Gebühren und Aufwendungen, die im Zusammenhang mit Hauptversammlungen, 
Sitzungen des Komplementärs sowie der Erstellung, dem Druck und der Verteilung der 
Berichte und Abschlüsse gemäß diesem Prospekt und allen anderen Bewertungen oder 
Bescheinigungen entstehen, die gemäß diesem Prospekt oder den Anwendbaren 
Gesetzen erforderlich sind;  

u. Kosten und Aufwendungen im Zusammenhang mit Vorabsicherungsvereinbarungen; 

v. Kosten für die Umsetzung eines Risikomanagementverfahrens gemäß den gesetzlichen 

Anforderungen; 

w. Kosten für eine mögliche Bonitätsbewertung des Fonds oder Teilfonds durch national 

und international anerkannte Ratingagenturen sowie für die mögliche Mitgliedschaft 

des Fonds in Verbänden;  

x. alle Mehrwertsteuern, Kapitalsteuern und sonstigen ähnlichen Steuern und Abgaben, 

die auf Vermögenswerte, Erträge und Aufwendungen gezahlt werden; 

y. Kosten für die ESG-Berichterstattung (z. B. regelmäßige Berichterstattung gemäß SFDR 

und Berichte nach dem European ESG Template – EET)  

z. alle sonstigen Gebühren und (oder) Aufwendungen, die für das Anlageziel eines 

bestimmten Teilfonds spezifisch sind; 

aa. sowie alle sonstigen Gebühren und Aufwendungen im Zusammenhang mit 

Dienstleistungen, die den ordnungsgemäßen Betrieb des Fonds unterstützen. 

29.28. Alle Gebühren und Kosten werden zunächst auf die laufenden Erträge, dann auf die 

Nettokapitalgewinne und schließlich auf das Nettovermögen des jeweiligen Teilfonds 

angerechnet. 

29.29. Der jeweilige Anlageverwalter behält sich jedoch das Recht vor, bestimmte der oben 

genannten Kosten nicht dem jeweiligen Teilfonds in Rechnung zu stellen, sondern diese 

Kosten direkt aus dem Vermögen des Anlageverwalters zu tragen. 

29.30. Die Kosten, Gebühren, Abgaben und außerordentlichen Aufwendungen, die im 

Zusammenhang mit einer bestimmten Klasse anfallen, werden dieser Klasse zugewiesen. 

29.31. Die Kosten, Gebühren, Abgaben und außerordentlichen Aufwendungen, die nicht einer 

bestimmten Klasse innerhalb eines einzelnen Teilfonds zugeordnet werden können, werden 
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den Klassen innerhalb des Teilfonds proportional zum Nettovermögen der entsprechenden 

Klassen in Rechnung gestellt. 

29.32. Die im Geschäftsjahr im Zusammenhang mit der Verwaltung jedes Teilfonds angefallenen 

und gegebenenfalls jedem Teilfonds belasteten Kosten (ohne Transaktionskosten) sind im 

Jahresbericht offenzulegen und als Anteil des durchschnittlichen Teilfondsvermögens 

(Gesamtkostenquote oder TER) auszuweisen. Neben der Anlageverwaltungsgebühr, der 

Verwahrungsgebühr und der luxemburgischen jährlichen Abonnementssteuer (taxe 

d’abonnement) sind auch alle anderen Kosten zu berücksichtigen, mit Ausnahme der im 

Teilfonds anfallenden Transaktionskosten. Etwaige erfolgsabhängige Gebühren sind 

gesondert auszuweisen. 

29.33. Indirekte Fondskosten: Hierbei handelt es sich um Kosten, die den oben genannten direkten 

Kosten ähneln, wenn sie direkt vom AIFM, dem Produktdienstleister oder dem jeweiligen 

Anlageverwalter im Namen des Fonds vertraglich vereinbart wurden. 

D. Sonstige Gebühren und Aufwendungen 

29.34. Die meisten Betriebsgebühren und -kosten sind in den oben beschriebenen Gebühren und 

Kosten enthalten. Darüber hinaus trägt jeder Teilfonds jedoch Transaktionsgebühren (die 

„Transaktionsgebühren“) und außerordentliche Aufwendungen wie: 

Transaktionsgebühren: 

- Maklergebühren und Provisionen; 

- Transaktionskosten im Zusammenhang mit dem Kauf und Verkauf von 

Vermögenswerten des Teilfonds, einschließlich Zinsen, Steuern, staatlicher Abgaben, 

Gebühren und Abgaben; 

- Aufwendungen für den Betrieb von abgesicherten Klassen; 

- Kosten für gescheiterte Transaktionen; 

- sonstige transaktionsbezogene Kosten und Aufwendungen. 

Außerordentliche Aufwendungen: 

- Zinsen und der volle Betrag aller Abgaben, Gebühren und Steuern oder ähnlicher 

Belastungen, die einem Teilfonds und/oder dem Fonds auferlegt werden; 

- Kosten im Zusammenhang mit besonderen Berichts- oder Steuerpflichten, die von den 

Anteilinhabern verlangt werden; 

- Prozesskosten; 

- sonstige außerordentliche Aufwendungen oder andere unvorhergesehene Abgaben. 

29.35. Die Absicherungskosten im Zusammenhang mit einer abgesicherten Klasse werden von der 

jeweiligen Klasse getragen, es sei denn, der Komplementär entscheidet nach eigenem 

Ermessen, dass diese Kosten (oder ein Teil davon) auf andere Weise aufgeteilt werden 

sollten, um unter den gegebenen Umständen gerechter oder angemessener zu sein.  

29.36. Alle diese Aufwendungen werden direkt aus dem Vermögen des jeweiligen Teilfonds bezahlt 

und spiegeln sich in den NIW-Berechnungen wider. 
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30. Vorübergehende Aussetzung der NIW-Berechnung 

30.1. Der Komplementär kann die Ermittlung des NIW oder die Zeichnung, Rücknahme und/oder 

Umwandlung von Anteilen für einen oder mehrere Teilfonds und/oder Klassen in den 

folgenden Fällen vorübergehend aussetzen:  

(a) während eines Zeitraums, in dem eine der wichtigsten Börsen oder ein anderer 

geregelter Markt, an dem ein wesentlicher Teil der aktuellen Anlagen des 

betreffenden Teilfonds notiert ist, geschlossen ist (außer an regulären Feiertagen) 

oder in dem der Handel eingeschränkt oder ausgesetzt ist; oder 

(b) jeder Zeitraum, in dem der NIW eines oder mehrerer Investmentfonds, in die der 

betreffende Teilfonds investiert hat und deren Anteile einen wesentlichen Teil des 

Vermögens des Teilfonds ausmachen, nicht genau ermittelt werden kann, um ihren 

beizulegenden Zeitwert zum Bewertungstag widerzuspiegeln; oder 

(c) während des Bestehens einer Situation, die einen Notfall oder ein Ereignis höherer 

Gewalt darstellt, wodurch die Veräußerung oder Bewertung der Anlagen des 

betreffenden Teilfonds durch den Fonds undurchführbar ist; oder 

(d) während eines Ausfalls der Kommunikationsmittel, die üblicherweise zur Ermittlung 

des Preises oder Wertes einer der Anlagen des betreffenden Teilfonds oder der 

aktuellen Preise oder Werte an einem Markt oder einer Börse verwendet werden; 

oder 

(e) während eines Zeitraums, in dem der betreffende Teilfonds nicht in der Lage ist, 

Mittel zum Zwecke der Zahlung bei der Rücknahme solcher Anteile zu repatriieren, 

oder in dem nach Ansicht des Komplementärs und/oder des AIFM keine Überweisung 

von Mitteln, die mit der Veräußerung oder dem Erwerb von Anlagen oder mit fälligen 

Zahlungen bei der Rücknahme solcher Anteile verbunden sind, zu normalen 

Wechselkursen erfolgen kann; oder 

(f) wenn der Fonds oder der betreffende Teilfonds liquidiert wird oder liquidiert werden 

könnte oder nach dem Datum, an dem die Einberufung der 

Gesellschafterversammlung bekannt gegeben wird, auf der ein Beschluss zur 

Auflösung des Fonds oder des Teilfonds vorgeschlagen wird; 

(g) wenn die Berechnung des NIWs oder die Ausgabe-, Rücknahme- oder 

Umtauschrechte eines oder mehrerer Fonds oder Masterfonds, in die solcher 

Teilfonds investiert ist, ausgesetzt werden; oder 

(h) wenn die Aussetzung aufgrund Anwendbaren Gesetzen, Vorschriften und/oder 

rechtlicher Verfahren erforderlich ist; oder 

(i) wenn der Komplementär und/oder der AIFM festgestellt hat, dass sich die 

Bewertungen eines wesentlichen Teils der Anlagen eines bestimmten Teilfonds bei 

der Erstellung oder Verwendung einer Bewertung oder der Durchführung einer 

späteren oder nachfolgenden Bewertung wesentlich geändert haben; oder 

(j) unter allen anderen Umständen, unter denen ein Unterlassen dazu führen könnte, 

dass der Teilfonds oder seine Anteilinhaber einer Steuerpflicht unterliegen oder 

sonstige finanzielle Nachteile oder sonstige Beeinträchtigungen erleiden, die der 

Teilfonds oder seine Anteilinhaber andernfalls nicht erlitten hätten; oder 

(k) während eines Zeitraums, in dem nach Ansicht des Komplementärs Umstände 

vorliegen, die außerhalb der Kontrolle des Teilfonds liegen und unter denen es 
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undurchführbar oder gegenüber den Anteilinhabern unfair wäre, den Handel mit 

Anteilen des/der betreffenden Teilfonds(s) oder der betreffenden Klasse(n) 

fortzusetzen; oder  

(l) wenn der Komplementär aus irgendeinem Grund nach eigenem Ermessen feststellt, 

dass eine solche Aussetzung im besten Interesse der Kommanditisten und/oder des 

Teilfonds und/oder der Klasse als Ganzes liegt.  

30.2. Darüber hinaus ist die Ausgabe, der Umtausch und die Rücknahme von Anteilen untersagt:  

(i) während des Zeitraums, in dem der Fonds keine Verwahrstelle hat; und 

(ii) wenn die Verwahrstelle in Liquidation geht, für insolvent erklärt wird oder einen 

Vergleich mit den Gläubigern, einen Zahlungsaufschub oder eine Zwangsverwaltung 

beantragt oder Gegenstand eines ähnlichen Verfahrens ist. 

30.3. Die Aussetzung der Berechnung des NIWs ist den betroffenen Personen mit allen dem Fonds 

zur Verfügung stehenden Mitteln mitzuteilen, es sei denn, der Komplementär ist der 

Ansicht, dass eine Veröffentlichung angesichts der kurzen Dauer der Aussetzung nicht 

erforderlich ist. 

31. Hauptversammlung der Anteilinhaber  

31.1. Die jährliche Hauptversammlung der Anteilinhaber findet am Sitz des Fonds (oder an einem 

anderen Ort in Luxemburg, wie vom Komplementär beschlossen und in der 

Einberufungsmitteilung zur Versammlung angegeben) zu dem in der Einberufungsmitteilung 

angegebenen Datum und Zeitpunkt statt, spätestens jedoch sechs (6) Monate nach Ablauf 

des vorangegangenen Geschäftsjahres. Andere Hauptversammlungen (einschließlich 

Hauptversammlungen der Anteilinhaber eines bestimmten Teilfonds oder einer bestimmten 

Klasse) können in Luxemburg an dem Ort und zu der Zeit stattfinden, die in den 

Einberufungsbekanntmachungen für diese Versammlungen angegeben sind. 

31.2. Einladungen zu allen Hauptversammlungen werden den Anteilinhabern per Post an ihre im 

Register eingetragenen Adressen oder auf einem anderen, vom jeweiligen Anteilinhaber 

akzeptierten Kommunikationsweg, der die Bedingungen des Gesetzes von 1915 erfüllt, 

einschließlich E-Mail, zugesandt und/oder gemäß den Anwendbaren Gesetzen im RESA 

veröffentlicht.  

31.3. Angelegenheiten, die einen bestimmten Teilfonds oder eine bestimmte Klasse betreffen, 

können durch Abstimmung auf einer Versammlung der Anteilinhaber dieses Teilfonds oder 

dieser Klasse beschlossen werden.  

31.4. Jede Hauptversammlung wird gemäß dem Gesetz von 1915, der Satzung und diesem 

Prospekt einberufen. Die Anforderungen hinsichtlich Anwesenheit, Beschlussfähigkeit und 

Mehrheiten bei allen Hauptversammlungen entsprechenden Bestimmungen des Gesetzes 

von 1915, der Satzung und dieses Prospekts. Die Anteilinhaber haben, wie in der Satzung 

näher ausgeführt, unter anderem das Recht, über Änderungen der Satzung abzustimmen. 

Ohne die Zustimmung des Komplementärs wird auf einer Hauptversammlung kein Beschluss 

gefasst. Gemäß der Satzung können Anteilinhaber persönlich an Hauptversammlungen 

teilnehmen und sind unter Umständen berechtigt, per Telekonferenz oder auf andere 

elektronische Weise (nach alleinigem Ermessen des Komplementärs) fernteilzunehmen, 

sofern dies ihre Identifizierung ermöglicht. Ein Anteilinhaber kann auf jeder 
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Hauptversammlung handeln, indem er eine andere Person schriftlich oder auf einem 

anderen Kommunikationsweg, der eine solche Vollmacht nachweisen kann, als seinen 

Bevollmächtigten benennt. 

31.5. Soweit dies nach Anwendbaren Gesetzen zulässig ist, kann der Komplementär die 

Anteilinhaber ermächtigen, ihre Stimme in schriftlicher Form abzugeben, wie in der Satzung 

näher beschrieben. 

31.6. Wie in der Satzung beschrieben, kann in der Einberufung einer Hauptversammlung 

vorgesehen werden, dass die Anforderungen an die Beschlussfähigkeit und die 

Mehrheitsbeschlüsse unter Bezugnahme auf die zu einem bestimmten Zeitpunkt vor der 

Hauptversammlung ausgegebenen und im Umlauf befindlichen Aktien festgelegt werden, 

wobei dieser Zeitpunkt nicht vor dem im Gesetz von 2010 vorgesehenen Höchsttermin 

(„Stichtag“) liegen darf; in diesem Fall das Recht eines Anteilinhabers auf Teilnahme an 

dieser Hauptversammlung anhand seines Aktienbesitzes zum Stichtag bestimmt.  

31.7. Wenn ein Beschluss der Hauptversammlung die jeweiligen Rechte einer oder mehrerer  

Klassen ändert, muss der Beschluss, um gültig zu sein, die im Gesetz von 1915, in der Satzung 

und in diesem Prospekt festgelegten Bedingungen hinsichtlich der Anwesenheit und der 

Mehrheit in Bezug auf diese Klassen erfüllen. 

32. Den Anteilinhabern zur Verfügung stehende Informationen 

Jahresberichte und sonstige Informationen 

32.1. Ein Jahresbericht und ein geprüfter Jahresabschluss des Fonds für jedes Geschäftsjahr, 

erstellt nach den luxemburgischen Rechnungslegungsgrundsätzen (Lux GAAP), werden den 

Anlegern ohne direkte Kosten für sie am Sitz des Fonds zur Verfügung gestellt. 

Halbjahresberichte, die ungeprüfte Abschlüsse enthalten, werden ebenfalls erstellt und den 

Anlegern zur Verfügung gestellt. Diese Berichte und Abschlüsse umfassen die Finanzberichte 

des Fonds, ausgedrückt in Euro, der Referenzwährung des Fonds. 

32.2. Jedes Geschäftsjahr (jeweils ein „Geschäftsjahr“) des Fonds beginnt am 1. Januar und endet 

am 31. Dezember eines jeden Jahres, mit Ausnahme des ersten Geschäftsjahres, das am Tag 

der Gründung des Fonds beginnt und am 31. Dezember2026 endet, sowie mit Ausnahme 

des letzten Geschäftsjahres des Fonds, das am Tag des Abschlusses seiner Liquidation endet.  

32.3. Gemäß den AIFM-Regeln und der ELTIF-Verordnung, soweit anwendbar, und soweit in 

diesem Prospekt nicht offengelegt, sind den Anteilinhabern der jeweiligen Teilfonds 

und/oder Klassen die folgenden Informationen regelmäßig in geeigneter Form zur 

Verfügung zu stellen, einschließlich durch Offenlegung in den Jahres- und 

Halbjahresberichten des Fonds oder, sofern die Wesentlichkeit dies rechtfertigt, durch 

Mitteilung an die Anteilinhaber: 

(a) die bisherige Wertentwicklung des Teilfonds; 

(b) prozentualen Anteil an den Vermögenswerten des Teilfonds, die schwer zu liquidieren 

sind und für die deshalb besondere Regelungen gelten; 

(c) etwaige neue Regelungen zur Steuerung der Liquidität des Teilfonds; 

(d) jede Änderung des Risikoprofils des Teilfonds und des vom AIFM zur Steuerung dieser 

Risiken eingesetzten Risikomanagementsystems; 
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(e) (i) der maximale Umfang der Hebelfinanzierungen, (ii) etwaige Änderungen des 

maximalen Umfangs der Hebelfinanzierungen, die der AIFM im Namen des Teilfonds 

einsetzen darf, (iii) die Umstände, unter denen der Fonds Hebelfinanzierungen nutzen 

darf, sowie etwaige Beschränkungen der sources of leverage, (iv) die Arten und 

Quellen der zulässigen sources of leverage und die damit verbundenen Risiken sowie 

(v) den Gesamtbetrag der vom Teilfonds eingesetzten sources of leverage;  

(f) jegliches Recht auf die Wiederverwendung von Sicherheiten oder jegliche im Rahmen 

einer reuse of collateral gewährte Garantie; und 

(g) Bei ELTIF-Teilfonds muss der Jahresbericht außerdem Folgendes enthalten:  

(i) eine Kapitalflussrechnung; 

(ii) Informationen über Beteiligungen an Instrumenten, in die Haushaltsmittel der 

Union eingeflossen sind; 

(iii) Angaben zum Wert der einzelnen Qualifizierten Portfoliounternehmen und 

zum Wert anderer Vermögenswerte, in die der ELTIF-Teilfonds investiert hat, 

einschließlich des Werts der verwendeten Finanzderivate; 

(iv) die Rechtsräume, in denen die Teilfonds investiert haben; 

(v) Bei Feeder-ELTIF-Teilfonds, die an Kleinanleger vertrieben werden, muss der 

Jahresbericht Folgendes enthalten: 

- eine Aufstellung der aggregierten Gebühren des Feeder-ELTIF und des 

Master-ELTIF; 

- Angaben dazu, wie der Jahresbericht des Master-ELTIF erhältlich ist. 

32.4. Die oben genannten Informationen können den Anteilinhabern auf deren Anfrage kostenlos 

zur Verfügung gestellt werden und können an jedem Geschäftstag (wie oben definiert) 

während der üblichen Geschäftszeiten am Sitz des Fonds kostenlos eingesehen werden.  

32.5. Soweit in diesem Prospekt nicht offengelegt, werden die gemäß den AIFM-Regeln und der 

ELTIF-Verordnung erforderlichen Informationen, sofern zutreffend, den Anteilinhabern 

ebenfalls kostenlos am Sitz des Fonds zur Verfügung gestellt. 

32.6. Auf Antrag eines Kleinanlegers hat der AIFM zusätzliche Informationen über die 

quantitativen Obergrenzen, die für das Risikomanagement des betreffenden ELTIF-Teilfonds 

gelten, die zu diesem Zweck gewählten Methoden sowie die jüngste Entwicklung der 

Hauptrisiken und Renditen der Anlageklassen dieses ELTIF-Teilfonds bereitzustellen. 

Zur Einsichtnahme verfügbare Dokumente 

32.7. Elektronische Kopien der folgenden Dokumente können interessierten Anlegern auf deren 

Anfrage kostenlos zur Verfügung gestellt werden und können an jedem Geschäftstag 

während der üblichen Geschäftszeiten am Sitz des Fonds kostenlos eingesehen werden: 

(a) Prospekt; 

(b) Satzung; und 
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(c) Jahresbericht(e) und der/die jüngste(n) Halbjahresbericht(e), sobald diese verfügbar 

sind. 

32.8. Papierfassung der oben genannten Dokumente können Kleinanleger auf Anfrage kostenlos 

zugestellt werden.  

32.9. Derzeit nutzt kein Teilfonds Wertpapierfinanzierungsgeschäfte oder Total-Return-Swaps im 

Sinne der Verordnung (EU) 2015/2365 über die Transparenz von 

Wertpapierfinanzierungsgeschäften und deren Wiederverwendung sowie zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (die „SFT-Verordnung“). Sollte einem Teilfonds später die 

Nutzung von Wertpapierfinanzierungsgeschäften oder Total-Return-Swaps gestattet 

werden, wird dieser Prospekt aktualisiert. 

32.10. Beabsichtigt ein Teilfonds, Positionen in Rückkauf- oder Reverse-Repo-Vereinbarungen, 

Wertpapierleih- oder -ausleihgeschäften oder anderen Arten von Vereinbarungen zu 

Zwecken der Portfolioverwaltung zu halten, so hat er (i) die Einhaltung der Anwendbaren 

Gesetzen sicherzustellen und, soweit dies nach den Anwendbaren Gesetzen erforderlich ist, 

(ii) eine Diversifizierung zu gewährleisten, die den Diversifizierungsanforderungen 

entspricht, (iii) die Arten der geplanten Transaktionen sowie die Bedingungen und Grenzen 

für deren Durchführung und für die Wiederanlage von als Sicherheit erhaltenen Barmitteln 

sowie die mit solchen Transaktionen verbundenen Risiken im jeweiligen Sonderteil klar 

anzugeben. Der Einsatz solcher Techniken muss dem Grundsatz entsprechen, im Interesse 

der Anteilinhaber des Teilfonds zu handeln, und darf nicht zu einer Änderung seiner 

Anlageziele oder zur Übernahme höherer Risiken führen, als den Anlegern mitgeteilt 

wurden. Die Techniken müssen wirtschaftlich angemessen sein, d. h. ihre Umsetzung muss 

rentabel sein oder eines oder mehrere der folgenden Ziele ermöglichen: (a) 

Risikominderung, (b) Kostensenkung oder (c) Generierung von zusätzlichem Kapital oder 

Erträgen für den Teilfonds. 

32.11. PRIIPS-KIDs werden Kleinanlegern vor der Zeichnung von Anteilen zur Verfügung gestellt 

und sind auf der Website unter folgendem Link www.ucinvestalternatives.eu/PRIIPKID-eltif-

pe-pg sowie auf Anfrage in Papierform am Sitz des Fonds erhältlich. 

Mitteilungen und Informationsanfragen 

32.12. Jede Person, die weitere Informationen über den Fonds und/oder einen Teilfonds/eine 

Klasse erhalten möchte oder eine Anfrage zur Funktionsweise des Fonds und/oder eines 

Teilfonds/einer Klasse stellen möchte, sollte sich an den Komplementär an dessen Sitz 

wenden. 

32.13. Der AIFM hat Verfahren und Vorkehrungen für die Bearbeitung von Beschwerden von 

Kleinanlegern eingerichtet. Kleinanleger können Beschwerden beim AIFM in englischer 

Sprache oder in einer der Amtssprachen ihres Mitgliedstaats per Einschreiben an die 

Adresse des Sitzes des AIFM oder per E-Mail an complaints@carnegroup.com einreichen.  

33. Auflösung und Liquidation 

Liquidation des Fonds 

33.1. Der Fonds wurde auf unbestimmte Zeit aufgelegt. Der Fonds kann jedoch jederzeit, 

vorbehaltlich der vorherigen Zustimmung der CSSF, durch einen Beschluss der 

http://www.ucinvestalternatives.eu/PRIIPKID-eltif-pe-pg
http://www.ucinvestalternatives.eu/PRIIPKID-eltif-pe-pg
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Hauptversammlung unter den gleichen Bedingungen, die nach den Anwendbaren Gesetzen 

für eine Satzungsänderung erforderlich sind, liquidiert werden. Der Komplementär kann den 

Anteilinhabern jederzeit vorschlagen, den Fonds zu liquidieren. 

33.2. Fällt der Wert aller ausstehenden Anteile zu ihren jeweiligen NIW zu irgendeinem Zeitpunkt 

unter zwei Drittel (2/3) des derzeit nach dem Gesetz von 2010 vorgeschriebenen 

Mindestkapitals, muss der Komplementär die Frage der Auflösung des Fonds einer 

Hauptversammlung vorlegen, die ohne Anwesenheitsquorum tagt, und ein Beschluss zur 

Auflösung des Fonds kann mit einfacher Mehrheit der bei der Hauptversammlung 

vertretenen Anteile gefasst werden. 

33.3. Fällt der Wert aller ausstehenden Anteile zu ihren jeweiligen NIW zu irgendeinem Zeitpunkt 

unter ein Viertel (1/4) des nach dem Gesetz von 2010 jeweils vorgeschriebenen 

Mindestkapitals, muss der Komplementär die Frage der Auflösung des Fonds einer 

Hauptversammlung vorlegen, die ohne Anwesenheitsquorum tagt, und ein Beschluss zur 

Auflösung des Fonds kann von den Anteilseignern gefasst werden, die ein Viertel der bei der 

Hauptversammlung vertretenen Anteile besitzen.  

33.4. Eine solche Hauptversammlung muss so einberufen werden, dass sie innerhalb einer Frist 

von vierzig (40) Kalendertagen ab dem Zeitpunkt stattfindet, zu dem festgestellt wird, dass 

das Nettovermögen des Fonds unter zwei Drittel (2/3) bzw. ein Viertel (1/4) des gesetzlichen 

Mindestbetrags gefallen ist.  

33.5. Jeder Beschluss zur Auflösung des Fonds wird gemäß luxemburgischem Recht veröffentlicht. 

33.6. Sobald der Beschluss zur Liquidation des Fonds gefasst ist, ist die Ausgabe, Rücknahme oder 

Umwandlung von Anteilen aller Teilfonds untersagt und gilt als nichtig. 

33.7. Die Liquidation des Fonds wird von einem oder mehreren Liquidatoren durchgeführt, bei 

denen es sich um natürliche oder juristische Personen handeln kann und die von einer 

Hauptversammlung der Anteilinhaber im erforderlichen Umfang vorbehaltlich der 

Genehmigung und Aufsicht durch die CSSF bestellt werden. Diese Hauptversammlung legt 

deren Befugnisse und Vergütung fest. 

33.8. Jede Liquidation des Fonds erfolgt gemäß den Bestimmungen des Gesetzes von 2010, das 

die zu ergreifenden Maßnahmen festlegt, um den Anteilinhabern die Teilnahme an der 

Verteilung des Liquidationserlöses zu ermöglichen, und vorsieht, dass nach Abschluss der 

Liquidation alle Vermögenswerte, die nicht verteilt werden konnten, bei der Caisse de 

Consignation treuhänderisch hinterlegt werden, um zugunsten der betreffenden 

Anteilinhaber verwahrt zu werden. Beträge, die nicht innerhalb der entsprechenden 

Verjährungsfrist aus dem Treuhandkonto abgerufen werden, verfallen gemäß den 

Bestimmungen des luxemburgischen Rechts. 

Liquidation oder Verschmelzung von Teilfonds und Klassen 

33.9. Jeder Teilfonds und/oder jede Klasse wird für einen begrenzten oder unbegrenzten 

Zeitraum aufgelegt, wie im Sonderteil angegeben. Teilfonds und/oder Klassen mit 

befristeter Laufzeit werden bei Ablauf dieser Laufzeit automatisch liquidiert, und die 

ausstehenden Anteile dieses Teilfonds oder dieser Klasse werden vom Fonds auf der 

Grundlage des jeweiligen NIW pro Anteil (nach Abzug etwaiger Verwertungskosten) 

zwangsweise zurückgenommen, es sei denn, die Laufzeit dieses Teilfonds oder dieser Klasse 
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wird vom Komplementär gemäß den im jeweiligen Sonderteil festgelegten Bedingungen 

verlängert. 

33.10. Falls das Nettovermögen eines Teilfonds oder einer Klasse unter einen Betrag fällt oder 

diesen nicht erreicht, der vom Komplementär als Mindestniveau festgelegt wurde, damit 

dieser Teilfonds oder diese Klasse wirtschaftlich effizient betrieben werden kann, oder falls 

eine Änderung der wirtschaftlichen oder politischen Lage in Bezug auf den betreffenden 

Teilfonds oder die betreffende Klasse dies rechtfertigt, oder weil dies als im besten Interesse 

der betreffenden Anteilinhaber angesehen wird, hat der Komplementär das Ermessen, 

diesen Teilfonds oder diese Klasse durch die Zwangsrücknahme von Anteilen dieses 

Teilfonds oder dieser Klasse zum NIW pro Anteil zu liquidieren, der an dem Bewertungstag 

ermittelt wird, an dem ein solcher Beschluss wirksam wird (unter Berücksichtigung der 

voraussichtlichen Veräußerungs- und Liquidationskosten für die Schließung des 

betreffenden Teilfonds oder der betreffenden Klasse). Die Entscheidung zur Liquidation wird 

den betroffenen Anteilinhabern vom Fonds vor dem Wirksamwerden der Liquidation 

mitgeteilt, wobei in dieser Mitteilung die Gründe für die Liquidation sowie die 

entsprechenden Verfahren dargelegt werden. Sofern der Komplementär nicht im Interesse 

der Anteilinhaber oder zur Gewährleistung ihrer Gleichbehandlung anders beschließt, 

können die Anteilinhaber des betreffenden Teilfonds oder der betreffenden Klasse 

weiterhin die Rücknahme oder den Umtausch ihrer Anteile ohne Rücknahme- oder 

Umtauschgebühren beantragen (wobei jedoch die tatsächlichen Veräußerungspreise der 

Anlagen und die Veräußerungskosten zu berücksichtigen sind). Die Liquidation eines 

Teilfonds oder einer Klasse führt nicht zur Liquidation eines anderen Teilfonds oder einer 

anderen Klasse. 

33.11. Ungeachtet der dem Komplementär durch den vorstehenden Abschnitt übertragenen 

Befugnisse kann eine Hauptversammlung eines Teilfonds oder einer Klasse vor Ablauf der 

im Sonderteil (sofern zutreffend) festgelegten Laufzeit des Teilfonds und auf Vorschlag des 

Komplementärs die Rücknahme aller Anteile dieses Teilfonds oder dieser Klasse beschließen 

und den Anteilinhabern den NIW ihrer Anteile (unter Berücksichtigung der tatsächlichen 

Veräußerungspreise der Anlagen und der Veräußerungskosten) zurückzuerstatten, der an 

dem Bewertungstag ermittelt wurde, an dem dieser Beschluss wirksam wird. Für eine solche 

Hauptversammlung bestehen keine Beschlussfähigkeitsvoraussetzungen; Beschlüsse 

werden mit einfacher Mehrheit der Anwesenden oder Vertretenen gefasst. 

Verschmelzung von Teilfonds (die nicht als ELTIF gelten) 

33.12. Unter den in Abschnitt 33.10 oben genannten Umständen kann der Komplementär einseitig 

beschließen, das Vermögen eines Teilfonds dem eines anderen bestehenden Teilfonds 

innerhalb des Fonds oder, vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die CSSF, einem 

anderen Organismus für gemeinsame Anlagen oder einem anderen Teilfonds innerhalb 

eines solchen anderen Organismus für gemeinsame Anlagen (der „Neue Teilfonds“) und die 

Anteile des betreffenden Teilfonds als Anteile des Neuen Teilfonds umzubenennen (nach 

einer Aufteilung oder Verschmelzung, falls erforderlich, und der Auszahlung des Betrags, der 

etwaigen Bruchteilsansprüchen der Anteilinhaber entspricht). Ein solcher Beschluss wird 

den betroffenen Anteilinhabern (und darüber hinaus enthält die Mitteilung Informationen 

über den Neuen Teilfonds) einen Monat vor dem Datum, an dem die Verschmelzung 

wirksam wird, mitgeteilt, damit die Anteilinhaber während dieses Zeitraums kostenlos die 

Rücknahme oder Umwandlung ihrer Anteile beantragen können. Nach Ablauf dieses 

Zeitraums ist der Beschluss für alle Anteilinhaber verbindlich, die von dieser Möglichkeit 
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keinen Gebrauch gemacht haben, mit der Maßgabe, dass, falls die Verschmelzung mit einem 

luxemburgischen Organismus für gemeinsame Anlagen vertraglicher Art („fonds commun de 

placement“) oder einem im Ausland ansässigen Organismus für gemeinsame Anlagen 

durchgeführt werden soll, dieser Beschluss nur für die Anteilinhaber verbindlich ist, die einer 

solchen Verschmelzung zustimmen. 

33.13. Ungeachtet der dem Komplementär durch den vorstehenden Abschnitt übertragenen 

Befugnisse kann eine Einbringung der einem Teilfonds zuzurechnenden Vermögenswerte in 

einen anderen Teilfonds des Fonds durch eine Hauptversammlung auf Vorschlag des 

Komplementärs des einbringenden Teilfonds beschlossen werden, für die keine 

Beschlussfähigkeit erforderlich ist und die über eine solche Verschmelzung durch einen mit 

einfacher Mehrheit der Anwesenden oder Vertretenen gefassten Beschluss entscheidet. 

Verschmelzung von ELTIF-Teilfonds 

33.14. Unter den in Abschnitt 33.10 oben genannten Umständen kann der Komplementär 

beschließen, das Vermögen eines ELTIF-Teilfonds dem eines anderen bestehenden ELTIF-

Teilfonds innerhalb des Fonds oder einem anderen ELTIF oder auf einen anderen Teilfonds 

innerhalb dieses anderen ELTIF (der „Neue ELTIF-Teilfonds“) zu übertragen und die Anteile 

des betreffenden ELTIF-Teilfonds in Anteile des Neuen ELTIF-Teilfonds umzuwandeln (nach 

einer Aufteilung oder Verschmelzung, falls erforderlich, und der Auszahlung des Betrags, der 

etwaigen Bruchteilsansprüchen der Anteilinhaber entspricht). Ein solcher Beschluss wird 

den betroffenen Anteilinhabern (und darüber hinaus enthält die Mitteilung Informationen 

in Bezug auf den Neuen ELTIF-Teilfonds) einen Monat vor dem Datum, an dem die 

Verschmelzung wirksam wird, mitgeteilt, damit die Anteilinhaber während dieses Zeitraums 

kostenlos die Rücknahme oder Umwandlung ihrer Anteile beantragen können. Nach Ablauf 

dieses Zeitraums ist der Beschluss für alle Anteilinhaber verbindlich, die von dieser 

Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht haben, mit der Maßgabe, dass, falls die 

Verschmelzung mit einem luxemburgischen Organismus für gemeinsame Anlagen 

vertraglicher Art („fonds commun de placement“) oder einem im Ausland ansässigen 

Organismus für gemeinsame Anlagen durchgeführt werden soll, dieser Beschluss nur für die 

Anteilinhaber verbindlich ist, die einer solchen Verschmelzung zustimmen. 

33.15. Ungeachtet der dem Komplementär durch den vorstehenden Abschnitt übertragenen 

Befugnisse kann eine Einbringung der einem ELTIF-Teilfonds zuzurechnenden 

Vermögenswerte in einen anderen ELTIF-Teilfonds des Fonds durch eine 

Hauptversammlung auf Vorschlag des Komplementärs des einbringenden ELTIF-Teilfonds 

beschlossen werden, für die keine Beschlussfähigkeit erforderlich ist und die über eine 

solche Verschmelzung durch einen mit einfacher Mehrheit der Anwesenden oder 

Vertretenen gefassten Beschluss entscheidet. 

Verschmelzung von Klassen; Aufteilung von Klassen und Teilfonds 

33.16. Unter den in Abschnitt 33.10 oben genannten Umständen kann der Komplementär 

beschließen, eine Klasse mit einer anderen Klasse desselben Teilfonds zusammenzulegen 

oder einen Teilfonds oder eine Klasse durch Aufteilung in zwei (2) oder mehr Teilfonds oder 

Klassen oder durch Verschmelzung oder Aufteilung von Anteilen neu zu ordnen. Die 

Anteilinhaber werden mindestens einen (1) Monat vor der Umstrukturierung über die 

Entscheidung des Komplementärs informiert; während dieser Zeit können sie ihre Anteile 

ohne Rücknahme- und Umtauschgebühren zurückgeben oder umtauschen. 
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33.17. Ungeachtet der dem Komplementär durch den vorstehenden Abschnitt übertragenen 

Befugnisse kann eine Umstrukturierung auf Vorschlag des Komplementärs von einer 

Hauptversammlung beschlossen werden, für die keine Beschlussfähigkeit erforderlich ist 

und die über eine solche Umstrukturierung durch einen mit einfacher Mehrheit der 

Anwesenden oder Vertretenen gefassten Beschluss entscheidet. 

34. Besteuerung 

Allgemeines 

34.1. Die folgenden Informationen basieren auf den derzeit in Luxemburg geltenden Gesetzen, 

Vorschriften, Entscheidungen und der dortigen Praxis und unterliegen Änderungen, die 

möglicherweise rückwirkend gelten. Diese Zusammenfassung erhebt keinen Anspruch auf 

eine umfassende Darstellung aller luxemburgischen Steuergesetze und steuerlichen 

Aspekte, die für eine Entscheidung über die Anlage in, den Erwerb, das Halten oder die 

Veräußerung von Anteilen relevant sein könnten, und ist nicht als Steuerberatung für einen 

bestimmten Anleger oder potenziellen Anleger gedacht. Potenzielle Anleger sollten sich 

hinsichtlich der Auswirkungen des Kaufs, des Haltens oder der Veräußerung von Anteilen 

sowie hinsichtlich der Bestimmungen der Gesetze der Rechtsordnung, in der sie 

steuerpflichtig sind, an ihre eigenen professionellen Berater wenden. Diese 

Zusammenfassung beschreibt keine steuerlichen Konsequenzen, die sich nach den Gesetzen 

eines anderen Staates, einer anderen Gemeinde oder einer anderen Steuerhoheit als 

Luxemburg ergeben. 

Besteuerung des Fonds 

34.2. Die Teilfonds unterliegen grundsätzlich einer Abonnementssteuer (taxe d'abonnement) in 

Höhe von 0,05 % p. a., die auf der Grundlage ihres NIW am Ende des jeweiligen Quartals 

erhoben, vierteljährlich berechnet und gezahlt wird. Unter bestimmten Voraussetzungen 

kann eine ermäßigte Abonnementssteuer oder eine Befreiung von der Abonnementssteuer 

gewährt werden. So sind beispielsweise der Fonds sowie seine einzelnen Teilfonds, die als 

ELTIF im Sinne der ELTIF-Verordnung zugelassen sind, von der Abonnementssteuer befreit.  

Bei der Ausgabe der Anteile des Fonds fallen in Luxemburg keine Stempelsteuer, 

Kapitalsteuer oder sonstige Steuern an. 

Quellensteuer 

34.3. Zins- und Dividendenerträge des Fonds können in den Quellenländern einer nicht 

erstattungsfähigen Quellensteuer unterliegen. Der Fonds kann darüber hinaus in den 

Herkunftsländern der realisierten oder nicht realisierten Wertsteigerung seines Vermögens 

steuerpflichtig sein. Der Fonds kann von bestimmten Doppelbesteuerungsabkommen 

profitieren, die von Luxemburg geschlossen wurden und beispielsweise eine Befreiung von 

der Quellensteuer oder eine Senkung des Quellensteuersatzes vorsehen.  

34.4. Ausschüttungen des Fonds sowie Liquidationserlöse und daraus resultierende 

Kapitalgewinne unterliegen in Luxemburg keiner Quellensteuer.  
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Besteuerung der Anteilinhaber  

Nicht in Luxemburg ansässige Anteilinhaber 

34.5. Nicht ansässige natürliche oder juristische Personen, die keine Betriebsstätte in Luxemburg 

haben, der die Anteile zuzurechnen sind, unterliegen in Luxemburg weder der Besteuerung 

von Kapitalgewinnen, die bei der Veräußerung der Anteile realisiert werden, noch der 

Besteuerung der vom Fonds erhaltenen Ausschüttungen, und die Anteile unterliegen nicht 

der Vermögenssteuer.  

Common Reporting Standard („CRS“) 

34.6. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung („OECD“) hat den CRS 

entwickelt, der parallel zu FATCA dient, um einen umfassenden und multilateralen 

automatischen Informationsaustausch auf globaler Ebene zu erreichen. In Luxemburg 

wurde der CRS durch das Gesetz vom 18. Dezember 2015 über den automatischen 

Austausch von Finanzkontoinformationen im Steuerbereich (das „CRS-Gesetz“) umgesetzt. 

Gemäß dem CRS-Gesetz sollte der AIFM als meldepflichtige Finanzinstitution gelten und 

muss den luxemburgischen Steuerbehörden jährlich die Identität und die Beteiligungen von 

sowie die an Anleger und kontrollierende Personen bestimmter nichtfinanzieller 

Unternehmen geleisteten Zahlungen melden. Die Meldung umfasst Informationen über 

Transaktionen meldepflichtiger Personen sowie weitere persönliche und finanzielle Daten. 

34.7. Potenzielle Anleger sollten sich hinsichtlich der individuellen Auswirkungen des CRS an ihren 

professionellen Berater wenden. 

34.8. Der Fonds behält sich das Recht vor, Anträge auf Zeichnung von Anteilen abzulehnen, wenn 

die bereitgestellten oder nicht bereitgestellten Informationen nicht den Anforderungen des 

CRS-Gesetzes entsprechen. 

DAC6 

34.9. Am 25. Mai 2018 verabschiedete der Rat der EU eine Richtlinie (2018/822 zur Änderung der 

Richtlinie 2011/16/EU hinsichtlich des obligatorischen automatischen 

Informationsaustauschs im Steuerbereich), die den an Transaktionen beteiligten Parteien, 

die mit aggressiver Steuerplanung in Verbindung stehen könnten, eine Meldepflicht 

auferlegt („DAC6“). DAC6 wurde in Luxemburg durch das Gesetz vom 25. März 2020 (das 

„DAC6-Gesetz“) umgesetzt. 

34.10. Insbesondere gilt die Meldepflicht für grenzüberschreitende Vereinbarungen, die unter 

anderem eines oder mehrere der im DAC6-Gesetz vorgesehenen „Kennzeichen“ erfüllen, 

was in bestimmten Fällen mit dem Hauptvorteilstest einhergeht (die „Meldepflichtigen 

Vereinbarungen“). 

34.11. Im Falle einer Meldepflichtigen Vereinbarung umfassen die zu meldenden Informationen 

unter anderem die Namen aller relevanten Steuerpflichtigen und Vermittler sowie eine 

Beschreibung der Meldepflichtigen Vereinbarung, den Wert der Meldepflichtigen 

Vereinbarung und die Angabe aller Mitgliedstaaten, die von der Meldepflichtigen 

Vereinbarung betroffen sein könnten. 
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34.12. Die Meldepflicht obliegt grundsätzlich den Personen, die die Meldepflichtige Vereinbarung 

entwerfen, vermarkten, organisieren oder verwalten oder diesbezüglich Unterstützung oder 

Beratung leisten (die sogenannten „intermediäre“). In bestimmten Fällen kann jedoch der 

Steuerpflichtige selbst der Meldepflicht unterliegen.  

34.13. Meldepflichtige Vereinbarungen müssen innerhalb von dreißig Tagen ab dem frühesten der 

folgenden Zeitpunkte gemeldet werden: (i) dem Tag nach dem Tag, an dem die 

Meldepflichtige Vereinbarung zur Umsetzung bereitgestellt wurde, oder (ii) dem Tag nach 

dem Tag, an dem die Meldepflichtige Vereinbarung zur Umsetzung bereit ist, oder (iii) dem 

Tag, an dem der erste Schritt zur Umsetzung der Meldepflichtigen Vereinbarung erfolgt ist. 

34.14. Die gemeldeten Informationen werden automatisch zwischen den Steuerbehörden aller 

Mitgliedstaaten ausgetauscht. 

34.15. Angesichts des breiten Anwendungsbereichs von DAC6 können vom Fonds durchgeführte 

Transaktionen in den Anwendungsbereich von DAC6 fallen und somit meldepflichtig sein. 

FATCA 

34.16. Das FATCA, das als Teil des „Hiring Incentives to Restore Employment Act“ (das „Hire Act“) 

verabschiedet wurde, ist in den Vereinigten Staaten von Amerika (die „USA“ oder „US“) in 

Kraft getreten. Das FATCA verlangt im Allgemeinen, dass ausländische Finanzinstitute 

(„FFIs“) und bestimmte andere ausländische Nicht-Finanzunternehmen die von ihren US-

Kontoinhabern gehaltenen ausländischen Vermögenswerte melden oder einer 

Quellensteuer auf quellensteuerpflichtige Zahlungen unterliegen. 

34.17. Luxemburg hat am 28. März 2014 ein zwischenstaatliches Abkommen, das „Model I 

Intergovernmental Agreement“ („IGA“), mit den USA sowie eine entsprechende 

Absichtserklärung unterzeichnet. Der Fonds ist daher verpflichtet, die Bestimmungen von 

FATCA gemäß den Bedingungen des IGA und gemäß den luxemburgischen 

Rechtsvorschriften zur Umsetzung des IGA einzuhalten, und nicht gemäß den US-

Finanzverordnungen zur Umsetzung von FATCA. 

34.18. Gemäß dem IGA müssen Informationen über den direkten und indirekten Besitz von Nicht-

US-Konten oder -Unternehmen durch bestimmte US-Personen an die luxemburgischen 

Steuerbehörden gemeldet werden, die diese wiederum an den US Internal Revenue Service 

oder andere Steuerbehörden weitergeben können. Anteilinhaber, die ihre Anteile über 

Intermediäre halten, sollten prüfen, ob diese beabsichtigen, FATCA einzuhalten. 

34.19. Als FFI unterliegt der Fonds potenziell einer Quellensteuer von 30 % auf bestimmte 

Einkünfte aus den USA, sollte er die Vorschriften nicht einhalten und/oder nicht anderweitig 

davon befreit sein. Um die Anteilinhaber vor den Auswirkungen einer Strafquellensteuer zu 

schützen, muss der Fonds die Anforderungen der FATCA-Regelung erfüllen und sich somit 

als sogenanntes „teilnehmendes Finanzinstitut“ im Sinne des IGA qualifizieren. Solange der 

Fonds das IGA und die entsprechenden Durchführungsvorschriften einhält, geht der Fonds 

nicht davon aus, dass er der entsprechenden US-Quellensteuer unterliegen wird.  

34.20. In Fällen, in denen Anleger über einen Intermediär in den Fonds investieren, werden die 

Anleger darauf hingewiesen, zu prüfen, ob dieser Intermediär FATCA-konform ist und somit 

als teilnehmendes Finanzinstitut gilt. 
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34.21. Obwohl der Fonds und der AIFM sich bemühen werden, alle ihnen auferlegten 

Verpflichtungen zur Vermeidung der Erhebung der US-Quellensteuer zu erfüllen, kann keine 

Gewähr dafür übernommen werden, dass der Fonds und der AIFM in der Lage sein werden, 

diese Verpflichtungen zu erfüllen. Sollte der Fonds infolge der FATCA-Regelung einer 

Quellensteuer unterliegen, kann der Wert der von den Anteilinhabern gehaltenen Anteile 

erhebliche Einbußen erleiden. 

34.22. Der Fonds behält sich das Recht vor, Anträge auf Zeichnung von Anteilen abzulehnen, wenn 

die von einem potenziellen Anleger bereitgestellten oder nicht bereitgestellten 

Informationen nicht den Anforderungen gemäß FATCA, dem FATCA-Gesetz und dem 

luxemburgischen IGA entsprechen. 

34.23. Im Zweifelsfall sollten Sie Ihren Steuerberater, Börsenmakler, Bankberater, Rechtsanwalt, 

Wirtschaftsprüfer oder einen anderen Finanzberater bezüglich der möglichen Auswirkungen 

von FATCA auf eine Anlage in den Fonds konsultieren. 

35. Allgemeine Risikofaktoren und Anlageüberlegungen  

35.1. Vor einer Anlageentscheidung sollten Anleger alle im Prospekt und in der Satzung 

enthaltenen Informationen sorgfältig prüfen, insbesondere die nachstehenden 

Risikofaktoren und Anlageüberlegungen. Alle Verweise auf (i) den Komplementär, den 

Anlageverwalter und/oder den AIFM in diesem Abschnitt gelten als Verweise auf deren 

jeweilige Verbundene Unternehmen, Partner, Gesellschafter, Aktionäre, Führungskräfte, 

Verwaltungsratsmitglieder, Manager und Mitarbeiter, soweit zutreffend, (ii) alle Verweise 

auf den Fonds gelten in diesem Abschnitt als Verweis auf den jeweiligen Teilfonds oder auf 

den Fonds, je nach Kontext, sowie auf alle verbundenen Vehikel und alle 

zwischengeschalteten Unternehmen, je nach Kontext. 

Anleger sollten sich bewusst sein, dass eine Anlage in den Fonds mit einem hohen Risiko 

verbunden ist und nur von Anlegern getätigt werden sollte, die in der Lage sind, die Risiken 

einer solchen Anlage zu bewerten und diese Risiken zu tragen. 

35.2. Eine Anlage in den Fonds erfordert ein langfristiges Engagement ohne Renditegarantie. Es 

kann nicht garantiert werden, dass das Anlageziel erreicht wird oder dass ein Anleger eine 

Rendite erzielt. Es besteht die Möglichkeit eines teilweisen oder vollständigen Verlusts der 

Anlage, und Anleger sollten eine Anlage in den Fonds nur vornehmen, wenn sie die Folgen 

eines solchen Verlusts ohne Weiteres tragen können.  

35.3. Die folgende Liste ist keine vollständige Aufzählung aller Risiken, die mit einer Anlage in den 

Fonds verbunden sind. Anleger müssen sich auf ihre eigene Prüfung und Bewertung des 

Fonds sowie auf ihre Fähigkeit verlassen, die Natur einer Anlage zu verstehen, einschließlich 

der Risiken, die mit einer solchen Entscheidung verbunden sind, unabhängig in den Fonds 

zu investieren, ohne sich auf den AIFM, den Komplementär, den jeweiligen Anlageverwalter 

oder deren jeweilige Direktoren, Manager, Führungskräfte, Mitarbeiter, Vertreter, 

professionelle Berater und Verbundene Unternehmen zu verlassen. 

Die folgenden Überlegungen sollten von Anlegern vor einer Anlage in den Fonds sorgfältig 

geprüft werden, wobei bei Teilfonds, die als Feeder-AIFs gelten, auch die im jeweiligen 

Master-AIF-Prospekt beschriebenen Risikofaktoren und Interessenkonflikte zu 

berücksichtigen sind, wobei keine dieser Aufzählungen als exhaustive Liste von 

Risikofaktoren anzusehen ist. 



  93 
 

Abhängigkeit vom Management 

35.4. Der Teilfonds ist in erheblichem Maße von den Bemühungen und Fähigkeiten des 

Anlageverwalters, des AIFM und der Manager abhängig. Der Wegfall dieser Dienstleistungen 

könnte sich wesentlich nachteilig auf den Teilfonds und auf die Wertentwicklung des 

Teilfonds auswirken. 

Marktrisiko 

35.5. Unter Marktrisiko versteht man das Risiko eines Verlusts für einen Teilfonds, das sich aus 

Schwankungen des Marktwerts von Positionen in seinem Portfolio ergibt, die auf 

Veränderungen von Marktvariablen zurückzuführen sind, wie z. B. allgemeine 

wirtschaftliche Bedingungen, Zinssätze, Wechselkurse oder die Bonität des Emittenten eines 

Finanzinstruments. 

35.6. Dieses Risiko ist allgemeiner Natur und betrifft alle Arten von Anlagen. Die Kursentwicklung 

von Wertpapieren wird hauptsächlich von der Entwicklung an den Finanzmärkten und von 

der wirtschaftlichen Entwicklung der Emittenten bestimmt, die ihrerseits sowohl von der 

allgemeinen Lage der Weltwirtschaft als auch von den in den einzelnen Ländern 

herrschenden wirtschaftlichen und politischen Bedingungen beeinflusst werden. Obwohl 

beabsichtigt ist, jeden Teilfonds im Hinblick auf die Verringerung des Marktrisikos zu 

diversifizieren, unterliegen die Anlagen eines Teilfonds weiterhin Schwankungen der 

Marktvariablen und den mit Anlagen an den Finanzmärkten verbundenen Risiken. 

Risiken im Zusammenhang mit Investmentfonds  

35.7. Wie bei jedem Investmentfonds ist die Anlage in die Teilfonds mit bestimmten Risiken 

verbunden, denen ein Anleger bei einer direkten Anlage an den Märkten nicht ausgesetzt 

wäre:  

- Das Verhalten anderer Anleger, insbesondere plötzliche große Mittelabflüsse, 

könnte die ordnungsgemäße Verwaltung des Teilfonds beeinträchtigen und zu 

einem Rückgang seines NIW führen; 

- Der Anleger kann nicht bestimmen oder beeinflussen, wie das Geld angelegt wird, 

solange es sich im Teilfonds befindet; 

- Der Kauf und Verkauf von Anlagen durch den Teilfonds ist möglicherweise nicht 

optimal für die steuerliche Effizienz eines bestimmten Anlegers;  

- Der Teilfonds unterliegt verschiedenen Anlagegesetzen und -vorschriften, die den 

Einsatz bestimmter Wertpapiere und Anlagetechniken einschränken, die die 

Wertentwicklung verbessern könnten; sofern der Teilfonds beschließt, sich in 

Rechtsordnungen zu registrieren, die strengere Beschränkungen auferlegen, könnte 

diese Entscheidung seine Anlageaktivitäten weiter einschränken;  

- Da der Teilfonds seinen Sitz in Luxemburg hat, gelten möglicherweise keine 

Schutzmaßnahmen, die von anderen Aufsichtsbehörden (einschließlich, für Anleger 

außerhalb Luxemburgs, denen ihrer heimischen Aufsichtsbehörde) gewährt worden 

wären;  

- soweit der Teilfonds in andere Investmentfonds investiert, können ihm zusätzliche 

Anlagegebühren entstehen, die etwaige Anlagegewinne weiter schmälern;  

- soweit der Teilfonds effiziente Portfoliomanagementtechniken wie 

Wertpapierleihe, Wertpapierausleihe, Pensionsgeschäfte und Reverse-
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Pensionsgeschäfte sowie Total-Return-Swaps einsetzt und insbesondere, wenn er 

mit diesen Techniken verbundene Sicherheiten reinvestiert, geht der Teilfonds 

Gegenparteien-, Liquiditäts-, Rechts-, Verwahrungs- (z. B. fehlende Trennung der 

Vermögenswerte) und operationelle Risiken ein, die sich auf die Wertentwicklung 

des betreffenden Teilfonds auswirken können. Soweit verbundene Parteien 

(Unternehmen derselben Gruppe wie der AIFM und/oder der Anlageverwalter) als 

Gegenpartei oder als Beauftragter (oder in einer anderen Rolle) bei effizienten 

Portfoliomanagement-Transaktionen und insbesondere bei 

Wertpapierleihgeschäften auftreten, kann ein potenzielles Risiko von 

Interessenkonflikten entstehen. Der AIFM und der Anlageverwalter sind dafür 

verantwortlich, etwaige Konflikte zu bewältigen und zu vermeiden, dass sich solche 

Konflikte negativ auf die Anteilinhaber auswirken; 

- Der Anlageverwalter oder die von ihm benannten Personen können gelegentlich 

feststellen, dass ihre Verpflichtungen gegenüber dem Teilfonds im Widerspruch zu 

ihren Verpflichtungen gegenüber anderen von ihnen verwalteten Anlageportfolios 

stehen (wobei in solchen Fällen alle Portfolios gleichbehandelt werden).  

Volatilitätsrisiko  

35.8. Es besteht das Risiko von unvorhersehbaren Kursschwankungen. In der Regel gilt: Je höher 

die Volatilität eines Vermögenswerts oder Instruments, desto höher ist dessen Risiko. Die 

Kurse der übertragbaren Wertpapiere, in die die Teilfonds investieren, können sich 

kurzfristig erheblich ändern. 

Liquiditätsrisiko  

35.9. Ein Liquiditätsrisiko besteht, wenn ein bestimmtes Instrument schwer zu kaufen oder zu 

verkaufen ist. Auf der Aktivseite bezieht sich das Liquiditätsrisiko auf die Unfähigkeit eines 

Teilfonds, Anlagen innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu einem Preis zu veräußern, 

der ihrem geschätzten Wert entspricht oder nahekommt. Auf der Passivseite bezieht sich 

das Liquiditätsrisiko auf die Unfähigkeit eines Teilfonds, ausreichende Barmittel zu 

beschaffen, um einem Rücknahmeantrag nachzukommen, da er seine Anlagen nicht 

veräußern kann.  

35.10. Selbst bei Anlagen, für die ein liquider Markt besteht oder die anderweitig jederzeit 

innerhalb eines angemessenen Zeitraums verkauft, liquidiert oder geschlossen werden 

können, können bestimmte Umstände eintreten, unter denen diese Anlagen aufgrund 

verschiedener Faktoren – darunter ungünstige Bedingungen, die einen bestimmten 

Emittenten, eine Gegenpartei oder den Markt im Allgemeinen betreffen, sowie rechtliche, 

aufsichtsrechtliche oder vertragliche Beschränkungen beim Verkauf bestimmter 

Instrumente – an Liquidität verlieren oder illiquide werden.  

35.11. Bei Finanzderivatgeschäften kann es, wenn ein Finanzderivatgeschäft besonders groß ist 

oder der relevante Markt illiquide ist, unter Umständen nicht möglich sein, ein Geschäft zu 

einem vorteilhaften Preis zu tätigen oder eine Position zu einem vorteilhaften Preis zu 

liquidieren. Schwierigkeiten bei der Veräußerung von Anlagen können zu einem Verlust für 

einen Teilfonds führen und/oder die Fähigkeit des Teilfonds beeinträchtigen, einem 

Rücknahmeantrag nachzukommen. 
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Abwicklungsrisiko 

35.12. Es besteht das Risiko eines Verlusts, wenn eine Gegenpartei die Vertragsbedingungen zum 

Zeitpunkt der Abwicklung nicht erfüllt. Der Erwerb und die Übertragung von Anteilen an 

bestimmten Anlagen können mit erheblichen Verzögerungen verbunden sein, und 

Transaktionen müssen möglicherweise zu ungünstigen Preisen durchgeführt werden, da die 

Clearing-, Abwicklungs- und Registrierungssysteme in einigen Märkten möglicherweise nicht 

gut organisiert sind. 

Zinsrisiko  

35.13. Es besteht ein Risiko, das sich aus möglichen Schwankungen des Niveaus und der Volatilität 

der Renditen ergibt. Der Wert von Anlagen in Anleihen und anderen Schuldtiteln oder 

derivativen Instrumenten kann bei Zinsschwankungen stark steigen oder fallen. In der Regel 

steigt der Wert festverzinslicher Instrumente, wenn die Zinsen fallen, und umgekehrt. In 

einigen Fällen können vorzeitige Rückzahlungen (d. h. die vorzeitige, außerplanmäßige 

Rückzahlung des Kapitals) ein Wiederanlagerisiko mit sich bringen, da die Erlöse 

möglicherweise zu niedrigeren Renditen wieder angelegt werden und sich dies auf die 

Wertentwicklung der Teilfonds auswirken kann. 

Negatives Kreditrisiko 

35.14. Die Anlageverwalter legen die Liquiden Mittel der Teilfonds für Rechnung der Teilfonds bei 

der Verwahrstelle oder anderen Kreditinstituten an. Für diese Einlagen wird häufig ein 

Zinssatz vereinbart, der dem marktüblichen Zinssatz, wie beispielsweise dem European 

Interbank Offered Rate („Euribor“), abzüglich einer bestimmten Marge entspricht. Sinkt der 

Marktzinssatz unter die vereinbarte Marge, führt dies zu negativen Zinssätzen auf dem 

entsprechenden Konto.  

35.15. Je nach Entwicklung der Zinspolitik der Europäischen Zentralbank oder einer anderen 

Zentralbank können kurz-, mittel- und langfristige Bankkredite einen negativen Zinssatz 

generieren. Anlagen von Liquiden Mitteln auf der Grundlage eines anderen Zinssatzes als 

des Marktzinssatzes sowie Anlagen von Liquiden Mitteln in einer Fremdwährung unter 

Berücksichtigung der Leitzinsen ausländischer Zentralbanken können daher ebenfalls zu 

einer negativen Rendite führen. 

Verwahrungsrisiko 

35.16. Bestimmte Vermögenswerte des Fonds und seiner Teilfonds werden von der Verwahrstelle 

und ihrer/ihren Unterverwahrstelle(n) und/oder anderen vom Fonds bestellten 

Verwahrstellen und/oder Broker-Dealern verwahrt.  

35.17. Die Anleger werden hiermit darauf hingewiesen, dass Barmittel und Treuhandguthaben 

möglicherweise nicht als getrennte Vermögenswerte behandelt werden und daher im Falle 

der Insolvenz oder der Eröffnung eines Konkurs-, Moratorium-, Liquidations- oder 

Sanierungsverfahrens der Verwahrstelle, der Unterverwahrstelle(n), anderer 

Verwahrstellen/Drittbanken oder des Broker-Dealers, je nach Fall, nicht von den eigenen 

Vermögenswerten der Verwahrstelle, der Unterverwahrstelle(n), anderer 

Verwahrstellen/Drittbanken oder des Broker-Dealers getrennt werden.  
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35.18. Vorbehaltlich spezifischer Vorzugsrechte von Einlegern in Insolvenzverfahren, die durch 

Vorschriften in der Rechtsordnung der jeweiligen Verwahrstelle, Unterverwahrstelle(n), 

anderen Verwahrstellen/Drittbanken oder des Broker-Dealers festgelegt sind, ist die 

Forderung des Fonds möglicherweise nicht bevorrechtigt und rangiert nur gleichrangig mit 

den Forderungen aller anderen ungesicherten Gläubiger. Der Fonds und/oder seine 

Teilfonds sind möglicherweise nicht in der Lage, ihr gesamtes Vermögen vollständig 

zurückzuerhalten. 

Risiko durch Finanzintermediäre 

35.19. Zeichnungen, Umwandlungen und Rücknahmen von Anteilen an den Teilfonds können über 

Finanzintermediäre (z. B. Nominees) erfolgen. Es können Fehler bei der NIW-Berechnung, 

Verstöße gegen Anlagevorschriften und andere Fehler auftreten, und es kann erforderlich 

sein, sich mit den Endanlegern des Fonds in Verbindung zu setzen, um Entschädigungen zu 

erwirken oder andere Zwecke zu verfolgen, wie im CSSF-Rundschreiben 24/856 näher 

ausgeführt. Diese Endanleger sind dem Fonds und dem AIFM möglicherweise nicht bekannt. 

Obwohl geeignete vertragliche Vereinbarungen getroffen werden, um die Endanleger bei 

Bedarf zu erreichen, können der Fonds und der AIFM nicht garantieren, dass dies tatsächlich 

der Fall sein wird. In jedem Fall stellen der Fonds und der AIFM den betreffenden 

Finanzintermediären jedoch alle Informationen zur Verfügung, die diese benötigen, um 

ihrerseits mit ihren jeweiligen Kunden, die die Endanleger des Fonds sind, in Kontakt zu 

treten. 

Ausfallrisiko 

35.20. Die Emittenten bestimmter Anleihen könnten zahlungsunfähig werden. 

Kreditrisiken 

35.21. Es besteht das Risiko, dass keine Fremdfinanzierung zur Finanzierung oder Refinanzierung 

einer Anlage zur Verfügung steht oder dass die Fremdfinanzierung nur zu ungünstigen 

Bedingungen verfügbar ist. Dies könnte zu entgangenen Chancen oder einer rückläufigen 

Wertentwicklung der betroffenen Teilfonds führen. 

35.22. Es besteht zudem das Risiko eines Verlusts, der daraus resultiert, dass ein Kreditnehmer 

seinen finanziellen vertraglichen Verpflichtungen, beispielsweise der fristgerechten Zahlung 

von Zinsen oder Kapital, nicht nachkommt. Je nach vertraglicher Vereinbarung können 

verschiedene Kreditereignisse als Ausfall gelten, darunter unter anderem Konkurs, 

Insolvenz, gerichtlich angeordnete Sanierung/Liquidation, Umschuldung oder Nichtzahlung 

fälliger Verbindlichkeiten. Der Wert von Vermögenswerten oder Derivatkontrakten kann 

sehr empfindlich auf die wahrgenommene Bonität des Emittenten oder der Referenzentität 

reagieren. Kreditereignisse können sich nachteilig auf den Wert von Anlagen auswirken, da 

Höhe, Art und Zeitpunkt der Rückzahlung ungewiss sein können.  

Bonitätsrisiko  

35.23. Das Risiko, dass eine Ratingagentur das Kreditrating eines Emittenten herabstuft. 

Anlagebeschränkungen können auf Rating-Schwellenwerten beruhen und somit 

Auswirkungen auf die Wertpapierauswahl und die Vermögensallokation haben. Die 
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Anlageverwalter könnten gezwungen sein, Wertpapiere zu einem ungünstigen Zeitpunkt 

oder Preis zu verkaufen. Ratingagenturen könnten die Bonität von Emittenten falsch 

einschätzen. 

Gegenparteirisiko 

35.24. Bei Abschluss von Verträgen können die betroffenen Teilfonds Risiken von Verlusten 

ausgesetzt sein, die sich aus der Bonität ihrer Gegenparteien und deren Fähigkeit zur 

Einhaltung der Vertragsbedingungen ergeben. Es kann nicht garantiert werden, dass ein 

Emittent oder eine Gegenpartei nicht in Kredit- oder andere Schwierigkeiten gerät, die zu 

einem Ausfall seiner vertraglichen Verpflichtungen und zum Verlust aller oder eines Teils der 

den Teilfonds zustehenden Beträge führen.  

35.25. Dieses Risiko kann jederzeit entstehen, wenn das Vermögen eines Teilfonds hinterlegt, 

verlängert, gebunden, angelegt oder anderweitig durch tatsächliche oder stillschweigende 

vertragliche Vereinbarungen exponiert wird. Ein Kontrahentenrisiko kann beispielsweise 

entstehen, wenn ein Teilfonds Barmittel bei einem Finanzinstitut hinterlegt oder in 

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Instrumente investiert.  

35.26. Der Fonds kann im Namen eines Teilfonds Transaktionen an OTC-Märkten tätigen, wodurch 

der Teilfonds einem Kontrahentenrisiko ausgesetzt wird.  

35.27. So kann der Fonds im Namen des Teilfonds beispielsweise Rückkaufvereinbarungen, 

Terminkontrakte, Optionen und Swap-Vereinbarungen oder andere derivative Techniken 

abschließen, die den Teilfonds jeweils einem Kontrahentenrisiko aussetzen. Im Falle einer 

Insolvenz oder Zahlungsunfähigkeit einer Gegenpartei könnte der betreffende Teilfonds 

Verzögerungen bei der Liquidation der Position und erhebliche Verluste erleiden, 

einschließlich Wertminderungen seiner Anlage während des Zeitraums, in dem der Fonds 

seine Rechte durchzusetzen versucht, der Unmöglichkeit, während dieses Zeitraums 

Gewinne aus seiner Anlage zu realisieren, sowie Gebühren und Aufwendungen, die bei der 

Durchsetzung seiner Rechte anfallen.  

35.28. Es besteht zudem die Möglichkeit, dass die oben genannten Vereinbarungen und 

Derivatgeschäfte beispielsweise aufgrund von Konkurs, nachträglicher Rechtswidrigkeit 

oder einer Änderung der Steuer- oder Rechnungslegungsvorschriften gegenüber den zum 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden Vorschriften gekündigt werden. Unter solchen 

Umständen sind Anleger möglicherweise nicht in der Lage, etwaige Verluste zu decken. 

Finanzderivatgeschäfte wie Swap-Verträge, die der Fonds im Namen eines Teilfonds 

abschließt, bergen ein Kreditrisiko, das zum Verlust der gesamten Anlage des Teilfonds 

führen könnte, da der Teilfonds möglicherweise vollständig dem Ausfallrisiko einer einzigen 

zugelassenen Gegenpartei ausgesetzt ist, wobei ein solches Risiko besichert wird. 

Sicherheitenrisiko 

35.29. Obwohl Sicherheiten zur Minderung des Ausfallrisikos der Gegenpartei genommen werden 

können, besteht das Risiko, dass die genommenen Sicherheiten, insbesondere im Falle von 

Wertpapieren, bei ihrer Verwertung möglicherweise nicht genügend Liquidität generieren, 

um die Schulden der Gegenpartei zu begleichen. Dies kann auf Faktoren wie eine 

unsachgemäße Preisgestaltung der Sicherheiten, Mängel bei der regelmäßigen Bewertung 

der Sicherheiten, ungünstige Marktbewegungen beim Wert der Sicherheiten, eine 
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Verschlechterung des Kreditratings des Emittenten der Sicherheiten oder die Illiquidität des 

Marktes, auf dem die Sicherheiten gehandelt werden, zurückzuführen sein.  

35.30. Ist ein Teilfonds seinerseits verpflichtet, Sicherheiten bei einer Gegenpartei zu hinterlegen, 

besteht das Risiko, dass der Wert der Sicherheiten, die der Teilfonds bei der Gegenpartei 

hinterlegt, höher ist als die vom Teilfonds erhaltenen Barmittel oder Anlagen.  

35.31. In beiden Fällen – wenn es zu Verzögerungen oder Schwierigkeiten bei der Rückgewinnung 

von Vermögenswerten oder liquiden Mitteln, von an Gegenparteien gestellten oder von 

Gegenparteien erhaltenen Sicherheiten kommt – kann es für den Teilfonds schwierig 

werden, Kauf- oder Rücknahmeanträge zu bearbeiten oder Liefer- oder Kaufverpflichtungen 

aus anderen Verträgen zu erfüllen.  

35.32. Ein Teilfonds kann die erhaltenen Barsicherheiten reinvestieren; es ist jedoch möglich, dass 

der Ertrag aus den reinvestierten Barsicherheiten nicht ausreicht, um den an die 

Gegenpartei zurückzuzahlenden Betrag zu decken. In diesem Fall müsste der Teilfonds den 

entgangenen Gewinn ausgleichen.  

35.33. Da Sicherheiten in Form von Barmitteln oder bestimmten Finanzinstrumenten bestehen, ist 

auch das Marktrisiko von Bedeutung.  

35.34. Von einem Teilfonds erhaltene Sicherheiten können entweder von der Verwahrstelle oder 

von einer dritten Verwahrstelle gehalten werden. In beiden Fällen besteht das Risiko eines 

Verlusts infolge von Ereignissen wie der Insolvenz oder Fahrlässigkeit der Verwahrstelle oder 

der Unterverwahrstelle 

Änderungen der Anwendbaren Gesetzen 

35.35. Der/die betroffene(n) Teilfonds, der Komplementär, der AIFM und der jeweilige 

Anlageverwalter müssen verschiedene (aufsichtsrechtliche und gesetzliche) Anforderungen 

erfüllen, einschließlich der Wertpapier- und Steuergesetze der Rechtsordnungen, in denen 

sie tätig sind. Sollten sich diese Gesetze während der Laufzeit des/der betroffenen Teilfonds 

ändern, könnten sich die regulatorischen und rechtlichen Anforderungen, denen der/die 

betroffene(n) Teilfonds und seine Anteilinhaber unterliegen, erheblich von den derzeitigen 

Anforderungen unterscheiden, und der/die betroffene(n) Teilfonds könnte(n) einer Reihe 

von rechtlichen und regulatorischen Risiken ausgesetzt sein, darunter widersprüchliche 

Auslegungen oder Anwendungen von Gesetzen, unvollständige, unklare und sich ändernde 

Gesetze, Einschränkungen des allgemeinen öffentlichen Zugangs zu Vorschriften, Praktiken 

und Gepflogenheiten, Unkenntnis oder Verstöße gegen Gesetze seitens der Gegenparteien 

und anderer Marktteilnehmer, das Fehlen etablierter oder wirksamer Rechtsbehelfe, 

unzureichender Anlegerschutz oder die mangelnde Durchsetzung bestehender Gesetze. 

Schwierigkeiten bei der Geltendmachung, dem Schutz und der Durchsetzung von Rechten 

können sich wesentlich nachteilig auf den/die Teilfonds und deren Geschäftstätigkeit 

auswirken.  

35.36. Bei Geschäften mit Finanzderivaten besteht zudem das Risiko, dass diese Geschäfte beendet 

werden, beispielsweise aufgrund von Insolvenz, Unregelmäßigkeiten oder Änderungen der 

Steuer- oder Rechnungslegungsvorschriften. Unter solchen Umständen kann der Fonds 

verpflichtet sein, alle entstandenen Verluste zu decken.  
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35.37. Darüber hinaus werden bestimmte Transaktionen auf der Grundlage komplexer 

Rechtsdokumente abgeschlossen. Diese Dokumente können unter bestimmten Umständen 

schwer durchsetzbar sein oder zu Streitigkeiten hinsichtlich ihrer Auslegung führen. Obwohl 

die Rechte und Pflichten der Parteien eines Rechtsdokuments beispielsweise dem 

luxemburgischen Recht unterliegen, können unter bestimmten Umständen (wie z. B. bei 

Insolvenzverfahren) andere Rechtssysteme vorrangig zur Anwendung kommen, was die 

Durchsetzbarkeit bestehender Transaktionen beeinträchtigen kann. 

Strategierisiken 

35.38. Das Strategierisiko liegt in den Investitions- und Veräußerungsentscheidungen 

(Anlageklasse, Standort usw.) des/der Teilfonds während ihrer Laufzeit. Dies bedeutet, dass 

eine Strategie, die bei Auflegung eines Teilfonds relevant war, später irrelevant werden 

kann, wodurch sich der Wert des Teilfonds verringert. Die Wahl von Rendite und Risiken, die 

möglicherweise nicht der Strategie des Teilfonds oder der Anteilinhaber entspricht, stellt 

ebenfalls ein Strategierisiko dar. 

Performance-Risiken 

35.39. Prognosen und Geschäftspläne können ungenau sein und somit Risiken für die Anleger 

hinsichtlich der Wertentwicklung mit sich bringen. Weitere Ursachen für solche Risiken 

können sein: 

(a) die Qualität und Philosophie des Managements; 

(b) die Fähigkeit des Eigentümers, Instandhaltungsmaßnahmen durchzuführen und die 

Kosten zu kontrollieren; und 

(c) die Wertentwicklung der Vermögenswerte. 

Gesetzesänderungen und Länderrisiko. 

35.40. Die Teilfonds gehen davon aus, dass sie in einem Umfeld mit zunehmender behördlicher 

Kontrolle und erhöhtem Potenzial für wesentliche Änderungen von Gesetzen und/oder 

Vorschriften tätig sein werden, was sich auf den jeweiligen Teilfonds und seine Anlagen 

auswirken könnte. Jegliche weiteren rechtlichen, steuerlichen und/oder regulatorischen 

Änderungen während der Laufzeit des Teilfonds können sich nachteilig auf den Teilfonds 

auswirken. Zusätzlich zu den Risiken im Zusammenhang mit behördlichen Genehmigungen 

ist zu beachten, dass staatliche Vertragspartner unabhängig von etwaigen vertraglichen 

Rechten nach eigenem Ermessen die Regulierung der Geschäftstätigkeit einer Anlage 

ändern oder verschärfen oder Gesetze oder Vorschriften erlassen können, die sich auf die 

Geschäftstätigkeit der Portfoliogesellschaft auswirken. Eine Portfoliogesellschaft könnte 

zudem durch gesetzliche oder regulatorische Änderungen oder durch gerichtliche oder 

behördliche Auslegungen bestehender Gesetze und Vorschriften, die umfassendere oder 

strengere Anforderungen an diese Gesellschaft stellen, wesentlich und nachteilig 

beeinträchtigt werden. 

35.41. Darüber hinaus verfügen Regierungen über einen erheblichen Ermessensspielraum bei der 

Umsetzung von Vorschriften, die sich auf das Geschäft einer Anlage auswirken könnten, und 

da deren Geschäft möglicherweise grundlegende, alltägliche Dienstleistungen erbringt und 

nur begrenztem Wettbewerb ausgesetzt ist, können Regierungen von politischen 
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Erwägungen beeinflusst werden und Entscheidungen treffen, die sich nachteilig auf das 

Geschäft einer Anlage auswirken. Es kann nicht garantiert werden, dass die zuständigen 

staatlichen Stellen keine Gesetze erlassen, Vorschriften auferlegen oder Anwendbaren 

Gesetze ändern oder in einer Weise gegen das Gesetz verstoßen, die sich wesentlich und 

nachteilig auf die Geschäftstätigkeit der Anlagen des Teilfonds auswirken würde. Der 

Teilfonds oder eine Anlage ist möglicherweise nicht in der Lage, Rechtsmittel gegen 

staatliche Stellen wegen einer Verletzung vertraglicher Verpflichtungen oder anderer 

Verletzungen ihrer gesetzlichen Rechte wirksam geltend zu machen. 

Inflationsrisiko 

35.42. Je nach den Inflationsannahmen in Bezug auf die erwarteten Cashflows aus einer Anlage 

sowie der Art und Weise, wie die Erträge aus dem Anlagevermögen in Bezug auf diese 

Anlage ermittelt werden, können die Renditen einer Anlage aufgrund von Änderungen der 

Inflationsrate von den vom AIFM oder vom Anlageverwalter prognostizierten Renditen 

abweichen. 

Technologierisiko 

35.43. Dieses Risiko entsteht, wenn die von einem Portfoliounternehmen eingesetzte Technologie 

infolge eines mittelfristig möglichen technologischen Wandels veraltet. In einem solchen 

Fall hätten die Vermögenswerte nur begrenzte alternative Verwendungsmöglichkeiten, 

sollten sie veralten, und ihr Wert könnte erheblich sinken. 

Operatives Risiko 

35.44. Das operative Risiko bezieht sich auf potenzielle Verluste, die aus unvorhergesehenen 

Ereignissen, Betriebsunterbrechungen, unzureichenden Kontrollen sowie Kontroll- oder 

Systemausfällen resultieren. Die Geschäftstätigkeit des Fonds (einschließlich 

Anlageverwaltung, Vertrieb und Sicherheitenverwaltung) wird von mehreren Dienstleistern 

durchgeführt. Der Fonds, der Komplementär, der AIFM und/oder der Anlageverwalter 

wenden bei der Auswahl von Dienstleistern ein Due-Diligence-Verfahren an. Dennoch kann 

ein operatives Risiko auftreten und sich negativ auf die Geschäftstätigkeit des Fonds 

auswirken; es kann sich auf verschiedene Weise äußern, darunter 

Betriebsunterbrechungen, schlechte Performance, Störungen oder Ausfälle von 

Informationssystemen, Verstöße gegen regulatorische oder vertragliche Bestimmungen, 

menschliches Versagen, fahrlässige Ausführung, Fehlverhalten von Mitarbeitern, Betrug 

oder andere kriminelle Handlungen. Im Falle einer Insolvenz oder Zahlungsunfähigkeit eines 

Dienstleisters könnten Anleger Verzögerungen (beispielsweise bei der Bearbeitung von 

Zeichnungen, Umwandlungen und Rücknahmen von Anteilen) oder andere Störungen 

erleben. 

Ansteckungsrisiko; klassenübergreifende Haftung 

35.45. Der Fonds kann aus mehreren Teilfonds bestehen, die unterschiedliche Klassen ausgeben 

können. Ein Teilfonds kann Klassen ausgeben, und es besteht kein beschränkter 

Regressschutz für eine Klasse. Dementsprechend stehen alle Vermögenswerte eines 

Teilfonds zur Deckung aller seiner Verbindlichkeiten zur Verfügung, unabhängig davon, 

welcher Klasse diese Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten zuzuordnen sind. In der Praxis 
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ist eine klassenübergreifende Haftung nur dann zu erwarten, wenn die einer Klasse 

zuzurechnenden Verbindlichkeiten, die dieser Klasse zuzurechnenden Vermögenswerte 

übersteigen und die Klasse nicht in der Lage ist, alle ihr zugerechneten Verbindlichkeiten zu 

begleichen. In einem solchen Fall können die anderen Klassen zuzurechnenden 

Vermögenswerte eines Teilfonds zur Deckung dieses Verbindlichkeitsüberschusses 

herangezogen werden, wodurch sich der Wert der beitragenden Klassen verringert. 

Epidemien/Pandemien 

35.46. Der Ausbruch von Epidemien oder Pandemien sowie daraus resultierende 

Reisebeschränkungen oder verhängte Quarantänen hatten und können negative 

Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Geschäftstätigkeit weltweit haben (einschließlich 

in den Ländern, in denen der/die betroffene(n) Teilfonds investiert), und könnten sich 

dadurch nachteilig auf die Wertentwicklung des/der betroffenen Teilfonds und seiner/ihrer 

Anlagen auswirken. Darüber hinaus könnte die rasante Entwicklung von Epidemien eine 

Vorhersage ihrer letztendlichen negativen Auswirkungen auf die Wirtschafts- und 

Marktbedingungen unmöglich machen und stellt infolgedessen eine wesentliche 

Unsicherheit und ein Risiko in Bezug auf den/die betroffenen Teilfonds und die 

Wertentwicklung seiner/ihrer Anlagen dar. 

Einhaltung der AIFM-Regeln und der ELTIF-Verordnung  

35.47. Die AIFM-Regeln zielen darauf hin, die Tätigkeiten des AIFM zu regeln und dem AIFM die 

Verwaltung von AIF (im Sinne der AIFM-Regeln) sowie den Vertrieb von Anteilen, Einheiten 

oder Beteiligungen an solchen AIF zu untersagen, sofern dem AIFM keine Genehmigung 

durch seine Aufsichtsbehörden erteilt wurde. Darüber hinaus muss der AIFM in seiner 

Eigenschaft als ELTIF-Verwalter für ELTIF-Teilfonds sicherstellen, dass diese ELTIF-Teilfonds 

den ELTIF-Regeln sowie allen anderen damit verbundenen Rechtsakten oder 

aufsichtsrechtlichen Leitlinien, die von Zeit zu Zeit erlassen werden, entsprechen. Gemäß 

den AIFM-Regeln und, soweit anwendbar, den ELTIF-Regeln können dem Fonds oder dem 

AIFM zusätzliche Kosten entstehen, die von den jeweiligen Teilfonds zu tragen sind, um 

diese Zulassung aufrechtzuerhalten und die Einhaltung dieser rechtlichen 

Rahmenbedingungen sowie etwaiger zusätzlicher Auflagen einzelner Mitgliedstaaten, in 

denen die Teilfonds oder die ELTIF-Teilfonds vertrieben werden, sicherzustellen. 

Dementsprechend können die Anteilinhaber indirekt die Kosten tragen, die dem Fonds oder 

dem AIFM durch die Einhaltung der AIFM-Regeln, der ELTIF-Regeln (sofern anwendbar) und 

etwaiger zusätzlicher Anforderungen der Europäischen Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde oder einzelner Mitgliedstaaten entstehen. Dem Fonds oder dem 

AIFM können zusätzliche Anforderungen und Compliance-Kosten (einschließlich in Bezug 

auf Berichtspflichten) auferlegt werden, wenn die Aufsichtsbehörden die AIFM-Regeln und 

die ELTIF-Regeln umsetzen und sich bewährte Praktiken weiterentwickeln. 

AIFMD II 

35.48. Am 26. Februar 2024 hat der Europäische Rat einstimmig den Wortlaut einer Richtlinie zur 

Änderung der AIFMD und der Richtlinie 2009/65/EG (die „AIFMD II“) angenommen. Der 

Wortlaut der AIFMD II wurde am 26. März 2024 im Amtsblatt der EU veröffentlicht und ist 

am 15. April 2024 in Kraft getreten. Die Mitgliedstaaten haben bis zum 16. April 2026 Zeit, 

die AIFMD II umzusetzen, und die darin enthaltenen Maßnahmen gelten ab diesem Datum, 
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mit Ausnahme spezifischer Übergangsbestimmungen für bestehende Kreditvergabefonds 

und für die neuen Meldepflichten, die ab dem 16. April 2027 gelten. Der Wortlaut der AIFMD 

II enthält eine Reihe von Bestimmungen, die nach ihrer Umsetzung die Fähigkeit des Fonds, 

seine Anlageziele zu erreichen, sowie die Fähigkeit des Fonds, seine Geschäfte zu führen, 

beeinträchtigen könnten, darunter unter anderem: Konzentrationsgrenzen, 

Beschränkungen bei der Kreditvergabe an Verbundene Unternehmen, Obergrenzen für den 

Verschuldungsgrad und Anforderungen an die Risikorückhaltung für Kreditvergabefonds 

sowie vorgeschriebene Mechanismen zum Liquiditätsmanagement. 

Grenzüberschreitender Vertrieb von Fonds 

35.49. Der Fonds fällt in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2019/1160/EU und der Verordnung 

2019/1156/EU über den grenzüberschreitenden Vertrieb von Fonds (zusammen die „CBDF-

Regeln“), da er von einem im EWR ansässigen AIFM verwaltet wird. Die CBDF-Regeln zielen 

darauf ab, die Regulierung des Vertriebs von AIF in den EWR-Mitgliedstaaten zu 

harmonisieren, insbesondere durch die Auferlegung neuer Vorschriften für die Verwalter 

alternativer Investmentfonds in der EU (einschließlich des AIFM) hinsichtlich der 

Vorabvermarktung sowie durch strengere Anforderungen an Inhalt und Format von 

Marketingmitteilungen und Rückmeldeverfahren.  

Es ist schwierig, die vollständigen Auswirkungen der CBDF-Regeln vorherzusagen. Es ist 

möglich, dass sich negative Auswirkungen auf den Fonds ergeben, da der AIFM einem 

erhöhten regulatorischen Aufwand ausgesetzt ist, um die Einhaltung der oben 

beschriebenen zusätzlichen Anforderungen an die Meldung und den Inhalt von 

Marketingmitteilungen sicherzustellen, und insbesondere, um die Einhaltung der 

Vorvermarktungsparameter gemäß den CBDF-Regeln zu gewährleisten; diese dürften 

zwischen den verschiedenen EWR-Mitgliedstaaten variieren. 

EU-Anforderungen an die Risikoselbstbehalt  

35.50. Risikoselbstbehaltungs- und Sorgfaltspflichten (die „EU-Risikobehaltungsvorschriften“) 

gelten nach EU-Recht für verschiedene Arten von Anlegern, darunter Kreditinstitute, 

Wertpapierfirmen, zugelassene AIFM (wie den AIFM) sowie Versicherungs- und 

Rückversicherungsunternehmen (zusammen „Betroffene Anleger“). Die aktuellen EU-

Risikobehaltungsvorschriften sind in der Verordnung (EU) 2017/2402 (die 

„Verbriefungsverordnung“) enthalten. Diese Anforderungen beschränken unter anderem 

einen Anleger, der den EU-Risikobehaltungsvorschriften unterliegt (einschließlich des AIFM, 

der als Verwalter des Fonds auftritt), bei der Anlage in Verbriefungen, die am oder nach dem 

1. Januar 2019 begeben wurden (oder in Verbriefungen, die vor diesem Datum begeben 

wurden, für die jedoch am oder nach dem 1. Januar 2019 neue Wertpapiere begeben 

werden), es sei denn, bestimmte Bestimmungen der EU-Risikobehaltungsvorschriften 

werden eingehalten, darunter die Anforderung, dass der Originator, Sponsor oder 

ursprüngliche Kreditgeber in Bezug auf die betreffende Verbriefung (der „Risikobehalter“) 

ausdrücklich offengelegt hat, dass er fortlaufend einen wirtschaftlichen Nettoanteil von 

mindestens 5 % behalten wird. Risikobehalter müssen den einbehaltenen wirtschaftlichen 

Nettoanteil während der gesamten Laufzeit der Verbriefung halten und dürfen keine 

Vereinbarungen treffen, die darauf abzielen, das damit verbundene Kreditrisiko zu mindern. 

Anleger sollten sich bewusst sein, dass es wesentliche Unterschiede zwischen den vor dem 

1. Januar 2019 geltenden EU-Risikobehaltungsvorschriften und den in der 
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Verbriefungsverordnung enthaltenen EU-Risikobehaltungsvorschriften gibt. So erlegt die 

Verbriefungsverordnung beispielsweise Sponsoren und Originatoren von Verbriefungen 

eine direkte Behaltungsverpflichtung auf. Darüber hinaus erweitert die 

Verbriefungsverordnung die Kategorien der betroffenen Anleger, für die die 

Sorgfaltspflichten gelten. 

Anlagen des Fonds, die eine Tranchierung des mit einem Engagement oder einem Pool von 

Engagements verbundenen Kreditrisikos beinhalten (wie z. B. CLOs), werden nach den EU-

Risikobehaltungsvorschriften wahrscheinlich als „Verbriefungen“ behandelt. Sind solche 

Anlagen „Verbriefungen“ im Sinne der EU-Risikobehaltungsvorschriften, kann der Sponsor 

oder Originator der Transaktion (der in bestimmten Fällen der Komplementär, der 

Anlageverwalter oder der Fonds sein könnte) verpflichtet sein, als Risikobehalter zu 

fungieren. Die Anforderungen der EU-Risikobehaltungsvorschriften könnten die Kosten 

solcher Anlagen für den Fonds erhöhen. Darüber hinaus könnte das Spektrum der 

Anlagestrategien und Anlagen, die der Fonds verfolgen kann, durch die EU-

Risikobehaltungsvorschriften eingeschränkt werden. Infolgedessen könnte der Fonds 

nachteilig beeinflusst werden, und der Fonds könnte möglicherweise nicht in 

Anlagechancen investieren, in die er andernfalls investieren könnte. 

Die EU-Risikobehaltungsvorschriften und die Verbriefungsverordnung können Änderungen 

unterliegen, oder ihre Anwendung oder Auslegung kann sich ändern. Solche Änderungen 

können sich nachteilig auf den Fonds auswirken, einschließlich der Möglichkeit, dass der 

Fonds solche Anlagen veräußert, obwohl er dies andernfalls nicht beschlossen hätte, oder 

zu einem Preis, der nicht so vorteilhaft ist, wie er es andernfalls gewesen wäre. Soweit 

Unklarheiten hinsichtlich der Anwendung der Verbriefungsverordnung auf vom Fonds 

getätigte Anlagen bestehen, können für den Fonds Risiken der Nichteinhaltung bestehen, 

unter anderem weil die Auslegung der Verbriefungsverordnung durch den Anlageverwalter 

letztlich nicht mit der Auslegung der Verbriefungsverordnung durch eine Aufsichtsbehörde 

übereinstimmt. Potenzielle Anleger, einschließlich betroffener Anleger, sollten sich mit 

ihren eigenen Rechts-, Buchhaltungs-, aufsichtsrechtlichen und sonstigen Beratern 

und/oder Aufsichtsbehörden abstimmen, um festzustellen, ob und inwieweit die in diesem 

Prospekt und in etwaigen im Zusammenhang mit diesem Angebot bereitgestellten 

Anlegerberichten enthaltenen Informationen ausreichen, um ihren Verpflichtungen gemäß 

der Verbriefungsverordnung und den EU-Risikobehaltungsvorschriften nachzukommen, und 

diese Anleger sind verpflichtet, die Angemessenheit der Informationen für diesen Zweck 

selbstständig zu beurteilen und festzustellen. Potenzielle Anleger sind zudem selbst dafür 

verantwortlich, Änderungen der EU-Risikobehaltungsvorschriften sowie alle für den Anleger 

geltenden aufsichtsrechtlichen Kapitalanforderungen, einschließlich solcher Änderungen, 

die durch die Verbriefungsverordnung eingeführt werden, zu überwachen und zu bewerten. 

Verordnung über europäische Marktinfrastrukturen  

35.51. Am 16. August 2012 trat die Europäische Marktinfrastrukturverordnung (EU Nr. 648/2012) 

(„EMIR“) in Kraft. 

EMIR führte bestimmte Anforderungen in Bezug auf Derivatekontrakte ein, die in erster 

Linie für „finanzielle Gegenparteien“ („FCs“) wie in der EU zugelassene Wertpapierfirmen, 

Kreditinstitute, Versicherungsgesellschaften, OGAW und alternative Investmentfonds 

gelten, die von in der EU zugelassenen Verwaltern alternativer Investmentfonds (wie dem 

Fonds) verwaltet werden, sowie für „nichtfinanzielle Gegenparteien“ („NFCs“), bei denen es 
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sich um in der EU ansässige Unternehmen handelt, die keine finanziellen Gegenparteien 

sind. NFCs, deren Transaktionen mit außerbörslichen („OTC“) Derivatekontrakten die von 

EMIR vorgeschriebene Clearing-Schwelle überschreiten („NFC+s“), unterliegen im 

Allgemeinen strengeren Anforderungen nach EMIR als FCs und NFCs, deren Transaktionen 

in OTC-Derivatekontrakten diese Clearingschwelle nicht überschreiten (unter anderem weil 

solche Kontrakte von der Schwellenwertberechnung ausgenommen sind, da sie zur 

Verringerung der Risiken abgeschlossen werden, die in direktem Zusammenhang mit der 

Geschäftstätigkeit oder dem Liquiditäts- und Finanzmanagement des NFC stehen). 

Im Großen und Ganzen umfassen die Anforderungen der EMIR in Bezug auf 

Derivatekontrakte (i) das obligatorische Clearing von OTC-Derivatekontrakten, die der 

Clearingpflicht unterliegen; (ii) Risikominderungstechniken in Bezug auf nicht geclearte OTC-

Derivatekontrakte (wie den Austausch und die Trennung von Sicherheiten); und (iii) Melde- 

und Aufzeichnungspflichten in Bezug auf alle Derivatekontrakte. 

EMIR wurde durch die Verordnung (EU) 2019/834 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (die „EMIR REFIT“) geändert, die am 17. Juni 2019 in Kraft trat. Die EMIR REFIT 

erweiterte die Definition des Begriffs „Finanzunternehmen“ (FC), um AIF (unabhängig vom 

Standort des Verwalters des alternativen Investmentfonds) und, soweit relevant, deren EU-

Verwalter von alternativen Investmentfonds (wie z. B. den AIFM) einzubeziehen, zusätzlich 

zu den AIF (unabhängig vom Standort) mit einem zugelassenen oder registrierten Verwalter 

von alternativen Investmentfonds, wie in der ursprünglichen Definition vorgesehen. 

Der EU-Regulierungsrahmen und das Rechtssystem in Bezug auf Derivate werden nicht nur 

durch EMIR und EMIR REFIT, sondern auch durch MiFID II festgelegt. Insbesondere verlangt 

MiFID II, dass bestimmte Transaktionen zwischen FCs und NFC+s mit ausreichend liquiden 

OTC-Derivaten an einem Handelsplatz ausgeführt werden, der die Anforderungen des 

MiFID-II-Regimes erfüllt. 

Es ist schwierig, die vollständigen Auswirkungen dieser regulatorischen Entwicklungen auf 

den Fonds vorherzusagen. Potenzielle Anleger sollten sich bewusst sein, dass die sich aus 

EMIR, EMIR REFIT und MiFID II ergebenden regulatorischen Änderungen zu gegebener Zeit 

die Kosten für den Abschluss von Derivatekontrakten erheblich erhöhen und die Fähigkeit 

des Fonds, Derivatgeschäfte zu tätigen, beeinträchtigen können. 

DSGVO 

35.52. Im Rahmen seiner Tätigkeit verarbeitet der Fonds in verschiedenen Funktionen 

Informationen, die sich auf verschiedene Parteien beziehen und/oder diesen gehören. 

Die vorgenannte Verarbeitung unterliegt oder wird künftig verschiedenen für den Fonds 

geltenden Gesetzen und Vorschriften unterliegen, darunter unter anderem der DSGVO 

sowie den Gesetzen der EU-Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Datenschutzrichtlinie für 

elektronische Kommunikation 2002/58/EG. Die vorgenannten Rechtsvorschriften sowie alle 

anderen Rechtsvorschriften der Europäischen Union („EU“) oder lokalen Gesetze und 

Vorschriften, die sich daraus ableiten, diese ersetzen oder anderweitig die vorgenannte 

Verarbeitung regeln (wie z. B. Gesetze und Vorschriften, die dem Fonds eine 

Vertraulichkeits- oder Berufsgeheimnispflicht auferlegen), werden hiermit gemeinsam als 

„Datenschutzgesetze“ bezeichnet. 
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Die bestehenden oder potenziellen Anleger des Fonds sollten zunächst beachten, dass die 

Einhaltung der Datenschutzgesetze organisationsweite Änderungen an den Systemen, 

Verfahren, Richtlinien und vertraglichen Vereinbarungen des Fonds und/oder seiner 

Dienstleister erfordern kann. Es besteht das Risiko, dass dies die operative Effizienz des 

Fonds und/oder seiner Dienstleister beeinträchtigt und letztlich die dem Fonds 

entstehenden Kosten und damit seine finanzielle Lage erhöht. 

Die bestehenden oder potenziellen Anleger des Fonds sollten ferner beachten, dass der 

Fonds bei der Durchführung der vorgenannten Verarbeitung (i) dem Risiko administrativer 

oder sogar strafrechtlicher Sanktionen wegen Verstößen gegen die Datenschutzgesetze 

ausgesetzt ist (beispielsweise können Verwaltungsstrafen für Verstöße gegen die DSGVO bis 

zu maximal 20.000.000 EUR oder 4 % des weltweiten Umsatzes im vorangegangenen 

Geschäftsjahr betragen (je nachdem, welcher Betrag höher ist), wobei die DSGVO die 

Mitgliedstaaten ermächtigt, lokale strafrechtliche Sanktionen für Verstöße gegen die DSGVO 

zu erlassen, die den Entzug der durch solche Verstöße erzielten Gewinne umfassen können), 

sowie (ii) dem Risiko zivilrechtlicher Sanktionen infolge von Anträgen, Klagen oder 

Gerichtsverfahren (teilweise in Form einer sogenannten „Sammelklage“), die von 

geschützten Parteien angestrengt werden, um Schadenersatz für Schäden zu erlangen, die 

aus der Verletzung von Datenschutzgesetzen resultieren. Alle vorgenannten Sanktionen und 

die damit verbundenen Prozesskosten können letztlich sowohl die finanzielle als auch die 

Reputationslage des Fonds beeinträchtigen. 

Die bestehenden oder potenziellen Anleger des Fonds sollten sich zudem bewusst sein, dass 

der Fonds im Zusammenhang mit der vorgenannten Verarbeitung von Informationen das 

Auftreten von Sicherheitsverletzungen nicht ausschließen kann, die zur versehentlichen 

oder unrechtmäßigen Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, zur unbefugten 

Offenlegung oder zum unbefugten Zugriff auf diese Informationen führen können, und dass 

solche Verletzungen neben nachteiligen Folgen für den Datenschutz oder sogar finanziellen 

Nachteilen ein hohes Risiko für ihre Rechte und Freiheiten darstellen können. 

Die bestehenden oder potenziellen Anleger des Fonds sollten schließlich bedenken, dass 

Unternehmen, mit denen der Fonds in einer wirtschaftlichen oder rechtlichen Beziehung 

steht (einschließlich, aber nicht beschränkt auf den AIFM, den Anlageverwalter und die 

Zentralverwaltung), ebenfalls Informationen verarbeiten, die Personenbezogene Daten 

darstellen oder enthalten können, ebenfalls den Datenschutzgesetzen unterliegen und 

somit auch ähnlichen Risiken wie den oben aufgeführten ausgesetzt sind, die, sollten sie 

eintreten, den Fonds und die geschützten Parteien beeinträchtigen könnten. 

Nachhaltigkeitsrisiken  

35.53. SFDR definiert „Nachhaltigkeitsrisiken“ als Ereignis oder eine Bedingung ökologischer, 

sozialer oder governancebezogener Art, die, sollten sie eintreten, tatsächliche oder 

potenzielle wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert einer Investition haben 

könnten. Der Anlageverwalter, der AIFM (oder sein Beauftragter), der Fonds, die 

Portfoliounternehmen des Fonds sowie andere Parteien, wie beispielsweise Dienstleister 

oder Gegenparteien des Fonds oder der Portfoliounternehmen, können von 

Nachhaltigkeitsrisiken negativ betroffen sein. Sofern dies für eine Anlage angemessen ist, 

kann der AIFM (oder sein Beauftragter) eine Due-Diligence-Prüfung in Bezug auf 

Nachhaltigkeitsrisiken durchführen und/oder Maßnahmen ergreifen, um 

Nachhaltigkeitsrisiken zu mindern und den Wert der Anlage zu erhalten; es kann jedoch 
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nicht garantiert werden, dass alle derartigen Risiken ganz oder teilweise gemindert oder vor 

dem Zeitpunkt ihres Eintretens identifiziert werden. Der Anlageverwalter, der AIFM (oder 

sein Beauftragter), der Fonds, die Portfoliounternehmen des Fonds und andere Parteien 

können Versicherungen zum Schutz vor bestimmten Nachhaltigkeitsrisiken abschließen, 

sofern diese zu angemessenen wirtschaftlichen Bedingungen verfügbar sind; solche 

Versicherungen unterliegen jedoch den üblichen Selbstbehalten und Deckungsgrenzen und 

reichen möglicherweise nicht aus, um alle Verluste auszugleichen. Nachhaltigkeitsrisiken 

können daher die Wertentwicklung des Fonds und seiner Anlagen nachteilig beeinflussen. 

Überlegungen zu Sanktionen  

35.54. Bestimmte Länder oder benannte Personen oder Organisationen können von Zeit zu Zeit 

Sanktionen und anderen restriktiven Maßnahmen unterliegen, die von Staaten oder 

supranationalen Behörden (beispielsweise, aber nicht beschränkt auf die Vereinigten 

Staaten, die EU, die Vereinten Nationen, das Vereinigte Königreich, Luxemburg) oder deren 

Behörden verhängt werden (zusammenfassend „Sanktionen“). 

Sanktionen können sich nachteilig auf Unternehmen oder Wirtschaftssektoren auswirken, 

in die der Fonds von Zeit zu Zeit investieren kann. Der Fonds könnte unter anderem einen 

Wertverlust von Wertpapieren eines Emittenten aufgrund der Verhängung von Sanktionen 

erleiden, unabhängig davon, ob diese gegen diesen Emittenten, einen Wirtschaftssektor, in 

dem dieser Emittent tätig ist, andere Unternehmen oder Organisationen, mit denen dieser 

Emittent Geschäfte tätigt, oder gegen das Finanzsystem eines bestimmten Landes gerichtet 

sind. Aufgrund von Sanktionen könnte der Fonds gezwungen sein, bestimmte Wertpapiere 

zu unattraktiven Preisen, zu ungünstigen Zeitpunkten und/oder unter ungünstigen 

Umständen zu verkaufen, was er ohne Sanktionen möglicherweise nicht getan hätte. Auch 

wenn der Fonds im besten Interesse der Anteilinhaber angemessene Anstrengungen 

unternehmen wird, um solche Wertpapiere unter optimalen Bedingungen zu verkaufen, 

könnten solche Zwangsverkäufe potenziell zu Verlusten für den Fonds führen. Je nach den 

Umständen könnten solche Verluste beträchtlich sein. Der Fonds kann auch nachteilige 

Folgen aufgrund einer Vermögenssperre oder anderer restriktiver Maßnahmen erleiden, die 

gegen andere Unternehmen gerichtet sind, einschließlich, aber nicht beschränkt auf 

Unternehmen, die als Gegenpartei für Derivate oder als Unterverwahrstelle, Zahlstelle oder 

sonstiger Dienstleister für den Fonds fungieren. Die Verhängung von Sanktionen kann dazu 

führen, dass der Fonds Wertpapiere verkaufen, laufende Vereinbarungen kündigen, den 

Zugang zu bestimmten Märkten oder wesentlichen Marktinfrastrukturen verlieren, dass ein 

Teil oder die Gesamtheit seiner Vermögenswerte nicht mehr verfügbar ist, dass Barmittel 

oder andere Vermögenswerte des Fonds eingefroren werden und/oder dass sich die mit 

einer Anlage oder Transaktion verbundenen Cashflows nachteilig auswirken. 

Obwohl der Fonds und der Anlageverwalter erhebliche Anstrengungen unternehmen, um 

die Sanktionsregelungen in den Ländern, in denen sie tätig sind, einzuhalten, könnte eine 

dieser Vorschriften durch die Aktivitäten des Anlageverwalters, des Fonds oder der Anleger 

verletzt werden, was sich nachteilig auf den Fonds auswirken würde.  

Der Fonds, der AIFM, die Zentralverwaltung, der Anlageverwalter und die Verwahrstelle sind 

jeweils verpflichtet, die geltenden Sanktionsgesetze und -vorschriften in den Ländern, in 

denen sie geschäftlich tätig sind, einzuhalten (wobei zu berücksichtigen ist, dass bestimmte 

Sanktionsregelungen Auswirkungen auf grenzüberschreitende oder ausländische 

Aktivitäten haben), und sie werden jeweils die erforderlichen Richtlinien und Verfahren 
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umsetzen. Diese Richtlinien und Verfahren werden von jedem nach eigenem Ermessen und 

bestem Wissen und Gewissen entwickelt und können Schutz- oder Präventivmaßnahmen 

umfassen, die über die strengen Anforderungen der Anwendbaren Gesetze und Vorschriften 

zur Verhängung von Sanktionen hinausgehen. 

Anlageziel und Renditeziel 

35.55. Der Fonds tätigt Anlagen auf der Grundlage der Schätzungen oder Prognosen des AIFM 

und/oder des Anlageverwalters hinsichtlich der internen Renditen. Die Anteilsinhaber 

haben keine Gewähr dafür, dass die tatsächlichen internen Renditen der angegebenen 

Zielrendite für die Anteilsinhaber entsprechen oder diese übersteigen. 

35.56. Der Fonds strebt eine attraktive risikobereinigte Rendite an. Der AIFM und/oder der 

Anlageverwalter können nach eigenem Ermessen in eine Anlage investieren, deren 

erwartete Einzelrendite unter der Zielrendite liegt, wenn der AIFM oder der Anlageverwalter 

es angesichts der bestehenden oder künftigen Anlagen des Fonds für angemessen hält, eine 

solche Anlage zu tätigen, um eine Risikostreuung für den Fonds als Ganzes sicherzustellen. 

Zur Vermeidung von Zweifeln sei daher darauf hingewiesen, dass die Angabe der Zielrendite 

des Fonds keine Verpflichtung darstellt und keine Zusicherung beinhaltet, dass der AIFM 

und/oder der Anlageverwalter ausschließlich in Anlagen investieren wird, deren individuelle 

erwartete Rendite über der Zielrendite liegt. 

35.57. Es ist zu beachten, dass der NIW pro Anteil sowohl steigen als auch fallen kann. Der Fonds 

sowie der AIFM, der Anlageverwalter oder deren Berater können keine Garantie für die 

künftige Wertentwicklung oder die künftigen Erträge des Fonds geben. Ein Anteilinhaber 

erhält möglicherweise nicht den gesamten von ihm investierten Betrag zurück. 

Risiko der Erfolgsgebühr 

35.58. Das Vorhandensein einer Performancegebühr kann, sofern zutreffend, einen Anreiz für den 

Empfänger schaffen, dem Fonds spekulativere Anlagen vorzuschlagen, als dies ohne solche 

leistungsabhängigen Vereinbarungen der Fall wäre. 

Schwierigkeiten bei der Suche und Sicherung geeigneter Anlagen 

35.59. Die Identifizierung, Durchführung und Verwertung attraktiver Anlagen sind von Zeit zu Zeit 

von starkem Wettbewerb geprägt und mit einem gewissen Maß an Unsicherheit verbunden. 

Der Fonds wird bei Anlagechancen mit anderen Anlagevehikeln sowie mit Privatpersonen, 

Finanzinstituten (wie Hypothekenbanken, Pensionsfonds und Investmentfonds) und 

anderen institutionellen Anlegern konkurrieren, die möglicherweise über größere 

wirtschaftliche und personelle Ressourcen als der Fonds oder über bessere Beziehungen zu 

Verkäufern, Kreditgebern und anderen verfügen. 

35.60. Obwohl der AIFM und/oder der Anlageverwalter gut aufgestellt sind, um die Strategie 

umzusetzen, gibt es keine Gewähr dafür, dass der Fonds in der Lage sein wird, Anlagen zu 

finden und abzuschließen, die seine angestrebte interne Rendite erfüllen, oder deren Wert 

zu realisieren, oder dass er sein verfügbares Kapital vollständig investieren kann. 
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Mangelnde Diversifizierung 

35.61. Anleger haben keine Gewähr hinsichtlich des Diversifizierungsgrades der Anlagen des Fonds, 

weder nach geografischen Regionen noch nach Anlageklassen. Darüber hinaus besteht bei 

Transaktionen, bei denen der AIFM oder der Anlageverwalter beabsichtigt, das investierte 

Kapital ganz oder teilweise zu refinanzieren, das Risiko, dass eine solche Refinanzierung 

nicht zustande kommt, was zu einem erhöhten Risiko führen könnte, da der Fonds eine 

unbeabsichtigte langfristige Anlage hält und/oder die Diversifizierung verringert wird. 

Eventualverbindlichkeiten bei der Veräußerung von Anlagen 

35.62. Im Zusammenhang mit der Veräußerung einer Anlage kann der Fonds verpflichtet sein, 

bestimmte Zusicherungen über die geschäftlichen und finanziellen Angelegenheiten dieser 

Anlage abzugeben, wie sie üblicherweise im Zusammenhang mit dem Verkauf der Anlage 

gemacht werden. Der Fonds kann zudem verpflichtet sein, die Käufer einer solchen Anlage 

für Verluste zu entschädigen, soweit solche Zusicherungen unrichtig sind. Diese 

Vereinbarungen können zur Entstehung von Eventualverbindlichkeiten führen, für die der 

AIFM und/oder der Anlageverwalter Rückstellungen oder Treuhandkonten bilden kann, um 

einer solchen Eventualität zu begegnen, oder die letztlich vor oder nach der Auflösung des 

Fonds von den Anlegern finanziert werden müssen. 

Einsatz von Zwischengeschalteten Vehikeln  

35.63. Anlagen können entweder direkt oder indirekt über Zwischengeschaltete Vehikel gehalten 

werden. Vor einer Akquisition wird eine umfassende Due-Diligence-Prüfung durchgeführt; 

bei Zweckgesellschaften kann jedoch nicht garantiert werden, dass solche Anlagen in 

Zukunft ohne Weiteres veräußerbar sind. Darüber hinaus kann der Verkauf einer 

Zweckgesellschaft zwar steuerfreie Veräußerungen ermöglichen, doch wird der Käufer in 

solchen Fällen häufig versuchen, durch Verhandlungen über den Verkaufspreis einen 

Preisnachlass für die potenzielle Steuerverbindlichkeit zu erzielen, die in der Gesellschaft 

verbleibt, falls diese den jeweiligen Vermögenswert in Zukunft veräußern sollte.  

Fehlende Verwaltungsrechte 

35.64. Anleger sind nicht berechtigt, sich an der Geschäftsführung des Fonds oder der zugrunde 

liegenden Fondsvermögenswerte zu beteiligen. Dementsprechend haben Anleger keine 

Möglichkeit, den täglichen Geschäftsbetrieb, einschließlich der Anlage- und 

Veräußerungsentscheidungen des Fonds, zu kontrollieren. 

35.65. Mit Ausnahme bestimmter, in den wesentlichen Bedingungen beschriebener begrenzter 

Umstände liegt die alleinige und uneingeschränkte Entscheidungsgewalt bei der 

Strukturierung, Verhandlung und dem Erwerb, der Finanzierung und schließlich der 

Veräußerung von Anlagen im Namen des Fonds beim jeweiligen Anlageverwalter (unter der 

Aufsicht des AIFM, soweit dies nach Anwendbaren Gesetzen erforderlich ist). Folglich sind 

die Anleger in der Regel nicht in der Lage, die Vorzüge bestimmter Anlagen selbst zu 

bewerten, bevor der Fonds solche Anlagen tätigt. Die Anleger sind nicht in der Lage, 

Anlageentscheidungen im Namen des Fonds zu treffen, und haben auch keine Möglichkeit, 

bestimmte Vermögenswerte vor einer Anlage zu bewerten oder zu genehmigen. 
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35.66. Die Richtlinien des Fonds in Bezug auf Verwaltung, Finanzierung, Vermietung und 

Veräußerung sowie seine Richtlinien in Bezug auf bestimmte andere Aktivitäten, 

einschließlich seiner Ausschüttungs- und Betriebsrichtlinien, werden vom Komplementär 

festgelegt. Soweit dies nach den rechtlichen Unterlagen des Fonds zulässig ist, können diese 

Richtlinien von Zeit zu Zeit nach Ermessen des Komplementärs ohne Abstimmung der 

Anleger des Fonds geändert werden, obwohl der Komplementär derzeit nicht die Absicht 

hat, solche Änderungen vorzunehmen. Solche Änderungen könnten den Interessen der 

Anleger am Fonds schaden. 

Absicherungsstrategie 

35.67. Im Zusammenhang mit der Finanzierung bestimmter Anlagen kann der Fonds 

Absicherungstechniken einsetzen, die darauf abzielen, den Fonds vor nachteiligen 

Wechselkurs- und/oder Zinsschwankungen zu schützen. Auch wenn solche Transaktionen 

bestimmte Risiken mindern können, können sie selbst gewisse andere Risiken mit sich 

bringen. Während der Fonds vom Einsatz dieser Absicherungsmechanismen profitieren 

kann, können unerwartete Wechselkurs- oder Zinsänderungen dazu führen, dass die 

Gesamtperformance des Fonds schlechter ausfällt, als wenn er solche 

Absicherungstransaktionen nicht eingegangen wäre. 

35.68. Soweit keine Absicherung besteht, sind die Teilfonds oder Klassen allen Risiken ausgesetzt, 

vor denen die Absicherung geschützt hätte. Die Teilfonds können in ihren Portfolios 

Absicherungsgeschäfte einsetzen. In Bezug auf bestimmte Anteilsklassen können die 

Teilfonds das Währungsrisiko der Anteilsklasse absichern (relativ zur Basiswährung des 

Teilfonds oder relativ zum Währungsrisiko des jeweiligen Teilfondsportfolios), was jedoch 

unvollkommen ist und nicht nur möglicherweise nicht das gesamte Währungsrisiko 

beseitigt, sondern sogar ein neues zusätzliches Währungsrisiko schaffen könnte. 

Absicherungsgeschäfte sind mit Kosten verbunden, die die Anlageperformance mindern. 

Wechselkurs- und Währungsrisiko 

35.69. Obwohl Anteile an einem Teilfonds auf eine oder mehrere Referenzwährungen lauten 

können, können diese von der Referenzwährung des Teilfonds abweichen, und der Teilfonds 

kann in Anlagen investieren, die auf eine Vielzahl von Währungen lauten. Der in der 

Referenzwährung des Teilfonds ausgedrückte NIW sowie der NIW der verschiedenen 

Klassen, die auf eine andere Referenzwährung als die Referenzwährung des Teilfonds 

lauten, können entsprechend den Wechselkursschwankungen zwischen den jeweiligen 

Währungen schwanken. Der Teilfonds kann zudem Wechselkursschwankungen in Bezug auf 

die Währungen ausgesetzt sein, auf die die Anlagen des Teilfonds lauten. Der Teilfonds und 

die Anteilinhaber können daher einem Wechselkurs-/Währungsrisiko ausgesetzt sein. Es ist 

unter Umständen nicht möglich oder praktikabel, das daraus resultierende Wechselkurs- 

und Währungsrisiko des Teilfonds und der Anteilinhaber abzusichern. 

Anlagen bei Dritten 

35.70. Der Fonds kann über Partnerschaften, Joint Ventures oder andere Einrichtungen gemeinsam 

mit Dritten investieren. Unter solchen Umständen kann der Fonds eine 

Minderheitsbeteiligung an bestimmten Anlagen halten. Zu den Risiken, die mit der 

Beteiligung Dritter an einer Anlage verbunden sind, gehört die Möglichkeit, dass ein Dritter 
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Anteilinhaber oder Investor finanziell nicht in der Lage ist, eine Anlage fortzuführen, oder 

bei einer Anlage in Zahlungsverzug gerät, was negative Auswirkungen auf die Anlage haben 

kann, dass er wirtschaftliche oder geschäftliche Interessen oder Ziele verfolgt, die mit denen 

des Fonds unvereinbar sind, oder dass er in der Lage ist, Maßnahmen zu ergreifen, die der 

Anlagestrategie des Fonds zuwiderlaufen.  

35.71. Darüber hinaus kann der Fonds unter bestimmten Umständen für die Handlungen seiner 

Drittaktionäre oder Mitinvestoren haftbar sein. Anlagen, die gemeinsam mit Dritten in Joint 

Ventures oder anderen Unternehmen getätigt werden, können Carried Interests und/oder 

andere an diese Drittpartner oder Mitinvestoren zu zahlende Gebühren beinhalten. 

Allgemeines Steuerrisiko 

35.72. Die Anleger werden auf den Abschnitt zur Besteuerung im Zusammenhang mit einer Anlage 

in den Fonds hingewiesen. Die Steuervorschriften, einschließlich Stempelsteuer, 

Grunderwerbsteuer, Mehrwertsteuer und Quellensteuerbestimmungen sowie deren 

Auslegung in Bezug auf eine Anlage in den Fonds oder die Anlagen des Fonds, können sich 

während der Laufzeit des Fonds ändern, was sich nachteilig auf den Fonds oder seine 

Anlagen auswirken kann.  

35.73. Potenzielle Anleger sollten sich hinsichtlich der steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in 

den Fonds eigenständig beraten lassen. Der AIFM und/oder der Anlageverwalter oder deren 

Direktoren, Manager, Führungskräfte, Mitarbeiter, professionelle Berater oder deren 

Verbundene Unternehmen übernehmen keine Verantwortung für die Beratung in Bezug auf 

die individuelle steuerliche Situation eines potenziellen Anlegers.  

Steuerpflicht 

35.74. Anleger können in ihrem Staatsangehörigkeits- oder Wohnsitzland zusätzliche 

Steuerverbindlichkeiten haben oder in diesem Land Anspruch auf zusätzliche 

Steuererleichterungen haben. Dies könnte dazu führen, dass sich die Rendite nach Steuern 

ihrer Anlage in den Fonds erhöht oder verringert. Nach geltendem Steuerrecht können 

Anleger verpflichtet sein, ihren zurechenbaren Anteil an den Erträgen, Gewinnen, Verlusten, 

Abzügen und Gutschriften des Fonds zu berücksichtigen, unabhängig davon, ob sie 

Ausschüttungen aus dem Fonds erhalten haben oder erhalten werden. Es kann nicht 

garantiert werden, dass der Fonds über einen ausreichenden Cashflow verfügt, um 

Ausschüttungen in der Höhe vorzunehmen, die zur Begleichung aller 

Steuerverbindlichkeiten erforderlich sind, die sich aus dem Besitz von Anteilen am Fonds 

durch einen Anleger ergeben. Dementsprechend kann die Steuerverbindlichkeit eines 

Anlegers für ein Steuerjahr im Zusammenhang mit einer Anlage in den Fonds die 

Barausschüttung an diesen Anleger während des Steuerjahres übersteigen (und dies 

möglicherweise in erheblichem Maße). Würde der Fonds als gewerblich tätig angesehen, 

würden Gewinne aus Handelsgeschäften als Einkommen und nicht als Kapitalertrag 

besteuert. Folglich würden bestimmte Anleger des Fonds, die von der Kapitalertragsteuer 

befreit sind, auf ihre Handelserlöse aus dem Fonds steuerpflichtig sein und den Vorteil einer 

etwaigen Steuerbefreiung für Kapitalerträge in Bezug auf diese Transaktionen verlieren. 
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Besteuerung in anderen Rechtsordnungen 

35.75. Der Fonds kann in den Ländern, in denen Anlagen getätigt werden, der Einkommensteuer 

oder anderen Steuern unterliegen, und auf die Erträge des Fonds aus Anlagen in diesen 

Ländern können Quellensteuern oder Zweigniederlassungssteuern erhoben werden. 

Darüber hinaus sind Steuern, die dem Fonds oder den Vehikeln, über die er investiert, in 

ausländischen Ländern entstehen, für die Anleger in ihren jeweiligen Ländern 

möglicherweise nicht anrechenbar oder abzugsfähig. 

Änderungen im Steuerrecht 

35.76. Änderungen der Anwendbaren Gesetze oder der Auslegung dieser Gesetze können die 

Fähigkeit des Fonds beeinträchtigen, Erträge oder Kapitalgewinne effizient zu realisieren. 

Soweit möglich, wird der Fonds seine Anlagen und Aktivitäten so strukturieren, dass seine 

Steuerpflicht minimiert wird; es kann jedoch nicht garantiert werden, dass der Fonds in der 

Lage sein wird, seine Steuerpflicht zu beseitigen oder auf ein bestimmtes Niveau zu 

reduzieren. 

Gewinnverkürzung, Gewinnverlagerung und damit verbundene Maßnahmen 

35.77. Die OECD hat sich gemeinsam mit den G20-Staaten verpflichtet, die als „Base Erosion and 

Profit Shifting“ („BEPS“) bezeichnete, als missbräuchlich empfundene globale 

Steuervermeidung einzudämmen. Im Rahmen dieser Verpflichtung wurde ein Aktionsplan 

zur Bekämpfung von BEPS entwickelt, dessen Ziel es ist, Steuereinnahmen zu sichern, indem 

die Besteuerung durch die Schaffung einheitlicher, auf Konsens basierender internationaler 

Steuerregeln wieder an wirtschaftliche Aktivitäten und Wertschöpfung angeglichen wird. Im 

Rahmen des BEPS-Projekts wurden bereits neue Vorschriften zur Anwendung von 

Doppelbesteuerungsabkommen, zur Definition von Betriebsstätten, zur Abzugsfähigkeit von 

Zinsen sowie zur Besteuerung von hybriden Finanzinstrumenten und hybriden 

Unternehmen eingeführt und werden auch weiterhin in die einschlägigen Steuergesetze der 

teilnehmenden OECD-Länder aufgenommen. Je nachdem, ob und wie diese Vorschläge 

umgesetzt werden, können sie erhebliche Auswirkungen auf die Besteuerung der Erträge 

für Anleger haben. Eine solche Umsetzung kann auch zusätzliche Melde- und 

Offenlegungspflichten für den Fonds, Zwischenunternehmen und/oder Anleger nach sich 

ziehen.  

35.78. Im Rahmen des globalen BEPS-Projekts der OECD hat Luxemburg (zusammen mit mehr als 

100 Ländern) das sogenannte Multilaterale Übereinkommen („MLI“) unterzeichnet, das 

Anti-BEPS-Maßnahmen in die von Luxemburg geschlossenen Abkommen umsetzt. 

Luxemburg hat das MLI durch das Gesetz vom 7. März 2019 ratifiziert und seine 

Ratifikationsurkunde am 9. April 2019 bei der OECD hinterlegt. Infolgedessen trat das MLI 

am 1. August 2019 in Luxemburg in Kraft. Das MLI führt insbesondere einen „Hauptzweck-

Test“ („PPT“) ein, der Unternehmen Steuerabkommensvorteile verweigert, wenn der Erhalt 

solcher Vorteile „einer der Hauptzwecke einer Vereinbarung oder Transaktion war, die 

direkt oder indirekt zu“ diesen Vorteilen führte, es sei denn, die Gewährung dieser Vorteile 

unter den gegebenen Umständen stünde „im Einklang mit dem Gegenstand und Zweck der 

einschlägigen Bestimmungen“ des Steuerabkommens. Ob ein luxemburgisches 

Unternehmen, das sich auf Vorteile aus Steuerabkommen stützt, als Teil einer solchen 
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Vereinbarung angesehen werden kann, hängt vor allem von der Auffassung des 

Quellenstaates ab.  

Richtlinien zur Bekämpfung der Steuerumgehung 

35.79. Neben der nationalen Umsetzung der BEPS-Maßnahmen hat der Europäische Rat die 

Richtlinien zur Bekämpfung der Steuerumgehung (d. h. die Richtlinie (EU) 2016/1164 des 

Rates vom 12. Juli 2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken 

mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts („ATAD I“), die 

viele der Punkte des BEPS-Projekts behandelt, darunter unter anderem Vorschriften zu 

hybriden Missverhältnissen, die Beschränkung des Zinsabzugs, Vorschriften zu 

kontrollierten ausländischen Unternehmen und eine allgemeine 

Missbrauchsbekämpfungsvorschrift. Luxemburg hat ATAD I am 21. Dezember 2018 in 

nationales Recht umgesetzt (das „ATAD-I-Gesetz“) und wendet diese Bestimmungen, wie 

alle anderen Mitgliedstaaten auch, seit dem 1. Januar 2019 an. Am 21. Februar 2017 erzielte 

der Rat für Wirtschaft und Finanzen der EU eine politische Einigung über Änderungen an 

ATAD I, um hybride Gestaltungen mit Nicht-EU-Ländern zu neutralisieren, und die EU hat die 

Richtlinie 2017/952/EU vom 29. Mai 2017 zur Änderung von ATAD I in Bezug auf hybride 

Gestaltungen mit Drittländern („ATAD II“) verabschiedet. Während ATAD I Vorschriften zur 

Bekämpfung bestimmter hybrider Missverhältnisse zwischen Mitgliedstaaten enthält, 

erweitert ATAD II den Anwendungsbereich auf (i) eine Vielzahl anderer Missverhältnisse 

zwischen Mitgliedstaaten und (ii) Missverhältnisse zwischen Mitgliedstaaten und 

Drittländern. Die Bestimmungen von ATAD II mussten bis zum 1. Januar 2020 in nationales 

Recht umgesetzt werden. Ausnahmsweise wurde die Umsetzung einer spezifischen 

Bestimmung, die sogenannte „Reverse Hybrids“ betrifft, von den Mitgliedstaaten bis zum 1. 

Januar 2022 aufgeschoben. 

35.80. Am 20. Dezember 2019 wurde das Gesetz zur Umsetzung von ATAD II in luxemburgisches 

Recht (das „ATAD-II-Gesetz“) vom luxemburgischen Parlament verabschiedet. Die meisten 

Bestimmungen des ATAD-II-Gesetzes traten am 1. Januar 2020 in Kraft. 

35.81. Die Auswirkungen von BEPS, MLI, ATAD I und ATAD II sowie deren Umsetzungsvorschriften 

könnten dazu führen, dass dem Fonds, Zwischenunternehmen oder Portfoliounternehmen 

zusätzliche Steuern auferlegt werden, was sich nachteilig auf den Wert, der von den 

Anlegern im Fonds gehaltenen Anlagen auswirken kann. Darüber hinaus können bestimmte 

Informationen von den Anlegern angefordert werden, damit der Fonds diese Anforderungen 

erfüllen kann. 

FATCA und CRS.  

35.82. Die Vorschriften im Rahmen von FATCA und CRS sind besonders komplex, und obwohl der 

Fonds versuchen wird, alle ihm auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen, um die Erhebung 

der dreißigprozentigen (30 %) Quellensteuer gemäß FATCA oder einer Strafe oder Geldbuße 

gemäß CRS zu vermeiden, kann keine Gewähr dafür gegeben werden, dass der Fonds in der 

Lage sein wird, diese Verpflichtungen zu erfüllen. Sollte der Fonds infolge von FATCA einer 

Quellensteuer oder einer Strafe oder Geldbuße nach dem CRS-Gesetz unterliegen, kann dies 

den Wert der von allen Partnern gehaltenen Anteile erheblich beeinträchtigen. Der Fonds 

und/oder seine Anleger können auch indirekt davon betroffen sein, dass ein nicht-US-



  113 
 

amerikanisches Finanzinstitut die FATCA-Vorschriften nicht einhält, selbst wenn der Fonds 

seine eigenen FATCA-Verpflichtungen erfüllt. 

35.83. Potenzielle Anleger werden gebeten, die Abschnitte „Common Reporting Standard“ und 

„FATCA“ in Abschnitt 34 „Besteuerung“ sorgfältig zu lesen. 

35.84. Jeder potenzielle Anleger sollte sich bei seinem eigenen Steuerberater darüber 

informieren, wie sich FATCA und CRS unter seinen besonderen Umständen auf ihn 

auswirken könnten 

Auswirkungen staatlicher Regulierung und gesetzlicher Änderungen 

35.85. Behörden auf allen Ebenen (einschließlich auf nationaler und EU-Ebene) sind aktiv an der 

Verabschiedung und Durchsetzung von Vorschriften in Bezug auf Besteuerung, 

Landnutzung, Flächennutzungsplanung, Planungsbeschränkungen, Umweltschutz und 

Sicherheit sowie andere Angelegenheiten beteiligt. Die Einführung und Durchsetzung 

solcher Vorschriften könnten zu einer Erhöhung der Aufwendungen und einer Verringerung 

der Erträge oder der Rendite aus den Vermögenswerten des Fonds führen sowie deren Wert 

nachteilig beeinflussen.  

35.86. Gesetzliche Vorschriften und deren Auslegung sowie die für den Fonds und/oder eine 

Anlage in den Fonds geltenden rechtlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen 

können sich während der Laufzeit des Fonds ändern. Auch die Rechnungslegungspraxis kann 

sich ändern, was sich insbesondere auf die Art und Weise auswirken kann, wie die Anlagen 

des Fonds bewertet werden und/oder wie Erträge oder Kapitalgewinne vom Fonds erfasst 

und/oder zugewiesen werden.  

35.87. Es besteht zudem Unsicherheit hinsichtlich der künftigen Energie- und sonstigen 

Rohstoffkosten, der Sicherheit der Energie- und Rohstoffversorgung sowie des Ausmaßes 

und des Umfangs verstärkter staatlicher Regulierung und Marktreaktionen, die dazu führen 

können, dass Energie- und Rohstoffpreisänderungen geglättet oder verstärkt werden oder 

auf Probleme mit der Verfügbarkeit oder der Marktliquidität reagiert wird. 

Risiko höherer Gewalt.  

35.88. Ein Teilfonds und seine Anlagen können von Ereignissen höherer Gewalt betroffen sein (d. 

h. vorbehaltlich geltender Gesetze, Ereignisse, die außerhalb der Kontrolle der Partei liegen, 

die geltend macht, dass das Ereignis eingetreten ist, einschließlich, aber nicht beschränkt 

auf Naturkatastrophen, Brände, Überschwemmungen, Erdbeben, Hurrikane, Tornados, 

Erdrutsche, Explosionen, Ausbrüche einer Infektionskrankheit, Pandemien oder sonstige 

schwerwiegende Probleme der öffentlichen Gesundheit, Krieg, regionale bewaffnete 

Konflikte, Terrorismus, Verstaatlichung der Industrie und Arbeitsstreiks). In bestimmten 

Ländern sind in der Vergangenheit Krankheitsausbrüche aufgetreten und treten derzeit auf 

(einschließlich des schweren akuten respiratorischen Syndroms (SARS), der Vogelgrippe, 

H1N1/09-Grippe, das Respiratorische Synzytial-Virus (RSV), COVID-19 und andere 

Coronaviren) und jedes länger andauernde Auftreten von Infektionskrankheiten oder 

andere nachteilige Entwicklungen im Bereich der öffentlichen Gesundheit oder 

Naturkatastrophen in einem Land, in das der betreffende Teilfonds investiert, könnten 

erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Wirtschaft in diesem Land oder weltweit 

und/oder auf die Geschäftstätigkeit der Unternehmen haben, in die der betreffende 
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Teilfonds investiert. Ereignisse höherer Gewalt könnten die Fähigkeit des betreffenden 

Teilfonds oder die Fähigkeit eines Portfoliounternehmens oder einer Gegenpartei zur 

Erfüllung ihrer Verpflichtungen beeinträchtigen, einschließlich, aber nicht beschränkt auf die 

Fertigstellung ihrer laufenden Entwicklungsprojekte. Die Haftung und die Kosten, die sich 

aus der Nichterfüllung von Verpflichtungen infolge eines Ereignisses höherer Gewalt 

ergeben, könnten erheblich sein und von dem betreffenden Teilfonds oder seinen 

Portfoliounternehmen getragen werden. Darüber hinaus könnten die Kosten, die diesem 

Teilfonds und seinen Portfoliounternehmen für die Reparatur oder den Ersatz von 

Vermögenswerten entstehen, die durch ein solches Ereignis höherer Gewalt beschädigt 

wurden, erheblich sein. Bestimmte Ereignisse höherer Gewalt, wie Krieg, Erdbeben, Brände 

oder der Ausbruch einer Infektionskrankheit, könnten weitreichende negative 

Auswirkungen auf die globale oder lokale Wirtschaft und die internationale 

Geschäftstätigkeit im Allgemeinen oder in einem der Länder haben, in denen dieser 

Teilfonds konkret investieren könnte, und dadurch diesen Teilfonds und den 

Anlageverwalter beeinträchtigen. Darüber hinaus könnte eine erhebliche staatliche 

Intervention in eine Branche im Zusammenhang mit einem Ereignis höherer Gewalt oder 

aus anderen Gründen, einschließlich der Verstaatlichung einer Branche oder der 

Übernahme der Kontrolle über eine oder mehrere Anlagen oder deren Vermögenswerte, zu 

einem Verlust für diesen Teilfonds führen, auch wenn die Anlage des Teilfonds storniert, 

abgewickelt oder erworben wird (was ohne eine nach Ansicht des Anlageverwalters 

angemessene Entschädigung geschehen könnte), falls ein Beteiligungsunternehmen 

betroffen ist, und eine etwaige Entschädigung durch die betreffende Regierung 

möglicherweise nicht angemessen ist. Jeder der vorgenannten Fälle kann sich daher 

nachteilig auf die Wertentwicklung der Anlagen dieses Teilfonds auswirken.  

Spezifische Risikofaktoren im Zusammenhang mit einer Anlage im Ausland 

35.89. Jede Anlage des/der Teilfonds, insbesondere in einem ausländischen Land, birgt das Risiko 

nachteiliger politischer Entwicklungen, einschließlich Verstaatlichung, Enteignung ohne 

angemessene Entschädigung sowie Terroranschläge oder Kriegshandlungen und 

Änderungen der Regierungspolitik. Darüber hinaus können ausländische Rechtsordnungen 

Beschränkungen auferlegen, um Kapitalflucht zu verhindern, was den Umtausch oder die 

Rückführung von Fremdwährungen erschweren oder unmöglich machen könnte. Zudem 

können Gesetze und Vorschriften ausländischer Länder Beschränkungen oder 

Genehmigungen vorschreiben, die im Herkunftsland des Anlegers nicht bestehen, und 

Finanzierungs- und Strukturierungsalternativen erfordern, die sich erheblich von den im 

Herkunftsland des Anlegers üblicherweise verwendeten unterscheiden. Es kann nicht 

garantiert werden, dass sich das politische oder wirtschaftliche Klima oder bestimmte 

rechtliche oder regulatorische Risiken nicht nachteilig auf eine Anlage des/der 

verschiedenen Teilfonds auswirken. Es kann für den/die Teilfonds unmöglich sein, in 

bestimmte Anlagestrukturen zu investieren, da andernfalls der Teilfonds oder bestimmte 

Anleger oder potenzielle Anleger nachteiligen steuerlichen, regulatorischen oder sonstigen 

nachteiligen Konsequenzen ausgesetzt sein könnten; dies kann die Anlagemöglichkeiten 

des/der Teilfonds einschränken, und dies könnte bedeuten, dass der/die Teilfonds trotz 

Zahlungsfähigkeit des Emittenten des jeweiligen Wertpapiers nicht den gesamten oder 

einen Teil des ihnen zustehenden Geldes erhalten. 

35.90. Emittenten unterliegen weltweit in verschiedenen Ländern im Allgemeinen 

unterschiedlichen Rechnungslegungs-, Prüfungs- und Finanzberichterstattungsstandards. 
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Das Handelsvolumen, die Preisvolatilität und die Liquidität der Emittenten können auf den 

Märkten verschiedener Länder variieren. Auch die Geschäftszeiten, Gepflogenheiten und 

der Zugang zu diesen Märkten für externe Anleger können variieren. Darüber hinaus ist das 

Ausmaß der staatlichen Aufsicht und Regulierung von Wertpapierbörsen, 

Wertpapierhändlern sowie börsennotierten und nicht börsennotierten Unternehmen 

weltweit unterschiedlich. Die Gesetze einiger Länder können die Fähigkeit des Fonds 

einschränken, in Wertpapiere bestimmter Emittenten mit Sitz in diesen Ländern zu 

investieren. Darüber hinaus kann es an angemessenen Rechtsmitteln zur Beilegung von 

Streitigkeiten mangeln, und in einigen Ländern kann die Verfolgung solcher Streitigkeiten 

einem stark voreingenommenen Rechtssystem unterliegen. 

Schwellenländer 

35.91. Anleger sollten sich bewusst sein, dass Anlagen in Schwellenländern aufgrund des 

wirtschaftlichen und politischen Entwicklungsprozesses, den einige dieser Länder 

durchlaufen, mit einem höheren Risiko verbunden sein können, das sich negativ auf den 

Wert der Anlagen auswirken könnte. Unter anderem sind Anlagen in Schwellenländern mit 

Risiken wie Beschränkungen für ausländische Investitionen, Kontrahentenrisiken, höherer 

Marktvolatilität und der Illiquidität der Vermögenswerte der Unternehmen verbunden, je 

nach den Marktbedingungen in bestimmten Schwellenländern. Darüber hinaus unterliegen 

Unternehmen dort möglicherweise einer deutlich geringeren staatlichen Aufsicht und 

weniger differenzierten Rechtsvorschriften. Ihre Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung 

entsprechen nicht immer den in entwickelten Märkten geltenden Standards. 

35.92. Anlagen in einigen Schwellenländern sind zudem höheren Risiken hinsichtlich des Besitzes 

und der Verwahrung von Wertpapieren ausgesetzt. Das Eigentum an Unternehmen wird 

größtenteils durch die Eintragung in den Büchern des Unternehmens oder seines 

Registerführers bestimmt (der jedoch weder ein Beauftragter der Verwahrstelle ist noch 

dieser gegenüber haftet). Zertifikate, die das Eigentum an Unternehmen belegen, werden 

häufig nicht von der Verwahrstelle, einer ihrer Korrespondenzstellen oder einer effizienten 

zentralen Verwahrstelle gehalten. Infolgedessen und aufgrund fehlender effizienter 

Regulierung durch staatliche Stellen kann der Fonds durch Betrug, grobes Verschulden oder 

Fahrlässigkeit den Besitz oder die Eintragung von Aktien an Unternehmen verlieren. Zur 

Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass die Verwahrstelle in keiner Weise für 

einen solchen Verlust des Besitzes oder der Eintragung von Aktien haftet. 

Bewertungsrisiko 

35.93. Allgemeine Entwicklungen an lokalen und internationalen Aktienmärkten, die 

vorherrschenden wirtschaftlichen Bedingungen, die Anlegerstimmung und die Zinssätze 

könnten erhebliche negative Auswirkungen auf den Wert des Fondsvermögens und die 

Anlagechancen im Allgemeinen haben. Darüber hinaus kann die Bewertung angesichts der 

Art der geplanten Anlagen schwierig sein. Es kann eine relative Knappheit an 

Marktvergleichswerten geben, auf denen der Wert des Fondsvermögens basieren könnte. 

Wird ein Vermögenswert des Fonds falsch bewertet, können die für diesen Vermögenswert 

des Fonds verfügbaren Veräußerungsmöglichkeiten im Falle einer Unterbewertung 

unattraktiv oder im Falle einer Überbewertung begrenzt sein. Die Bewertung eines 

Vermögenswerts des Fonds könnte zudem erheblich durch Inflation beeinträchtigt werden. 

Bei nicht börsennotierten oder selten gehandelten Wertpapieren besteht zudem ein Risiko, 
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das sich aus der Häufigkeit der Bewertung ergibt. Es ist möglich, dass ein veralteter Preis 

nicht mehr die aktuellen Marktinformationen widerspiegelt („Stale Price“).  

35.94. Eine Risikomanagementstrategie oder die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts basiert 

auf den Annahmen eines bestimmten Modells. Es ist ungewiss, ob das zugrunde liegende 

Modell die Realität zuverlässig widerspiegelt – andernfalls würden Risiken nicht oder nur 

unvollständig erkannt oder die Berechnung des beizulegenden Zeitwerts würde nicht den 

korrekten Wert ergeben. 

Haftungsausschluss und Freistellung 

35.95. Der Komplementär und der Anlageverwalter haften nicht für ihre Handlungen oder 

Unterlassungen, es sei denn, diese stellen Betrug, vorsätzliches Fehlverhalten, grobe 

Fahrlässigkeit oder rücksichtsloses Missachten von Pflichten dar.  

35.96. Der Fonds ist verpflichtet, den Komplementär und/oder den Anlageverwalter sowie deren 

Mitglieder, Mitarbeiter, leitende Angestellte, Direktoren, Manager, Beauftragte, 

Anteilseigner und andere Verbundene Unternehmen sowie jede andere Person, die auf 

Verlangen des Komplementärs und/oder des Anlageverwalters im Namen des Fonds als 

leitender Angestellter, Direktor, Manager, Anteilseigner, Mitarbeiter oder Beauftragter 

einer anderen Einheit tätig ist, für Verbindlichkeiten zu entschädigen, die im Zusammenhang 

mit den Angelegenheiten des Fonds entstehen. Die Entschädigungsverpflichtung des Fonds 

wäre aus dem Vermögen des Fonds zu erfüllen. 

Zukunftsgerichtete Aussagen 

35.97. Der Prospekt enthält zukunftsgerichtete Aussagen. Diese zukunftsgerichteten Aussagen 

spiegeln die Ansichten des Fonds oder anderer hinsichtlich zukünftiger Ereignisse wider. Die 

tatsächlichen Ereignisse können erheblich von den in den zukunftsgerichteten Aussagen 

beschriebenen abweichen. Anleger werden darauf hingewiesen, sich nicht übermäßig auf 

solche Aussagen zu verlassen. 

Vertrauliche Informationen 

35.98. Verbundene Unternehmen des Komplementärs, des AIFM oder des Anlageverwalters 

können im Rahmen ihrer normalen Geschäftstätigkeit bestimmte vertrauliche 

Kundeninformationen erhalten. Solche vertraulichen Informationen stünden dem 

Komplementär, dem AIFM oder dem Anlageverwalter im Zusammenhang mit der 

Geschäftstätigkeit des Fonds normalerweise nicht zur Verfügung. Der Besitz solcher 

Informationen durch diese Verbundenen Unternehmen kann jedoch den Fonds daran 

hindern, bestimmte Transaktionen durchzuführen, oder Beschränkungen für bestimmte 

Transaktionen auferlegen. 

Vertrauen in den Anlageverwalter 

35.99. Der Erfolg des Fonds hängt in erheblichem Maße von den Bemühungen und Fähigkeiten des 

Anlageverwalters bei der Bewertung von Anlagechancen ab. Obwohl der Anlageverwalter 

alle zumutbaren Anstrengungen unternehmen wird, um die Ziele des Fonds umzusetzen, 

kann keine Garantie dafür gegeben werden, dass geeignete Anlagen erfolgreich sein 

werden. 
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Abhängigkeit von Schlüsselpersonal 

35.100. Die erfolgreiche Anlage und Veräußerung des Fondsvermögens hängt zum Teil von der 

Kompetenz des Anlageverwalters und dessen Anlageberatung ab. Die Anleger treffen keine 

Entscheidungen hinsichtlich des Erwerbs, der Veräußerung oder der sonstigen Verwertung 

von Anlagen oder, außer unter bestimmten begrenzten Umständen, sonstige 

Entscheidungen bezüglich der Geschäfte und Angelegenheiten des Fonds. 

35.101. Es kann nicht garantiert werden, dass die Fachkräfte des Anlageverwalters während der 

gesamten Laufzeit des Fonds beim Anlageverwalter verbleiben. Der Verlust von 

Schlüsselpersonal könnte sich erheblich nachteilig auf die potenzielle Wertentwicklung des 

Fonds auswirken. Obwohl der Anlageverwalter ein erfahrenes Team aus qualifizierten 

Fachkräften beschäftigt, spielen die Schlüsselpersonen eine wesentliche Rolle für den Erfolg 

des Fonds, und ihr Tod, ihre Arbeitsunfähigkeit oder ihre Nichtverfügbarkeit aus welchem 

Grund auch immer könnte die Wertentwicklung des Fonds beeinträchtigen. 

Risiko im Zusammenhang mit Finanzintermediären 

35.102. Ein Anteilinhaber kann seine Anteilinhaberrechte nur dann in vollem Umfang direkt 

gegenüber dem Fonds ausüben, wenn er selbst und in seinem Namen im 

Anteilinhaberregister des Fonds eingetragen ist. Falls ein Anteilinhaber über einen 

Intermediär in den Fonds investiert, der in seinem Namen, aber im Auftrag des 

Anteilinhabers in den Fonds investiert, ist es für diesen Anleger möglicherweise nicht immer 

möglich, bestimmte Anteilinhaberrechte direkt gegenüber dem Fonds auszuüben oder im 

Falle von NIW-Fehlern oder Verstößen gegen die Anlagebeschränkungen sowie bestimmte 

mit den Anteilen verbundene Rechte direkt vom Fonds entschädigt zu werden; eine solche 

Entschädigung erfolgt ausschließlich über diesen Intermediär. Anlegern wird empfohlen, 

sich hinsichtlich ihrer Rechte beraten zu lassen. 

Getrennte Haftung zwischen Teilfonds 

35.103. Zwar sehen die Bestimmungen des Gesetzes von 2010 eine getrennte Haftung zwischen den 

Teilfonds vor, doch wurden diese Bestimmungen noch nicht vor ausländischen Gerichten 

geprüft, insbesondere im Hinblick auf die Befriedigung der Forderungen lokaler Gläubiger. 

Dementsprechend ist nicht zweifelsfrei klar, ob das Vermögen eines Teilfonds des Fonds den 

Verbindlichkeiten anderer Teilfonds des Fonds ausgesetzt sein könnte. Zum Zeitpunkt dieses 

Prospekts sind dem Komplementär keine bestehenden oder Eventualverbindlichkeiten 

eines Teilfonds des Fonds bekannt. 

Risiko der Verschuldung  

35.104. Ein Teilfonds kann im Zusammenhang mit seinen Anlagen direkt oder indirekt durch 

Kreditaufnahmen auf Ebene von Zweckgesellschaften eine Fremdkapitalfinanzierung 

vornehmen. Der Teilfonds kann Kreditgebern oder Zweckgesellschaften Garantien oder 

andere geeignete Sicherheiten stellen, um solche Kredite zu erhalten. Obwohl der Einsatz 

von Fremdkapital die Renditen steigern und die Anzahl der möglichen Anlagen erhöhen 

kann, kann er auch das Verlustrisiko erheblich erhöhen. Die Aufnahme von Fremdkapital auf 

Ebene eines Teilfonds oder eines Zwischengeschalteten Vehikels setzt den Teilfonds Risiken 

aus, die normalerweise mit der Fremdfinanzierung verbunden sind, einschließlich des 

Risikos, dass der Cashflow des Teilfonds oder des Zwischengeschalteten Vehikels nicht 
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ausreicht, um die erforderlichen Tilgungs- und Zinszahlungen zu leisten, das Risiko, dass die 

auf den Immobilien lastenden Verbindlichkeiten möglicherweise nicht refinanziert werden 

können, sowie das Risiko, dass die Bedingungen einer solchen Refinanzierung 

möglicherweise nicht so günstig sind wie die Bedingungen der bestehenden 

Verbindlichkeiten. Diese Verbindlichkeiten können variabel verzinst sein. Variabel 

verzinsliche Verbindlichkeiten führen bei steigenden Marktzinsen zu höheren 

Schuldendienstanforderungen, was sich nachteilig auf den Teilfonds oder die 

Zweckgesellschaften (und indirekt auf den Teilfonds) auswirken würde. Teilfonds oder 

Zwischengeschaltete Vehikel können Transaktionen tätigen, um das Risiko steigender 

Zinssätze zu begrenzen, sofern dies als angemessen und kosteneffizient erachtet wird; diese 

Transaktionen könnten sie dem Risiko aussetzen, dass die Gegenparteien solcher 

Transaktionen ihren Verpflichtungen nicht nachkommen und der Teilfonds (oder ein 

Zwischengeschaltetes Vehikel) die daraus erwarteten Vorteile verliert, was die mit 

steigenden Marktzinssätzen verbundenen nachteiligen Auswirkungen hätte. 

Technologien der künstlichen Intelligenz 

35.105. In jüngster Zeit gab es technologische Fortschritte bei Technologien der künstlichen 

Intelligenz und des maschinellen Lernens (zusammenfassend „KI-Technologien“), darunter 

beispielsweise die OpenAI ChatGPT-Anwendung. Es ist möglich, dass diese KI-Technologien 

Chancen bieten und Risiken für den Anlageverwalter, den Fonds und/oder ein 

Beteiligungsunternehmen mit sich bringen. Ungeachtet etwaiger Präventivmaßnahmen, die 

darauf abzielen, die Nutzung von KI-Technologien einzuschränken oder zu regeln, können 

Unternehmen oder Personen, die mit dem Anlageverwalter, dem Fonds, einem 

Portfoliounternehmen und/oder deren jeweiligen Verbundenen Unternehmen oder 

Dienstleistern in Verbindung stehen, KI-Technologien unter Verstoß gegen solche 

Maßnahmen nutzen oder KI-Technologien anderweitig missbrauchen, und KI-Technologien 

können angesichts der von ihnen verarbeiteten Datenmengen auch anfälliger für 

Cybersicherheitsbedrohungen sein. Der Anlageverwalter ist möglicherweise nicht in der 

Lage, die Art und Weise zu kontrollieren, in der Produkte oder Dienstleistungen Dritter, die 

KI-Technologien nutzen, bereitgestellt, entwickelt, verwendet oder gewartet werden. 

Darüber hinaus können KI-Technologien mit dem Geschäft eines Portfoliounternehmens 

oder anderer mit dem Fonds verbundener Unternehmen konkurrieren oder das Risiko der 

Veralterung ihrer Produkte oder Dienstleistungen erhöhen. Dies kann auch KI-Technologien 

umfassen, die mit anderen KI-Technologien konkurrieren oder zu deren Veralterung 

beitragen. 

Die Nutzung von KI-Technologien durch eine der oben genannten Parteien könnte die 

Eingabe vertraulicher Informationen (einschließlich wesentlicher nicht öffentlicher 

Informationen und Personenbezogener Daten) durch Dritte unter Verstoß gegen 

Geheimhaltungsvereinbarungen oder damit verbundene Richtlinien und Verfahren 

beinhalten und in jedem Fall dazu führen, dass diese vertraulichen Informationen Teil eines 

Datensatzes werden, auf den Anwendungen und Nutzer von KI-Technologien Zugriff haben. 

KI-Technologien sind im Allgemeinen in hohem Maße auf die Erfassung und Analyse großer 

Datenmengen sowie auf komplexe Algorithmen angewiesen, doch ist es nicht möglich oder 

praktikabel, alle relevanten Daten in die Modelle einzubeziehen, die KI-Technologien für 

ihren Betrieb nutzen. Daher ist es möglich, dass Daten in solchen Modellen ein gewisses 

Maß an Ungenauigkeiten und Fehlern aufweisen, möglicherweise sogar in erheblichem 

Umfang, und dass diese Daten sowie die verwendeten Algorithmen anderweitig 
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unzureichend oder fehlerhaft sein könnten, was die Wirksamkeit von KI-Technologien 

wahrscheinlich beeinträchtigen und sich nachteilig auf den Anlageverwalter, den Fonds 

und/oder ein Beteiligungsunternehmen auswirken könnte, soweit diese sich auf die 

Arbeitsergebnisse solcher KI-Technologien stützen. Darüber hinaus könnte der Einsatz von 

KI-Technologien zu Ansprüchen Dritter wegen Verletzung, widerrechtlicher Aneignung oder 

anderer Verstöße gegen geistiges Eigentum führen, unter anderem aufgrund der 

Verwendung großer Datensätze zum Trainieren von KI-Technologien oder der Nutzung von 

durch KI-Technologien generierten Ergebnissen, die in beiden Fällen Material Dritter 

enthalten oder diesem im Wesentlichen ähneln könnten, das durch geistiges Eigentum, 

einschließlich Patenten, Urheberrechten oder Marken, geschützt ist. Solche Ansprüche 

könnten auch gegen Anbieter von KI-Technologien geltend gemacht werden, wenn diese KI-

Technologien als ähnlich zu anderen KI-Technologien angesehen werden, was sich auch auf 

die Nutzer dieser KI-Technologien und mit ihnen verbundene Organisationen auswirken 

kann. 

Die Nutzung von KI-Technologien könnte zudem Interessenkonflikte hervorrufen, die den 

Anlageverwalter, den Fonds oder ein Beteiligungsunternehmen betreffen. Dies könnte 

beispielsweise der Fall sein, wenn eine bestimmte KI-Technologie (auch unbewusst oder 

unbeabsichtigt) bestimmte Interessen einer Gruppe gegenüber denen einer bestimmten 

Einheit innerhalb dieser Gruppe oder einer mit ihr verbundenen Einheit begünstigen würde, 

wenn wirtschaftliche Anreize für den Einsatz von KI-Technologien trotz Einschränkungen 

hinsichtlich ihrer Zuverlässigkeit bestünden oder wenn eine KI-Technologie Daten über eine 

Organisation erheben würde, die aufgrund von Beschränkungen hinsichtlich der Nutzung 

dieser Daten nicht zum Nutzen dieser Organisationen verwendet werden könnten.  

35.106. Vorschriften im Zusammenhang mit KI-Technologien können Organisationen zudem 

bestimmte Verpflichtungen auferlegen, und die Kosten für die Überwachung und Einhaltung 

solcher Vorschriften sowie die Folgen einer Nichteinhaltung könnten sich nachteilig auf den 

Anlageverwalter, den Fonds und/oder ein Beteiligungsunternehmen auswirken. So hat die 

EU beispielsweise eine Verordnung eingeführt, die für bestimmte KI-Technologien und die 

zu deren Training, Test und Einsatz verwendeten Daten gilt (das „EU-KI-Gesetz“). Das EU-KI-

Gesetz, das am 1. August 2024 in Kraft getreten ist, schafft einen risikobasierten 

Governance-Rahmen, der KI-Technologien anhand der mit ihren beabsichtigten 

Verwendungszwecken verbundenen Risiken kategorisiert (z. B. „inakzeptables“ oder 

„hohes“ Risiko). Bestimmte Anforderungen des EU-KI-Gesetzes, darunter bestimmte 

Kompetenzanforderungen und ein vollständiges Verbot von KI-Praktiken, die mit einem 

„inakzeptablen“ Risiko verbunden sind, treten am 2. Februar 2025 in Kraft. Andere 

Anforderungen des EU-KI-Gesetzes treten gestaffelt bis August 2025 in Kraft und werden 

sowohl den Anbietern als auch den Anwendern von KI-Technologien Beschränkungen und 

Auflagen auferlegen. Das EU-KI-Gesetz sieht zudem erhebliche Strafen bei Nichteinhaltung 

vor, darunter Geldbußen von bis zu 7 % des weltweiten Jahresumsatzes oder 35 Millionen 

Euro (je nachdem, welcher Betrag höher ist) für die schwerwiegendsten Verstöße. Parallel 

dazu hat die EU-Änderungen an der EU-Produkthaftungsrichtlinie eingeführt, die am 8. 

Dezember 2024 in Kraft getreten sind und von den Mitgliedstaaten bis zum 9. Dezember 

2026 in nationales Recht umgesetzt werden müssen, was bestimmte 

Schadensersatzansprüche im Zusammenhang mit KI-Technologien erleichtern könnte. In 

zahlreichen anderen Rechtsordnungen werden derzeit weitere Gesetze und Vorschriften im 

Zusammenhang mit KI-Technologien erlassen oder geprüft. Die Überwachung sowie, sofern 

anwendbar, die Vorbereitung auf und die Einhaltung des EU-KI-Gesetzes und anderer 
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Vorschriften im Zusammenhang mit KI-Technologien könnten erhebliche Compliance-

Kosten verursachen und/oder den Geschäftsbetrieb oder die Ergebnisse des 

Anlageverwalters und/oder eines Beteiligungsunternehmens beeinträchtigen und sich 

nachteilig auf den Fonds auswirken. 

35.107. Der Fonds und Verbundene Unternehmen können diesen und anderen Risiken im 

Zusammenhang mit KI-Technologien ausgesetzt sein, einschließlich der Fälle, in denen ein 

mit einer Anlage verbundenes Unternehmen oder ein anderer Dritter auf KI-Technologien 

zurückgreift.  

KI-Technologien und ihre derzeitigen sowie potenziellen zukünftigen Anwendungen, unter 

anderem im Bereich privater Investitionen und im Finanzsektor, sowie die rechtlichen und 

regulatorischen Rahmenbedingungen, in denen sie zum Einsatz kommen, entwickeln sich 

weiterhin rasant, und es ist nicht möglich, das volle Ausmaß der damit verbundenen 

aktuellen oder zukünftigen Risiken vorherzusagen. 

Anlage als Anteilinhaber des Teilfonds.  

35.108. Die Anteilinhaber haben keinen Einfluss auf den täglichen Betrieb oder die Verwaltung des 

Teilfonds. Ihre Möglichkeiten, sich an den Angelegenheiten des Teilfonds zu beteiligen, sind 

begrenzt, und sie müssen sich auf den Komplementär, den AIFM und den Anlageverwalter 

verlassen.  

Risiken im Zusammenhang mit Derivaten 

35.109. Im Rahmen der Anlagegrenzen können die Teilfonds Derivate zu Absicherungszwecken, zur 

effizienten Portfolioverwaltung, zur Erzielung zusätzlicher Renditen und als Teil ihrer 

jeweiligen Anlagestrategie einsetzen. Es können sowohl Derivatgeschäfte, die zum Handel 

an einer Börse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt notiert sind, als auch 

OTC-Geschäfte abgeschlossen werden.  

35.110. OTC-Transaktionen unterliegen den neuen EMIR-Sicherheitenanforderungen. Von den 

EMIR-Sicherheitenanforderungen betroffen sind nur bestimmte OTC-Derivate, die a) nach 

Inkrafttreten der Sicherheitenpflicht abgeschlossen werden, b) nicht von einer zentralen 

Gegenpartei abgewickelt werden und c) zwischen den beiden beteiligten Gegenparteien 

abgeschlossen werden. Unterliegt eine OTC-Transaktion nicht den EMIR-

Sicherheitenanforderungen, sind die Parteien verpflichtet, eine Vereinbarung über den 

Austausch von Sicherheiten (gegenseitige Besicherung) zu treffen.  

35.111. Die International Swap and Derivatives Association („ISDA“) und die im Zentralen 

Kreditausschuss (ZKA) organisierten führenden Verbände deutscher Kreditgeber haben 

jeweils standardisierte Dokumentationen für diese Art von Transaktionen im Rahmen von 

Rahmenverträgen, dem ISDA-Master-Agreement und dem Deutschen Rahmenvertrag für 

Termingeschäfte („DRV“), erstellt.  

35.112. Um das durch Transaktionen mit (Credit Default) Swaps entstehende Risiko zu reduzieren, 

schließen die Teilfonds (Credit Default) Swaps nur mit erstklassigen, auf diese Art von 

Transaktionen spezialisierten Finanzinstituten ab, die sich an die in der ISDA oder im DRV 

festgelegten Standardbedingungen halten.  

35.113. Die Derivate und Finanzinstrumente mit Derivatkomponenten können unter anderem 

Optionsgeschäfte, Termingeschäfte auf Finanzinstrumente (einschließlich Zinssätze, 
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Wechselkurse und Währungen), Swaps einschließlich Credit Default Swaps und Aktienswaps 

oder Kombinationen davon umfassen.  

35.114. In diesem Zusammenhang können insbesondere die folgenden Risiken mit dem Einsatz von 

Derivaten verbunden sein:  

Verlustrisiko:  

- Derivate bergen besondere Risiken, die sich aus dem sogenannten Hebeleffekt 

ergeben. Dieser Hebel entsteht durch den im Vergleich zum direkten Kauf der 

Basiswerte geringen Kapitaleinsatz, der für den Erwerb eines Derivats erforderlich 

ist. Bei einer gegebenen Preisänderung des Basiswerts ist die Wertänderung des 

Derivats umso größer, je höher der Hebel ist. Mit steigendem Hebel steigt 

tendenziell auch das Verlustrisiko. 

- Das Verlustrisiko lässt sich nicht im Voraus bestimmen und kann die gestellte 

Sicherheit übersteigen. 

- Es kann unmöglich sein, Transaktionen durchzuführen, die Risiken begrenzen oder 

beseitigen, oder solche Transaktionen sind möglicherweise nur zu einem Marktpreis 

möglich, der einen Verlust darstellt.  

- Das Verlustrisiko kann steigen, wenn die aus solchen Transaktionen resultierenden 

Verbindlichkeiten oder die daraus zu erhaltenden Gegenleistungen auf eine 

Fremdwährung lauten.  

Gegenparteirisiko: Die Teilfonds dürfen Derivatgeschäfte, die nicht an einer Börse notiert 

sind oder an einem anderen organisierten Markt gehandelt werden, nur mit geeigneten 

Finanzinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten tätigen, mit denen standardisierte 

Rahmenverträge abgeschlossen wurden. Transaktionen auf OTC-Märkten können einen 

bestimmten Teilfonds Risiken hinsichtlich der Bonität seiner Gegenparteien und deren 

Fähigkeit, die Bedingungen solcher Vereinbarungen zu erfüllen, aussetzen. Sollte die 

Gegenpartei ausfallen, kann dem betreffenden Teilfonds ein Verlust entstehen.  

Der jeweilige Teilfonds kann beispielsweise Wertpapierleihgeschäfte, Terminkontrakte, 

Optionen und Swap-Geschäfte abschließen oder andere derivative Finanzinstrumente 

einsetzen, wobei der Teilfonds in jedem Fall dem Risiko ausgesetzt ist, dass die Gegenpartei 

ihren Verpflichtungen aus dem jeweiligen Vertrag nicht nachkommt. Der betreffende 

Teilfonds kann das Ausfallrisiko nach Möglichkeit durch die Forderung von Sicherheiten 

(„Collateral“) verringern, die in Form von Aktien aus wichtigen Indizes, Investment-Grade-

Staatsanleihen, Pfandbriefen, Investment-Grade-Geldmarktinstrumenten oder Barmitteln 

zu leisten sind.  

Der Anlageverwalter reduziert das Kontrahentenrisiko bei mit einer Gegenpartei 

abgeschlossenen Derivatgeschäften, indem er von der Gegenpartei die Bereitstellung 

liquider Sicherheiten verlangt, insbesondere in Form von Barmitteln und erstklassigen 

Staatsanleihen.  

Der Marktwert dieser Sicherheiten wird täglich ermittelt. Der Betrag der Sicherheiten, den 

eine Gegenpartei zu stellen hat, muss mindestens einem Wert entsprechen, der den 

Marktwert, der in den Verwaltungsvorschriften für die umgesetzten Anlagegrundsätze und 

-beschränkungen festgelegten Limits übersteigt und gegebenenfalls mit einem 

Gewichtungsfaktor multipliziert wird. Im Falle eines Ausfalls kann der Anlageverwalter die 

Sicherheiten verwerten. Der Betrag der Sicherheiten wird täglich berechnet, um 

sicherzustellen, dass ausreichende Sicherheiten gestellt wurden.  
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Von den Sicherheiten, die grundsätzlich 100 % der Rechtsansprüche ausmachen, können 

Wertabschläge (Haircuts) abgezogen werden, die je nach Art der Wertpapiere, Bonität des 

Emittenten und Restlaufzeit variieren, sofern erforderlich. Nach Abzug der Haircuts müssen 

die Sicherheiten jederzeit in ausreichender Höhe vorhanden sein, um die gesetzlichen 

Anforderungen zu erfüllen.  

Bewertungsrisiko: Zu den weiteren Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz von 

Derivaten gehören das Risiko unterschiedlicher Bewertungen von Derivaten aufgrund 

unterschiedlicher zulässiger Bewertungsmethoden sowie die Tatsache, dass keine absolute 

Korrelation zwischen Derivaten und den zugrunde liegenden Wertpapieren, Zinssätzen, 

Wechselkursen und Indizes besteht.  

Viele Derivate, insbesondere OTC-Derivate, sind komplex und werden oft subjektiv 

bewertet. In vielen Fällen sind nur wenige Marktteilnehmer in der Lage, die Bewertung 

vorzunehmen, und diese treten häufig als Gegenparteien bei Transaktionen auf, die die zu 

bewertenden Derivatgeschäfte betreffen. Ungenaue Bewertungen können zu höheren 

Barzahlungsverpflichtungen für die Gegenpartei oder zu einem Wertverlust für den 

jeweiligen Teilfonds führen. Derivate geben die Wertentwicklung der Wertpapiere, 

Zinssätze, Wechselkurse oder Indizes, die sie abbilden sollen, nicht immer vollständig oder 

nur in hohem Maße wieder. Aus diesem Grund ist der Einsatz von Derivatetechniken durch 

einen Teilfonds unter bestimmten Umständen nicht immer ein wirksames Instrument zur 

Erreichung des Anlageziels und kann sich manchmal sogar als kontraproduktiv erweisen.  

Total-Return-Swap-Risiko  

35.115. Bei Total-Return-Swaps, die kein physisches Halten von Wertpapieren beinhalten, kann die 

synthetische Nachbildung durch vollständig besicherte (oder unbesicherte) Total-Return-

Swaps ein Mittel darstellen, um ein Engagement in Strategien zu erzielen, die schwer 

umzusetzen sind und die bei einer physischen Nachbildung andernfalls sehr kostspielig und 

schwer zugänglich wären. Die synthetische Nachbildung ist jedoch mit einem 

Kontrahentenrisiko verbunden. Wenn ein Teilfonds OTC-Finanzderivatgeschäfte tätigt, 

besteht zusätzlich zum allgemeinen Kontrahentenrisiko das Risiko, dass der Kontrahent 

ausfällt oder nicht in der Lage ist, seinen Verpflichtungen vollständig nachzukommen. Wenn 

der Fonds und einer seiner Teilfonds Total-Return-Swaps auf Nettobasis abschließen, 

werden die beiden Zahlungsströme verrechnet, und der Fonds oder der Teilfonds erhält 

bzw. zahlt je nach Fall nur den Nettobetrag der beiden Zahlungen.  

35.116. Auf Nettobasis abgeschlossene Total-Return-Swaps beinhalten keine physische Lieferung 

von Anlagen, anderen Basiswerten oder Kapital. Daher wird davon ausgegangen, dass sich 

das Verlustrisiko bei Total-Return-Swaps auf den Nettobetrag der Differenz zwischen der 

Gesamtrendite einer Referenzanlage, eines Index oder eines Anlagekorbs und festen oder 

variablen Zahlungen beschränkt. Befindet sich die Gegenpartei eines Total-Return-Swaps in 

Verzug, entspricht das Verlustrisiko des Fonds oder des betreffenden Teilfonds unter 

normalen Umständen dem Nettobetrag der Gesamtrendite der Zahlungen, auf deren Erhalt 

der Fonds oder der Teilfonds vertraglich Anspruch hat.  

35.117. Ein Broker/Händler kann unter Berücksichtigung des Preises, zu dem er die Anteile des 

Teilfonds verkaufen könnte (der Briefkurs), oder des Preises, zu dem er Anteile des Teilfonds 

kaufen könnte (der Geldkurs), auf dem Sekundärmarkt versuchen, Gelegenheiten für 

Arbitragegeschäfte zu nutzen, die aufgrund von Anomalien und Diskrepanzen bei der 
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Preisbildung auf dem Sekundärmarkt Chancen im Vergleich zum relativen NIW bieten. 

Broker/Händler, die diese Anomalien und Diskrepanzen für Arbitragegeschäfte nutzen 

wollen, berücksichtigen den fiktiven Preis, zu dem sie (i) die Komponenten kaufen könnten 

(wenn die Preise auf dem Sekundärmarkt höher sind als der NIW pro Anteil), die den 

(kombinierten) Ertrag des Basiswerts (und gegebenenfalls der Vermögenswerte) liefern 

könnten; oder (ii) die Komponenten verkaufen könnten (wenn die Preise auf dem 

Sekundärmarkt niedriger sind als der NIW), die den (kombinierten) Ertrag des Basiswerts 

(und gegebenenfalls der Vermögenswerte) liefern; und in jedem Fall unter Einbeziehung der 

damit verbundenen Transaktionskosten und Steuern.  

Vorzeitige Beendigung 

35.118. Im Falle einer vorzeitigen Auflösung eines Teilfonds müsste der Komplementär den 

Anteilseignern ihren anteiligen Anspruch am Vermögen des Teilfonds auszahlen. Die 

Anlagen des Teilfonds müssten verkauft oder an die Anteilseigner verteilt werden. Es ist 

möglich, dass bestimmte Anlagen zum Zeitpunkt eines solchen Verkaufs weniger wert sind 

als die ursprünglichen Anschaffungskosten, was zu einem Verlust für den Teilfonds und seine 

Anteilseigner führen würde. Darüber hinaus wird im Falle einer Auflösung des Teilfonds vor 

der vollständigen Amortisierung der Organisationskosten der nicht amortisierte Teil dieser 

Kosten vorzeitig fällig und von den Beträgen, die ansonsten zur Ausschüttung an die 

Anteilinhaber zur Verfügung stünden, abgezogen (und verringert diese somit). 

36. Spezifische Risikofaktoren 

36.1. Vor einer Anlage in einen Teilfonds sollten potenzielle Anleger die im Prospekt dargelegten 

Anlagerisiken sorgfältig abwägen. Der Komplementär, der AIFM und der Anlageverwalter 

weisen potenzielle Anleger zusätzlich auf die folgenden weiteren Risikofaktoren sowie – bei 

Teilfonds, die als Feeder-AIFs gelten – auf die im Master-AIF-Prospekt beschriebenen Risiken 

und Interessenkonflikte hin, wobei keine dieser Aufzählungen als erschöpfende Liste der 

Risikofaktoren anzusehen ist. Alle spezifischen Risikofaktoren, die in der Übersichtstabelle 

in Anhang 3 – Teilfondsbezogene Risikofaktoren aufgeführt sind, werden im Folgenden 

beschrieben. 

36.2. Anleger sollten sich bewusst sein, dass eine Anlage in einen Teilfonds besondere 

Überlegungen mit sich bringen kann, die bei einer Anlage in andere Wertpapiere 

normalerweise nicht anfallen. Die Anlagestrategie der Teilfonds kann mit erheblichen 

Risiken verbunden sein. Eine Anlage in einen Teilfonds ist möglicherweise nicht für alle 

Anleger geeignet. 

36.3. Eine Anlage in einen Teilfonds kann mit einem hohen Risiko verbunden sein. Der Wert der 

Anteile kann sowohl steigen als auch fallen, und Anleger erhalten bei Rücknahme oder 

anderweitig möglicherweise nicht den ursprünglich investierten Betrag oder überhaupt 

keinen Betrag zurück. Die folgenden Faktoren sollten von potenziellen Anlegern sorgfältig 

abgewogen werden. 

36.4. Die Anteile eignen sich nur für Anleger, (a) die das potenzielle Risiko eines Kapitalverlusts 

verstehen; (b) die in der Lage sind, das Risiko eines Verlusts des gesamten investierten 

Kapitals zu tragen; (c) für die eine Anlage in die Anteile Teil eines diversifizierten 

Anlageprogramms ist; und (d) die die mit einem Anlageinstrument wie dem/den Teilfonds 

verbundenen Risiken vollständig verstehen und bereit sind, diese zu übernehmen. 
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A. Allgemeine Anlage- und Konzentrationsrisiken  

Konzentrationsrisiko  

36.5. Soweit der Teilfonds einen großen Teil seines Vermögens in eine begrenzte Anzahl von 

Branchen, Sektoren oder Emittenten oder innerhalb eines begrenzten geografischen 

Gebiets anlegt, kann er risikoreicher sein als ein Fonds, der breiter investiert. Wenn ein 

Teilfonds einen großen Teil seines Vermögens in einen bestimmten Emittenten, eine 

bestimmte Branche, eine bestimmte Anleiheart, ein bestimmtes Land oder eine bestimmte 

Region oder in eine Reihe eng miteinander verbundener Volkswirtschaften investiert, wird 

seine Wertentwicklung stärker von den geschäftlichen, wirtschaftlichen, finanziellen, 

marktbezogenen oder politischen Bedingungen beeinflusst, die den Bereich der 

Konzentration betreffen. Dies kann sowohl eine höhere Volatilität als auch ein höheres 

Verlustrisiko bedeuten. 

B. Markt-, Wirtschafts- und geografische Risiken  

Märkte 

36.6. Es ist möglicherweise nicht immer möglich, eine Kauf- oder Verkaufstransaktion zum 

gewünschten Preis auszuführen oder eine offene Position zu liquidieren, sei es aufgrund der 

Marktbedingungen an den Finanzmärkten oder aufgrund der Anwendung von täglichen 

Kursbegrenzungen oder „Circuit Breakers“. Es ist auch möglich, dass eine Börse oder eine 

staatliche Behörde den Handel an einer Börse aussetzt oder einschränkt, insbesondere den 

Handel mit Wertpapieren oder anderen Finanzinstrumenten, die an dieser Börse gehandelt 

werden.  

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

36.7. Der Erfolg jeder Anlageaktivität kann durch allgemeine wirtschaftliche Bedingungen 

beeinflusst werden, die sich auf das Niveau und die Volatilität von Aktienkursen, Zinssätzen 

und/oder Wechselkursen sowie auf den Umfang und den Zeitpunkt der Beteiligung von 

Anlegern an den Märkten für Instrumente auswirken können, die empfindlich auf 

Aktienkurse, Zinssätze und/oder Wechselkurse reagieren. Marktphasen, die durch 

Illiquidität oder gedämpfte Volatilität gekennzeichnet sind, könnten die Fähigkeit zum 

erfolgreichen Handel beeinträchtigen. 

Risiko der Eurozone 

36.8. Die Wertentwicklung bestimmter Teilfonds ist eng mit den wirtschaftlichen, politischen, 

regulatorischen, geopolitischen, marktbezogenen, währungsbezogenen oder sonstigen 

Rahmenbedingungen in der Eurozone verknüpft und kann volatiler ausfallen als die 

Wertentwicklung geografisch stärker diversifizierter Fonds. Angesichts der anhaltenden 

Bedenken hinsichtlich des Staatsanleiherisikos bestimmter Länder innerhalb der Eurozone 

können die Anlagen der betreffenden Teilfonds in dieser Region höheren Volatilitäts-, 

Liquiditäts-, Währungs- und Ausfallrisiken unterliegen. Jegliche nachteiligen Ereignisse, wie 

beispielsweise die Herabstufung der Bonität eines Staates oder der Austritt von Mitgliedern 

aus der Eurozone, können sich negativ auf den Wert der betreffenden Teilfonds auswirken. 
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Risiken in Bezug auf Schwellenmärkte  

36.9. Schwellenmärkte sind weniger etabliert als entwickelte Märkte und bergen daher höhere 

Risiken, insbesondere Markt-, Liquiditäts-, Währungs- und Zinsrisiken sowie das Risiko einer 

höheren Volatilität. Gründe für dieses höhere Risiko sind unter anderem: 

- politische, wirtschaftliche oder soziale Instabilität; 

- mangelhafte Haushaltsführung oder inflationäre Politik; 

- ungünstige Änderungen von Vorschriften und Gesetzen sowie Unsicherheit 

hinsichtlich ihrer Auslegung; 

- die Nichtdurchsetzung von Gesetzen oder Vorschriften oder die Nichtanerkennung 

der Rechte von Anlegern, wie sie in entwickelten Märkten verstanden werden; 

- überhöhte Gebühren, Handelskosten oder Steuern oder die direkte Beschlagnahme 

von Vermögenswerten;  

- Regeln oder Praktiken, die ausländische Investoren benachteiligen;  

- unvollständige, irreführende oder ungenaue Informationen über 

Wertpapieremittenten; 

- Fehlen einheitlicher Standards für Rechnungslegung, Wirtschaftsprüfung und 

Finanzberichterstattung;  

- Manipulation der Marktpreise durch Großinvestoren;  

- willkürliche Verzögerungen und Marktschließungen; 

- Betrug, Korruption und Fehler.  

36.10. Schwellenländer können den Wertpapierbesitz durch Ausländer beschränken oder weniger 

regulierte Verwahrungspraktiken haben, wodurch der Teilfonds anfälliger für Verluste ist 

und weniger Möglichkeiten hat, Regressansprüche geltend zu machen.  

36.11. In Ländern, in denen der Teilfonds – entweder aufgrund von Vorschriften oder aus 

Effizienzgründen – Hinterlegungsscheine (handelbare Zertifikate, die vom tatsächlichen 

Eigentümer der zugrunde liegenden Wertpapiere ausgegeben werden), P-Notes oder 

ähnliche Instrumente nutzt, um ein Anlageengagement zu erzielen, geht der Teilfonds 

Risiken ein, die bei einer Direktanlage nicht bestehen. Diese Instrumente bergen ein 

Kontrahentenrisiko (da sie von der Bonität des Emittenten abhängen) und ein 

Liquiditätsrisiko, können zu Preisen gehandelt werden, die unter dem Wert der zugrunde 

liegenden Wertpapiere liegen, und können dazu führen, dass dem Teilfonds einige der 

Rechte (wie Stimmrechte), die er hätte, wenn er die zugrunde liegenden Wertpapiere direkt 

besäße, nicht übertragen werden.  

36.12. Soweit sich die Schwellenmärkte in anderen Zeitzonen als Luxemburg befinden, ist der 

Teilfonds möglicherweise nicht in der Lage, rechtzeitig auf Kursbewegungen zu reagieren, 

die während der Zeiten auftreten, in denen der Teilfonds nicht für den Handel geöffnet ist.  

36.13. Im Hinblick auf das Risiko umfasst die Kategorie der Schwellenmärkte weniger entwickelte 

Märkte, wie die meisten Länder in Asien, Afrika, Südamerika und Osteuropa, sowie Länder, 

die zwar über erfolgreiche Volkswirtschaften verfügen, aber möglicherweise nicht das 

gleiche Maß an Anlegerschutz bieten wie beispielsweise Westeuropa, die USA und Japan. 

Länderrisiko – China  

36.14. Stock Connect: Bestimmte Teilfonds können über Stock Connect, ein Programm zur 

Verknüpfung von Wertpapierhandel und -clearing, das den gegenseitigen Zugang zu den 
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Aktienmärkten der VR China und Hongkongs zum Ziel hat, in bestimmte zulässige 

chinesische A-Aktien investieren und direkten Zugang zu diesen erhalten.  

Im Rahmen des Stock Connect können ausländische Anleger (einschließlich der Fonds) 

vorbehaltlich der von Zeit zu Zeit erlassenen oder geänderten Regeln und Vorschriften 

berechtigt sein, an der Shanghai Stock Exchange („SSE“) und der Shenzhen Stock Exchange 

(„SZSE“) notierte China-A-Aktien über den Northbound Trading Link zu handeln.  

Anlagen über Stock Connect unterliegen Risiken wie Kontingentbeschränkungen, 

Aussetzungsrisiken, operationellen Risiken, Verkaufsbeschränkungen durch Front-End-

Überwachung, dem Rückruf zulässiger Aktien, Clearing- und Abwicklungsrisiken, Nominee-

Vereinbarungen beim Halten von chinesischen A-Aktien sowie regulatorischen Risiken. Die 

Stock Exchange of Hong Kong Limited („SEHK“), die SSE und die SZSE behalten sich das Recht 

vor, den Handel über Stock Connect auszusetzen, falls dies erforderlich ist, um einen 

geordneten und fairen Markt zu gewährleisten und Risiken umsichtig zu steuern, die die 

Fähigkeit der betreffenden Fonds, Zugang zum chinesischen Markt zu erhalten, 

beeinträchtigen könnten. Wird der Handel über das Programm ausgesetzt, wird die 

Fähigkeit des jeweiligen Fonds, in China-A-Aktien zu investieren oder über das Programm 

Zugang zum chinesischen Markt zu erhalten, beeinträchtigt. Die Vorschriften der VR China 

verlangen, dass vor dem Verkauf einer Aktie durch einen Anleger ausreichend Aktien auf 

dem Konto vorhanden sein müssen (Front-End-Überwachung); andernfalls lehnt die SSE 

bzw. die SZSE den betreffenden Verkaufsauftrag ab. Die SEHK führt eine Vorabprüfung der 

Verkaufsaufträge für China-A-Aktien ihrer Teilnehmer (d. h. der Wertpapiermakler) durch, 

um sicherzustellen, dass es nicht zu Überverkäufen kommt. Darüber hinaus ist Stock 

Connect nur an Tagen in Betrieb, an denen sowohl der chinesische als auch der Hongkonger 

Markt für den Handel geöffnet sind und an denen die Banken in beiden Märkten an den 

entsprechenden Abrechnungstagen geöffnet sind. Daher kann es vorkommen, dass es sich 

um einen normalen Handelstag für den chinesischen Markt handelt, Hongkonger Anleger 

(wie z. B. Fonds) jedoch keinen Handel mit chinesischen A-Aktien durchführen können. Die 

betreffenden Fonds können daher in der Zeit, in der über Stock Connect nicht gehandelt 

wird, einem Risiko von Kursschwankungen bei chinesischen A-Aktien ausgesetzt sein.  

Stock Connect ist neuartig und unterliegt den von den Aufsichtsbehörden erlassenen 

Vorschriften sowie den von den Börsen in der VR China und Hongkong festgelegten 

Durchführungsbestimmungen. Darüber hinaus können von den Aufsichtsbehörden von Zeit 

zu Zeit neue Vorschriften im Zusammenhang mit dem Betrieb und der 

grenzüberschreitenden Rechtsdurchsetzung bei grenzüberschreitenden Geschäften im 

Rahmen von Stock Connect erlassen werden.  

Die Vorschriften sind bislang unerprobt, und es besteht keine Gewissheit darüber, wie sie 

angewendet werden. Zudem unterliegen die aktuellen Vorschriften Änderungen, die 

möglicherweise rückwirkende Wirkung haben können. Es kann nicht garantiert werden, dass 

das Stock Connect nicht abgeschafft wird. Die betreffenden Fonds, die über das Stock 

Connect in die Märkte der VR China investieren können, könnten durch solche Änderungen 

nachteilig beeinflusst werden.  

36.15. Bond Connect: Bond Connect ist eine im Juli 2017 gestartete neue Initiative für den 

gegenseitigen Zugang zum Anleihemarkt zwischen Hongkong und Festlandchina („Bond 

Connect“), die vom China Foreign Exchange Trade System & National Interbank Funding 

Centre („CFETS“), der China Central Depository & Clearing Co., Ltd, der Shanghai Clearing 
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House sowie der Hong Kong Exchanges and Clearing Limited und der Central Moneymarkets 

Unit ins Leben gerufen wurde.  

Bond Connect unterliegt den von den Behörden des chinesischen Festlands erlassenen 

Regeln und Vorschriften. Diese Regeln und Vorschriften können von Zeit zu Zeit geändert 

werden.  

Gemäß den geltenden Vorschriften auf dem chinesischen Festland dürfen berechtigte 

ausländische Investoren über den „Northbound Trading Link“ von Bond Connect in Anleihen 

investieren, die auf dem chinesischen Interbanken-Anleihemarkt gehandelt werden. Für den 

„Northbound Trading Link“ gibt es keine Investitionsquote.  

Im Rahmen des Northbound Trading Link müssen berechtigte ausländische Anleger die 

CFETS oder andere von der PBOC anerkannte Institutionen als Registrierungsstellen 

benennen, um die Registrierung bei der PBOC zu beantragen.  

Gemäß den geltenden Vorschriften in Festlandchina muss ein von der Hong Kong Monetary 

Authority anerkannter Offshore-Depotverwalter (derzeit die Central Moneymarkets Unit) 

Sammel-Nominee-Konten bei dem von der PBOC anerkannten Onshore-Depotverwalter 

(derzeit die China Central Depository & Clearing Co., Ltd und die Shanghai Clearing House) 

eröffnen. Alle von berechtigten ausländischen Anlegern gehandelten Anleihen werden auf 

den Namen der Central Moneymarkets Unit registriert, die diese Anleihen als Nominee-

Eigentümer hält.  

Marktvolatilität und ein potenzieller Liquiditätsmangel aufgrund geringer Handelsvolumina 

bestimmter Schuldtitel am chinesischen Interbanken-Anleihemarkt können dazu führen, 

dass die Kurse bestimmter an diesem Markt gehandelter Schuldtitel erheblich schwanken. 

Der in diesen Markt investierende Teilfonds ist daher Liquiditäts- und Volatilitätsrisiken 

ausgesetzt. Die Geld-Brief-Spannen dieser Wertpapiere können groß sein, sodass dem 

betreffenden Teilfonds beim Verkauf solcher Anlagen erhebliche Handels- und 

Veräußerungskosten entstehen und er sogar Verluste erleiden kann.  

Soweit der betreffende Teilfonds am CIBM handelt, kann der Teilfonds auch Risiken 

ausgesetzt sein, die mit Abwicklungsverfahren und dem Ausfall von Gegenparteien 

verbunden sind. Die Gegenpartei, die eine Transaktion mit dem betreffenden Teilfonds 

eingegangen ist, kann ihrer Verpflichtung zur Abwicklung der Transaktion durch Lieferung 

des betreffenden Wertpapiers oder durch Zahlung des Gegenwerts nicht nachkommen.  

Bei Anlagen über das Foreign Access Regime und/oder Bond Connect müssen die 

entsprechenden Einreichungen, die Registrierung bei der PBOC und die Kontoeröffnung 

über einen Onshore-Abwicklungsagenten, einen Offshore-Depotverwalter, einen 

Registrierungsagenten oder andere Dritte (je nach Fall) erfolgen. Daher ist der Fonds den 

Risiken eines Ausfalls oder von Fehlern seitens dieser Dritten ausgesetzt.  

Anlagen in den CIBM über das Foreign Access Regime und/oder Bond Connect unterliegen 

zudem regulatorischen Risiken. Die einschlägigen Vorschriften und Regelungen zu diesen 

Regelungen können sich ändern, was möglicherweise rückwirkende Auswirkungen haben 

kann. Für den Fall, dass die zuständigen Behörden auf dem chinesischen Festland die 

Kontoeröffnung oder den Handel am CIBM aussetzen, wird die Fähigkeit des betreffenden 
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Teilfonds, in den CIBM zu investieren, beeinträchtigt. In einem solchen Fall wird die Fähigkeit 

des betreffenden Teilfonds, sein Anlageziel zu erreichen, negativ beeinflusst.  

In China ist ungewiss, ob ein Gericht das Recht des betreffenden Teilfonds auf Wertpapiere 

schützen würde, die er über das Shanghai-Hong Kong Stock/Bond Connect oder andere 

Programme erwirbt, deren Vorschriften noch nicht erprobt sind und Änderungen 

unterliegen. Die Struktur dieser Programme erfordert keine vollständige 

Rechenschaftspflicht einiger ihrer beteiligten Unternehmen und lässt Anlegern wie den 

Teilfonds relativ wenig Spielraum, um in China rechtliche Schritte einzuleiten. Darüber 

hinaus können die Wertpapierbörsen in China Gewinne aus kurzfristigen Handelsgeschäften 

besteuern oder begrenzen, zulässige Aktien zurückrufen, maximale Handelsvolumina 

festlegen (auf Anlegerebene oder auf Marktebene) oder den Handel auf andere Weise 

einschränken oder verzögern.  

Wechselkurs-/Währungsrisiko 

36.16. Der Teilfonds (und/oder gegebenenfalls ein Master-AIF) kann in Vermögenswerte 

investieren, die auf eine Vielzahl von Währungen lauten. Der in der jeweiligen 

Anteilwährung ausgedrückte NIW schwankt entsprechend den Wechselkursschwankungen 

zwischen der Referenzwährung der jeweiligen Klasse und den Währungen, auf die die 

betreffenden Anlagen lauten. Wenn die Anteile einer Klasse in einer anderen Währung als 

der Referenzwährung des Teilfonds gezeichnet und zurückgenommen werden können, 

könnte eine Wechselkursschwankung dazu führen, dass der Wert einer von den 

Anteilinhabern getätigten Anlage unabhängig von der Wertentwicklung sinkt oder steigt und 

somit die Wertentwicklung dieser Klasse, ausgedrückt in der entsprechenden 

Klassenwährung, erheblich beeinflusst. Der Anlageverwalter kann versuchen, solche Risiken 

durch Absicherungsgeschäfte zu mindern. Soweit diese Absicherungsgeschäfte 

unvollkommen sind oder nur für einen Teil des Wechselkursrisikos getätigt werden, trägt 

die betreffende Klasse den daraus resultierenden Gewinn oder Verlust. Es gibt keine 

Garantie dafür, dass es möglich sein wird, das gesamte Währungsrisiko zu beseitigen. Es wird 

ferner auf das Risiko hingewiesen, dass in Bezug auf die verschiedenen Währungsklassen 

innerhalb des Teilfonds Währungsabsicherungsgeschäfte für eine Klasse in Extremfällen den 

NIW der anderen Klassen innerhalb des Teilfonds nachteilig beeinflussen können, da die 

einzelnen Klassen kein rechtlich unabhängiges Portfolio bilden. 

C. Anlageklassen- und strategiespezifische Risiken  

Hochzinsrisiko  

36.17. Hochverzinsliche Schuldtitel sind mit besonderen Überlegungen und Risiken verbunden, 

einschließlich der Risiken, die generell mit internationalen Anlagen einhergehen, wie z. B. 

Währungsschwankungen, die Risiken von Anlagen in Ländern mit kleineren Kapitalmärkten, 

begrenzte Liquidität, Kursvolatilität und Beschränkungen für ausländische Investitionen. 

Anlagen in hochverzinslichen Schuldtiteln unterliegen Zinsrisiken. 

Risiko vorzeitiger Rückzahlung und Verlängerung  

36.18. Jede unerwartete Zinsentwicklung könnte die Wertentwicklung von kündbaren 

Schuldverschreibungen (Wertpapiere, deren Emittenten das Recht haben, den Nennwert 

vor dem Fälligkeitstermin zurückzuzahlen) beeinträchtigen. Wenn die Zinsen fallen, neigen 
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Emittenten dazu, diese Wertpapiere zurückzuzahlen und neuen zu niedrigeren Zinssätzen 

zu begeben. In diesem Fall hat der Teilfonds möglicherweise keine andere Wahl, als die 

Mittel aus diesen vorzeitig zurückbezahlten Wertpapieren zu einem niedrigeren Zinssatz 

wieder anzulegen („Vorauszahlungsrisiko“). Gleichzeitig neigen Kreditnehmer bei 

steigenden Zinsen dazu, ihre niedrig verzinslichen Hypotheken nicht vorzeitig 

zurückzuzahlen. Dies kann dazu führen, dass der Teilfonds Renditen unter Marktniveau 

erzielt, bis die Zinsen wieder sinken oder die Wertpapiere fällig werden 

(„Erweiterungsrisiko“). Es kann auch bedeuten, dass der Teilfonds die Wertpapiere 

entweder mit Verlust verkaufen oder auf die Möglichkeit verzichten muss, andere Anlagen 

zu tätigen, die sich möglicherweise als rentabler erwiesen hätten.  

36.19. Die Kurse und Renditen von kündbaren Wertpapieren spiegeln in der Regel die Annahme 

wider, dass sie zu einem bestimmten Zeitpunkt vor Fälligkeit zurückgezahlt werden. Erfolgt 

diese vorzeitige Rückzahlung wie erwartet, hat dies für den Teilfonds in der Regel keine 

nachteiligen Auswirkungen. Erfolgt sie jedoch wesentlich früher oder später als erwartet, 

kann dies bedeuten, dass der Teilfonds für die Wertpapiere effektiv zu viel bezahlt hat. Auch 

andere Faktoren können beeinflussen, wann oder ob ein einzelnes Wertpapier vorzeitig 

zurückgezahlt wird, darunter das Vorhandensein oder Fehlen von optionalen Rückkauf- und 

obligatorischen Vorfälligkeitsklauseln, die Ausfallquote der zugrunde liegenden 

Vermögenswerte und die Art der Umschichtungen bei den zugrunde liegenden 

Vermögenswerten.  

36.20. Überlegungen zu vorzeitiger Rückzahlung und Verlängerung können sich auch auf die 

Duration des Teilfonds auswirken und die Zinssensitivität in unerwünschter Weise erhöhen 

oder verringern. Unter bestimmten Umständen kann auch das Ausbleiben eines erwarteten 

Anstiegs oder Rückgangs der Zinssätze zu Risiken im Zusammenhang mit vorzeitiger 

Rückzahlung oder Verlängerung führen. 

Risiko von notleidenden und ausgefallenen Schuldtiteln  

36.21. Anleihen von in Schwierigkeiten geratenen Emittenten werden häufig definiert als solche, 

(i) denen von Ratingagenturen ein sehr spekulatives Langfristrating zugewiesen wurde, oder 

solche, (ii) die Insolvenz angemeldet haben oder voraussichtlich Insolvenz anmelden 

werden.  

36.22. In einigen Fällen unterliegt die Rückgewinnung von Anlagen in notleidenden oder 

ausgefallenen Schuldtiteln Unsicherheiten, die unter anderem mit gerichtlichen 

Anordnungen und Unternehmenssanierungen zusammenhängen. Unternehmen, die die 

ausgefallenen Schuldtitel begeben haben, können zudem liquidiert werden. In diesem 

Zusammenhang kann der Fonds über einen bestimmten Zeitraum hinweg Erlöse aus der 

Liquidation erhalten. Die erhaltenen Beträge können einer fallbezogenen steuerlichen 

Behandlung unterliegen. Die Steuer kann von der Behörde unabhängig von dem an den 

Fonds gezahlten Erlös zurückgefordert werden. Die Bewertung notleidender und 

ausgefallener Wertpapiere kann aufgrund mangelnder Liquidität schwieriger sein als bei 

anderen Wertpapieren mit höherem Rating. Dem Teilfonds können Rechtskosten 

entstehen, wenn er versucht, Kapital- oder Zinszahlungen einzutreiben. Eine Anlage in dieser 

Art von Wertpapieren kann zu unrealisierten Kapitalverlusten und/oder Verlusten führen, 

die sich negativ auf den NIW des Teilfonds auswirken können. 
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Notleidende Wertpapiere  

36.23. Einige der Teilfonds können notleidende Wertpapiere halten oder gemäß ihrer jeweiligen 

Anlagepolitik in notleidende Wertpapiere investieren. Notleidende Wertpapiere sind mit 

erheblichen Risiken verbunden. Solche Anlagen sind hochvolatil und werden getätigt, wenn 

der Anlageverwalter der Ansicht ist, dass die Anlage aufgrund des Preisabschlags gegenüber 

dem geschätzten fairen Wert des Wertpapiers eine attraktive Rendite erzielen wird, oder 

wenn die Aussicht besteht, dass der Emittent ein günstiges Umtauschangebot oder einen 

Sanierungsplan vorlegt.  

36.24. Es kann nicht garantiert werden, dass ein Umtauschangebot oder eine Sanierung tatsächlich 

erfolgt oder dass die erhaltenen Wertpapiere oder sonstigen Vermögenswerte nicht einen 

geringeren Wert oder ein geringeres Ertragspotenzial aufweisen als zum Zeitpunkt der 

Anlage erwartet. Darüber hinaus kann zwischen dem Zeitpunkt der Anlage in notleidende 

Wertpapiere und dem Zeitpunkt, zu dem ein solches Umtauschangebot oder ein 

Sanierungsplan abgeschlossen wird, ein erheblicher Zeitraum vergehen.  

36.25. Notleidende Wertpapiere erwirtschaften häufig keine Erträge, solange sie ausstehen, und 

es besteht erhebliche Unsicherheit darüber, ob der beizulegende Zeitwert erzielt wird oder 

ob ein Umtauschangebot oder ein Sanierungsplan abgeschlossen wird.  

36.26. Es kann erforderlich sein, dass ein Teilfonds bestimmte Aufwendungen trägt, die zum Schutz 

und zur Rückgewinnung seiner Anlage in notleidenden Wertpapieren anfallen oder die im 

Zuge von Verhandlungen über einen möglichen Umtausch oder Sanierungsplan entstehen. 

Darüber hinaus können steuerliche Beschränkungen bei Anlageentscheidungen und 

Maßnahmen in Bezug auf notleidende Wertpapiere, die mit notleidenden Wertpapieren 

erzielte Rendite beeinträchtigen.  

36.27. Die Anlagen eines Teilfonds in notleidenden Wertpapieren können Emittenten mit 

erheblichem Kapitalbedarf oder negativer Eigenkapitalausstattung umfassen oder 

Emittenten, die in Insolvenz- oder Sanierungsverfahren verwickelt sind, waren oder sein 

könnten. Ein Teilfonds kann gezwungen sein, seine Anlage mit Verlust zu veräußern oder sie 

bis zum Abschluss des Insolvenzverfahrens zu halten. 

Risiko in Bezug auf Aktien  

36.28. Aktien können rasch an Wert verlieren und auf unbestimmte Zeit auf einem niedrigen 

Kursniveau verharren; sie sind in der Regel mit höheren Risiken verbunden als Anleihen oder 

Geldmarktinstrumente. Aktien von schnell wachsenden Unternehmen können sehr 

empfindlich auf schlechte Nachrichten reagieren, da ein Großteil ihres Wertes auf hohen 

Erwartungen für die Zukunft beruht. Aktien von Unternehmen, deren Kurs unter ihrem Wert 

zu liegen scheint, können weiterhin unterbewertet bleiben. Wenn ein Unternehmen in 

Konkurs geht oder eine ähnliche finanzielle Restrukturierung durchläuft, können seine 

Aktien den größten Teil oder ihren gesamten Wert verlieren. 

36.29. Die Anlagen umfassen direkte und indirekte Engagements in verschiedenen Unternehmen, 

Unternehmungen und Geschäftsbereichen. Dies kann Anlagen in Unternehmen, 

Unternehmungen und Geschäftsbereichen in frühen Entwicklungsphasen beinhalten, die 

aufgrund fehlender nennenswerter Betriebsgeschichte, vollständig entwickelter 

Produktlinien, erfahrener Geschäftsführung oder eines bewährten Marktes für ihre 

Produkte mit hohen Risiken verbunden sein können. Die Anlagen können auch 
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Unternehmen, Unternehmungen und Geschäfte umfassen, die sich in einer Notlage 

befinden, eine schlechte Erfolgsbilanz aufweisen und/oder eine Umstrukturierung oder 

einen Führungswechsel durchlaufen, wobei keine Gewähr dafür besteht, dass solche 

Umstrukturierungen oder Veränderungen erfolgreich sein werden. Die Führung solcher 

Unternehmen, Unternehmungen und Geschäfte kann von einer oder einer kleinen Anzahl 

von Schlüsselpersonen abhängen, und der Verlust der Dienste einer dieser Personen kann 

sich nachteilig auf die Wertentwicklung solcher Unternehmen, Unternehmungen und 

Geschäfte auswirken.  

Risiko von Small- und Mid-Cap-Aktien  

36.30. Aktien kleiner und mittelgroßer Unternehmen können volatiler sein als Aktien größerer 

Unternehmen. Kleine und mittelgroße Unternehmen verfügen oft über geringere finanzielle 

Ressourcen, eine kürzere Unternehmensgeschichte und weniger diversifizierte 

Geschäftsbereiche und sind daher einem höheren Risiko von Insolvenzen oder anderen 

langfristigen oder dauerhaften geschäftlichen Rückschlägen ausgesetzt. Börsengänge (IPOs) 

können sehr volatil sein und aufgrund fehlender Handelshistorie und relativer Knappheit an 

öffentlichen Informationen schwer zu bewerten sein. 

Rohstoffbezogene Anlagen  

36.31. Rohstoffpreise können sehr volatil sein, unter anderem, weil sie von vielen Faktoren 

beeinflusst werden können, wie z. B. Zinsänderungen, Veränderungen bei Angebot und 

Nachfrage, extreme Wetterbedingungen, Pflanzenkrankheiten, Handelspolitik sowie 

politische und regulatorische Entwicklungen.  

Risiken bei Immobilieninvestitionen  

36.32. Immobilien und damit verbundene Anlagen können durch jeden Faktor beeinträchtigt 

werden, der den Wert einer Region oder einer einzelnen Immobilie mindert. Insbesondere 

können Anlagen in Immobilienbeständen oder damit Verbundenen Unternehmen oder 

Wertpapieren (einschließlich Hypothekenanteilen) durch Naturkatastrophen, 

Konjunkturrückgänge, Überbauung, Änderungen der Flächennutzungspläne, 

Steuererhöhungen, Bevölkerungs- oder Lifestyle-Trends, Umweltverschmutzung, 

Zahlungsausfälle bei Hypotheken, Managementversagen und andere Faktoren 

beeinträchtigt werden, die den Marktwert oder den Cashflow der Anlage beeinflussen 

können.  

Risiken im Zusammenhang mit REITs 

36.33. REITs sind börsengehandelte Unternehmen, deren zugrunde liegende Anlagen 

hauptsächlich aus Immobilien bestehen, die im Allgemeinen weniger liquide sind als 

bestimmte andere Anlageklassen wie Aktien, was sich dann in größeren Geld-Brief-Spannen 

widerspiegeln kann. Eine eingeschränkte Liquidität kann die Fähigkeit eines REIT 

beeinträchtigen, sein Anlageportfolio anzupassen oder einen Teil seiner Vermögenswerte 

zu veräußern, um auf Veränderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, der 

internationalen Wertpapiermärkte, der Wechselkurse, der Zinssätze, des 

Immobilienmarktes oder anderer Bedingungen zu reagieren. Eine starke Abhängigkeit vom 
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Cashflow, das Ausfallrisiko von Kreditnehmern, eine Herabstufung des Kreditratings des REIT 

sowie Zinserhöhungen können potenziell zu einem Wertverlust der Anlagen führen.  

36.34. Für börsennotierte Immobiliengesellschaften gilt eine Vielzahl von Nachhaltigkeitsrisiken. 

Zu den Umweltrisiken zählen unter anderem: potenzielle physische Schäden an Immobilien 

infolge extremer Wetterereignisse und des Klimawandels, wie Dürren, Waldbrände, 

Überschwemmungen und Starkniederschläge, Hitze-/Kältewellen, Erdrutsche oder Stürme, 

sowie die Fähigkeit des Unternehmens, auf regulatorischen und öffentlichen Druck zur 

Reduzierung des Energie- und Wasserverbrauchs von Gebäuden zu reagieren. Soziale 

Risiken umfassen unter anderem: Gesundheit und Sicherheit von Mietern und Mitarbeitern, 

Arbeitsstandards, das Wohlergehen der Mitarbeiter sowie Bedenken hinsichtlich 

Datenschutzes und Privatsphäre. Governance-Risiken umfassen die Zusammensetzung und 

Effektivität des Vorstands, die Qualität der Unternehmensführung sowie die Abstimmung 

der Unternehmensführung mit den Anteilinhabern.  

36.35. Ein Versagen beim effektiven Management dieser Risiken kann zu einer Verschlechterung 

der finanziellen Ergebnisse führen, wie z. B. einem Wertverlust von Immobilienvermögen, 

sowie zu negativen Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt. 

Multi-Asset  

36.36. Multi-Asset-Teilfonds investieren in mehrere Anlageklassen (einschließlich Barmittel und 

Barmitteläquivalente) und können ihr Engagement in jeder dieser Anlageklassen in der Regel 

variieren. Sie unterliegen nicht nur den diesen einzelnen Anlageklassen innewohnenden 

Risiken in einem Ausmaß, das vom jeweiligen Engagement im Laufe der Zeit abhängt, 

sondern das Gesamtrisiko hängt auch von der Korrelation der Renditen zwischen den 

einzelnen Anlageklassen ab und könnte daher durch eine Veränderung dieser Korrelationen 

negativ beeinflusst werden, was zu einer höheren Volatilität und/oder einer geringeren 

Diversifizierung führen könnte.  

36.37. Sofern dies im jeweiligen Anlageziel eines Teilfonds vorgesehen ist, berücksichtigt der 

Risikobewertungsprozess bei Anlagen in Multi-Asset-Fonds sowohl die Umwelt-, Sozial- und 

Governance-Kriterien des Anbieters als auch, soweit möglich, eine Analyse der zugrunde 

liegenden Fondsbestände, die Aufschluss über die Nachhaltigkeitsrisiken gibt.  

36.38. Eine Vielzahl von Nachhaltigkeitsrisiken betrifft Unternehmen an den Aktienmärkten und 

Emittenten von Unternehmensanleihen, in die Multi-Asset-Fonds investieren. Ein 

Versäumnis, diese Risiken wirksam zu steuern, kann zu einer Verschlechterung der 

finanziellen Ergebnisse sowie zu negativen Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt 

führen.  

36.39. Zu den Umweltrisiken zählen unter anderem: die Fähigkeit von Unternehmen, den 

Klimawandel abzumildern und sich daran anzupassen, sowie das Potenzial für höhere CO2-

Preise, die Gefährdung durch zunehmende Wasserknappheit und das Potenzial für höhere 

Wasserpreise, Herausforderungen bei der Abfallwirtschaft sowie Auswirkungen auf globale 

und lokale Ökosysteme.  

36.40. Soziale Risiken umfassen unter anderem: Produktsicherheit, Lieferkettenmanagement und 

Arbeitsstandards, Gesundheit, Sicherheit und Menschenrechte, das Wohlergehen der 

Mitarbeiter, Bedenken hinsichtlich Datenschutzes und Datensicherheit sowie zunehmende 

technologische Regulierung.  
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36.41. Zu den Governance-Risiken zählen die Zusammensetzung und Effektivität des 

Verwaltungsrats, Anreize für das Management, die Qualität der Unternehmensführung 

sowie die Übereinstimmung der Unternehmensführung mit den Interessen der 

Anteilinhaber. Multi-Asset-Teilfonds können in ein breites Spektrum von Regionen und 

Anlageklassen investieren. Wenn ein Teilfonds in Schwellenmärkten engagiert ist, können 

Governance-Risiken stärker ausgeprägt sein. Das Aktienengagement kann auch 

Engagements in kleineren Unternehmen umfassen, bei denen ein geringeres Maß an 

Offenlegung Governance-Risiken mit sich bringen kann. Das Engagement in staatlichen 

festverzinslichen Wertpapieren kann durch Governance-Faktoren wie das politische Klima, 

das Regulierungsumfeld und die Rechtsstaatlichkeit beeinflusst werden. Multi-Asset-

Teilfonds können in Strategien von Drittanbietern investieren, wodurch sie Governance-

Risiken ausgesetzt sind, da die zugrunde liegenden Anlageentscheidungen an externe 

Manager delegiert werden.  

36.42. Alternative Anlageklassen wie Infrastruktur können Anleger Liquiditäts- und 

Transparenzrisiken aussetzen. Infrastruktur weist ähnliche Risikomerkmale wie 

Immobilienanlagen auf. Ein Engagement in Infrastruktur über öffentlich-private 

Partnerschaften kann diese Anlagen politischen Risiken und regulatorischen Änderungen 

aussetzen. 

Risiken von Wertpapieren mit Verlustabsorptionsmerkmalen (Unternehmenshybride und 

Cocos)  

36.43. Ein wandelbares Wertpapier ist in der Regel eine Schuldverschreibung, eine Vorzugsaktie 

oder ein anderes Wertpapier, das Zinsen oder Dividenden zahlt und vom Inhaber innerhalb 

eines bestimmten Zeitraums zu einem festgelegten Wandlungspreis in Stammaktien 

umgewandelt werden kann.  

36.44. Der Wert von Wandelanleihen kann mit dem Marktwert der zugrunde liegenden Aktie 

steigen und fallen oder, ähnlich wie bei einem Schuldtitel, mit Änderungen der Zinssätze und 

der Bonität des Emittenten schwanken. Ein wandelbares Wertpapier verhält sich tendenziell 

eher wie eine Aktie, wenn der Kurs der zugrunde liegenden Aktie im Verhältnis zum 

Wandlungspreis hoch ist (da ein größerer Teil des Wertes des Wertpapiers in der 

Wandlungsoption liegt), und eher wie ein Schuldtitel, wenn der Kurs der zugrunde liegenden 

Aktie im Verhältnis zum Wandlungspreis niedrig ist (da die Wandlungsoption weniger 

wertvoll ist). Da ihr Wert von vielen verschiedenen Faktoren beeinflusst werden kann, 

reagiert ein wandelbares Wertpapier weniger empfindlich auf Zinsänderungen als ein 

vergleichbares nicht wandelbares Schuldpapier und weist im Allgemeinen ein geringeres 

Gewinn- oder Verlustpotenzial auf als die zugrunde liegende Aktie.  

36.45. Hybridwertpapiere sind Wertpapiere, die wie die oben beschriebenen Wandelanleihen 

sowohl Merkmale von Schuldtiteln als auch von Eigenkapital vereinen. Hybride können von 

Unternehmen (sogenannte Unternehmenshybride) oder von Finanzinstituten (gemeinhin 

als bedingt wandelbare Anleihen oder „CoCos“ bezeichnet) begeben werden.  

36.46. Hybridwertpapiere sind nachrangige Instrumente, die in der Kapitalstruktur im Allgemeinen 

zwischen Eigenkapital und anderen nachrangigen Verbindlichkeiten angesiedelt sind, d. h., 

solche Wertpapiere sind die am weitesten nachrangige Wertpapiere oberhalb des 

Eigenkapitals. Solche Wertpapiere haben in der Regel eine lange Laufzeit und können sogar 

unbefristet sein. Kuponzahlungen können diskretionär sein und als solche vom Emittenten 
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jederzeit, aus beliebigen Gründen und für einen beliebigen Zeitraum ausgesetzt werden. Die 

Aussetzung von Kuponzahlungen stellt nicht unbedingt einen Ausfall dar. Hybridwertpapiere 

sind zu vorab festgelegten Niveaus kündbar. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass 

Hybridwertpapiere, einschließlich unbefristeter Wertpapiere, zum Kündigungstermin 

gekündigt werden. Der Anleger erhält möglicherweise keine Rückzahlung des Kapitals zu 

einem bestimmten Kündigungstermin oder zu irgendeinem anderen Zeitpunkt.  

36.47. Von Finanzinstituten begebene CoCos, die nach der Finanzkrise von 2008–2009 als Mittel 

zur Abmilderung der Auswirkungen angespannter Marktbedingungen an Beliebtheit 

gewannen, weisen bestimmte zusätzliche Merkmale auf, die für Unternehmenshybride 

untypisch sind. Bei CoCos ist die Umwandlung an ein vorab festgelegtes Auslöseereignis 

geknüpft, das auf der Kapitalstruktur des Finanzinstituts basiert, und/oder an den Zeitpunkt, 

zu dem die Aufsichtsbehörde die Bank als nicht mehr überlebensfähig einstuft. Die bedingt 

wandelbare Anleihe kann in Eigenkapital umgewandelt werden oder alternativ rein 

verlustabsorbierend wirken und in nichts umgewandelt werden.  

36.48. Die Auslösewerte können von Emission zu Emission variieren, und das Umwandlungsrisiko 

hängt davon ab, wie weit die Eigenkapitalquote vom Auslösewert entfernt ist und/oder ab 

dem Zeitpunkt, zu dem die Aufsichtsbehörde den Emittenten als nicht mehr überlebensfähig 

einstuft (d. h. die Anleihen sind am „Point of Non-Viability“ (PONV) „bail-in-fähig“), was es 

für den Anlageverwalter des jeweiligen Teilfonds schwierig macht, die auslösenden 

Ereignisse vorherzusehen, die eine Umwandlung der Schuld in Eigenkapital oder eine reine 

Verlustabsorption erfordern würden. Es kann für den Anlageverwalter auch schwierig sein, 

einzuschätzen, wie sich die Wertpapiere bei der Umwandlung verhalten werden.  

36.49. Da die Umwandlung nach einem bestimmten Ereignis erfolgt, kann sie zu einem Zeitpunkt 

stattfinden, zu dem der Aktienkurs des zugrunde liegenden Wertpapiers niedriger ist als zum 

Zeitpunkt der Emission oder des Erwerbs der Anleihe. Während herkömmliche 

Wandelanleihen nach Wahl des Inhabers wandelbar sind und der Inhaber solcher Anleihen 

in der Regel wandelt, wenn der Aktienkurs über dem Ausübungspreis liegt (d. h. wenn es 

dem Emittenten gut geht), werden CoCos in der Regel gewandelt, wenn sich der Emittent in 

einer Krise befindet und zusätzliches Eigenkapital oder Verlustabsorption benötigt, um zu 

überleben. Infolgedessen besteht bei CoCos ein höheres Potenzial für Kapitalverluste als bei 

herkömmlichen Wandelanleihen. Der Auslöser kann durch einen wesentlichen 

Kapitalverlust, wie er im Zähler dargestellt ist, oder durch einen Anstieg der 

risikogewichteten Aktiva (aufgrund einer Umschichtung in risikoreichere Vermögenswerte), 

wie er im Nenner gemessen wird, aktiviert werden. Anders als bei Unternehmenshybriden 

kumulieren ausgesetzte Kuponzahlungen in der Regel nicht, sondern werden 

abgeschrieben. Inhaber von CoCos können erleben, dass ihre Kupons ausgesetzt werden, 

während der Emittent weiterhin Dividenden auf Stammaktien zahlt – im Gegensatz zu 

Unternehmenshybriden, die typischerweise sogenannte „Dividenden-Pusher-/Stopper-

Klauseln“ enthalten, welche die Zahlung von Hybridkupons an Dividenden auf Stammaktien 

koppeln.  

36.50. CoCos können einem Risiko der Kapitalstrukturumkehr ausgesetzt sein, da Anleger in 

solchen Wertpapieren Kapitalverluste erleiden können, während dies bei 

Eigenkapitalinhabern nicht der Fall ist, falls der vordefinierte Auslösewert überschritten 

wird, bevor die Aufsichtsbehörde den Emittenten für nicht überlebensfähig erklärt (erklärt 

die Aufsichtsbehörde die Nichtüberlebensfähigkeit vor einer solchen Überschreitung, sollte 

die normale Gläubigerhierarchie gelten). Der Wert von CoCos kann einem plötzlichen 
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Wertverlust unterliegen, sollte das Auslöse-Niveau erreicht werden. Ein Teilfonds kann 

verpflichtet sein, Barmittel oder Wertpapiere mit einem Wert anzunehmen, der unter seiner 

ursprünglichen Anlage liegt, oder, in Fällen, in denen die bedingt wandelbare Anleihe nur 

zur Verlustabsorption bestimmt ist, kann der Teilfonds seine gesamte Anlage verlieren.  

Risiken von Katastrophenanleihen  

36.51. Tritt ein Auslöseereignis ein (z. B. eine Naturkatastrophe oder ein finanzieller oder 

wirtschaftlicher Zusammenbruch), können die Anleihen ihren Wert ganz oder teilweise 

verlieren. Die Höhe des Verlusts ist in den Anleihebedingungen festgelegt und kann auf 

Verlusten eines Unternehmens oder einer Branche, modellierten Verlusten eines fiktiven 

Portfolios, Branchenindizes, Messwerten wissenschaftlicher Instrumente oder bestimmten 

anderen mit einer Katastrophe verbundenen Parametern basieren, anstatt auf tatsächlichen 

Verlusten. Die zur Berechnung der Wahrscheinlichkeit eines Auslöseereignisses verwendete 

Modellierung ist möglicherweise ungenau oder unterschätzt die Wahrscheinlichkeit des 

Eintritts des Auslöseereignisses, was das Verlustrisiko erhöhen kann. Katastrophenanleihen 

können Laufzeitverlängerungen vorsehen, was die Volatilität erhöhen kann. 

Katastrophenanleihen können von Ratingagenturen auf der Grundlage der 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts des Auslöseereignisses bewertet werden und werden in der 

Regel unterhalb von Investment Grade eingestuft (oder, falls nicht bewertet, als gleichwertig 

angesehen).  

Verbriefungsrisiken  

36.52. Hypothekenbesicherte und forderungsbesicherte Wertpapiere (jeweils „MBS“ und „ABS“) 

sowie andere Arten strukturierter Finanzanlagen wie besicherte Kreditverpflichtungen 

(„CLOs“) sind häufig mit Risiken wie Vorauszahlungs-, Verlängerungs- und 

überdurchschnittlichen Liquiditätsrisiken verbunden. Diese Instrumente unterliegen zudem 

in besonderem Maße Zins-, Kredit- und Bewertungsrisiken. MBS, zu denen auch 

Collateralized Mortgage Obligations („CMOs“) gehören, und ABS, zu denen auch Collateral 

Debt Obligations („CDOs“) gehören, stellen Anteile an Pools von Forderungen dar, wie z. B. 

Kreditkartenforderungen, Autokredite, Studentenkredite, Leasingverträge für Ausrüstung, 

Hypotheken und Immobilienkredite.  

36.53. Diese Wertpapiere weisen im Vergleich zu anderen Schuldtiteln in der Regel eine geringere 

Bonität auf. Wenn die zugrunde liegenden Verbindlichkeiten eines MBS oder ABS ausfallen 

oder uneinbringlich werden, sinkt der Wert dieser Wertpapiere. Zinsänderungen können 

sich negativ auf die Wertentwicklung von ABS/MBS und anderen kündbaren Schuldtiteln 

auswirken. Wenn die Zinsen sinken, zahlen Emittenten diese Wertpapiere häufig vorzeitig 

zurück und geben neuen zu niedrigeren Zinssätzen aus, wodurch der Fonds gezwungen ist, 

zu niedrigeren Zinssätzen wieder anzulegen (Vorauszahlungsrisiko).  

36.54. Umgekehrt ist es bei steigenden Zinssätzen weniger wahrscheinlich, dass Kreditnehmer ihre 

niedrig verzinslichen Hypotheken vorzeitig zurückzahlen, was dazu führt, dass der Fonds 

Renditen unter Marktniveau erzielt, bis die Zinsen wieder fallen oder die Wertpapiere fällig 

werden (Erweiterungsrisiko). Diese Situation kann dazu führen, dass der Fonds die 

Wertpapiere mit Verlust verkauft oder bessere Anlagechancen verpasst. Die Preise und 

Renditen von kündbaren Wertpapieren gehen in der Regel davon aus, dass sie vor Fälligkeit 

zurückgezahlt werden. Wenn die vorzeitige Rückzahlung wie erwartet erfolgt, bleibt der 
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Fonds in der Regel unberührt. Erfolgt die vorzeitige Rückzahlung jedoch viel früher oder 

später als erwartet, hat der Fonds möglicherweise zu viel für die Wertpapiere bezahlt. Diese 

Faktoren können auch die Duration des Fonds beeinflussen und sich auf seine 

Zinssensitivität auswirken. Unerwartete Zinsänderungen können zu Vorfälligkeits- oder 

Erweiterungsrisiken führen. 

D. Absicherungs- und Hebelrisiken 

Absicherungsrisiko 

36.55. Der Teilfonds kann börsengehandelte und außerbörsliche Termingeschäfte, Futures, 

Optionen und Swaps zur Absicherung seines Zins- und Währungsrisikos einsetzen. Diese 

Instrumente können dazu führen, dass der Teilfonds eine geringere Wertentwicklung erzielt 

als ohne den Einsatz solcher Instrumente, falls die abgesicherte Anlage aufgrund des 

abgesicherten Risikos letztlich an Wert gewonnen hat. Es kann vorkommen, dass der 

Teilfonds gezwungen ist, seine Derivateposition mit einem Verlust aufzulösen, während die 

zugrunde liegenden abgesicherten Vermögenswerte noch nicht veräußert wurden und 

somit der entsprechende Gewinn noch nicht realisiert wurde. Darüber hinaus kann es bei 

der Nutzung zu Absicherungszwecken zu einer unvollständigen Korrelation zwischen diesen 

Instrumenten und den abgesicherten Anlagen oder Marktsektoren kommen. Transaktionen 

mit außerbörslichen Derivaten können mit zusätzlichen Risiken verbunden sein, da es keinen 

Börsenmarkt gibt, an dem eine offene Position glattgestellt werden kann. Es kann unmöglich 

sein, eine bestehende Position zu liquidieren, den Wert einer Position zu ermitteln oder das 

Risikoengagement zu bewerten. Die Anlagen des Teilfonds können dem Risiko eines Ausfalls 

einer Gegenpartei im Rahmen eines Derivatekontrakts ausgesetzt sein und somit im Falle 

der Insolvenz einer Derivate-Gegenpartei einem Verlustrisiko unterliegen. 

Hebelwirkung 

36.56. Vorbehaltlich der in der Satzung und diesem Prospekt festgelegten Beschränkungen kann 

der Komplementär den Teilfonds veranlassen, direkt oder indirekt Geld von einer beliebigen 

Person aufzunehmen, Darlehen zu garantieren oder sonstige Kreditunterstützung zu leisten, 

und zwar auf gemeinsamer, gesamtschuldnerischer, gesamtschuldnerischer oder durch 

gegenseitige Sicherheiten gestützter Basis oder auf andere Weise, unter anderem zum 

Zweck der Finanzierung von Anlageaktivitäten des Teilfonds, Absicherung und zur 

Bereitstellung von Zwischenfinanzierungen, um den Erwerb von Anlagen vor Abschluss der 

dafür vorgesehenen dauerhaften Fremdfinanzierung oder vor Eingang der Zeichnungs- oder 

Ausschüttungszahlungen (je nach Fall) abzuschließen, oder um sonstige Verpflichtungen 

(einschließlich sonstiger Kreditgewährungen) für jeden zweckmäßigen Zweck im 

Zusammenhang mit den Aktivitäten des Teilfonds einzugehen, einschließlich, ohne 

Einschränkung, zur Deckung von Organisations- und Angebotskosten und/oder 

Betriebskosten und -aufwendungen, zum Tätigen, Anlagen zu tätigen, zu halten oder zu 

veräußern oder anderweitig im Zusammenhang mit den Anlageaktivitäten des Teilfonds, zur 

Bereitstellung von Finanzierungen oder Refinanzierungen, zur Bereitstellung von Mitteln für 

die Auszahlung von Beträgen an ausscheidende Anteilinhaber oder zur Bereitstellung von 

Sicherheiten zur Absicherung ausstehender Akkreditive. Der Einsatz von Fremdkapital kann 

das Risiko des Teilfonds gegenüber ungünstigen wirtschaftlichen Faktoren wie steigenden 

Zinssätzen, Konjunkturabschwüngen oder einer Verschlechterung der Lage der Anlagen 

erhöhen und ist mit einem hohen finanziellen Risiko verbunden.  
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36.57. Der Teilfonds und/oder der Komplementär können eine oder mehrere Kreditfazilitäten oder 

Garantien vereinbaren und in diesem Zusammenhang Sicherheiten verpfänden, belasten 

oder Sicherungsrechte an den Vermögenswerten des Teilfonds gewähren und 

gegebenenfalls eine Sicherungsabtretung vornehmen oder anderweitig Sicherheiten an 

einen Kreditgeber oder eine andere Kreditpartei des Teilfonds oder an die Rechte des 

Komplementärs und des Teilfonds zur Ausstellung von Inanspruchnahmeerklärungen sowie 

an alle sonstigen Rechte, Titel, Anteile, Rechtsbehelfe, Befugnisse und Vorrechte des 

Teilfonds und/oder des Komplementärs gewähren. Obwohl die Kreditaufnahme durch den 

Teilfonds das Potenzial hat, Gesamtrenditen zu erzielen, die die Finanzierungskosten des 

Teilfonds übersteigen, wird sie die Renditen weiter verringern (oder Kapitalverluste 

erhöhen), soweit die Gesamtrenditen unter den Finanzierungskosten des Teilfonds liegen. 

Wenn der Teilfonds mit besicherten Verbindlichkeiten in Verzug gerät, kann der Kreditgeber 

die Sicherheiten verwerten, und der Teilfonds könnte seine gesamte Anlage verlieren. 

Darüber hinaus kann nicht garantiert werden, dass dem Teilfonds zu einem bestimmten 

Zeitpunkt und zu bestimmten Bedingungen eine Fremdkapitalfinanzierung zur Verfügung 

steht. Insbesondere könnte die Volatilität der globalen Kreditmärkte es erschweren, 

günstige Finanzierungen oder Refinanzierungen für Anlagen zu erhalten, da sich in solchen 

Volatilitätsphasen die Kreditspreads ausweiten, die Volatilität der globalen Anleihemärkte 

extrem zunimmt, die Zinssätze steigen und die Nachfrage der Anleger nach 

hochverzinslichen Anleihen zurückgeht. Zudem werden das allgemeine Zinsniveau und 

insbesondere die Zinssätze, zu denen der Anlageverwalter im Namen des Teilfonds Kredite 

aufnimmt, letztlich die Ergebnisse des Teilfonds beeinflussen. Darüber hinaus kann eine 

Kreditfazilität auf Ebene des Teilfonds Beschränkungen für Zahlungen an Anteilinhaber 

vorsehen, einschließlich eines Zahlungsverbots im Falle eines Ausfalls (oder dessen 

Fortbestehens) im Rahmen der Kreditfazilität. Es ist möglich, dass der Teilfonds beschließt, 

etwaige Fremdkapitalaufnahmen mit Mitteln aus den Zeichnungen der Anteilinhaber des 

Teilfonds zurückzuzahlen oder künftige Anlagen mit geringem oder gar keinem 

entsprechenden Fremdkapitalanteil zu tätigen, was sich nachteilig auf die Renditen des 

Teilfonds auswirken kann. Umgekehrt hängt die Fähigkeit des Teilfonds, seine Anlageziele 

zu erreichen, teilweise von seiner Fähigkeit ab, Geld zu günstigen Konditionen 

aufzunehmen. Soweit der Teilfonds keine Fremdkapitalfinanzierung einsetzt oder Kredite zu 

weniger günstigen Konditionen aufnimmt, können die Anlagerenditen des Teilfonds 

geringer ausfallen als diejenigen, die bei einer Fremdkapitalfinanzierung zu günstigen 

Konditionen hätten erzielt werden können, und es besteht das Risiko, dass der Teilfonds 

eine Kreditfazilität zu günstigen Konditionen nicht aufrechterhalten kann oder gar keine 

erhält. Vorbehaltlich der Beschränkungen in der Satzung und diesem Prospekt liegt die 

Inanspruchnahme einer Kreditfazilität durch den Teilfonds im Ermessen des 

Komplementärs.  

E. Liquiditäts-, Handels- und Notierungsrisiken  

Liquiditätsrisiko, Wertpapiere nach Rule 144A  

36.58. Die SEC-Regel 144A sieht eine Safe-Harbor-Ausnahme von den Registrierungsanforderungen 

des 1933 Act für den Weiterverkauf von beschränkten Wertpapieren an qualifizierte 

institutionelle Käufer vor, wie in der Regel definiert. Der Vorteil für Anleger kann in höheren 

Renditen aufgrund niedrigerer Verwaltungsgebühren bestehen. Die Verbreitung von 

Sekundärmarkttransaktionen mit Wertpapieren nach Regel 144A ist jedoch eingeschränkt 

und steht nur qualifizierten institutionellen Käufern zur Verfügung. Dies könnte die 
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Volatilität der Wertpapierkurse erhöhen und unter extremen Bedingungen die Liquidität 

eines bestimmten Wertpapiers nach Regel 144A verringern.  

Eingeschränkte Möglichkeit zur Veräußerung einer Anlage in den Teilfonds 

36.59. Anteile können nur an einem Rücknahmetag zurückgenommen werden. Dementsprechend 

kann der Wert der Anteile am Rücknahmetag erheblich von dem Wert zum Zeitpunkt der 

Einreichung des Rücknahmeantrags abweichen.  

Handelsrisiken 

36.60. Der Handel mit Wertpapieren ist mit erheblichen Risiken verbunden. Marktbewegungen 

können volatil und schwer vorhersehbar sein. Staatliche Maßnahmen, insbesondere die der 

US-Notenbank (Federal Reserve Board) und der Europäischen Zentralbank, können 

dramatische Auswirkungen auf Aktienkurse, Zinssätze und/oder Wechselkurse haben, was 

wiederum die Wertpapierkurse sowie die Liquidität dieser Märkte erheblich beeinflusst. 

Politik, Rezession, Inflation, Beschäftigungslage, Handelspolitik, internationale Ereignisse, 

Krieg und andere unvorhergesehene Ereignisse können ebenfalls erhebliche Auswirkungen 

auf den Wertpapierkurs haben.  

36.61. Es werden verschiedene Techniken eingesetzt, um die den Handelsstrategien 

innewohnenden Risiken zu verringern. Die Fähigkeit, durch eine bestimmte Technik den 

gewünschten Effekt zu erzielen, hängt von vielen Faktoren ab, darunter unter anderem von 

der Liquidität des Marktes zum gewünschten Ausführungszeitpunkt. Daher besteht ein 

erhebliches Risiko, dass die im Namen des Fonds eingesetzten Techniken nicht immer 

wirksam zur Verlustminderung beitragen können. Die vom Komplementär durchgeführten 

Aktivitäten können mit einem gewissen Maß an Hebelwirkung verbunden sein. 

Dementsprechend kann eine relativ geringe Kursbewegung zu erheblichen und 

unmittelbaren Verlusten führen, die den vom Teilfonds investierten Betrag übersteigen. Zu 

verschiedenen Zeitpunkten können die Märkte für börsennotierte Wertpapiere „dünn“ oder 

illiquide sein, was den Kauf oder Verkauf von Wertpapieren zu den gewünschten Kursen 

oder in den gewünschten Mengen erschwert oder unmöglich macht. Die Liquidität der 

Märkte kann auch durch eine Handelsaussetzung an einer bestimmten Wertpapierbörse 

oder an bestimmten Wertpapierbörsen beeinträchtigt werden.  

Notierung von Anteilen 

36.62. Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen beschließen (ist jedoch nicht dazu 

verpflichtet), eine oder mehrere bestimmte Klassen an einer beliebigen Börse oder einem 

MTF zu notieren. Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass (i) die Notierung einer Klasse 

nicht bedeutet, dass sich ein Sekundärmarkt für die Anteile entwickeln wird, und dass (ii) 

der Komplementär nach eigenem Ermessen und jederzeit beschließen kann, die Notierung 

einer oder mehrerer Klassen zu unterbrechen. 

F. Gegenparteirisiken, operationelle Risiken und Konfliktrisiken  

Gegenparteirisiko 

36.63. Der Teilfonds kann aufgrund seiner Anlagepositionen einem Kreditrisiko gegenüber einer 

oder mehreren Gegenparteien ausgesetzt sein. Soweit eine Gegenpartei ihren 
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Verpflichtungen nicht nachkommt und der Teilfonds daran gehindert wird, seine Rechte in 

Bezug auf die Anlagen in seinem Portfolio auszuüben, kann dies zu einem Wertverlust seiner 

Position, zu Ertragsausfällen und zu Kosten im Zusammenhang mit der Geltendmachung 

und/oder Durchsetzung seiner Rechte führen. Diese Risiken nehmen zu, wenn der Teilfonds 

nur eine begrenzte Anzahl von Gegenparteien nutzt.  

Mögliche Interessenkonflikte 

36.64. Potenzielle Anleger sollten beachten, dass der Komplementär, der AIFM, der 

Anlageverwalter, die Verwahrstelle und möglicherweise andere Parteien in ihren 

Beziehungen zum Fonds verschiedenen Interessenkonflikten ausgesetzt sein können.  

Rechtsstreitigkeiten 

36.65. Der Teilfonds könnte aufgrund seiner Geschäftstätigkeit und der Aktivitäten des 

Komplementärs als Beklagter in einem Rechtsstreit oder einem aufsichtsrechtlichen 

Verfahren genannt werden. Im Falle eines solchen Rechtsstreits würde der Teilfonds die 

Kosten für die Verteidigung tragen und einem weiteren Risiko ausgesetzt sein, falls die 

Verteidigung im Rechtsstreit erfolglos bleibt.  

G. Gebühren, Bewertungs- und Performance-Risiken  

Erhebliche Gebühren und Aufwendungen 

36.66. Die Gebühren und Aufwendungen, denen der Teilfonds unterliegt, können erheblich sein. 

Der Teilfonds muss daher erhebliche Anlageerträge erzielen, um eine Verringerung oder 

Erschöpfung seines Vermögens zu vermeiden.  

Benchmark- und Teilfonds-Performance-Risiko  

36.67. Anleger sollten beachten, dass jeder Teilfonds, dessen Ziel es ist, durch einen aktiven 

Verwaltungsprozess eine bestimmte Referenzbenchmark zu übertreffen, zu bestimmten 

Zeitpunkten eine Rendite erzielen wird, die nahe an der jeweiligen Benchmark liegt und 

dieser sehr ähnlich ist. Dies ist auf verschiedene Umstände zurückzuführen, zu denen unter 

anderem ein enges Anlageuniversum gehören kann, das im Vergleich zu den in der 

Benchmark vertretenen Wertpapieren begrenztere Möglichkeiten für den Erwerb von 

Wertpapieren bietet, den gewählten Grad der Risikoexposition in Abhängigkeit von den 

Marktbedingungen oder dem Marktumfeld, ein breit gestreutes Portfolio, das in eine große 

Anzahl von Wertpapieren investiert, oder die aktuellen Liquiditätsbedingungen.  

Risiken von abgesicherten Klassen  

36.68. Die zur Minimierung der Auswirkungen von Wechselkursschwankungen eingesetzte 

Währungsabsicherung ist nicht perfekt. Anteilinhaber können Risiken in anderen 

Währungen als der Referenzwährung der Anteilsklasse ausgesetzt sein und sind zudem den 

Risiken ausgesetzt, die mit den im Absicherungsprozess verwendeten Instrumenten 

verbunden sind.  

36.69. Da es keine rechtliche Trennung von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten zwischen 

verschiedenen Klassen desselben Teilfonds gibt, besteht das Risiko, dass sich 
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Absicherungsgeschäfte in Bezug auf abgesicherte Klassen unter bestimmten Umständen 

nachteilig auf andere Klassen desselben Teilfonds auswirken könnten. Obwohl das 

Übertragungsrisiko gemindert wird, kann es nicht vollständig ausgeschlossen werden, da es 

Umstände geben kann, unter denen dies nicht möglich oder praktikabel ist. Beispielsweise 

wenn der Teilfonds Wertpapiere verkaufen muss, um finanzielle Verpflichtungen zu erfüllen, 

die speziell mit einer währungsgesicherten Klasse verbunden sind, was sich nachteilig auf 

den NIW der anderen Klassen im Teilfonds auswirken kann.  

H. Regulatorische und steuerliche Risiken  

Änderungen der Anwendbaren Gesetze 

36.70. Der Teilfonds, der Anlageverwalter und der AIFM müssen verschiedene (aufsichtsrechtliche 

und gesetzliche) Anforderungen erfüllen, einschließlich der Wertpapier- und Steuergesetze 

der Rechtsordnungen, in denen sie tätig sind. Sollten sich diese Gesetze während der 

Laufzeit des Teilfonds ändern, könnten sich die aufsichtsrechtlichen und gesetzlichen 

Anforderungen, denen der Teilfonds und seine Anteilinhaber unterliegen, erheblich von den 

derzeitigen Anforderungen unterscheiden. 

Steuerliche Überlegungen 

36.71. Steuerbelastungen und Quellensteuern in verschiedenen Rechtsordnungen, in denen der 

Teilfonds investiert, können die Höhe der an ihn und damit an seine Anleger ausgezahlten 

Ausschüttungen beeinflussen. Es kann keine Gewähr für die Höhe der für den Teilfonds oder 

seine Anlagen geltenden Besteuerung übernommen werden.  

Rechtliches Risiko im Zusammenhang mit SFDR 

36.72. Der AIFM, der Anlageverwalter und der Teilfonds sind bestrebt, alle für sie geltenden 

rechtlichen Verpflichtungen in Bezug auf SFDR und die Taxonomie-Verordnung zu erfüllen, 

weisen jedoch darauf hin, dass es bei der Erfüllung aller Anforderungen dieser 

Rechtsvorschriften nach deren Einführung zu Herausforderungen kommen kann. Der AIFM, 

der Anlageverwalter und der Teilfonds müssen möglicherweise Kosten aufwenden, um diese 

neuen Anforderungen im Rahmen der anfänglichen Umsetzungsphase zu erfüllen, und 

weitere Kosten tragen, wenn sich die Anforderungen ändern und weitere Elemente 

eingeführt werden. Dies könnte insbesondere dann der Fall sein, wenn es im Verlauf der 

Umsetzungsphase zu ungünstigen politischen Entwicklungen oder Änderungen der 

Regierungspolitik kommt. Diese Faktoren könnten sich auf die Lebensfähigkeit des Teilfonds 

und seine Renditen auswirken. Darüber hinaus hat die Europäische Kommission kürzlich 

tiefgreifende Änderungen an der SFDR vorgeschlagen, die, sollten sie in Kraft treten, 

wahrscheinlich dazu führen würden, dass dem Teilfonds Kosten entstehen, um die 

Einhaltung der geltenden Vorschriften sicherzustellen. 

Verlässlichkeit von ESG-Daten 

36.73. Der Anwendungsbereich der SFDR ist äußerst weit gefasst und deckt ein sehr breites 

Spektrum an Finanzprodukten und Finanzmarktteilnehmern ab. Sie zielt darauf ab, mehr 

Transparenz darüber zu schaffen, wie Finanzmarktteilnehmer Nachhaltigkeitsrisiken in ihre 

Anlageentscheidungen einbeziehen. Datenbeschränkungen stellen eine der größten 
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Herausforderungen dar, wenn es um nachhaltigkeitsbezogene Informationen für 

Endanleger geht, und es gibt Einschränkungen hinsichtlich der Vergleichbarkeit der von 

Marktteilnehmern bereitgestellten Daten zu Nachhaltigkeit und ESG. Die Angaben in diesem 

Prospekt können sich weiterentwickeln und Änderungen unterliegen, da die Daten, die 

Finanzmarktteilnehmern zur Verfügung gestellt und von diesen bezogen werden, 

kontinuierlich verbessert werden, um die Ziele der SFDR zu erreichen und 

nachhaltigkeitsbezogene Informationen bereitzustellen. 

I. Risiken im Zusammenhang mit der Master-Feeder-Struktur  

Risiko einer begrenzten Diversifizierung 

36.74. Ein Teilfonds, der als Feeder-AIF qualifiziert ist, beabsichtigt, mindestens 85 % seines 

Vermögens in den Master-AIF zu investieren. Dementsprechend unterliegt das Vermögen 

des Teilfonds einem höheren Verlustrisiko, als wenn es breiter diversifiziert wäre. Eine 

schlechte Wertentwicklung des Master-AIF führt zu einer schlechten Wertentwicklung des 

Teilfonds. Ist der Teilfonds nicht in der Lage, ausreichend Kapital zu beschaffen, wird er 

zudem weniger in den Master-AIF investieren als ursprünglich vorgesehen. 

Keine direkte Beteiligung am Master-AIF 

36.75. Anteilinhaber eines Teilfonds, der als Feeder-AIF qualifiziert ist, haben keine direkte 

Beteiligung am Master-AIF, verfügen über keine direkten Stimmrechte im Master-AIF und 

haben dementsprechend keine Stellung, keine Regressansprüche und keine Rechte gemäß 

dem Prospekt des Master-AIF (der „Master-AIF-Prospekt“); sie sind nicht berechtigt, wegen 

eines Verstoßes gegen diesen Prospekt Klage gegen den Master-AIF, dessen 

Verwaltungsratsmitglieder, den AIFM des Master-AIF (der „Master-AIF-AIFM“), den 

Portfoliomanager und/oder Anlageberater des Master-AIF (der „Master-AIF-

Portfoliomanager“) oder deren Verbundene Unternehmen (zusammen die „Master-AIF-

Gruppe“) erheben.  

Abstimmung 

36.76. Wann immer der Master-AIF eine Abstimmung, Wahl, einen Verzicht oder eine Zustimmung 

seiner Anteilinhaber verlangt oder anstrebt, hat der betreffende Teilfonds, der als Feeder-

AIF qualifiziert ist, als Anteilinhaber des Master-AIF das Recht, in Bezug auf die Master-AIF-

Angelegenheit abzustimmen, zu wählen, zu verzichten oder zuzustimmen. Der 

Komplementär wird in einem solchen Fall im Namen des Teilfonds in der Regel keine 

Abstimmung, Wahl, Verzichtserklärung oder Zustimmung der Anteilinhaber in Bezug auf 

diese Angelegenheit des Master-AIF einholen, es sei denn, er entscheidet nach eigenem 

Ermessen anders. In diesem letzteren Fall kann der Feeder-AIF seine Stimmen, Wahlen, 

Verzichtserklärungen oder Zustimmungen in Bezug auf die Angelegenheit des Master-AIF 

aufteilen, um die Stimmen, Wahlen, Verzichtserklärungen oder Zustimmungen der 

Anteilinhaber widerzuspiegeln. 

Anlage des Teilfonds in den Master-AIF als Anteilinhaber 

36.77. Die Anlage des als Feeder-AIF qualifizierten Teilfonds in den Master-AIF besteht aus Anteilen 

am Master-AIF, vorbehaltlich der Bestimmungen des Master-AIF-Prospekts, und der 

Teilfonds wird nur begrenzt in der Lage sein, wesentlichen Einfluss auszuüben oder seine 
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Anlage zu schützen. Der Teilfonds wird in erheblichem Maße von der Verwaltung des 

Master-AIF, dem Master-ELTIF AIFM und anderen Mitgliedern der Master-AIF-Gruppe 

abhängig sein.  

Begrenzte Due-Diligence-Prüfung des Master-AIF 

36.78. Der als Feeder-AIF qualifizierte Teilfonds wurde speziell für die Anlage in den Master-AIF 

gegründet, und weder der Komplementär noch der AIFM noch der Anlageverwalter haben 

eine Due-Diligence-Prüfung durchgeführt, um alternative potenzielle Anlagen für den 

Teilfonds zu bewerten. Der Komplementär und/oder der Anlageverwalter können sowohl 

eine Anlage- als auch eine begrenzte operative Due-Diligence-Prüfung in Bezug auf den 

Master-AIF durchführen. Obwohl der Komplementär und der Anlageverwalter davon 

ausgehen, dass ihre Due-Diligence-Prüfung und ihr Anlageauswahlverfahren gründlich sind, 

kann keine Gewähr dafür übernommen werden, dass der Master-AIF letztlich erfolgreich 

sein wird (insbesondere in Bezug auf seine Wertentwicklung (einschließlich aus finanzieller, 

Nachhaltigkeits- und/oder anderer Perspektive)). Darüber hinaus wird die operative Due 

Diligence begrenzt sein und keine vollständige forensische Buchprüfung oder detaillierte 

Überprüfung interner Konflikte umfassen. Dementsprechend besteht das Risiko, dass der 

Komplementär und/oder der Anlageverwalter, soweit zutreffend, potenzielle 

Interessenkonflikte, betrügerisches Verhalten oder Schwächen bei der Anlage, der 

Verwaltung oder dem Betrieb oder sonstige Mängel in Bezug auf den Master-AIF nicht 

erkennen, was zu erheblichen Verlusten führen kann. Die Kosten der Due Diligence werden 

vom Teilfonds getragen. 

Vertrauen auf den Master-ELTIF AIFM, den Portfoliomanager des Master-AIF und die 

Master-AIF-Gruppe 

36.79. Der Erfolg eines Teilfonds, der als Feeder-AIF qualifiziert ist, hängt von der Fähigkeit des 

Master-ELTIF AIFM und des Portfoliomanagers des Master-AIF ab, geeignete Master-AIF-

Anlagen zu identifizieren und abzuschließen sowie diese Master-AIF-Anlagen 

gewinnbringend zu veräußern. Die Anlageperformance des Teilfonds wird fast ausschließlich 

von der Performance des Master-AIF abhängen, über die weder der Teilfonds noch der 

Komplementär Kontrolle haben. Der Komplementär hat im Namen des Teilfonds keine 

Möglichkeit, den laufenden Betrieb des Master-AIF zu kontrollieren, und seine Fähigkeit, die 

Master-AIF-Anlagen zu überwachen, kann eingeschränkt sein.  

36.80. Entscheidungen hinsichtlich der Anlageverwaltung des Master-AIF werden vom Master-

ELTIF AIFM und/oder vom Portfoliomanager des Master-AIF getroffen. Es kann nicht 

garantiert werden, dass Schlüsselpersonen während der gesamten Laufzeit des Master-AIF 

mit diesem verbunden bleiben. Der Verlust der Dienste einer oder mehrerer 

Schlüsselpersonen in Bezug auf den Master-AIF könnte sich nachteilig auf die Fähigkeit des 

Master-AIF auswirken, sein Anlageziel zu erreichen. 

Bewertung der Anlagen des Master-AIF 

36.81. Da der Master-AIF überwiegend in Vermögenswerte investieren wird, die nicht ohne 

Weiteres marktfähig sind, ist davon auszugehen, dass die Anlagen des als Feeder-AIF 

qualifizierten Teilfonds im Master-AIF im Allgemeinen zu den Werten ausgewiesen werden, 

die dem Teilfonds vom Master-AIF gemäß den im Master-AIF Prospekt dargelegten 
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Bewertungsverfahren mitgeteilt werden. Diese Bewertungsverfahren können subjektiver 

Natur sein und spiegeln möglicherweise nicht die tatsächlichen Werte wider, zu denen die 

Anlagen letztendlich realisiert werden. Anleger müssen sich darüber im Klaren sein, dass (i) 

solche Bewertungen wesentlich höher oder niedriger als die Anschaffungskosten dieser 

Anlagen sein können und im Laufe der Zeit schwanken können, (ii) solche Bewertungen auf 

Bewertungen beruhen können, die von der Master-AIF-Gruppe unabhängigen Dritten 

bereitgestellt oder überprüft wurden, oder auch nicht, und (iii) der letztendlich realisierte 

Wert einer Anlage wesentlich von ihrem beizulegenden Zeitwert abweichen kann, wie er im 

Jahresabschluss des Master-AIF ausgewiesen ist. Die Anlage des Teilfonds in den Master-AIF 

wird vom AIFM gemäß seiner Bewertungsrichtlinie bewertet. 

Kosten im Zusammenhang mit der Anlage in den Teilfonds und den Master-AIF; 

mehrstufige Gebühren und Aufwendungen 

36.82. Die Anlage des als Feeder-AIF qualifizierten Teilfonds in den Master-AIF kann zu einer 

Doppelbelastung mit bestimmten Kosten und Aufwendungen führen, die dem Teilfonds in 

Rechnung gestellt werden, d. h. Gründungs-, Einreichungs- und Domizilierungskosten, 

Zeichnungs-, Rücknahme- oder Umtauschgebühren, Verwaltungsgebühren der Master-AIF-

Gruppe, je nach Fall, Depotbankgebühren, Prüfungs- und sonstige damit verbundene 

Kosten. Ein Anleger, der die vom Master-AIF auferlegten Zulassungsbedingungen erfüllt, 

könnte zu geringeren Kosten direkt in den Master-AIF investieren, und die von Anlegern des 

Teilfonds erzielten Renditen in Bezug auf den Master-AIF könnten geringer ausfallen als die 

von Direktinvestoren in den Master-AIF erzielten Renditen.  

Verwaltungsgebühr des Master-AIF und Anlageverwaltungsgebühr des Teilfonds, die 

unabhängig von der Wertentwicklung des Master-AIF zu zahlen sind 

36.83. Im Allgemeinen ist die Verwaltungsgebühr des Master-AIF an den Master-ELTIF AIFM 

und/oder den Portfoliomanager des Master-AIF zu zahlen, und die 

Anlageverwaltungsgebühr ist an den Anlageverwalter zu zahlen, selbst wenn der Master-AIF 

oder der Teilfonds in einem bestimmten Jahr oder über die Laufzeit des Master-AIF oder des 

Teilfonds Nettoverluste verzeichnet. 

Performance des Teilfonds und des Master-AIF 

36.84. Potenzielle Anleger müssen sich zudem bewusst sein, dass die Wertentwicklung und die 

Renditen eines Teilfonds, der als Feeder-AIF qualifiziert ist, aufgrund der Art und Weise, wie 

der Teilfonds betrieben wird und/oder wie sein Vermögen angelegt wird, möglicherweise 

nicht vollständig mit denen des Master-AIF übereinstimmen. Beispielsweise kann der 

Teilfonds bis zu 15 % seines Vermögens in andere Anlagen als den Master-AIF investieren, 

Währungsumrechnungen finden möglicherweise nicht zum gleichen Zeitpunkt und/oder 

zum gleichen Kurs statt, und die Klassen des Teilfonds und des Master-Fonds können 

unterschiedliche laufende Gebühren, Entgelte und Aufwendungen aufweisen. 

Bedingungen des Master-AIF 

36.85. Die Bedingungen des Master-AIF können sich ändern. Es kann nicht garantiert werden, dass 

der Master-AIF den Master-AIF-Prospekt oder die Satzung (oder ein gleichwertiges 

Dokument) nach der Aufnahme des Teilfonds als Anteilseigner des Master-AIF nicht ändert. 
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Weder der Teilfonds noch der Komplementär oder der Anlageverwalter sind in der Lage, 

eine solche Änderung einseitig zu verhindern, und keiner von ihnen haftet gegenüber den 

Anlegern für Änderungen der Bedingungen des Master-AIF.  

Nichtanerkennung der Trennung des Master-AIF 

36.86. Ein Master-AIF kann ein Teilfonds eines Mehrfachfonds (ein „Master-AIF-Dachfonds“) sein, 

und sofern der Master-AIF-Dachfonds als luxemburgisches Dachfonds-Vehikel gegründet ist, 

sind die Rechte der Gläubiger des Master-AIF-Dachfonds, deren Forderungen im 

Zusammenhang mit einem bestimmten Teilfonds des Master-AIF-Dachfonds entstanden 

sind, streng auf das Nettovermögen dieses Teilfonds beschränkt, ohne dass ein Rückgriff auf 

das Vermögen anderer Teilfonds des Master-AIF-Dachfonds besteht. Dies bedeutet, dass 

das Vermögen des Master-AIF nur für Gläubiger und Anleger verfügbar sein sollte, deren 

Ansprüche im Zusammenhang mit der Gründung, dem Betrieb und/oder der Liquidation des 

Master-AIF entstanden sind. Es steht dem Master-AIF-Dachfonds frei, von Zeit zu Zeit 

weitere Teilfonds zu gründen. Ungeachtet der Tatsache, dass die Trennung von 

Vermögenswerten und Verbindlichkeiten zwischen den Teilfonds nach luxemburgischem 

Recht geschützt ist, besteht das Risiko, dass, sollten die Verbindlichkeiten eines anderen 

Teilfonds, der im Rahmen des Master-AIF-Dachfonds gegründet werden könnte, dessen 

Vermögenswerte übersteigen, die Gläubiger dieses anderen Teilfonds versuchen könnten, 

in einer anderen Rechtsordnung und unter einem anderen Rechtssystem auf die 

Vermögenswerte dieses Teilfonds zuzugreifen. Unter solchen Umständen könnte ein 

rechtlicher Versuch von Gläubigern eines anderen Teilfonds, auf das Vermögen des Master-

AIF zuzugreifen (unabhängig davon, ob dieser Versuch erfolgreich ist oder nicht), die 

Geschäftstätigkeit, die Finanzlage, die Ertragslage und den Wert der Anteile des Master-AIF 

nachteilig beeinflussen.  

Kreditaufnahme und Hebelwirkung des Master-AIF 

36.87. Ein Master-AIF kann Mittel aufnehmen oder auf andere Weise eine Hebelwirkung erzielen, 

um Master-AIF-Anlagen zu tätigen oder für andere Zwecke, wie im Master-AIF-Prospekt 

näher beschrieben. Infolgedessen kann der Master-AIF zu jedem Zeitpunkt eine 

Hebelwirkung aufweisen, vorbehaltlich bestimmter Beschränkungen und Bedingungen für 

solche Kreditaufnahmen und die Hebelwirkung, wie sie im Master-AIF-Prospekt dargelegt 

sind. Falls die Anlagen des Master-AIF nicht wie erwartet performen, Verluste erleiden oder 

die Kosten der Kreditaufnahme nicht decken können und der Master-AIF eine Hebelwirkung 

eingegangen ist, wird der Wert der Beteiligung des Teilfonds am Master-AIF stärker sinken, 

als wenn der Master-AIF keine solche Hebelwirkung eingegangen wäre, und etwaige 

nachteilige Folgen werden sich dadurch verstärken. Die Rückzahlung etwaiger 

Verbindlichkeiten durch den Master-AIF stellt eine Verpflichtung dar, die gegenüber der 

Anlage des Teilfonds als Anteilinhaber des Master-AIF vorrangig ist, und diese 

Rückzahlungsverpflichtung kann Ausschüttungen an den Teilfonds durch den Master-AIF 

und dementsprechend an die Anteilinhaber des Teilfonds verhindern. Schließlich können 

Wertminderungen der Anlagen des Master-AIF den effektiven Umfang der 

Fremdkapitalaufnahme des Master-AIF erhöhen und erhebliche nachteilige Auswirkungen 

auf den Master-AIF und entsprechend auf den Teilfonds haben.  
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Illiquidität der Master-AIF-Anlagen und Einschränkungen bei der Verfügbarkeit von 

Ausstiegsmöglichkeiten 

36.88. Im Allgemeinen wird es für einen wesentlichen Teil der Master-AIF-Anlagen keinen leicht 

zugänglichen Markt geben. Marktilliquidität könnte den Master-AIF daran hindern, seine 

Vermögenswerte zum gewünschten Zeitpunkt zu veräußern, oder den Master-AIF dazu 

zwingen, einen „Vermögenssachwert“ zu akzeptieren, was folglich zu Ausschüttungen „in 

Form von Vermögenssachwerten“ an die Anleger führen könnte; all dies könnte sich negativ 

auf die mit solchen Master-AIF-Anlagen erzielte Rendite auswirken. 

36.89. Darüber hinaus können praktische Einschränkungen die Fähigkeit des Master-AIF 

beeinträchtigen, bestimmte Master-AIF-Anlagen zu veräußern, da der Emittent ein nicht 

börsennotiertes Unternehmen ist und der Master-AIF möglicherweise einen relativ hohen 

Anteil an den Aktien des Emittenten hält. Verkäufe können auch durch Marktbedingungen 

eingeschränkt sein, die für den Verkauf von Wertpapieren bestimmter Emittenten oder 

Emittenten in bestimmten Branchen ungünstig sein können. Die oben genannten 

Einschränkungen der Liquidität der Master-AIF-Anlagen könnten einen erfolgreichen 

Verkauf derselben verhindern, zu einer Verzögerung eines Verkaufs führen oder den 

Erlösbetrag verringern, der andernfalls erzielt und an den Teilfonds ausgeschüttet werden 

könnte. 

Eingeschränkte Möglichkeit des Teilfonds, seine Anteile am Master-AIF zu übertragen 

36.90. Ein Teilfonds, der als Feeder-AIF qualifiziert ist, kann seine Anteile am Master-AIF nur gemäß 

den im Master-AIF-Prospekt festgelegten Übertragungsbeschränkungen übertragen. 

Indirektes Engagement in den Risiken und Interessenkonflikten des Master-AIF 

36.91. Ein Teilfonds, der als Feeder-AIF qualifiziert ist, wird mindestens 85 % seines Vermögens in 

den Master-AIF investieren. Daher ist der Teilfonds indirekt den Risiken und 

Interessenkonflikten ausgesetzt, die sich aus dem Betrieb, der Struktur und der Anlagepolitik 

usw. des Master-AIF ergeben. Es gibt keine Gewähr dafür, dass dieser Prospekt alle 

derartigen Risiken und Interessenkonflikte widerspiegelt. Anleger sollten den Master-AIF 

Prospekt konsultieren, um weitere Informationen zu diesen Risiken und 

Interessenkonflikten zu erhalten. Anleger sollten beachten, dass die im Master-AIF-Prospekt 

beschriebene Liste der Risikofaktoren und Interessenkonflikte nicht als erschöpfende 

Aufzählung der Risikofaktoren angesehen werden sollte. 

J. Risiken der ELTIF-Teilfonds 

Auslegung und Änderungen der ELTIF-Regeln  

36.92. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts sind die Einzelheiten der praktischen 

Anwendung bestimmter Bestimmungen der ELTIF-Regeln noch nicht bekannt, und in Bezug 

auf eine Reihe von Fragen besteht Rechtsunsicherheit. Es kann nicht garantiert werden, dass 

der ELTIF-Teilfonds, soweit anwendbar, innerhalb eines bestimmten Zeitraums etwaige 

künftige Änderungen der ELTIF-Regeln einhalten muss. Daher besteht das Risiko, dass die 

Merkmale des ELTIF-Teilfonds, die den ELTIF-Regeln unterliegen, geändert werden, um 

künftige Änderungen der ELTIF-Regeln umzusetzen. Zukünftige regulatorische Änderungen 

können die Fähigkeit eines solchen ELTIF-Teilfonds beeinträchtigen, sein Anlageprogramm 
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umzusetzen, seine Geschäfte zu führen und/oder sein Anlageziel zu erreichen, und diesen 

ELTIF-Teilfonds bestimmten zusätzlichen Kosten, Aufwendungen und Verwaltungslasten 

aussetzen. Zur Vermeidung von Zweifeln: Änderungen am Allgemeinen Teil oder an einem 

Sonderteil zur Umsetzung der ELTIF-Regeln stellen keine wesentlichen Änderungen dieses 

Prospekts dar. 

Engagement in nicht zulässigen Vermögenswerten 

36.93. Jeder ELTIF-Teilfonds hat die ELTIF-Regeln einzuhalten und in ELTIF-zulässige 

Anlagevermögenswerte zu investieren. Anteilinhaber sollten sich jedoch bewusst sein, dass 

ein ELTIF-Teilfonds indirekt in Vermögenswerte investiert sein kann, die möglicherweise 

keine ELTIF-zulässige Anlagevermögenswerte sind. Ein solches Engagement kann 

beispielsweise durch Anlagen in zugrunde liegende Fonds oder andere Strukturen und 

Vereinbarungen entstehen, über die der ELTIF-Teilfonds und der jeweilige Anlageverwalter 

keine Kontrolle oder keinen wesentlichen Einfluss haben. Dieses indirekte Engagement kann 

zu verschiedenen Risiken führen, darunter eine mögliche behördliche Überprüfung wegen 

Nichteinhaltung der ELTIF-Regeln, Einschränkungen der Fähigkeit des betreffenden ELTIF-

Teilfonds, die ELTIF-Regeln einzuhalten, sowie mögliche Auswirkungen auf die 

Wertentwicklung und das Liquiditätsprofil des betreffenden ELTIF-Teilfonds – all dies kann 

sich nachteilig auf den Wert des betreffenden ELTIF-Teilfonds und die Renditen für die 

Anteilinhaber auswirken. 

Langfristige Risiken und Illiquiditätsrisiken 

36.94. Da die Laufzeit des ELTIF-Teilfonds voraussichtlich mehr als 10 Jahre betragen wird, ist eine 

Anlage in diesen ELTIF-Teilfonds möglicherweise nicht für Kleinanleger geeignet, die eine 

derart langfristige und illiquide Verpflichtung nicht eingehen können. 

Verlustrisiko 

36.95. Anleger, die in ELTIF-Teilfonds investieren, sollten nur einen geringen Teil ihres gesamten 

Anlageportfolios in einen ELTIF-Teilfonds investieren. 

K. Spezifische Risiken privater Infrastrukturinvestitionen 

Risiken im Zusammenhang mit Infrastrukturinvestitionen  

36.96. Die Anlagen des Teilfonds bestehen in erster Linie aus Infrastrukturinvestitionen und 

anderen Anlagen mit ähnlichen Merkmalen, einschließlich Anlagen mit Schwerpunkt auf 

Sektoren wie saubere Energie, kohlenstoffarme Brennstoffe, Kohlenstoffmanagement, 

nachhaltige Wasserversorgung, Kreislaufwirtschaft, neue Mobilität, soziale Infrastruktur, 

kritische Lieferketten, Datenübertragung sowie Datenspeicherung und -dienstleistungen. 

Solche Anlagen unterliegen den Risiken, die mit dem Besitz, dem Bau und dem Betrieb von 

Infrastrukturvermögen verbunden sind, einschließlich Risiken im Zusammenhang mit dem 

allgemeinen Wirtschaftsklima, geografischer oder Marktkonzentration, der Fähigkeit des 

Anlageverwalters und seiner Verbundenen Unternehmen, die Anlage zu verwalten, 

technischen Problemen, finanziellen Ausfällen bei Betrieb oder Bau, Subunternehmern, 

staatlichen Vorschriften und Zinsschwankungen. Da Anlagen in Infrastruktur und ähnliche 

Vermögenswerte, wie viele andere Arten langfristiger Anlagen, in der Vergangenheit 

erhebliche Wertschwankungen und -zyklen erfahren haben, können bestimmte 
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Marktbedingungen zu gelegentlichen oder dauerhaften Wertminderungen einer Anlage 

führen. 

36.97. Der Betrieb von Infrastrukturvermögenswerten und -unternehmen ist unvorhergesehenen 

Unterbrechungen ausgesetzt, die durch schwerwiegende Katastrophenereignisse 

verursacht werden, wie z. B. Wirbelstürme, Erdbeben, Erdrutsche, Überschwemmungen, 

Explosionen, Brände, Terroranschläge, größere Anlagenausfälle, Rohr- oder 

Stromleitungsbrüche oder andere Katastrophen. Betriebsunterbrechungen sowie 

Versorgungsunterbrechungen könnten sich nachteilig auf die aus diesen Vermögenswerten 

verfügbaren Cashflows auswirken. Darüber hinaus könnten die Kosten für die Reparatur 

oder den Ersatz beschädigter Vermögenswerte beträchtlich sein. Wiederholte oder 

langanhaltende Unterbrechungen können zu einem dauerhaften Verlust von Kunden, 

erheblichen Rechtsstreitigkeiten oder Strafen wegen Nichteinhaltung von Vorschriften oder 

Vertragsbedingungen führen. Darüber hinaus sind Verluste aus solchen Ereignissen 

möglicherweise nicht im Rahmen der entsprechenden Versicherungspolicen 

erstattungsfähig. Eine Betriebsunterbrechungsversicherung ist nicht immer verfügbar oder 

wirtschaftlich, um das Unternehmen vor diesen Risiken zu schützen. 

Arbeitskampfmaßnahmen von Mitarbeitern oder Dritten können ebenfalls den Betrieb von 

Infrastrukturprojekten stören. Infrastrukturprojekte sind dem Risiko von Unfällen 

ausgesetzt, die zu Personenschäden, Todesfällen, Sachschäden, Betriebsunterbrechungen 

und wirtschaftlichen Verlusten führen können. 

36.98. Darüber hinaus können sich die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in den 

jeweiligen Rechtsordnungen sowie die Lage auf den nationalen und internationalen 

Finanzmärkten nachteilig auf die Geschäftstätigkeit der Anlagen auswirken. Insbesondere 

aufgrund der langen Vorlaufzeit zwischen dem Start eines Projekts und dessen Fertigstellung 

kann ein gut durchdachtes Projekt infolge von Veränderungen der Anlegerstimmung, der 

Finanzmärkte, der wirtschaftlichen, regulatorischen oder sonstigen Rahmenbedingungen 

vor seiner Fertigstellung zu einer wirtschaftlich unattraktiven Anlage werden. In Bezug auf 

Anlagen in Form von Immobilien (sofern vorhanden) trägt der Teilfonds die mit dem 

Eigentum an Immobilien verbundenen Belastungen, darunter die Zahlung von 

Aufwendungen sowie von Wert- und sonstigen Immobiliensteuern, die Instandhaltung 

dieser Immobilien und etwaiger daran vorgenommener Verbesserungen sowie letztlich die 

Veräußerung dieser Immobilien. 

Bau- und Errichtungsrisiko  

36.99. Der Bau von Infrastrukturanlagen ist mit gewissen Risiken verbunden, darunter das Risiko, 

dass ein Projekt nicht im Rahmen des Budgets, innerhalb des vereinbarten Zeitrahmens 

und/oder gemäß den vereinbarten Spezifikationen fertiggestellt wird. Der Anlageverwalter 

kann versuchen, dieses Risiko zu mindern, indem er einige oder alle dieser Risiken gemäß 

den Bestimmungen des Bauvertrags von der betreffenden Portfoliogesellschaft auf die 

jeweiligen Bauunternehmer überträgt, einschließlich der Verpflichtung des 

Bauunternehmers zur Zahlung von Vertragsstrafen. Sollte jedoch eines der oben genannten 

Risiken in Bezug auf eine Portfoliogesellschaft eintreten, könnte dies erhebliche nachteilige 

Auswirkungen auf den Wert der betreffenden Anlage haben, was sich wiederum 

entsprechend auf die Finanzlage und/oder die Ergebnisse des Teilfonds und des 

Anlageverwalters auswirken könnte. 
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36.100. Unter bestimmten Umständen (beispielsweise, wenn ein Portfoliounternehmen selbst die 

Verzögerung verursacht) kann der voraussichtliche Fertigstellungstermin vertraglich 

verlängert werden, und der Bauunternehmer ist nur dann verpflichtet, dem 

Portfoliounternehmen eine Vertragsstrafe wegen verspäteter Fertigstellung zu zahlen, 

wenn die Bauarbeiten nicht bis zu diesem späteren Termin abgeschlossen sind. Hat ein 

Portfoliounternehmen oder haben ein Portfoliounternehmen und der Bauunternehmer 

gemeinsam zu einer Verzögerung oder einer Budgetüberschreitung beigetragen, sind die 

Vertragsstrafenbestimmungen des Bauvertrags möglicherweise nicht durchsetzbar. 

36.101. Ein Portfoliounternehmen kann nach Fertigstellung des Bauvorhabens einem Risiko 

ausgesetzt bleiben, wenn Mängel am Bauwerk oder eine Kontamination des Baugeländes 

vorliegen, die nicht entdeckt wurden oder vom Bauunternehmer verursacht wurden. Die 

dem Portfoliounternehmen vom Bauunternehmer zustehenden Vertragsstrafen können 

begrenzt sein, insbesondere im Falle einer Zahlungsunfähigkeit des Bauunternehmers. 

Folglich ist das Portfoliounternehmen möglicherweise nicht in der Lage, alle 

Schäden/Verluste auszugleichen, die durch eine Verzögerung oder eine 

Budgetüberschreitung entstanden sind. 

Subunternehmer  

36.102. Infrastrukturinvestitionen können die Vergabe von Planungs- und Bauleistungen an 

Subunternehmer im Rahmen von Projekten beinhalten. Die für den Bau einer Projektanlage 

verantwortlichen Subunternehmer haften in der Regel auch nach Fertigstellung der Anlage 

für Planungs- und Baumängel, vorbehaltlich Haftungshöchstgrenzen und gesetzlicher 

Verjährungsfristen. Die von einer Portfoliogesellschaft oder einer externen 

Verwaltungsgesellschaft getroffenen vertraglichen Vereinbarungen sind möglicherweise 

nicht so wirksam bei der Übertragung von Risiken auf ihre Subunternehmer wie 

beabsichtigt, was zu unerwarteten Kosten oder einem Rückgang der erwarteten Einnahmen 

für die Portfoliogesellschaft führen kann. Bestimmte Bestimmungen in Unterverträgen, die 

der Risikoübertragung dienen, könnten unwirksam sein. Zusätzlich zu dieser finanziellen 

Haftung können die Bauunterauftragnehmer auch verpflichtet sein, für einen im Voraus 

vereinbarten Zeitraum an die Baustelle zurückzukehren, um erforderliche 

Nachbesserungsarbeiten durchzuführen. Eine Portfoliogesellschaft hat in der Regel keinen 

Regressanspruch gegenüber Dritten für Mängel, die nach Ablauf der Verjährungsfristen 

auftreten. Wenn ein Subunternehmer einer externen Verwaltungsgesellschaft die 

vereinbarten Dienstleistungen nicht erbringt, kann eine Portfoliogesellschaft, die mit 

bestimmten Vertragspartnern vereinbarten Dienstleistungsstandards möglicherweise nicht 

erfüllen, was zu einer Verringerung der von der Portfoliogesellschaft erwarteten 

tatsächlichen Einnahmen und/oder zu Schadensersatzansprüchen der Vertragspartner 

gegen die Portfoliogesellschaft führen kann. Diese Verringerungen und/oder Ansprüche 

werden in der Regel an den betreffenden Subunternehmer weitergegeben, vorbehaltlich 

etwaiger vertraglicher Haftungshöchstgrenzen. Kommt es zu einem Leistungsausfall eines 

Subunternehmers und kommen der betreffende Subunternehmer oder seine Bürgen oder 

Versicherer ihren Verpflichtungen in Bezug auf die an sie weitergereichten Verbindlichkeiten 

nicht nach, so wird die Portfoliogesellschaft, soweit die Haftung nicht verrechnet werden 

kann, nicht für etwaige Zahlungsminderungen und/oder Ansprüche von Vertragspartnern 

entschädigt, die ihr infolge des Leistungsausfalls des Subunternehmers entstehen könnten. 

Letztendlich könnte ein solcher Leistungsausfall zur Kündigung eines Projektvertrags führen. 
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36.103. In manchen Fällen kann ein einzelner Subunternehmer für die Erbringung von 

Dienstleistungen für verschiedene Infrastrukturinvestitionen zuständig sein. In solchen 

Fällen könnte der Ausfall oder die Insolvenz dieses einzelnen Subunternehmers eine Reihe 

von Infrastrukturinvestitionen beeinträchtigen. Kommt es zu einem Ausfall der 

Dienstleistungen eines Subunternehmers, der so schwerwiegend ist, dass ein 

Portfoliounternehmen oder eine externe Verwaltungsgesellschaft einen Untervertrag 

kündigt, oder zu einer Insolvenz eines Subunternehmers, oder verlangt eine Gegenpartei 

von einem Portfoliounternehmen, in einem solchen Fall einen Untervertrag zu kündigen, 

kann es während der Zeit, die für die Suche nach einem Ersatzsubunternehmer benötigt 

wird, zu Einnahmeausfällen kommen, und der Ersatzsubunternehmer kann für die 

Übernahme des Untervertrags einen Aufschlag erheben oder für die Erbringung der 

Dienstleistungen höhere Preise verlangen. Zudem entstehen Kosten im Zusammenhang mit 

dem Neuausschreibungsverfahren. Diese sind möglicherweise nicht vom säumigen 

Subunternehmer einforderbar. 

Entwicklungsrisiko 

36.104. Die erfolgreiche Entwicklung neuer Infrastrukturprojekte und Investitionen in 

Infrastrukturvermögen im Allgemeinen sind mit einer Vielzahl von Risiken verbunden (von 

denen einige zum Zeitpunkt des Projektbeginns möglicherweise nicht vorhersehbar sind) 

und können die Einbeziehung einer breiten und vielfältigen Gruppe von Interessengruppen 

erfordern, die entweder direkten Einfluss auf die Art und den Ausgang des Projekts nehmen 

oder potenziell dazu in der Lage sind. Zu diesen Merkmalen können unter anderem 

politischer oder lokaler Widerstand, staatliche Regulierung oder die Einholung behördlicher 

Genehmigungen oder Zulassungen, die Beschaffung von Standorten oder Grundstücken, 

umweltbezogene Probleme, Arbeitskonflikte, wirtschaftliche und marktbezogene 

Bedingungen – einschließlich Wirtschaftswachstum, steigender Kraftstoffpreise, 

makroökonomischer Maßnahmen der Regierung, Maut-, Tarif- und anderer Gebührensätze 

–, soziale Stabilität, technische Veralterung, Wettbewerb durch mautfreie oder andere 

Verkehrsmittel, höhere Gewalt, Feuer, Überschwemmungen, Erdbeben und andere 

Naturkatastrophen, Wetteränderungen, Ausbrüche von Infektionskrankheiten, Pandemien 

oder andere schwerwiegende Probleme der öffentlichen Gesundheit, Krieg, Terrorismus, 

Veränderungen in der Nachfrage nach Produkten oder Dienstleistungen sowie andere 

Veränderungen in der Finanzlage oder Geschäftsstrategie von Kunden, Konstruktionsfehler, 

Insolvenz oder finanzielle Schwierigkeiten eines wichtigen Kunden oder Lieferanten, 

unerwartete Veränderungen in der Verfügbarkeit oder im Preis von für den Betrieb von 

Infrastrukturanlagen erforderlichen Inputs, Projektdurchführbarkeitsbewertung, nicht 

optimale Koordination mit öffentlichen Versorgungsunternehmen bei der Verlegung ihrer 

Anlagen, Nichterfüllung durch Vertragspartner, der Umgang mit und das Vertrauen auf 

externe Berater sowie rechtliche Schritte von Interessengruppen. Diese Risiken könnten zu 

erheblichen unerwarteten Verzögerungen oder Aufwendungen führen, von denen jede 

einzelne sich nachteilig auf den Teilfonds auswirken könnte. Bei einer Anlage kann 

potenziellen Entwicklungsprojekten, die nicht erfolgreich umgesetzt werden, ein Wert 

beigemessen werden, was möglicherweise zu geringeren Renditen, als erwartet für ein 

Portfoliounternehmen führt. Anlagen, die sich in der Entwicklung befinden, oder Anlagen, 

die zum Zwecke der Entwicklung erworben wurden, erzielen vom Erwerbszeitpunkt bis zum 

Abschluss der Entwicklung möglicherweise nur geringe oder gar keine Cashflows und 

können nach dem Abschluss der Entwicklung Betriebsdefizite aufweisen. 

Marktbedingungen und gesetzliche Rahmenbedingungen können sich im Laufe der 
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Entwicklung ändern, wodurch diese Entwicklung weniger attraktiv wird als zum Zeitpunkt 

ihres Beginns. 

Umweltrisiken 

36.105. Die Geschäftstätigkeit eines Portfoliounternehmens unterliegt zahlreichen Gesetzen, 

Vorschriften und Bestimmungen zum Umweltschutz. Es besteht die Möglichkeit einer 

bestehenden oder künftigen Umweltverschmutzung, einschließlich Boden- und 

Grundwasserverschmutzung, infolge des Austritts gefährlicher Stoffe oder anderer 

Schadstoffe. 

36.106. Nach verschiedenen Umweltgesetzen, -vorschriften und -bestimmungen der zuständigen 

Gerichtsbarkeit kann ein aktueller oder früherer Eigentümer oder Betreiber einer Immobilie 

für die Nichteinhaltung geltender Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen 

sowie für die Kosten der Untersuchung, Überwachung, Beseitigung oder Sanierung von 

Gefahrstoffen haftbar gemacht werden. Diese Gesetze sehen häufig eine Haftung vor, 

unabhängig davon, ob der Eigentümer oder Betreiber von dem Vorhandensein der 

Gefahrstoffe wusste oder dafür verantwortlich war. Das Vorhandensein dieser gefährlichen 

Stoffe auf einem Grundstück kann auch zu Personenschäden, Sachschäden oder ähnlichen 

Ansprüchen privater Parteien führen. 

36.107. Personen, die die Entsorgung oder Behandlung von Gefahrstoffen veranlassen, können 

ebenfalls für die Kosten der Beseitigung oder Sanierung dieser Stoffe in der Entsorgungs- 

oder Behandlungsanlage haftbar gemacht werden, unabhängig davon, ob diese Anlage im 

Eigentum dieser Person steht oder jemals stand oder von ihr betrieben wurde. 

36.108. Jede Haftung eines Portfoliounternehmens, die sich aus der Nichteinhaltung von 

Vorschriften oder anderen Ansprüchen im Zusammenhang mit Umweltangelegenheiten 

ergibt, könnte sich wesentlich nachteilig auf den Wert einer solchen Anlage auswirken. 

36.109. Die Anlagen des Teilfonds können sich negativ auf die biologische Vielfalt auswirken. Die 

Auswirkungen auf die biologische Vielfalt erstrecken sich über die Entwicklung, den Bau und 

den Betrieb der Vermögenswerte des Teilfonds, und Bemühungen zur Verringerung dieser 

Auswirkungen (einschließlich auf die Beziehungen zu den Gemeinden) können im Rahmen 

des Anlageprozesses berücksichtigt werden, wobei die Auswirkungen gegebenenfalls 

gemindert oder verrechnet werden. Es gibt jedoch keine Garantie dafür, dass etwaige 

negative Auswirkungen der Anlagen auf die biologische Vielfalt gemindert oder verrechnet 

werden, und sie könnten sich negativ auf den Wert der Anlagen und die Renditen des 

Teilfonds auswirken. 

36.110. Viele, wenn nicht sogar alle Anlagen des Teilfonds werden in Unternehmen getätigt, die 

einer erheblichen Regulierung durch staatliche Stellen (gesetzliche und aufsichtsrechtliche 

Anforderungen) unterliegen, einschließlich solcher, die von Behörden für Raumordnung, 

Umwelt, Sicherheit, Arbeit und anderen regulatorischen oder politischen Stellen auferlegt 

werden. Sollten die Anlagen negative Auswirkungen auf die biologische Vielfalt haben, 

könnte dies den Teilfonds und seine Anlagen in verschiedenen Rechtsordnungen finanziellen 

oder sonstigen Sanktionen aussetzen, darunter möglicherweise Geldstrafen, 

Strafverfolgung, ein potenzieller Ausschluss von öffentlichen Ausschreibungen und/oder die 

Kündigung oder der Entzug von Lizenzen oder behördlichen Genehmigungen sowie 

Reputationsschäden, was sich insgesamt wesentlich und nachteilig auf den Marktwert der 

Anlagen und die Renditen des Teilfonds auswirken könnte. 
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36.111. Nationale und lokale Umweltgesetze und -vorschriften wirken sich auf den Betrieb von 

Infrastrukturprojekten und Unternehmen aus. Der Teilfonds kann in Anlagen investieren, 

die sich ändernden und zunehmend strengeren Umwelt-, Gesundheits- und 

Sicherheitsgesetzen, -vorschriften und Genehmigungsanforderungen unterliegen, und es 

kann nicht garantiert werden, dass alle Kosten und Risiken im Zusammenhang mit der 

Einhaltung von Umweltgesetzen und -vorschriften ermittelt werden können. 

36.112. Diese Gesetze und Vorschriften legen Standards für bestimmte Aspekte der Gesundheits- 

und Umweltqualität fest, sehen Strafen und andere Haftungsfolgen bei Verstößen gegen 

diese Standards vor und begründen unter bestimmten Umständen gesamtschuldnerische 

Verpflichtungen zur Sanierung und Wiederherstellung bestehender und ehemaliger Anlagen 

und Standorte, an denen Tätigkeiten durchgeführt werden oder wurden oder an denen 

Materialien entsorgt wurden. Neue und strengere Umwelt-, Gesundheits- und 

Sicherheitsgesetze, Vorschriften und Genehmigungsauflagen oder strengere Auslegungen 

bestehender Gesetze oder Vorschriften könnten den Investitionen oder potenziellen 

Investitionen erhebliche zusätzliche Kosten auferlegen und Verbindlichkeiten begründen, 

die zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht bestanden und nicht vorhersehbar waren. 

36.113. Die Einhaltung solcher aktuellen oder künftigen Umweltanforderungen gewährleistet nicht, 

dass der Betrieb der Investitionen unter allen Umständen keine Schäden an der Umwelt 

oder für Menschen verursacht oder dass den Investitionen keine zusätzlichen 

unvorhergesehenen Umweltausgaben entstehen. Darüber hinaus könnte die 

Nichteinhaltung solcher Anforderungen unter anderem zu staatlichen Geldstrafen und 

Arbeitsunterbrechungsanordnungen führen und sich nachteilig auf die finanzielle 

Performance von Infrastrukturprojekten auswirken. Es kann nicht garantiert werden, dass 

die Investitionen jederzeit alle geltenden Umweltgesetze, Vorschriften und 

Genehmigungsanforderungen erfüllen. Frühere Praktiken oder der künftige Betrieb der 

Investitionen könnten zudem zu erheblichen Ansprüchen wegen Personenschäden oder 

Sachschäden führen. 

Risiken im Zusammenhang mit den Kosten für die Instandhaltung von Vermögenswerten 

36.114. Der Teilfonds kann den mit seinen Anlagen in Portfoliounternehmen verbundenen 

Lebenszyklus- und Instandhaltungskosten der Vermögenswerte ausgesetzt sein. Die Kosten 

für die Reparatur oder den Ersatz beschädigter Vermögenswerte könnten beträchtlich sein. 

Wiederholte oder längere Unterbrechungen können zu einem dauerhaften Verlust von 

Kunden, erheblichen Rechtsstreitigkeiten oder Strafen sowie zu Verstößen gegen 

behördliche oder vertragliche Auflagen führen. Darüber hinaus sind Verluste aus solchen 

Ereignissen möglicherweise nicht im Rahmen der entsprechenden Versicherungspolicen 

erstattungsfähig. 

36.115. Während der Haltedauer müssen bestimmte Vermögenswerte (wie Turbinen und 

Maschinen) möglicherweise ersetzt oder einer umfassenden Sanierung unterzogen werden. 

Der Zeitpunkt solcher Ersetzungen oder Sanierungen wird auf der Grundlage von 

Expertengutachten prognostiziert. Eine kürzere als erwartete Lebensdauer der Anlagen oder 

höhere Kosten bzw. eine höhere Inflation als prognostiziert können jedoch dazu führen, dass 

die Lebenszykluskosten die erwarteten Beträge übersteigen. Alle Kostenauswirkungen, die 

nicht anderweitig an Subunternehmer weitergegeben werden, werden in der Regel von der 

Infrastrukturgesellschaft getragen. 
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Tarifregulierung 

36.116. Infrastrukturanlagen können aufgrund ihrer besonderen Stellung als alleiniger oder 

vorherrschender Anbieter von für die Gemeinschaft unverzichtbaren Dienstleistungen einer 

Preisregulierung durch staatliche Stellen unterliegen. Infolgedessen können die 

Portfoliounternehmen einer ungünstigen Preisregulierung durch staatliche Stellen 

ausgesetzt sein, was sich nachteilig auf die Gesamtrentabilität eines bestimmten 

Infrastrukturprojekts auswirken könnte, das einer solchen Preisregulierung unterliegt. 

Portfoliounternehmen können einer Preisregulierung unterliegen, die die Preise festlegt 

oder begrenzt, die sie verlangen dürfen, insbesondere wenn das Portfoliounternehmen der 

einzige oder vorherrschende Dienstleister in seinem Versorgungsgebiet ist oder 

Dienstleistungen erbringt, die für die Gemeinschaft unverzichtbar sind. Darüber hinaus 

können Portfoliounternehmen ungünstigen Preisentscheidungen unterliegen, die endgültig 

sind und kein Recht auf Berufung bieten oder die trotz eines Rechts auf Berufung dazu 

führen könnten, dass ihre Gewinne beeinträchtigt werden oder die Investitionen die 

ursprünglichen Renditeerwartungen nicht erfüllen. Insbesondere können einige 

Portfoliounternehmen im Wesentlichen ihre gesamten Einnahmen aus der Erhebung von 

Mautgebühren für Fahrzeuge, die Straßen, Tunnel oder Brücken nutzen, oder aus U-Bahn-

Fahrpreisen beziehen. Nutzer der von Portfoliounternehmen betriebenen mautpflichtigen 

Straßen, Brücken, Tunnel, Eisenbahnstrecken und U-Bahnen könnten auf Anpassungen der 

geltenden Mauttarife negativ reagieren, beispielsweise indem sie Mautstellen meiden oder 

die Zahlung von Mautgebühren verweigern, was zu geringeren Verkehrsaufkommen und 

geringeren Mauteinnahmen führen würde. Die Mauttarife werden in der Regel von der 

jeweiligen Konzessionsgesellschaft und der zuständigen staatlichen Stelle festgelegt. Eine 

ablehnende öffentliche Meinung oder Lobbyarbeit bestimmter Interessengruppen könnte 

dazu führen, dass die Regierung Druck auf die Investitionen ausübt, ihre Mauttarife zu 

senken oder auf geplante Tariferhöhungen zu verzichten. 

36.117. Die zuständigen staatlichen Stellen könnten versuchen, die Möglichkeiten des Teilfonds zur 

Anhebung von Mautgebühren und Fahrpreisen einzuschränken oder diese sogar zu senken, 

und zwar aufgrund von Faktoren wie der allgemeinen Wirtschaftslage im Land, einer 

negativen Wahrnehmung durch die Verbraucher, der aktuellen Inflationsrate, dem 

Verkehrsaufkommen und der allgemeinen öffentlichen Stimmung. Darüber hinaus kann der 

Komplementär nicht garantieren, dass staatliche Stellen, mit denen die 

Portfoliounternehmen Konzessionsverträge abgeschlossen haben, nicht versuchen werden, 

bestimmte Fahrzeugtypen von Mautgebühren zu befreien oder niedrigere Mautgebühren 

auszuhandeln. Sollten öffentlicher Druck und/oder staatliche Maßnahmen die 

Portfoliounternehmen dazu zwingen, ihre Mauterhöhungen zu begrenzen oder ihre 

Mautgebühren zu senken, und sollten sie nicht in der Lage sein, eine angemessene 

Entschädigung zur Wiederherstellung des wirtschaftlichen Gleichgewichts des jeweiligen 

Konzessionsvertrags zu erwirken, könnten die Aktivitäten, die Finanzlage und die 

Geschäftsergebnisse des Teilfonds erheblich und nachteilig beeinträchtigt werden. 

 

 

Risiko unvorhergesehener Ereignisse 
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36.118. Die Nutzung der Infrastrukturanlagen kann durch eine Vielzahl von Ereignissen 

unterbrochen oder anderweitig beeinträchtigt werden, die außerhalb der Kontrolle einer 

Portfoliogesellschaft liegen, darunter schwere Verkehrsunfälle, Naturkatastrophen (wie 

Brände, Überschwemmungen, Erdbeben und Taifune), von Menschen verursachte 

Katastrophen (einschließlich Terrorismus), Konstruktions- und Baumängel, 

Hangrutschungen, Einstürze von Brücken und Tunneln, Bodensenkungen, Kraftstoffpreise, 

Umweltgesetze oder -vorschriften, allgemeine wirtschaftliche Bedingungen, 

Arbeitskonflikte sowie andere unvorhergesehene Umstände und Vorfälle. Einige dieser 

Ereignisse haben in der Vergangenheit Mautstraßen, Brücken, Tunnel und andere 

Infrastrukturanlagen beeinträchtigt, und wenn die Nutzung der von den Anlagen 

betriebenen Infrastrukturanlagen infolge solcher Ereignisse für einen beliebigen Zeitraum 

ganz oder teilweise unterbrochen wird, könnten die Erträge dieser Anlagen sinken und die 

Kosten für Instandhaltung oder Wiederherstellung sowie das allgemeine Vertrauen der 

Öffentlichkeit in diese Infrastrukturanlagen abnehmen. Es kann nicht garantiert werden, 

dass die Versicherungen dieser Anlagen Verbindlichkeiten abdecken, die sich aus 

Ansprüchen im Zusammenhang mit der Planung, dem Bau, der Instandhaltung oder dem 

Betrieb der mautpflichtigen Straßen, Brücken, Tunnel oder anderer Infrastrukturanlagen, 

aus entgangenen Mauteinnahmen oder aus erhöhten Aufwendungen aufgrund solcher 

Schäden ergeben. In einigen Fällen könnten Projektvereinbarungen gekündigt werden, 

wenn die oben beschriebenen Ereignisse so katastrophal wären, dass sie nicht innerhalb 

eines angemessenen Zeitraums oder überhaupt behoben werden könnten. 

Risiko im Zusammenhang mit Grundbesitzrechten 

36.119. Bestimmte Investitionen erfordern unter Umständen große Grundstücksflächen für die 

Installation und den Betrieb ihrer Anlagen und der dazugehörigen Infrastruktur. Die Rechte 

zur Nutzung der erforderlichen Grundstücke können durch Eigentumsrechte, 

Dienstbarkeiten, Pachtverträge und andere Nutzungsrechte erworben werden. 

Verschiedene Rechtsordnungen wenden unterschiedliche Systeme der Grundbesitzrechte 

an, und in einigen Rechtsordnungen ist es unter Umständen nicht möglich, eindeutig 

festzustellen, wer das gesetzliche Recht hat, Landnutzungsvereinbarungen mit den 

Investitionen abzuschließen. Darüber hinaus unterliegen die Eigentumsrechte des 

Verpächters an dem Grundstück, das Gegenstand solcher Dienstbarkeiten und 

Pachtverträge ist, Hypotheken zur Sicherung von Darlehen, anderen Pfandrechten (wie 

Steuerpfandrechten) und anderen Pachtrechten Dritter oder können diesen unterliegen. 

Infolgedessen unterliegen die Rechte einer Anlage aus solchen Mietverträgen oder 

Dienstbarkeiten den Rechten Dritter oder können diesen untergeordnet sein. Es ist auch 

möglich, dass ein Ausfall des Veräußerers im Rahmen einer Hypothek zu einer 

Zwangsvollstreckung in das Eigentumsrecht des Veräußerers an der Immobilie führen und 

damit das Recht der Anlage auf, die für den Betrieb dieser Anlage erforderlichen 

Mietverträge und Dienstbarkeiten beenden könnte. Ebenso ist es möglich, dass eine 

staatliche Behörde als Inhaber eines Steuerpfandrechts eine Zwangsvollstreckung in ein 

Grundstück vornimmt und den auf diesem Grundstück befindlichen Teil der Investition in 

Besitz nimmt. Die Rechte eines Dritten aus einem vorrangigen Mietvertrag könnten 

ebenfalls zu einer Beschädigung oder Beeinträchtigung der physischen Vermögenswerte 

einer Investition führen oder eine Verlagerung der Vermögenswerte der Investition 

erforderlich machen. Die Standorte der Portfoliounternehmen können zudem der Ausübung 

staatlicher Enteignungsbefugnisse oder ähnlichen Ereignissen unterliegen. Das Auslaufen 

eines Pachtvertrags mit einem Grundstückseigentümer und das Scheitern einer 
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Verlängerung wirken sich nachteilig auf die Portfoliogesellschaft aus, die diese Immobilie 

nutzt. Sollten Investitionen den Verlust aller oder eines Teils ihrer zugrunde liegenden 

Immobilienanteile oder Ausrüstung infolge einer Zwangsvollstreckung durch einen 

Hypothekengläubiger oder einen anderen Pfandgläubiger eines Grundstücks oder durch 

Schäden aufgrund des Verhaltens von vorrangigen Pächtern erleiden, können sich dies 

nachteilig auf den Betrieb und die Erträge dieser Investition auswirken. 

Risiken im Zusammenhang mit Investitionen in soziale Infrastruktur 

36.120. Investitionen in soziale Infrastruktur umfassen (sind jedoch nicht beschränkt auf) 

Investitionen in das Gesundheitswesen, die Kinderbetreuung, das Bildungswesen sowie 

öffentliche Einrichtungen und Dienstleistungen. Solche Investitionen können erheblich von 

nationalen und internationalen wirtschaftlichen und politischen Veränderungen oder 

politischen Kurswechseln beeinflusst werden, einschließlich, aber nicht beschränkt auf 

soziale, wirtschaftliche und politische Instabilität, wirtschaftliche Unsicherheit, 

Einschränkungen oder Aussetzungen öffentlicher Finanzmittel sowie einen 

überproportionalen Bedarf an privaten Kapitalinvestitionen. Solche Faktoren können zu 

Unsicherheiten hinsichtlich des langfristigen Finanzierungsbedarfs, der Investitionspläne, 

der Projektpipeline und der Rentabilität führen. 

36.121. Eine mangelnde umfassende Integration von Investitions- und Finanzierungsplänen für 

soziale Infrastruktur kann zudem die Anzahl investierbarer Projekte einschränken und zu 

Ungleichgewichten zwischen Angebot und Nachfrage sowie zu Wettbewerb um bestehende 

Projekte führen. Diese Faktoren können zu hohen Projektbewertungen und Kaufpreisen 

führen, die möglicherweise nicht den tatsächlichen Wert der zugrunde liegenden 

Infrastruktur oder des Projekts widerspiegeln und unter anderem zu einer Überzahlung 

durch den Teilfonds führen. In einigen Bereichen der sozialen Infrastruktur, wie dem 

Gesundheits- und Bildungswesen, können Qualifikationslücken und ein Mangel an 

ausgebildeten Fachkräften die langfristige betriebliche Rentabilität beeinträchtigen. 

Anlagen im Verkehrssektor 

36.122. Der Teilfonds kann in Infrastrukturprojekte im Verkehrssektor investieren, wozu auch 

Investitionen in öffentliche oder private verkehrsbezogene Infrastrukturprojekte gehören 

können. Die Fähigkeit des Teilfonds, attraktive verkehrsbezogene Infrastrukturinvestitionen 

zu tätigen, kann von einer Vielzahl von Faktoren abhängen, darunter allgemeine Angebots- 

und Nachfragetrends, die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung und das Wachstum in den 

Ländern, in denen der Teilfonds investieren kann, allgemeine Marktbedingungen, 

sozioökonomische Veränderungen sowie Veränderungen im Zusammenhang mit staatlichen 

Ausgaben und der entsprechenden Politik. Jede nachteilige oder unerwartete Veränderung 

dieser Bedingungen könnte die Fähigkeit des Teilfonds, attraktive verkehrsbezogene 

Infrastrukturinvestitionen zu tätigen, und/oder die Wertentwicklung von Anlagen im 

Verkehrssektor beeinträchtigen. 

Konkurrierende Vermögenswerte 

36.123.  Portfoliounternehmen können im Umfeld der von ihnen betriebenen Anlagen mit 

Konkurrenz durch andere Infrastrukturanlagen konfrontiert sein, deren Vorhandensein 

teilweise von staatlichen Plänen und Richtlinien abhängen kann. Der Bau einer neuen (oder 
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verbesserten) konkurrierenden Infrastrukturanlage kann zu einem Wettbewerb mit dem 

Portfoliounternehmen führen. Sollten Portfoliounternehmen nicht in der Lage sein, 

erfolgreich mit solchen Alternativen zu konkurrieren, könnten die Geschäftstätigkeit, die 

Finanzlage und die Ertragslage des Teilfonds erheblich und nachteilig beeinträchtigt werden. 

Staatsrisiko und Genehmigungen 

36.124. Die Konzessionen für bestimmte Anlagen werden von staatlichen Stellen erteilt und 

unterliegen besonderen Risiken, einschließlich des Risikos, dass die zuständigen staatlichen 

Stellen ihre Hoheitsrechte ausüben und Maßnahmen ergreifen, die den Rechten des 

Teilfonds oder der betreffenden Portfoliogesellschaft gemäß der jeweiligen 

Konzessionsvereinbarung zuwiderlaufen. Es kann nicht garantiert werden, dass die 

zuständigen staatlichen Stellen keine Gesetze erlassen, Vorschriften auferlegen oder 

Anwendbaren Gesetze ändern oder in einer Weise gegen das Gesetz verstoßen, die sich 

wesentlich und nachteilig auf die Geschäftstätigkeit der Anlagen des Teilfonds auswirken 

würde. Staatliche Konzessionen oder andere Vereinbarungen können zudem Klauseln 

enthalten, die für die staatliche Gegenpartei günstiger sind als in einem typischen 

Handelsvertrag. So kann beispielsweise ein Pacht- oder Konzessionsvertrag es der Regierung 

ermöglichen, den Pacht- oder Konzessionsvertrag unter bestimmten Umständen zu 

kündigen, ohne dass sie eine angemessene Entschädigung zahlen muss. 

36.125. Der Teilfonds kann in Rechtsordnungen investieren, in denen für Infrastrukturprojekte eine 

Genehmigung erforderlich ist. Ohne die nach den lokalen Rechtsvorschriften erforderlichen 

Genehmigungen ist es unter Umständen nicht möglich, Infrastrukturprojekte zu errichten 

und zu betreiben. Der Teilfonds und/oder der Anlageverwalter werden sich bemühen, alle 

erforderlichen Genehmigungen einzuholen, können jedoch nicht garantieren, dass dies 

gelingt. In einigen Rechtsordnungen können rückwirkende Änderungen der Gesetzgebung 

dieser Art durchgesetzt werden, wodurch die Fähigkeit eines Projekts, den Betrieb mit der 

geplanten Kapazität fortzusetzen, beeinträchtigt wird. Unterbrechungen oder Änderungen 

des geplanten Betriebs können sich negativ auf den Wert einer Anlage und folglich auf die 

Renditen des Teilfonds auswirken. 

Wettbewerbsrisiko 

36.126. Der Teilfonds kann in Anlagen investieren, die Infrastrukturvermögen in einem stark 

wettbewerbsorientierten Umfeld errichten, instandhalten und betreiben. Der Teilfonds wird 

mit anderen Konsortien und Unternehmen um Infrastrukturinvestitionen konkurrieren. 

Diese Wettbewerber, zu denen große Bau- und Ingenieurkonzerne sowie Finanzinvestoren 

gehören, verfügen möglicherweise über erhebliche finanzielle Ressourcen und sind in der 

Lage, Angebote zu wettbewerbsfähigen Konditionen abzugeben. Infolge dieses 

Wettbewerbs kann es für den Teilfonds schwierig sein, bestimmte Infrastrukturinvestitionen 

zu tätigen. Darüber hinaus können dem Teilfonds bei erfolglosen Ausschreibungen Kosten 

entstehen, die er nicht wieder hereinholen kann. Wenn es dem Teilfonds nicht gelingt, neue 

Anlagen zu tätigen, oder er bei Ausschreibungen erfolglos bleibt, könnte dies die Finanzlage 

und die Ertragslage des Teilfonds erheblich und nachteilig beeinträchtigen. 
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Nachfrage- und Nutzungsrisiko 

36.127. Die Erträge aus Infrastruktur- und infrastrukturbezogenen Vermögenswerten können von 

der Energienachfrage der Nutzer oder der Anzahl der Nutzer der von diesen 

Vermögenswerten bereitgestellten Produkte oder Dienstleistungen (z. B. dem 

Verkehrsaufkommen auf einer mautpflichtigen Straße) beeinflusst werden. Ein Rückgang 

der Energienachfrage und/oder der Nutzerzahlen kann sich negativ auf die Rentabilität eines 

Portfoliounternehmens auswirken. Die Nachfrage nach Infrastrukturanlagen kann 

saisonalen Schwankungen unterliegen, was zu höheren oder niedrigeren Erträgen und 

Rentabilität zu verschiedenen Zeitpunkten im Jahr führen kann, was sich auf die kurzfristigen 

Renditen des Teilfonds auswirken könnte. 

36.128. Obwohl der Fonds und seine Verbundenen Unternehmen möglicherweise auf 

Vermögenswerte mit geringem Nachfrage-, Nutzungs- und Durchsatzrisiko abzielen, können 

solche Risiken die Wertentwicklung der Anlagen beeinträchtigen. Soweit sich die Annahmen 

hinsichtlich der Nachfrage, der Nutzung und des Durchsatzes von Vermögenswerten als 

unrichtig erweisen, könnte dies die Renditen des Teilfonds nachteilig beeinflussen. 

36.129. Auch die Energiewirtschaft gerät zunehmend unter Druck, unter anderem aufgrund sich 

wandelnder Verbraucheranforderungen, technologischer Fortschritte, Probleme bei der 

Brennstoffversorgung, regulatorischer Eingriffe und anderer Faktoren. Soweit sich dieser 

Druck negativ auf die Nachfrage nach nachhaltigen Vermögenswerten oder auf die 

Preisgestaltung und den Verkauf von Energieprodukten auswirkt, könnte die wirtschaftliche 

Lage von Projekten oder Unternehmen, in die der Teilfonds investieren kann, zunehmend 

unter Druck geraten. Für Eigentümer von Energieerzeugungsanlagen könnte es zudem 

zunehmend schwieriger werden, langfristige Beschaffungs- oder Verkaufsverträge mit 

Vertragspartnern auszuhandeln, was sich auf ihre Rentabilität und finanzielle Stabilität 

auswirken könnte. 

Risiken im Zusammenhang mit Immobilieninfrastruktur 

36.130. Einige oder alle Anlagen des Teilfonds können den Risiken ausgesetzt sein, die mit dem 

Besitz und dem Betrieb von Vermögenswerten oder Unternehmen verbunden sind, deren 

Wert zu einem wesentlichen Teil aus Immobilien und immobilienbezogenen Beteiligungen 

stammt. Diese Arten von zugrunde liegenden Beteiligungen sind in der Regel illiquide. Eine 

Verschlechterung der Immobilienfundamentaldaten kann sich negativ auf die 

Wertentwicklung solcher Anlagen auswirken. Solche Veränderungen der Fundamentaldaten 

können Schwankungen infolge allgemeiner und lokaler wirtschaftlicher Bedingungen, 

Überbauung und verstärkten Wettbewerbs, Erhöhungen der Grundsteuern und 

Betriebskosten, Änderungen der Umwelt- und Bauvorschriften, Unfall- oder 

Enteignungsverluste, Umwelthaftung, behördliche Mietbeschränkungen, Veränderungen 

der Nachbarschaftswerte, Veränderungen der Attraktivität von Immobilien für Mieter, die 

Verfügbarkeit von Hypothekenmitteln, die den Verkauf oder die Refinanzierung von 

Immobilien erschweren oder unmöglich machen können, Naturkatastrophen, 

Zinserhöhungen und andere Faktoren, die außerhalb der Kontrolle des Anlageverwalters, 

des Fonds und ihrer Verbundenen Unternehmen liegen. 

36.131. Darüber hinaus können der Fonds und seine Verbundenen Unternehmen Vermögenswerte 

in Rechtsordnungen erwerben, in denen andere Rechte an Grundstücken bestehen. Obwohl 

der Anlageverwalter, der Fonds und ihre Verbundenen Unternehmen in der Regel in solchen 
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Rechtsordnungen eine Due-Diligence-Prüfung durchführen, um festzustellen, inwieweit sie 

von solchen Rechten betroffen sein könnten, ist es unter Umständen nicht möglich, die mit 

solchen Ansprüchen verbundenen Risiken zu mindern oder auszuschließen. Darüber hinaus 

kann jede Eigentumsanmeldung in Bezug auf staatlich geschütztes Land, auf dem sich 

Infrastrukturvermögenswerte befinden, den Betrieb dieser Unternehmen beeinträchtigen. 

Käufe von in Schwierigkeiten geratenen Entwicklern 

36.132. Ein Teil der Anlagestrategie des Teilfonds kann den Erwerb von Infrastruktur- und 

infrastrukturbezogenen Vermögenswerten von finanziell angeschlagenen Entwicklern 

umfassen. Unter solchen Umständen kann der Wettbewerb um solche Anlagechancen 

besonders intensiv sein, sofern diese Vermögenswerte im Rahmen von Auktionsverfahren 

zum Verkauf angeboten werden, die von einem Gericht gemäß den lokalen 

Insolvenzverfahren durchgeführt werden. Bei solchen von einem Insolvenzgericht 

beaufsichtigten Auktionen können dem Teilfonds erhebliche Kosten für die Identifizierung, 

Prüfung und den Versuch des Erwerbs potenzieller Anlagen entstehen, die letztlich nicht 

zustande kommen, einschließlich Kosten für Due-Diligence-Prüfungen, Transport, 

langwierige Ausschreibungsverfahren, Rechtskosten und die Honorare anderer externer 

Berater. Die Unmöglichkeit, solche Transaktionen abzuschließen, sowie die Entstehung von 

Kosten aufgrund nicht zustande gekommener Transaktionen können sich nachteilig auf die 

Anlageperformance des Teilfonds auswirken. 

Risiken im Zusammenhang mit digitaler Infrastruktur 

36.133.  Der Teilfonds kann in Unternehmen investieren, die von der Nachfrage nach Mobilfunk- und 

Internetinfrastruktur abhängig sind, darunter Rechenzentren, Makrozellen-Sendemasten, 

Glasfasernetze und Small-Cell-Netze, und kann durch einen Rückgang dieser Nachfrage 

negativ beeinflusst werden. Bei dieser Mobilfunk- und Internetinfrastruktur kann die 

Nachfrage durch verschiedene Faktoren beeinflusst werden, die sich größtenteils der 

Kontrolle des Teilfonds entziehen. Darüber hinaus können neue Technologien, einschließlich 

Verbesserungen bei der Effizienz, Architektur und dem Design von Mobilfunk- oder Cloud-

Netzwerken, die aktuelle und/oder erwartete Nachfrage nach dieser Mobilfunk- und 

Internetinfrastruktur verringern. Schließlich sind diese Unternehmen von der Verfügbarkeit 

elektrischer Energie abhängig, und jegliche Unterbrechungen der Energieversorgung dieser 

Unternehmen können sich nachteilig auf ihre Wertentwicklung auswirken. 

Beendigung von Projektvereinbarungen 

36.134. Projektverträge für Infrastrukturprojekte können unter bestimmten Umständen gekündigt 

werden. Die Entschädigung, auf die die Portfoliounternehmen im Falle einer Kündigung 

Anspruch haben, hängt vom Kündigungsgrund und den Bestimmungen des jeweiligen 

Vertrags ab. In einigen Fällen (z. B. bei Kündigung aufgrund höherer Gewalt) deckt die zu 

zahlende Entschädigung möglicherweise nur die vorrangigen Verbindlichkeiten der 

betreffenden Portfoliogesellschaft ab und reicht möglicherweise nicht aus, um die 

Investition in die Portfoliogesellschaft zurückzuzahlen. In anderen Fällen (z. B. bei Kündigung 

aufgrund eines Ausfalls der Portfoliogesellschaft) deckt der zu zahlende 

Entschädigungsbetrag möglicherweise weder den vollen Betrag der vorrangigen 

Verbindlichkeiten noch den Nennwert der Investition in die Portfoliogesellschaft (oder den 

auf dem Markt für diese Investition gezahlten Betrag) ab. In der Regel verfügen vorrangige 
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Kreditgeber über Sicherheiten an den Entschädigungserlösen. Unter anderen Umständen, 

wie beispielsweise bei einem Ausfall des betreffenden Kunden, würde die Entschädigung 

voraussichtlich die vorrangigen Verbindlichkeiten und die ursprüngliche Rendite der Anlage 

decken, jedoch nicht unbedingt die Beträge, die der Anlageverwalter und seine 

Verbundenen Unternehmen für den Erwerb der Anlage gezahlt haben. Alle vorgenannten 

Szenarien können zum Verlust der Anlage des Teilfonds in der Portfoliogesellschaft führen. 

Umgehungsrisiko 

36.135. Ein Umgehungsrisiko entsteht, wenn sich die Art und Weise, wie eine 

Infrastrukturdienstleistung oder ein Infrastrukturprodukt bereitgestellt wird, ändern 

könnte, wodurch diese weniger attraktiv wird und ein Wettbewerber oder Nutzer dieser 

Dienstleistung oder dieses Produkts sie umgehen könnte. Wenn die Investitionen einem 

Umgehungsrisiko ausgesetzt sind, können ihnen Einnahmen entgehen, und die Cashflows 

können beeinträchtigt werden. Sollte es zudem zu einer Änderung kommen, die 

Infrastrukturvermögenswerte überflüssig macht, hätten diese wahrscheinlich nur sehr 

wenige, wenn überhaupt, alternative ertragsgenerierende Verwendungsmöglichkeiten. 

Risiko strategischer Vermögenswerte 

36.136.  Investitionen in öffentliche Infrastruktur können sich auf Vermögenswerte beziehen, die für 

öffentliche und/oder staatliche Stellen einen erheblichen strategischen Wert darstellen. Die 

Natur dieser Vermögenswerte könnte zusätzliche Risiken mit sich bringen, die in anderen 

Branchen nicht üblich sind. Angesichts ihrer nationalen oder regionalen Bedeutung 

und/oder ihrer Unersetzbarkeit können solche strategischen Vermögenswerte ein erhöhtes 

Risiko für Terroranschläge oder politische Aktionen darstellen. Angesichts der 

systemrelevanten Bedeutung der von öffentlichen Infrastrukturanlagen erbrachten 

Dienstleistungen besteht zudem eine höhere Wahrscheinlichkeit, dass die von solchen 

Anlagen erbrachten Dienstleistungen ständig nachgefragt werden. Sollte ein Eigentümer 

solcher Anlagen diese Dienstleistungen nicht bereitstellen können, können den Nutzern 

dieser Dienstleistungen erhebliche Schäden entstehen, und sie könnten aufgrund der 

Eigenschaften der strategischen Anlagen nicht in der Lage sein, die Versorgung zu ersetzen 

oder solche Schäden zu mindern, wodurch sich potenzielle Verluste aus Ansprüchen Dritter 

gegen ein Portfoliounternehmen aufgrund solcher Ausfälle erhöhen. 

Politische und gesellschaftliche Herausforderungen 

36.137. Infrastrukturanlagen, -unternehmen und -projekte haben oft erhebliche Auswirkungen auf 

die lokalen Gemeinschaften und die umliegende Umwelt. Es ist nicht ungewöhnlich, dass 

groß angelegte Infrastrukturprojekte besonders anfällig für politische und gesellschaftliche 

Herausforderungen sind, was wiederum die Fähigkeit eines Projekts beeinträchtigen kann, 

erforderliche Genehmigungen oder Zulassungen zu erhalten, zu verlängern oder 

aufrechtzuerhalten, und zu erhöhten Compliance-Kosten, der Notwendigkeit zusätzlicher 

Investitionsausgaben oder einer Aussetzung des Projektbetriebs führen kann. So können 

beispielsweise Vorschläge zur Ansiedlung eines bestimmten Infrastrukturprojekts, wie einer 

Brücke, eines Flughafens oder eines Kraftwerks, oder zur Durchführung von 

projektbezogenen Aktivitäten, wie Bohrarbeiten an einem bestimmten Standort, von einer 

Reihe von Parteien angefochten werden, darunter Nichtregierungsorganisationen und 

Interessengruppen, die sich auf angebliche Sicherheitsbedenken, Störungen natürlicher 



  159 
 

Lebensräume für Wildtiere und negative ästhetische Auswirkungen berufen. Bedenken 

können auch hinsichtlich einiger der bei der Gewinnung von natürlichen Ressourcen im 

Zusammenhang mit einem Infrastrukturprojekt eingesetzten Techniken aufkommen, für die 

behördliche Genehmigungen oder Zulassungen erforderlich sein können und die in jüngster 

Zeit in einigen Rechtsordnungen Gegenstand verstärkter Umweltbedenken und öffentlicher 

Widerstände waren. Widerstand in der Bevölkerung kann politischen Druck zur Aufhebung, 

Aussetzung, Einschränkung oder Auferlegung zusätzlicher Beschränkungen für den Betrieb 

erzeugen. Solche Einschränkungen oder Störungen können sich negativ auf den Betrieb der 

Portfoliounternehmen auswirken und/oder deren Investitionsausgaben erhöhen. Dies kann 

sich negativ auf die Renditen des Teilfonds auswirken. 

Regulatorische Risiken  

36.138. Behörden auf allen Ebenen sind aktiv an der Verabschiedung und Durchsetzung von 

Vorschriften beteiligt, die Angelegenheiten betreffen, welche sich auf das Eigentum, die 

Nutzung und den Betrieb von Infrastrukturvermögen auswirken. Die Verabschiedung, 

Auslegung, Änderung und Durchsetzung solcher Vorschriften könnte zu einer Erhöhung der 

Aufwendungen und einer Verringerung der Erträge oder der Rendite führen sowie den Wert 

der Anlagen des Teilfonds nachteilig beeinflussen. Regierungen verfügen über einen 

erheblichen Ermessensspielraum bei der Umsetzung von Vorschriften, die sich auf 

Infrastrukturanlagen auswirken könnten, und da Infrastrukturunternehmen in vielen Fällen 

grundlegende, alltägliche Dienstleistungen erbringen und nur begrenztem Wettbewerb 

ausgesetzt sind, können Regierungen von politischen Erwägungen beeinflusst werden und 

Entscheidungen treffen, die sich nachteilig auf die Anlagen auswirken. 

36.139. Viele der Anlagen können in unterschiedlichem Maße gesetzlichen und regulatorischen 

Anforderungen unterliegen, einschließlich solcher, die von Behörden für Raumordnung, 

Umwelt, Sicherheit, Arbeit sowie anderen regulatorischen oder politischen Stellen auferlegt 

werden. Für solche Anlagen können zahlreiche behördliche Genehmigungen, Lizenzen und 

Zulassungen erforderlich sein, um den Betrieb aufzunehmen und fortzusetzen. Das 

Ausbleiben oder eine Verzögerung bei der Erlangung relevanter Genehmigungen oder 

Zulassungen könnte den Bau oder den Betrieb behindern und zu Geldstrafen oder 

zusätzlichen Kosten für die Projektgesellschaft oder den Teilfonds, zum Verlust der Rechte 

des Teilfonds zur Führung des betroffenen Geschäfts oder zu beidem führen, was in jedem 

Fall erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Anlagen haben könnte. Ist die Fähigkeit des 

Teilfonds, ein Geschäft zu betreiben, von einer Konzession oder einem Pachtvertrag der 

Regierung abhängig, kann diese Konzession oder dieser Pachtvertrag die Fähigkeit des 

Teilfonds einschränken, das Geschäft so zu betreiben, dass Cashflows und Rentabilität 

maximiert werden. Die Auswirkungen dieser Anforderungen auf den Teilfonds können 

dadurch erschwert werden, dass der Teilfonds beabsichtigt, in mehreren Rechtsordnungen 

tätig zu sein. 

Allgemeine Risiken der Energieinfrastruktur 

36.140. Energieinfrastrukturanlagen unterliegen im Allgemeinen den Risiken, die mit dem Besitz und 

dem Betrieb der betreffenden Anlage verbunden sind, darunter (i) Risiken im 

Zusammenhang mit der gesamtwirtschaftlichen Lage im In- und Ausland; (ii) lokale 

Fundamentaldaten des Energiesektors; (iii) Risiken aufgrund der Abhängigkeit vom 

Cashflow; (iv) Risiken und Betriebsprobleme, die sich aus dem Mangel an bestimmten 
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Baumaterialien oder anderen Ressourcen ergeben; (v) Veränderungen bei der Verfügbarkeit 

von Finanzmitteln; (vi) Versorgungsengpässe; (vii) Änderungen der Steuergesetze und -

vorschriften, der Infrastruktur-, Umwelt- und Raumordnungsgesetze und -vorschriften; (viii) 

verschiedene nicht versicherte oder nicht versicherbare Risiken; (ix) Naturkatastrophen; (x) 

die Fähigkeit, die Energieinfrastrukturanlagen zu verwalten und erfolgreich zu veräußern; 

(xi) die Verfügbarkeit und (xii) die Kosten von Fremdkapital. In Bezug auf Anlagen in Aktien 

oder Schuldtiteln sind die Teilfonds weitgehend von der Fähigkeit Dritter abhängig, die 

zugrunde liegenden Vermögenswerte erfolgreich zu betreiben. Es gibt keine Gewähr dafür, 

dass ein liquider Markt für den Wiederverkauf von Anlagen besteht, da Anlagen in 

Energieinfrastruktur-Vermögenswerten im Allgemeinen nicht liquide sind. 

Federal Power Act; staatliche Vorschriften 

36.141.  Investitionen in die Stromerzeugung und die damit verbundene Infrastruktur können 

umfangreichen nicht-US-amerikanischen sowie US-amerikanischen Bundes-, Landes- und 

lokalen Energiegesetzen und -vorschriften in den Vereinigten Staaten und anderen 

Rechtsordnungen unterliegen, in denen die Portfoliounternehmen ansässig sind, 

einschließlich, ohne Einschränkung, in den Vereinigten Staaten, dem Federal Power Act 

(„FPA“), dem Energy Policy Act von 2005, dem Public Utility Holding Company Act von 2005 

(„PUHCA“) und dem Public Utility Regulatory Policies Act. Änderungen der geltenden 

Energiegesetze oder -vorschriften oder der Auslegung oder Anwendung dieser Gesetze und 

Vorschriften könnten zu erhöhten Compliance-Kosten oder der Notwendigkeit zusätzlicher 

Investitionsausgaben führen. Wenn ein Portfoliounternehmen diese Anforderungen nicht 

erfüllt, könnte es zudem zivil- oder strafrechtlich haftbar gemacht und mit Geldstrafen 

belegt werden. 

36.142. Gemäß dem FPA regelt die Federal Energy Regulatory Commission („FERC“) den 

Großhandelsverkauf von Strom und die Stromübertragung im zwischenstaatlichen Handel 

durch „öffentliche Versorgungsunternehmen“ im Sinne des FPA und legt Beschränkungen 

für deren Geschäftstätigkeit fest, darunter unter anderem die Tarif- und 

Unternehmensregulierung, einschließlich des Eigentums und der Veräußerung von unter die 

Zuständigkeit fallenden Vermögenswerten. Das FPA verbietet „öffentlichen 

Versorgungsunternehmen“ (Unternehmen, die Anlagen besitzen oder betreiben, die der 

Zuständigkeit der FERC unterliegen) den Verkauf, die Vermietung oder sonstige 

Veräußerung von unter die Zuständigkeit fallenden Anlagen sowie die Verschmelzung oder 

Konsolidierung solcher Anlagen; den Kauf oder Erwerb von Wertpapieren anderer unter die 

Zuständigkeit fallender öffentlicher Versorgungsunternehmen; sowie den Kauf, die 

Anmietung oder sonstige den Erwerb einer bestehenden Erzeugungsanlage, ohne zuvor die 

Genehmigung der FERC einzuholen. Tarife, Entgelte und sonstige Bedingungen für 

Übertragungsdienstleistungen sowie für den Großhandelsverkauf von Strom durch 

öffentliche Versorgungsunternehmen unterliegen der Regulierung durch die FERC. Nach 

entsprechendem Nachweis erteilt die FERC einem Unternehmen die Genehmigung, den 

Großhandelsverkauf von Strom zu ausgehandelten Preisen auf der Grundlage der 

Marktbedingungen statt zu von der FERC vorab genehmigten kostenbasierten Tarifen 

durchzuführen. Sind bestimmte Bedingungen nicht erfüllt, ist die FERC zudem befugt, diese 

marktbasierte Tarifbefugnis zu widerrufen oder zu ändern und zu verlangen, dass Verkäufe 

auf der Grundlage von Dienstleistungskostentarifen erfolgen. Die FERC ist zudem für die 

Genehmigung und Überwachung des Betriebs privater, kommunaler und staatlicher 

Wasserkraftprojekte zuständig. Die Portfoliounternehmen des Teilfonds, die solche 
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Stromanlagen besitzen, können nach Bundesrecht als „öffentliche 

Versorgungsunternehmen“ gelten und der Regulierung durch die FERC unterliegen, sofern 

sie nicht gesetzlich oder durch die FERC davon ausgenommen sind. Unternehmen, die von 

der FERC die Genehmigung zum Verkauf zu „marktbasierten“ Tarifen erhalten haben, 

werden hier als nicht reguliert bezeichnet; die FERC hat jedoch weiterhin die Zuständigkeit 

für diese Unternehmen und behält die Befugnis, die Genehmigung zum Verkauf zu 

marktbasierten Tarifen zu entziehen und anderweitig erhebliche regulatorische Auflagen zu 

erteilen. 

36.143. Die FERC ist gemäß dem PUHCA zudem befugt, Einsicht in die Bücher und Unterlagen von 

Holdinggesellschaften von Stromversorgungsunternehmen (Unternehmen, die Anlagen zur 

Erzeugung, Übertragung oder Verteilung von elektrischer Energie zum Verkauf besitzen oder 

betreiben) und Gasversorgungsunternehmen (Unternehmen, die Anlagen besitzen oder 

betreiben, die für den Einzelhandelsvertrieb von Erdgas oder synthetischem Gas für 

Heizung, Beleuchtung oder Strom genutzt werden), es sei denn, eine Holdinggesellschaft ist 

davon ausgenommen oder hat eine Ausnahmegenehmigung von der FERC erhalten. Das FPA 

verbietet es Holdinggesellschaften, Wertpapiere von einem Übertragungsunternehmen, 

einem Stromversorgungsunternehmen oder einer unter die Zuständigkeit fallenden 

Holdinggesellschaft zu kaufen, zu erwerben oder zu übernehmen oder mit diesen zu 

fusionieren oder sich mit ihnen zusammenzuschließen, ohne zuvor die Genehmigung der 

FERC einzuholen. 

36.144. Die staatlichen Versorgungskommissionen in den US-Bundesstaaten („PUCs“) verfügen seit 

jeher über weitreichende Befugnisse zur Regulierung sowohl der Tarife als auch der 

finanziellen Aktivitäten von Stromversorgungsunternehmen, die Strom im Einzelhandel 

verkaufen (d. h. den Verkauf von Strom an Endverbraucher), sowie anderer öffentlicher 

Versorgungsunternehmen, die Versorgungsdienstleistungen für die Öffentlichkeit 

erbringen, wie z. B. Wasserversorger und Telekommunikationsdienstleister, und einer Reihe 

weiterer Angelegenheiten im Zusammenhang mit Strom- und anderen öffentlichen 

Versorgungsunternehmen. 

36.145. Auf staatlicher Ebene haben die PUCs die uneingeschränkte Zuständigkeit für öffentliche 

Versorgungsunternehmen in ihren jeweiligen Bundesstaaten, einschließlich der 

Verantwortung für die Genehmigung von Tarifen und anderen Bedingungen, unter denen 

„öffentliche Versorgungsunternehmen“ im Sinne der staatlichen Gesetze Strom im 

Endkundenbereich an Verbraucher verkaufen. Darüber hinaus verlangen die meisten 

staatlichen Gesetze die Genehmigung durch die staatliche Kommission, bevor ein in dem 

Bundesstaat tätiges öffentliches Versorgungsunternehmen Vermögenswerte, einschließlich 

Stromerzeugungs-, -übertragungs- und -verteilungsanlagen, veräußern oder übertragen 

darf. Die meisten staatlichen Gesetze übertragen den PUCs zudem die Befugnis, die 

finanziellen Aktivitäten von Stromversorgungsunternehmen zu regulieren, die in ihren 

Bundesstaaten Strom an Verbraucher verkaufen. Mit Ausnahme begrenzter Fälle nach 

Bundesrecht behalten die Bundesstaaten die Zuständigkeit für die Standortwahl von 

Übertragungsanlagen und verfügen über die volle Befugnis, die Standortwahl von 

Erzeugungsanlagen zu genehmigen. Darüber hinaus haben die Regulierungsbehörden in 

einigen Bundesstaaten die Kontrolle darüber, ob ein „Bedarf“ für den Bau von Erzeugungs- 

oder Übertragungsanlagen besteht. Die Bundesstaaten können auch die Zuständigkeit für 

den Standort und den Bau von Stromerzeugungsanlagen und anderen öffentlichen 

Versorgungsanlagen sowie in bestimmten Situationen für die Ausgabe von Wertpapieren 
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und den Verkauf oder die sonstige Übertragung von Vermögenswerten durch diese Anlagen 

geltend machen. 

Natural Gas Act & Interstate Commerce Act; staatliche Vorschriften 

36.146.  Der Transport von Erdöl und Erdgas sowie damit verbundene Infrastrukturinvestitionen 

können umfangreichen nicht-amerikanischen sowie US-amerikanischen Bundes-, Landes- 

und lokalen Energiegesetzen und -vorschriften in den Vereinigten Staaten und anderen 

Rechtsordnungen unterliegen, in denen die Portfoliounternehmen ansässig sind, darunter 

unter anderem in den Vereinigten Staaten der Natural Gas Act („NGA“), dem Natural Gas 

Policy Act von 1978, dem Outer Continental Shelf Lands Act und dem Interstate Commerce 

Act („ICA“). Änderungen der geltenden Energiegesetze oder -vorschriften oder der 

Auslegung oder Anwendung dieser Gesetze und Vorschriften könnten zu erhöhten 

Compliance-Kosten oder der Notwendigkeit zusätzlicher Investitionsausgaben führen. 

Wenn ein Portfoliounternehmen diese Anforderungen nicht erfüllt, könnte es zudem zivil- 

oder strafrechtlich haftbar gemacht und mit Geldstrafen belegt werden. 

36.147. Gemäß dem NGA regelt die FERC den Bau von zwischenstaatlichen Transport- und 

Speicheranlagen durch zwischenstaatliche Erdgasleitungen. Sie regelt die Tarife, 

Bedingungen und Konditionen für den Transport von Erdgas im zwischenstaatlichen Handel, 

nicht jedoch die Erdgasware selbst, einschließlich der Förderung, der Sammlung oder des 

Großhandelsverkaufs von Erdgas. Die Vorschriften der FERC für den zwischenstaatlichen 

Erdgastransport können unter bestimmten Umständen auch den innerstaatlichen Transport 

von Erdgas beeinflussen. Obwohl die Erdgaspreise derzeit nicht reguliert sind, war der 

Kongress in der Vergangenheit im Bereich der Erdgasgesetzgebung aktiv. Es lässt sich nicht 

vorhersagen, ob neue Gesetze zur Regulierung von Erdgas vorgeschlagen werden, welche 

Vorschläge, falls überhaupt, tatsächlich vom Kongress oder den verschiedenen staatlichen 

Gesetzgebern verabschiedet werden könnten und welche Auswirkungen, falls überhaupt, 

die Vorschläge auf die Anlagen des Teilfonds haben könnten. 

36.148. Gemäß dem ICA reguliert die FERC den zwischenstaatlichen Transport und die Lagerung von 

Öl, Kondensat und Erdgasflüssigkeiten sowie die Geschäftsbedingungen. 

Staatenübergreifende Pipelines, die der Zuständigkeit der FERC unterliegen, müssen einen 

Tarif bei der FERC hinterlegen, und Änderungen des Tarifs müssen von der FERC genehmigt 

werden, um in Kraft zu treten. Derzeit gibt es keine bundesweiten Preiskontrollen für die 

Ölförderung sowie den Verkauf von Öl, Kondensat und Erdgasflüssigkeiten durch eine 

Portfoliogesellschaft. Es kann jedoch nicht garantiert werden, dass der Kongress nicht zu 

irgendeinem Zeitpunkt Kontrollen einführen wird. 

36.149. Die Bundesstaaten regulieren derzeit weder die Preise an der Bohrlochquelle noch üben sie 

andere ähnliche direkte wirtschaftliche Regulierungsmaßnahmen aus; es kann jedoch nicht 

ausgeschlossen werden, dass sie dies in Zukunft tun werden. Diese 

Regulierungsmaßnahmen könnten dazu führen, dass die Erdgasmengen, die aus 

Bohrlöchern gefördert werden können, aus denen wir Zahlungen erhalten, begrenzt 

werden, und dass die Anzahl der Bohrlöcher oder Bohrstandorte, die erschlossen werden 

können, eingeschränkt wird. Die Bundesstaaten regulieren den Einzelhandelsverkauf von 

Erdgas an Kunden in ihrem jeweiligen Bundesstaat, einschließlich der Festlegung von Tarifen 

für die Gasverteilung und der Methoden, mit denen Gasversorgungsunternehmen die 

Kosten für das im Namen der Kunden gekaufte Gas decken. Die meisten Bundesstaaten 

verlangen eine behördliche Genehmigung für Finanzierungen, Aktienverkäufe, 
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Vermögensübertragungen oder Akquisitionen, an denen in ihrem Bundesstaat tätige 

Erdgasversorgungsunternehmen beteiligt sind. Ähnliche Vorschriften können auch in 

anderen Nicht-US-Ländern gelten, in denen Investitionen getätigt werden. 

Annahmen zur erwarteten Rendite 

36.150.  Der Teilfonds investiert in Vermögenswerte auf der Grundlage bestimmter Annahmen 

hinsichtlich der mit der Anlage verbundenen Rendite- und Risikoprofile. Das tatsächliche 

Risiko und die tatsächliche Rendite der Anlagen können von den Annahmen des 

Anlageverwalters und seiner Verbundenen Unternehmen abweichen und sich nachteilig auf 

die Wertentwicklung des Teilfonds auswirken. Ein Infrastruktur-Vermögenswert entwickelt 

sich möglicherweise nicht wie erwartet. Die voraussichtlichen Kosten für Verbesserungen, 

die erforderlich sind, um eine erworbene Anlage auf den am Markt etablierten Standard zu 

bringen, können die veranschlagten Beträge übersteigen. Infrastrukturprojekte stützen sich 

auf umfangreiche und detaillierte Finanzmodelle, die Schätzungen oder Prognosen der 

Investitions-Cashflows liefern. Es besteht das Risiko, dass Fehler in den Annahmen oder der 

Methodik eines Finanzmodells dazu führen, dass die tatsächlichen Ergebnisse davon 

abweichen. Unter solchen Umständen können die durch die Anlage erzielten Renditen 

geringer ausfallen als erwartet, und es kann nicht garantiert werden, dass die tatsächlichen 

Investitions-Cashflows die angegebene Zielrendite erreichen. 

36.151. Infrastrukturinvestitionen unterliegen in der Regel einer komplexen Reihe von 

Rechtsdokumenten und Verträgen. Daher kann das Risiko von Streitigkeiten über die 

Auslegung und Durchsetzbarkeit von Rechtsdokumenten oder Verträgen höher sein als bei 

anderen Kapitalbeteiligungen. Darüber hinaus kann ein Portfoliounternehmen Ansprüchen 

Dritter (öffentlicher oder privater Art) ausgesetzt sein, darunter Umweltansprüche, 

Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit Akquisitionen oder Veräußerungen, Ansprüche 

auf Arbeitnehmerentschädigung sowie Verluste Dritter im Zusammenhang mit der 

Unterbrechung der Erbringung von Infrastrukturdienstleistungen durch einen 

Infrastrukturanbieter. Ferner ist es nicht ungewöhnlich, dass Infrastrukturvermögen 

Rechtsstreitigkeiten mit Interessengruppen ausgesetzt ist, die bestimmte 

Infrastrukturprojekte, gegen die sie sind, behindern wollen. Sollten Anlagen des Teilfonds in 

wesentliche oder langwierige Rechtsstreitigkeiten verwickelt werden, könnten die 

Prozesskosten und die drohende oder auferlegte Haftung erhebliche nachteilige 

Auswirkungen auf den Teilfonds haben. 

Potenzielle Risiken aus ausländischen Übernahmen von US-amerikanischer „kritischer 

Infrastruktur“  

36.152. Soweit der Teilfonds auf Investitionen in kritische Infrastruktur in den Vereinigten Staaten 

ausgerichtet ist, könnten anhängige oder künftige Gesetzesvorhaben, sofern sie in Kraft 

treten, dazu führen, dass der Anteil solcher Infrastrukturinvestitionen, die (direkt oder 

indirekt) von nicht-US-amerikanischen Anlegern gehalten werden dürfen, begrenzt wird. 

Sollten verabschiedete Gesetze die Beteiligungen von Nicht-US-Anlegern an solchen 

Infrastruktur-Vermögenswerten beschränken und könnten diese Beschränkungen nicht 

durch eine Ausgliederung der Nicht-US-Anleger umgangen werden, könnte der 

Komplementär verpflichtet sein, zusätzliche Beschränkungen für Übertragungen zu 

erlassen, um zu verhindern, dass der Anteil der Nicht-US-Anleger an bestimmten 

Vermögenswerten des Teilfonds diese Beschränkungen überschreitet. Solche 
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Beschränkungen könnten die Veräußerung der betroffenen Anlagen erschweren, da der 

Kreis potenzieller Käufer zwangsläufig begrenzt wäre. Ähnliche Risiken können in Bezug auf 

kritische und andere Arten von Infrastruktur- oder Immobilienanlagen in anderen 

Rechtsordnungen entstehen, in denen der Teilfonds investiert und in denen vergleichbare 

Regelungen für ausländische Direktinvestitionen bestehen. 

Potenzielle Risiken aus dem Erwerb australischer Vermögenswerte durch ausländische 

Investoren 

36.153. Soweit der Teilfonds auf Anlagen in Australien abzielt, schränkt die derzeitige Gesetzgebung 

den Anteil bestimmter solcher Anlagen, die (direkt oder indirekt) von nicht-australischen 

Anlegern (insbesondere nicht-australischen staatlichen Anlegern) gehalten werden dürfen, 

sowie die Übertragung von Beteiligungen an solchen Anlagen (direkt oder indirekt) an nicht-

australische Anleger ein. Soweit der Teilfonds auf Anlagen in Australien ausgerichtet ist und 

sich aus der geltenden Gesetzgebung Beschränkungen ergeben, die nicht-australische 

Beteiligungen (insbesondere Beteiligungen nicht-australischer Regierungen) an solchen 

Vermögenswerten einschränken, und diese Beschränkungen nicht durch die Abschirmung 

nicht-australischer Anleger (insbesondere nicht-australische staatliche Investoren) 

ausgeklammert werden oder nicht Gegenstand staatlich erlassener Ausnahmen von der 

Anwendung australischer Beschränkungen für ausländische Direktinvestitionen sind, kann 

der Komplementär verpflichtet sein, zusätzliche Beschränkungen für die Übertragung 

bestimmter Vermögenswerte des Teilfonds an bestimmte nicht-australische Investoren 

(insbesondere nicht-australische staatliche Investoren) zu verhängen. Solche 

Beschränkungen und Begrenzungen können die Veräußerung der betroffenen Anlagen 

erschweren, da der Kreis potenzieller Käufer zwangsläufig begrenzt wäre. 

Bestimmte Eigentumsbeschränkungen 

36.154.  Viele Rechtsordnungen schränken ausländische Investitionen in Infrastrukturvermögen ein. 

So werden beispielsweise in bestimmten Ländern Infrastrukturinvestitionen überwiegend 

über bestimmte zugelassene und benannte Einrichtungen getätigt, was die 

Anlagemöglichkeiten erheblich einschränkt. Ebenso räumen die geltenden US-Gesetze dem 

Präsidenten der Vereinigten Staaten die Befugnis ein, den Erwerb von US-Unternehmen 

durch ausländische Personen zu blockieren, wenn dieser Erwerb die nationale Sicherheit zu 

gefährden droht. Solche Beschränkungen könnten die Fähigkeit des Teilfonds einschränken, 

in bestimmte Unternehmen zu investieren, oder ihm aufwändige Meldepflichten, operative 

Einschränkungen oder Verzögerungen bei der Verfolgung und dem Abschluss von 

Transaktionen auferlegen. Diese Vorschriften können zu (i) neuen oder verlängerten 

behördlichen Prüfungen (einschließlich der Auswirkungen der Investition auf die nationale 

und/oder wirtschaftliche Sicherheit) und/oder behördlichen oder aufsichtsrechtlichen 

Genehmigungen; (ii) neue oder verlängerte Meldefristen vor dem Abschluss einer 

Investition; und (iii) zusätzliche Beschränkungen und Verbote hinsichtlich des Eigentums, 

der Verwaltung und des Betriebs von Infrastrukturvermögenswerten oder -unternehmen 

durch ausländische Personen. Infolgedessen können dem Anlageverwalter und seinen 

Verbundenen Unternehmen erhebliche Verzögerungen und Kosten entstehen oder ihnen 

eine bestimmte Investition gänzlich untersagt werden, was sich insgesamt nachteilig auf die 

Fähigkeit des Teilfonds auswirken könnte, seine Anlageziele zu erreichen. Darüber hinaus 

können solche Beschränkungen die Syndizierung oder den Verkauf von Infrastruktur-

Vermögenswerten an Käufer verhindern. Ferner könnte die politische Aufmerksamkeit im 
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Zusammenhang mit einer potenziellen Transaktion die staatliche Kontrolle verstärken. Neue 

Gesetze in einem Land könnten andere Länder dazu veranlassen, im Namen der nationalen 

Sicherheit entsprechende Vorschriften für ausländische Investitionen in bestimmte 

Vermögenswerte zu erlassen, was eine entsprechende Einschränkung der Fähigkeit des 

Anlageverwalters und seiner Verbundenen Unternehmen zur Tätigung von Investitionen in 

solchen Ländern zur Folge haben könnte. 

Technische Risiken 

36.155. Investitionen können operativen und technischen Risiken unterliegen, darunter dem Risiko 

von mechanischen Ausfällen, der Nichteinhaltung von Konstruktionsspezifikationen, 

Arbeits- und sonstigen Betriebsunterbrechungen sowie anderen unvorhergesehenen 

Ereignissen, die sich nachteilig auf den Betrieb auswirken. Obwohl ein 

Portfoliounternehmen bestrebt ist, seine Investitionen angemessen zu versichern, kann 

nicht garantiert werden, dass solche Risiken ganz oder teilweise gemindert werden können 

oder dass relevante Vertragspartner, sofern vorhanden, ihren Verpflichtungen 

nachkommen werden. Ein Betriebsausfall kann zum Verlust einer Lizenz, einer Konzession 

oder eines Vertrags führen, von dem eine Investition abhängt, und kann dem Ruf der 

Investition und/oder eines Portfoliounternehmens schaden. 

36.156. Die langfristige Rentabilität eines Infrastrukturprojekts hängt nach dessen Fertigstellung 

teilweise vom effizienten Betrieb und der Instandhaltung der Anlagen ab. Ineffizienter 

Betrieb und Instandhaltung sowie, in bestimmten Infrastruktursektoren, versteckte Mängel 

an erworbenen Infrastrukturanlagen können sich nachteilig auf die finanziellen Erträge eines 

Portfoliounternehmens auswirken. 

Ausfall der physischen Infrastruktur 

36.157.  Der Teilfonds kann in Unternehmen investieren, die darauf angewiesen sind, ihren Kunden 

äußerst zuverlässige Dienstleistungen zu erbringen. Jeder Ausfall der physischen 

Infrastruktur oder der Angebote von Anlagen des Teilfonds kann zu erheblichen Kosten und 

Störungen führen, die die Einnahmen der Kunden aus solchen Anlagen verringern und den 

geschäftlichen Ruf sowie die Finanzergebnisse dieser Kunden beeinträchtigen könnten, was 

sich auf die Renditen dieser Anlagen auswirken kann. Es ist zu erwarten, dass die 

Vermögenswerte der Anlagen Ausfällen aufgrund zahlreicher Faktoren ausgesetzt sind, 

darunter: menschliches Versagen, Ausfall von Geräten, physische, elektronische und 

Cybersicherheitsverletzungen, Feuer, Erdbeben, Hurrikane, Überschwemmungen, Tornados 

und andere Naturkatastrophen, extreme Temperaturen, Wasserschäden, 

Glasfaserunterbrechungen, Stromausfälle, terroristische Handlungen, Sabotage und 

Vandalismus sowie Ausfälle von Geschäftspartnern, die Netzwerkkonnektivität 

bereitstellen. 

36.158. Probleme bei einem oder mehreren Infrastruktur-Vermögenswerten des Teilfonds, 

unabhängig davon, ob diese im Einflussbereich des Teilfonds liegen oder nicht, könnten zu 

Dienstunterbrechungen oder erheblichen Schäden an der Ausrüstung führen. Darüber 

hinaus sind die Anlagen des Teilfonds wahrscheinlich von Internetdienstanbietern, 

Telekommunikationsanbietern und anderen Website-Betreibern abhängig, von denen 

einige in der Vergangenheit erhebliche Systemausfälle und Stromausfälle erlebt haben. 
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36.159. Sollten diese Dienstleister aus irgendeinem Grund die erforderlichen Dienstleistungen nicht 

erbringen, könnte dies erhebliche negative Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit, die 

Finanzlage und die Ertragslage des Unternehmens haben. 

Arbeitsbeziehungen 

36.160. Bestimmte Investmentgesellschaften verfügen möglicherweise über gewerkschaftlich 

organisierte Belegschaften oder Mitarbeiter, die unter einen Tarifvertrag fallen, wodurch 

die Geschäftstätigkeit und die Arbeitsbeziehungen dieser Investmentgesellschaften 

komplexen Gesetzen und Vorschriften unterliegen könnten. Darüber hinaus könnten der 

Geschäftsbetrieb und die Rentabilität eines Anlageunternehmens beeinträchtigt werden, 

wenn es zu Problemen im Bereich der Arbeitsbeziehungen kommt. Nach Ablauf der 

Tarifverträge eines Anlageunternehmens ist es möglicherweise nicht in der Lage, neue 

Tarifverträge zu für es günstigen Bedingungen auszuhandeln, und sein Geschäftsbetrieb an 

einem oder mehreren seiner Standorte könnte infolge von Arbeitskonflikten oder 

Schwierigkeiten und Verzögerungen bei der Neuverhandlung seiner Tarifverträge 

unterbrochen werden. Ein Arbeitsausfall an einem oder mehreren Standorten einer 

Anlagegesellschaft könnte sich wesentlich nachteilig auf deren Geschäftstätigkeit, 

Ertragslage und Finanzlage auswirken. Derartige Probleme können zudem die Fähigkeit des 

Teilfonds beeinträchtigen, seine Anlageziele umzusetzen. 

36.161. Bei der Übertragung von Dienstleistungen vom öffentlichen in den privaten Sektor besteht 

die Gefahr von Arbeitskampfmaßnahmen zum Zeitpunkt der Übertragung sowie möglicher 

anhaltender Arbeitskonflikte. Die Übertragung von Dienstleistungen vom öffentlichen in 

den privaten Sektor kann die Einhaltung bestehender Tarifverträge erfordern. Doch selbst 

wenn diese Vereinbarungen eingehalten werden, ist es stets möglich, dass es aufgrund 

wahrgenommener Veränderungen in der Beziehung zwischen der bestehenden Belegschaft 

und den privaten Eigentümern zu Arbeitskampfmaßnahmen kommt. Viele 

Infrastrukturanlagen beschäftigen gewerkschaftlich organisierte Arbeitskräfte. Zu den 

Risiken im Zusammenhang mit der Beschäftigung von Personal, einschließlich 

gewerkschaftlich organisierter Arbeitskräfte, zählen Streiks, Reputationsschäden, 

Arbeitskonflikte, Arbeitsniederlegungen und andere unvorhergesehene Ereignisse, die sich 

nachteilig auf den Betrieb auswirken können. 

Gesundheit und Sicherheit 

36.162. Gesundheit und Sicherheit stellen einen wesentlichen Risikobereich beim Betrieb und der 

Instandhaltung vieler Infrastrukturanlagen dar. Kosten, die durch die Nichtgewährleistung 

der Gesundheit und Sicherheit von Arbeitnehmern in sowie Nutzern von 

Infrastrukturanlagen entstehen, könnten sich nachteilig auf den Teilfonds auswirken. Der 

physische Standort, der Bau, die Instandhaltung und der Betrieb von Infrastrukturanlagen 

bergen Gesundheits- und Sicherheitsrisiken für die Beteiligten oder Personen in der 

Umgebung der Anlage. Der Bau und die Instandhaltung von Infrastrukturanlagen können zu 

Körperverletzungen, Arbeitsunfällen und sogar zum Tod führen. Sollte sich ein Unfall im 

Zusammenhang mit einer oder mehreren Anlagen im Portfolio des Teilfonds ereignen, 

könnte der Teilfonds für Schäden oder Entschädigungen haftbar sein, soweit dieser Verlust 

nicht durch bestehende Versicherungspolicen gedeckt ist. 
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36.163. Gesundheits- und Sicherheitsbedenken und/oder Unfälle könnten auch zu einer 

(vorübergehenden oder langfristigen) Einstellung des Betriebs einer Anlage führen, was die 

Erträge des Teilfonds aus dieser Anlage verringern würde. Die Haftung für Schäden oder 

Entschädigungen im Zusammenhang mit Unfällen und/oder der Einstellung des Betriebs 

könnte sich wesentlich nachteilig auf den Teilfonds auswirken. 

36.164. Der Energiesektor (wie viele andere Sektoren auch) ist mit Menschenrechtsverletzungen 

konfrontiert, die eingedämmt werden müssen. In jüngster Zeit haben Gesetzgeber 

Maßnahmen ergriffen, die darauf abzielen, Fälle moderner Sklaverei (einschließlich 

Zwangsarbeit) in Lieferketten zu bekämpfen. So gibt es in den Vereinigten Staaten zahlreiche 

Vorschriften, die sich auf Zwangsarbeit konzentrieren (einschließlich des Tariff Act von 1930, 

Pub. L. Nr. 71-361 (17. Juni 1930), geändert durch den Trade Facilitation and Trade 

Enforcement Act von 2015, Pub. L. Nr. 114-125 (24. Februar 2016), das Gesetz zur 

Verlängerung des Schutzes von Opfern des Menschenhandels von 2017, Pub. L. Nr. 115-427 

(9. Januar 2019)) sowie den Nationalen Aktionsplan des Weißen Hauses zur Bekämpfung des 

Menschenhandels (Dez. 2021). Bezeichnenderweise wurde das Gesetz zur Verhinderung 

von Zwangsarbeit der Uiguren (Public Law Nr. 117-78) (UFLPA) am 23. Dezember 2021 

verabschiedet und trat am 21. Juni 2022 in Kraft. Das UFLPA begründet eine widerlegbare 

Vermutung, dass Waren, die ganz oder teilweise in Xinjiang, China, oder von einem 

Unternehmen auf der UFLPA-Entity-Liste abgebaut, produziert oder hergestellt wurden, 

gemäß 19 U.S.C. § 1307 für die Einfuhr in die USA verboten sind. Die US-Zoll- und 

Grenzschutzbehörde (CBP) hat aktiv Waren beschlagnahmt, und Unternehmen überprüfen 

ihre Lieferketten genau, um einer Beschlagnahmung von Waren zuvorzukommen. Die EU 

erwägt die Einführung einer verpflichtenden Sorgfaltspflicht in Bezug auf Menschenrechte 

und Umwelt, die auch die Sorgfaltspflicht hinsichtlich Verstöße gegen Schutzbestimmungen 

gegen moderne Sklaverei (einschließlich in Bezug auf Zwangsarbeit und Menschenhandel) 

umfassen würde. Diese Maßnahmen kommen zu den bestehenden Meldepflichten hinzu 

(und in einigen Fällen zur Durchführung einer Sorgfaltsprüfung in Bezug auf Fragen der 

modernen Sklaverei, die für verschiedene Unternehmen aufgrund bereits bestehender 

Gesetzgebung im Vereinigten Königreich, in Australien, der Schweiz, Norwegen, Frankreich 

und Deutschland gelten). 

36.165. Diese gesetzlichen Entwicklungen können zu einer verstärkten Überprüfung der 

Portfoliomanagementpraktiken des Teilfonds in Bezug auf Fragen im Zusammenhang mit 

moderner Sklaverei (einschließlich Zwangsarbeit) führen und, je nach geltender 

Gesetzgebung, Reputationsrisiken oder Geldstrafen (sowohl strafrechtlicher als auch 

verwaltungsrechtlicher Art) und/oder andere Sanktionen nach sich ziehen. Dieses Risiko 

kann durch die Einführung geeigneter Richtlinien und Prozesse des Anlageverwalters 

(einschließlich der Due Diligence von Drittanbietern von Dienstleistungen/Ausrüstung) 

sowie durch die Sicherstellung geeigneter Richtlinien für Portfoliounternehmen und 

Gegenparteien gemindert werden. 

L. Risiken im Zusammenhang mit Infrastruktur-Vermögenswerten – Erneuerbare 

Energien  

Projekte im Bereich erneuerbare Energien 

36.166. Anlagen in Projekte im Bereich erneuerbare Energien, einschließlich, aber nicht beschränkt 

auf Solarenergie, Onshore-Windkraft, Offshore-Windkraft und andere Technologien im 

Bereich erneuerbarer Energien wie Wasserkraft und Geothermie, Bioenergie sowie 
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Energiespeicherung und natürliche Klimalösungen, unterliegen allen Risiken, die für den 

Besitz von Infrastruktur im Bereich erneuerbarer Energien, von mit dieser Infrastruktur 

verbundenen Vermögenswerten und von Infrastrukturinvestitionen im Allgemeinen 

relevant sind, und viele dieser Risikofaktoren könnten zu Schwankungen bei Nutzung, 

Aufwendungen und Erträgen führen, wodurch der Wert der Anlagen sinken und die 

Renditen des Teilfonds negativ beeinflusst werden könnten. 

36.167. Darüber hinaus unterliegen Vermögenswerte im Bereich erneuerbare Energien der 

Energieregulierung und erfordern für ihren Betrieb staatliche Lizenzen und Genehmigungen 

sowie den Betrieb in einem stark regulierten Strommarkt, der regelmäßigen regulatorischen 

Änderungen unterliegt. Das Versäumnis, die Genehmigungen und Zulassungen im 

Zusammenhang mit den Anlagen zu erhalten, aufrechtzuerhalten oder einzuhalten, sowie 

die daraus resultierende Unfähigkeit, die Projekte abzuschließen oder Strom aus ihnen zu 

erzeugen, könnte zusätzlich zum Risiko von Mehrkosten, Geldbußen und Strafen die Rendite 

der Portfoliounternehmen aus den Vermögenswerten erheblich und nachteilig 

beeinträchtigen. Projekte im Bereich der erneuerbaren Energien erfordern zudem 

erhebliche Ausgaben für die Entwicklung, den Bau und die Inbetriebnahme der Projekte, 

bevor die Anlagen Erträge generieren, sowie laufende, langfristige Ausgaben für Betrieb und 

Wartung, damit die Projekte zuverlässig die erwarteten Erträge erzielen können. 

36.168. Der Erfolg eines jeden Projekts im Bereich der erneuerbaren Energien hängt zum Teil vom 

anhaltenden Wachstum des weltweiten Marktes für saubere Technologien ab. Obwohl für 

diese Märkte ein rasantes Wachstum prognostiziert wird, kann keine Gewähr dafür 

übernommen werden, dass dies tatsächlich eintritt. Sollten diese Märkte nicht weiter 

wachsen oder langsamer wachsen als prognostiziert oder sollte die Infrastruktur ein 

möglicherweise eintretendes Wachstum nicht wirksam unterstützen, könnten die 

Geschäftstätigkeit, die Aussichten, die Finanzlage und der Betrieb des Teilfonds erheblich 

beeinträchtigt werden. Das wirtschaftliche Potenzial des Marktes für saubere Technologien 

bleibt ungewiss. 

36.169. Darüber hinaus ist die Energiebranche einem zunehmenden Wettbewerbsdruck ausgesetzt, 

der in erster Linie auf Verbraucheranforderungen, technologische Fortschritte, 

Privatisierungen und andere Faktoren zurückzuführen ist. In dem Maße, in dem der 

Wettbewerbsdruck zunimmt und die Preisgestaltung sowie der Verkauf von 

Energieprodukten zunehmend die Merkmale eines wettbewerbsorientierten oder 

anderweitig unregulierten Geschäfts annehmen, kann die wirtschaftliche Lage von 

Projekten oder Unternehmen, in die der Teilfonds investieren kann, zunehmend unter Druck 

geraten. Für Eigentümer von Energieinfrastruktur-Vermögenswerten könnte es zudem 

zunehmend schwieriger werden, langfristige Beschaffungs- oder Verkaufsvereinbarungen 

mit Vertragspartnern auszuhandeln, was sich auf ihre Rentabilität und finanzielle Stabilität 

auswirken könnte. 

Projektrisiken 

36.170. Infrastrukturanlagen können eine begrenzte Kunden- und Lieferantenbasis aufweisen. 

Sollten Kunden oder Lieferanten ihren vertraglichen Verpflichtungen nicht nachkommen 

oder sollte eine Regierung die zugrunde liegenden Vermögenswerte enteignen oder die 

Förderregelungen für erneuerbare Energien rückwirkend ändern, könnten erhebliche 

Einnahmen wegfallen und nicht mehr ersetzt werden. Eine begrenzte Anzahl von 

Lieferanten (beispielsweise im Fall von Offshore-Windenergie in Bezug auf die Beschaffung 
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von Turbinen) oder Risiken in der Lieferkette würden ebenfalls zu erhöhten Projektkosten 

führen. Dies würde die Rentabilität der Anlage und den Wert von Wertpapieren oder 

anderen Instrumenten beeinträchtigen, die im Zusammenhang mit solchen Anlagen 

ausgegeben wurden. Infrastrukturprojekte können stark vom Entwickler, den 

Ausrüstungslieferanten und dem Betreiber der Anlagen abhängig sein. So gibt es 

beispielsweise nur eine begrenzte Anzahl von Entwicklern, Ausrüstungslieferanten und 

Betreibern, die über das erforderliche Fachwissen verfügen, um Offshore-Windprojekte 

erfolgreich zu warten und zu betreiben. Der Ausfall eines Entwicklers, 

Ausrüstungslieferanten oder Betreibers für ein Infrastrukturprojekt des Teilfonds könnte 

den finanziellen Erfolg des Projekts erheblich beeinträchtigen und sich wesentlich nachteilig 

auf die Anlage auswirken. Ebenso könnte die Insolvenz eines Hauptauftragnehmers, eines 

wichtigen Subunternehmers und/oder eines wichtigen Ausrüstungslieferanten zu 

erheblichen Bauverzögerungen, Projektunterbrechungen und zusätzlichen Kosten führen, 

was sich wesentlich nachteilig auf die Wertentwicklung der Anlage auswirken könnte. 

Risiken im Zusammenhang mit der Stilllegung 

36.171. Am Ende der wirtschaftlichen Lebensdauer einer Anlage zur Erzeugung erneuerbarer 

Energien können die Eigentümer gegenüber dem jeweiligen Grundstückseigentümer zur 

Stilllegung des Projekts verpflichtet sein. Bislang liegen nur begrenzte Informationen und 

Erfahrungen hinsichtlich der Stilllegung und des Rückbaus von Kraftwerken, Anlagen 

und/oder Infrastrukturen vor, insbesondere im Bereich der erneuerbaren Energien. Im 

Rahmen dieser Verpflichtung kann ein Stilllegungsplan im Voraus vereinbart werden, und es 

ist gängige Praxis von Eigentümern und Investoren, eine angemessene Prognose der 

Stilllegungskosten in das Finanzmodell aufzunehmen und Rückstellungen zur Deckung 

dieser Kosten vor dem prognostizierten Ende der wirtschaftlichen Lebensdauer des Projekts 

zu bilden. In einigen Fällen kann der Grundstückseigentümer vom Teilfonds auch verlangen, 

eine Garantie zur Absicherung der Stilllegungsverpflichtungen zu stellen. Die 

voraussichtlichen Stilllegungskosten werden von einem unabhängigen Dritten ermittelt, 

doch können diese Kosten von den prognostizierten Beträgen abweichen und den Wert der 

Anlage erheblich beeinflussen. 

36.172. Dementsprechend wird der Anlageverwalter Rückstellungen für Stilllegungskosten bilden, 

doch können die tatsächlichen Stilllegungskosten eines bestimmten Projekts von den im 

jeweiligen Finanzmodell prognostizierten Kosten abweichen. Darüber hinaus können solche 

Demontage-, Entsorgungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen zu zusätzlichen 

unvorhergesehenen Kosten führen, die von der Anlage im Bereich erneuerbare Energien zu 

tragen sind. Sollte eines dieser Risiken eintreten, kann die Wertentwicklung der 

betreffenden Anlage im Bereich erneuerbare Energien beeinträchtigt werden, was 

wiederum erhebliche negative Auswirkungen auf die Rendite des Teilfonds haben kann. 

Risiken im Zusammenhang mit dem Besitz von Infrastruktur für erneuerbare Energien 

36.173. Eine Anlage in den Teilfonds unterliegt bestimmten Risiken, die mit dem Besitz von 

Infrastruktur für erneuerbare Energien und damit verbundenen Vermögenswerten im 

Allgemeinen verbunden sind, darunter: zunehmender Wettbewerbsdruck innerhalb der 

Energiebranche, vor allem infolge von Verbraucheranforderungen, technologischen 

Fortschritten, Privatisierungen und anderen Faktoren; die Belastungen durch den Besitz von 

Infrastruktur für erneuerbare Energien; lokale, nationale und internationale wirtschaftliche 
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Bedingungen; die Nachfrage nach und das Angebot an Dienstleistungen im Zusammenhang 

mit erneuerbaren Energieinfrastrukturen sowie der Zugang zu diesen; die finanzielle Lage 

der Nutzer und Anbieter von Vermögenswerten im Bereich der erneuerbaren 

Energieinfrastruktur; Änderungen der Zinssätze und der Verfügbarkeit von Finanzmitteln, 

die den Kauf, Verkauf oder die Refinanzierung von Vermögenswerten im Bereich der 

erneuerbaren Energieinfrastruktur erschweren oder unmöglich machen können; 

Änderungen von Gesetzen, einschließlich des Umweltrechts, sowie von Vorschriften, 

Planungsgesetzen und anderen staatlichen Regelungen; Umweltansprüche, die sich aus 

erneuerbaren Energieinfrastrukturen ergeben, die mit nicht offengelegten oder 

unbekannten Umweltproblemen erworben wurden oder für die unzureichende 

Rückstellungen gebildet wurden; Änderungen der Energiepreise; Änderungen der Fiskal- 

und Geldpolitik; nicht versicherte Schadensfälle; unterversicherte oder nicht versicherbare 

Verluste, wie Ereignisse höherer Gewalt und terroristische Handlungen; sowie andere 

Faktoren, die außerhalb der zumutbaren Kontrolle des Teilfonds liegen. Viele dieser 

Faktoren könnten zu Schwankungen bei Nutzung, Aufwendungen und Erträgen führen, 

wodurch der Wert der Anlagen sinkt und die Renditen des Teilfonds negativ beeinflusst 

werden könnten. Für Eigentümer von Energieinfrastrukturanlagen könnte es zudem 

zunehmend schwieriger werden, langfristige Beschaffungs- oder Verkaufsverträge mit 

Vertragspartnern auszuhandeln, was sich auf ihre Rentabilität und finanzielle Stabilität 

auswirken könnte. 

Technologierisiko – Projekte im Bereich erneuerbare Energien 

36.174. Bei Projekten im Bereich erneuerbare Energien bestehen verschiedene technologische 

Risiken, darunter das Risiko, dass neue Technologien nicht zuverlässig funktionieren, sowie 

das Risiko, dass nachfolgende Projekte effizienter sind und bestehende Projekte in einen 

Wettbewerbsnachteil bringen. Ein auffälliges Merkmal des Marktes für erneuerbare 

Energien ist die wirtschaftliche Schwäche der Technologieanbieter, insbesondere auf dem 

Markt für Solarmodule, sodass diese ein hohes Kreditrisiko darstellen und möglicherweise 

nicht in der Lage sind, Ansprüche aus Gerätegarantien zu erfüllen. Obwohl ein wesentliches 

Merkmal des Marktes für erneuerbare Energien die rasch sinkenden Gerätekosten war, gibt 

es keine Garantie dafür, dass sich dieser Trend fortsetzen wird. Sollte er sich fortsetzen, 

könnten neue Projekte gegenüber älteren Projekten einen erheblichen Kostenvorteil haben. 

36.175. Zwar strebt der Teilfonds an, in bewährte Technologien zu investieren, doch besteht das 

Risiko, dass die Technologie Herstellungs- oder andere Mängel aufweist oder dass die 

Technologie bei der Anwendung auf die jeweilige erneuerbare Energiequelle nicht geeignet 

ist. Dieses Risiko wird teilweise durch den Einsatz von Festpreis-Bauverträgen mit 

Leistungsgarantien, die durch Vertragsstrafen abgesichert sind, gemindert, obwohl keine 

Gewähr dafür besteht, dass diese Bedingungen in Zukunft in Bauverträgen verfügbar sein 

werden. 

Technologierisiko – Offshore-Windenergie 

36.176. Im Bereich der Offshore-Windenergie bestehen verschiedene technologische Risiken, 

insbesondere in Bezug auf schwimmende Offshore-Windkraftanlagen, eine schnell 

wachsende Technologie, die sich noch in der Kommerzialisierungsphase befindet. Es besteht 

daher das Risiko, dass neue Technologien nicht zuverlässig funktionieren, nicht für den 

gesamten Prognosezeitraum für den vorgesehenen Zweck verfügbar sind oder die 
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prognostizierte Effizienz nicht erreichen oder aufrechterhalten können, sowie das Risiko, 

dass nachfolgende Projekte effizienter sind und bestehende Projekte in einen 

Wettbewerbsnachteil bringen. 

Risiko im Zusammenhang mit Stromabnahmeverträgen 

36.177. Unternehmen, die sich an Projekten im Bereich erneuerbare Energien beteiligen, schließen 

häufig einen Stromabnahmevertrag („PPA“) über die Abnahme von Strom ab. Zahlungen 

von Stromabnehmern an solche Projekte gemäß ihren jeweiligen PPA können den Großteil 

der Cashflows dieser Unternehmen oder Projekte ausmachen. Es kann nicht garantiert 

werden, dass einzelne oder alle Stromabnehmer ihre Verpflichtungen aus ihren PPAs 

erfüllen werden oder dass ein Stromabnehmer nicht in Konkurs geht oder dass im Falle eines 

solchen Konkurses seine Verpflichtungen aus dem jeweiligen PPA nicht von einem 

Konkursverwalter abgelehnt werden. Es bestehen zusätzliche Risiken im Zusammenhang mit 

den PPAs, einschließlich des Eintritts von Ereignissen, die außerhalb der Kontrolle eines 

Stromabnehmers liegen und ihn von seiner Verpflichtung entbinden können, die von einem 

Unternehmen oder Projekt erzeugte Energie anzunehmen und zu bezahlen. Die 

Nichterfüllung der Verpflichtungen eines Stromabnehmers aus einem 

Stromabnahmevertrag oder die Kündigung eines solchen Vertrags kann erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf ein Portfoliounternehmen oder ein Projekt haben. Bislang 

wurden viele Stromabnahmeverträge von nationalen Regierungen bereitgestellt (durch 

feste Tarife oder andere Formen der Subventionierung). Es gibt keine Garantie dafür, dass 

Regierungen zuvor vereinbarte Tarife beibehalten, und keine Garantie dafür, dass solche 

Tarife auch weiterhin für neue Projekte angeboten werden. 

 Preise für erneuerbare Energien 

36.178. Die aus den Investitionen erzielten Erlöse werden wahrscheinlich durch den Preis für Strom 

aus anderen Brennstoffquellen beeinflusst, der in der Vergangenheit volatil war und 

voraussichtlich auch weiterhin volatil sein wird und starken Schwankungen unterliegt, die 

auf Faktoren wie die folgenden zurückzuführen sind: (i) relativ geringfügige Veränderungen 

bei Angebot und Nachfrage nach Öl, Gas oder Kohle; (ii) Marktunsicherheit; (iii) politische 

Bedingungen in internationalen Rohstoffförderregionen; (iv) dem Umfang der inländischen 

Produktion und der Einfuhr von Öl, Gas oder Kohle in bestimmten relevanten Märkten; (v) 

der Höhe der Verbrauchernachfrage; (vi) den Wetterbedingungen; (vii) der 

Wettbewerbsposition von Öl, Gas oder Kohle als Energiequelle im Vergleich zu anderen 

Energiequellen; (viii) der branchenweiten Raffinerie- oder Verarbeitungskapazität für Öl, 

Gas oder Kohle; (ix) die Auswirkungen ausländischer bundesstaatlicher, staatlicher und 

lokaler Vorschriften auf die Produktion, den Transport und den Verkauf von Rohstoffen; und 

(x) Umfang und Art der überschüssigen Stromerzeugungskapazitäten in einem Marktgebiet. 

Die Marktpreise dieser Energierohstoffe können je nach einer Vielzahl von Faktoren, die 

außerhalb der Kontrolle des Anlageverwalters oder des Teilfonds liegen, erheblich 

schwanken, einschließlich, jedoch nicht beschränkt auf Wetterbedingungen, in- und 

ausländische Angebot und Nachfrage, Ereignisse höherer Gewalt, Gesetzesänderungen, 

staatliche Vorschriften, Preise und Verfügbarkeit alternativer Brennstoffe und 

Energiequellen, internationale politische Bedingungen, einschließlich derjenigen im Nahen 

Osten, Maßnahmen der Organisation erdölexportierender Länder (und anderer Öl- und 

Erdgas produzierender Nationen) sowie die allgemeinen wirtschaftlichen Bedingungen. 
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36.179. Nach der Errichtung werden Investitionen in erneuerbare Energien und deren 

Wirtschaftlichkeit hauptsächlich durch das Gleichgewicht zwischen Betriebs- und 

Wartungskosten einerseits und den Einnahmen aus Subventionen für erneuerbare Energien 

(sofern vorhanden), Strompreisen und dem Preis etwaiger damit verbundener grüner 

Zertifikate andererseits beeinflusst. Die Strommarktpreise werden durch das Gleichgewicht 

von Angebot und Nachfrage beeinflusst und können in Zeiten eines Überangebots negativ 

werden. Der für die Zukunft erwartete erhebliche Anstieg der Kapazitäten zur Erzeugung 

intermittierender erneuerbarer Energie könnte die Strompreise künftig volatiler machen 

und weitere Änderungen der für Erzeugungsprojekte geltenden Vorschriften und 

Regelungen erforderlich machen. 

36.180. Projekte im Bereich erneuerbare Energien sind langfristige Vermögenswerte mit einer 

langen wirtschaftlichen Lebensdauer, die oft zwanzig (20) Jahre übersteigt. Während 

Verkaufsverträge, Stromabnahmeverträge (PPAs) und Einspeisevergütungen, die den 

Terminverkauf von Strom und/oder Umweltgutschriften untermauern, oft eine kurzfristige 

Festlegung des Preises für Energie und/oder Umweltgutschriften vorsehen, wird ein Projekt 

im Bereich saubere Energie wahrscheinlich verpflichtet sein, Strom oder 

Umweltgutschriften zu den dann geltenden Marktpreisen zu verkaufen und/oder neue 

Verkaufsverträge mit festen Preislaufzeiten anzustreben. 

36.181. Bei seinen Anlageentscheidungen stützt sich der Anlageverwalter zwangsläufig auf 

Marktprognosen hinsichtlich der Terminpreise für Strom und Umweltgutschriften oder 

gleichwertige Instrumente. Es kann nicht garantiert werden, dass diese Prognosen 

zutreffend sind, und sollten die Erlöse letztlich geringer ausfallen als prognostiziert, werden 

auch die Renditen der Anlagen geringer ausfallen. In bestimmten Märkten wird Strom auch 

auf Spotmärkten verkauft, die ständigen Schwankungen unterliegen. 

36.182. Der Teilfonds kann in Projekte und Konzessionen investieren, deren Erträge von den 

Strompreisen abhängen, und die Renditen aus Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 

Energien können durch Änderungen des Marktpreises für Strom, die Kosten für das 

Management von Intermittenzrisiken sowie Änderungen der Verfügbarkeit und der 

Gebühren für den Anschluss an die Stromverteilungs- und -übertragungsnetze in allen 

Märkten, in denen der Teilfonds operative Vermögenswerte hält, beeinflusst werden. Der 

Marktpreis für Strom ist volatil und wird von einer Vielzahl von Faktoren beeinflusst. 

Während einige der Portfoliounternehmen möglicherweise für einen bestimmten Zeitraum 

von Festpreisvereinbarungen profitieren, können andere Einnahmen haben, die auf den 

aktuellen Strompreisen basieren. 

Ressource 

36.183. Technologien zur Erzeugung erneuerbarer Energien, insbesondere Wind-, Solar-, Wasser- 

und Deponiegas, erfordern eine Bewertung der erneuerbaren Ressourcen. Wenn 

beispielsweise bei Wind-, Solar- oder Wasserkraft weniger Wind, Sonne oder Wasser zur 

Verfügung steht als erwartet, kann ein Projekt eine geringere Rendite erzielen als 

ursprünglich prognostiziert. Die tatsächliche jährliche Windgeschwindigkeit oder 

Sonneneinstrahlung kann schwanken, was zu langfristig niedrigeren Durchschnittswerten 

als erwartet führt, mit entsprechenden Auswirkungen auf die erzeugte Strommenge. 

Windgeschwindigkeiten, die deutlich höher sind als erwartet, könnten zu Zeiträumen 

führen, in denen der Wind zu stark ist, als dass die Windkraftanlagen sicher Strom erzeugen 

könnten, was zu einer geringeren Stromerzeugung führen könnte. Es besteht zudem das 
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Risiko von Wetterzyklen, in denen die für die Energieerzeugung an der jeweiligen Anlage für 

erneuerbare Energien erforderlichen Wetterbedingungen fehlen. Prognosen zur 

Energieausbeute basieren weitgehend auf historischen Klimadaten und bestimmten 

computergestützten Simulationen/Berechnungen. Es besteht das Risiko, dass sich solche 

Prognosen aufgrund meteorologischer Messfehler, der Zuverlässigkeit des Prognosemodells 

oder von Fehlern in den dem Prognosemodell zugrunde gelegten Annahmen als ungenau 

erweisen. Insbesondere können extreme Wetterbedingungen zu größeren Abweichungen 

von den historisch erfassten Daten führen. Im Falle von Deponiegas wird die 

Methanproduktion aus einer Deponie im Laufe der Zeit zurückgehen. Das Ausmaß dieses 

Rückgangs und die Lebensdauer des Feldes lassen sich nur schwer abschätzen. Zusätzlich zu 

den langfristigen Ressourcenmengen unterliegen erneuerbare Ressourcen, insbesondere 

Wind- und Wasserkraft und in geringerem Maße Solarenergie, jährlichen Schwankungen. Es 

besteht das Risiko, dass ein Projekt zur Erzeugung erneuerbarer Energie nicht genügend 

Cashflow generiert, um seine Schulden zu bedienen und/oder eine Rendite zu erzielen, und 

wenn ein Rückgang der Ressourcenmengen früh in der Lebensdauer eines Projekts eintritt, 

sind die Auswirkungen auf die prognostizierten Renditen größer. 

Ausrüstung und Dienstleistungen 

36.184. Die Erträge des Teilfonds hängen von der Verfügbarkeit und der Betriebsleistung der 

Ausrüstung ab, die im Zusammenhang mit den Infrastrukturanlagen in seinem Portfolio 

verwendet wird, einschließlich, aber nicht beschränkt auf Solaranlagen und Offshore-

Windanlagen, wie beispielsweise Solarmodule. Selbst wenn solche Ausrüstung verfügbar ist, 

kann es vorkommen, dass die Beschaffungsprozesse des Anlageverwalters es dem Teilfonds 

nicht gestatten, diese Ausrüstung zu erwerben, beispielsweise aufgrund von Bedenken, die 

während der Due-Diligence-Prüfung der Lieferkette aufgeworfen wurden. Ein Teil dieser 

Anlagen befindet sich im Eigentum des Projekts bzw. wird von diesem gewartet, ein anderer 

Teil wird voraussichtlich von Dritten betrieben bzw. gewartet. Ein Defekt, ein Serienfehler 

oder ein mechanischer Ausfall der Anlagen oder ein Unfall, der zu einer Verschlechterung 

der Betriebsleistung der Anlagen und der Verfügbarkeit dieser Anlagen führt, kann sich 

direkt auf die Erlöse und die Rentabilität dieser Anlage auswirken. Sollte der Zugang zu 

Ersatz- oder Austauschteilen durch deren Einstellung der Produktion eingeschränkt sein, 

könnte sich die geplante Betriebsdauer der Anlagen verkürzen. Der Anlageverwalter muss 

eine Schätzung der Betriebskosten und der Nichtverfügbarkeit von Anlagen in die 

Finanzprognosen einbeziehen, die mit der Beratung durch Dritte im Einklang steht. Es 

besteht das Risiko, dass Abweichungen zwischen den tatsächlichen und den 

prognostizierten Kosten bestehen. Die Auswirkungen eines Ausfalls oder Defekts der für den 

Betrieb der Vermögenswerte verwendeten Anlagen auf den Teilfonds sollten in dem Maße 

gemindert werden, in dem der Teilfonds von etwaigen Gewährleistungen oder Garantien 

eines Anlagenlieferanten profitiert. Die Auswirkungen eines Ausfalls oder Defekts der für 

den Betrieb der Vermögenswerte verwendeten Anlagen auf den Teilfonds sollten in dem 

Maße gemindert werden, in dem der Teilfonds von etwaigen Gewährleistungen oder 

Garantien eines Anlagenlieferanten profitiert. 

Windparks 

36.185. Die Erträge des Teilfonds hängen von der Verfügbarkeit und der Betriebsleistung der 

Anlagen ab, die im Zusammenhang mit den Windparks in seinem Portfolio verwendet 

werden, wie z. B. Getriebe, Rotorblätter, Transformatoren, Feldkabel, Übertragungskabel, 
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Fundamente und Umspannwerke (sowohl onshore als auch offshore). Ein Teil dieser 

Anlagen befindet sich im Eigentum des Projekts bzw. wird von diesem gewartet, während 

ein anderer Teil wahrscheinlich im Eigentum Dritter steht bzw. von diesen gewartet wird. 

Ein Defekt, ein Serienfehler oder ein mechanischer Ausfall der Anlagen oder ein Unfall, der 

zu einer Verschlechterung der Betriebsleistung einer Windkraftanlage und der Verfügbarkeit 

dieser Anlagen führt, kann sich direkt auf die Erträge und die Rentabilität dieses Windparks 

auswirken. Sollte der Zugang zu Ersatz- oder Austauschteilen durch deren Einstellung der 

Produktion eingeschränkt sein, könnte sich die geplante Betriebsdauer der 

Windkraftanlagen verkürzen. Der Anlageverwalter wird eine Schätzung der Betriebskosten 

und der Nichtverfügbarkeit der Turbinen in seine Modellierung der Windparks im Rahmen 

der Finanzprognosen einbeziehen, in Übereinstimmung mit der Beratung durch Dritte. Es 

besteht das Risiko, dass Abweichungen zwischen den tatsächlichen und den 

prognostizierten Kosten bestehen. Die Auswirkungen eines Ausfalls oder Defekts der für den 

Betrieb seiner Windparks verwendeten Anlagen auf den Teilfonds sollten in dem Maße 

gemindert werden, in dem der Teilfonds von etwaigen Gewährleistungen oder Garantien 

eines Anlagenlieferanten profitiert. Die Auswirkungen eines Ausfalls oder Defekts der für 

den Betrieb seiner Windparks verwendeten Anlagen auf den Teilfonds sollten in dem Maße 

gemindert werden, in dem der Teilfonds von etwaigen Gewährleistungen oder Garantien 

eines Anlagenlieferanten profitiert. 

Schätzungen zur Windenergieerzeugung basieren auf historischen Windmessungen 

36.186. Historische Windgeschwindigkeiten sind möglicherweise nicht repräsentativ für zukünftige 

Windgeschwindigkeiten. Saisonale und jährliche Schwankungen können sich ebenfalls 

nachteilig auf die Renditen des Teilfonds aus seinen Windkraftanlagen auswirken. In der 

Regel waren Windparks auf ein günstiges rechtliches und regulatorisches Umfeld 

angewiesen, um gegenüber thermischen Stromanbietern wettbewerbsfähig zu bleiben, 

obwohl sich dies in einigen Märkten derzeit ändert. Jede nachteilige Änderung der 

rechtlichen oder regulatorischen Rahmenbedingungen in Ländern, in denen sich die 

Windparkanlagen des Teilfonds befinden, kann die Erträge des Teilfonds aus diesen Anlagen 

verringern. Ebenso können die Erträge aus Windparkanlagen durch Änderungen der 

Abrechnungsgrundlagen für Strom oder der Grundlagen, auf denen die Anlagen des 

Teilfonds für den Anschluss an das Stromverteilungsnetz in den Märkten, in denen der 

Teilfonds tätig ist, abgerechnet werden, beeinträchtigt werden. Systemische Fehler in der 

von den Windparks, in die der Teilfonds investiert, eingesetzten Technologie können sich 

ebenfalls negativ auf die Erträge des Teilfonds aus diesen Anlagen auswirken. Wenn 

Windparkprojekte eine teurere Art der Stromerzeugung darstellen als alternative 

Erzeugungstechnologien, sind sie wahrscheinlich auf ein förderliches regulatorisches 

Umfeld angewiesen. In Ländern, in denen sich die Windkraftanlagen des Teilfonds befinden, 

können regulatorische Änderungen die Erträge des Teilfonds aus diesen Anlagen verringern. 

36.187. Insbesondere Offshore-Windkraftanlagen unterliegen der Energieregulierung und erfordern 

staatliche Lizenzen und Genehmigungen für ihre Entwicklung, ihren Bau und ihren Betrieb 

sowie den Betrieb in stark regulierten Strommärkten, die regelmäßigen regulatorischen 

Änderungen unterliegen. Das Versäumnis, die Genehmigungen und Zulassungen im 

Zusammenhang mit den Investitionen zu erhalten, aufrechtzuerhalten oder einzuhalten, 

und die daraus resultierende Unfähigkeit, die Projekte abzuschließen oder Strom aus ihnen 

zu erzeugen, könnte zusätzlich zum Risiko von Mehrkosten, Geldbußen und Strafen die 

Rendite der Portfoliounternehmen aus den Anlagen erheblich und nachteilig beeinflussen. 



  175 
 

Offshore-Windprojekte erfordern zudem erhebliche Ausgaben für die Entwicklung, den Bau 

und die Inbetriebnahme der Projekte, bevor die Anlagen Erträge generieren, sowie 

laufende, langfristige Ausgaben für Betrieb und Wartung, damit die Projekte zuverlässig die 

erwarteten Erträge erzielen können. 

Solar 

36.188. Wie bei Windparks basieren die Schätzungen zur Solarstromproduktion auf historischen 

Messungen. Historische Strahlungsmessungen sind möglicherweise nicht repräsentativ für 

die zukünftige Solarstromproduktion, unter anderem aufgrund von Veränderungen der 

Umweltbedingungen, einschließlich Bewölkung und Luftverschmutzung. Saisonale und 

jährliche Schwankungen können ebenfalls die Renditen des Teilfonds aus seinen 

Solarstromanlagen beeinflussen. Solarstromprojekte werden zunehmend ohne 

nennenswerte Subventionen entwickelt, und es besteht das Risiko, dass bestehende 

Subventionen in Ländern, in denen sie noch bestehen, schrittweise abgeschafft werden. 

36.189. Darüber hinaus weisen Solaranlagen zwar nur wenige bewegliche Teile auf und sind in der 

Regel über lange Zeiträume mit geringem Wartungsaufwand in Betrieb, doch werden bei 

der Stromerzeugung durch Photovoltaik (PV) Solarmodule verwendet, die aus einer Reihe 

von Solarzellen bestehen, welche PV-Material enthalten. Diese Module unterliegen im Laufe 

der Zeit einer Degradation, da sie den Witterungseinflüssen ausgesetzt sind und eine 

elektrische Ladung führen, wodurch sie entsprechend altern. Zudem bringt die 

Sonnenstrahlung, die Solarstrom erzeugt, Wärme mit sich, die dazu führen kann, dass sich 

die Komponenten eines PV-Solarmoduls verändern und die Sonneneinstrahlung weniger 

effektiv einfangen können. Es besteht das Risiko eines Ausfalls der Anlagen aufgrund von 

Verschleiß, Konstruktionsfehlern oder Bedienungsfehlern in Bezug auf jede PV-Anlage, und 

dieser Ausfall könnte unter anderem die Renditen des Teilfonds beeinträchtigen. 

36.190. Jede nachteilige Änderung des rechtlichen oder regulatorischen Umfelds in Ländern, in 

denen sich die Solarstromanlagen des Teilfonds befinden, kann die Renditen des Teilfonds 

aus diesen Anlagen verringern. 

Bioenergie 

36.191. Das Hauptrisiko für die Renditen aus Bioenergieanlagen besteht in der Verfügbarkeit 

geeigneter pflanzlicher Brennstoffe und dem Anstieg der Kosten für solche Brennstoffe. 

Sollten geeignete Brennstoffe knapp werden oder aus anderen Gründen teurer in der 

Beschaffung werden, könnte dies die Renditen des Teilfonds aus Bioenergieanlagen 

beeinträchtigen. Wenn Bioenergieprojekte eine teurere Form der Stromerzeugung 

darstellen als alternative Erzeugungstechnologien, sind sie wahrscheinlich auf ein 

förderliches regulatorisches Umfeld angewiesen. In Ländern, in denen sich die Bioenergie-

Vermögenswerte des Teilfonds befinden, können regulatorische Änderungen die Renditen 

des Teilfonds aus diesen Vermögenswerten verringern. 

Geothermie 

36.192. Es gibt nur wenige Standorte, an denen geothermische Kraftwerke gebaut werden können, 

da geeignete heiße Gesteinsschichten in geeigneten Bohrtiefen erforderlich sind. Diese 

Einschränkung kann umfangreiche Erkundungsarbeiten erfordern, die sehr kostspielig und 

zeitaufwendig sein können und letztlich möglicherweise nicht erfolgreich sind, was sich 
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negativ auf die Renditen des Teilfonds auswirken kann. Die Menge an geothermischer 

Energie an einem Betriebsstandort kann schwanken, was sich negativ auf die Renditen des 

Teilfonds auswirken kann. Wenn geothermische Projekte eine teurere Methode der 

Stromerzeugung darstellen als alternative Erzeugungstechnologien, sind sie wahrscheinlich 

auf ein förderliches regulatorisches Umfeld angewiesen. In Ländern, in denen sich die 

geothermischen Vermögenswerte des Teilfonds befinden, können regulatorische 

Änderungen die Renditen des Teilfonds aus diesen Vermögenswerten verringern. 

Wasserkraftprojekte 

36.193. Die Effizienz der Wasserkraftwerke hängt von einem gleichmäßigen Durchfluss und einer 

konstanten Fließgeschwindigkeit des durch die Turbinen fließenden Wassers ab. 

Dementsprechend besteht das Hauptrisiko für die Renditen aus Kleinwasserkraftwerken 

neben dem Strompreisrisiko und dem Technologierisiko in einem Rückgang der erzeugten 

Strommenge aufgrund einer Verringerung der Fließgeschwindigkeit. Diese Verringerung der 

Fließgeschwindigkeit könnte unter anderem durch Sedimentablagerungen oder Korrosion 

der Turbinen verursacht werden. Laufwasserkraftwerke verfügen über keine Möglichkeit, 

Wasser zu speichern, um bei vermindertem Flussabfluss als Reserve zu dienen, und sind 

daher dem Risiko ausgesetzt, dass geringere Niederschläge oder ein erhöhter 

Wasserverbrauch durch andere Nutzer die Stromerzeugung und die Erträge 

beeinträchtigen. 

Rohstoffe 

36.194. Einige Technologien zur Erzeugung erneuerbarer Energie, insbesondere Biomasse, 

benötigen Rohstoffe zur Stromerzeugung. Die Menge und der Preis der verfügbaren 

Rohstoffe unterliegen Schwankungen, und Unterbrechungen in der Lieferkette können 

erhebliche Auswirkungen auf beides haben. Eine Verringerung des Angebots oder ein 

Anstieg der Kosten für Rohstoffe wird die Wertentwicklung dieser Art von Anlagen erheblich 

beeinträchtigen. 

Auswirkungen der laufenden Veränderungen in der Stromversorgungsbranche 

36.195. Bestimmte Investitionen können in Projekte und Portfoliounternehmen fließen, die in 

direktem Zusammenhang mit Stromversorgungsunternehmen stehen, und in den meisten 

Fällen sind diese Versorgungsunternehmen die Endkunden für den Strombezug aus 

Projekten im Bereich erneuerbarer Energien. Der Betrieb von Projekten im Bereich 

erneuerbare Energien findet häufig an Standorten statt, die weit vom Stromübertragungs- 

und -verteilungsnetz entfernt sind, was oft eine Netzanbindung und -verstärkung 

erforderlich macht. In vielen Märkten ist die Stromversorgungsbranche einem 

zunehmenden Wettbewerbsdruck ausgesetzt, vor allem auf den Großhandelsmärkten, was 

auf Verbraucheranforderungen, technologische Fortschritte, eine größere Verfügbarkeit 

von Erdgas und andere Faktoren zurückzuführen ist. Es kann nicht garantiert werden, dass: 

(i) bestehende Vorschriften für Stromversorgungsunternehmen nicht überarbeitet oder neu 

ausgelegt werden, insbesondere solche, die ihnen Verpflichtungen zum Kauf von Strom aus 

erneuerbaren Energien auferlegen; (ii) keine neuen Gesetze und Vorschriften verabschiedet 

werden oder für Stromversorgungsunternehmen gelten; (iii) sich die von diesen 

Versorgungsunternehmen zur Erfüllung aktueller und künftiger regulatorischer 

Anforderungen ausgewählten Technologien und Anlagen im Laufe der Zeit nicht wesentlich 
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ändern; (iv) die erforderlichen Netzanbindungen und -verstärkungen zur Gewährleistung 

einer unterbrechungsfreien Stromerzeugung rechtzeitig und zu angemessenen Kosten 

durchgeführt werden; oder (v) die geschäftliche und finanzielle Lage dieser 

Versorgungsunternehmen nicht wesentlich und nachteilig durch solche künftigen 

Änderungen oder Neuauslegungen von Gesetzen und Vorschriften (einschließlich des 

möglichen Verlusts von Ausnahmeregelungen) oder durch die Nichteinhaltung solcher 

aktuellen und künftigen Gesetze und Vorschriften beeinträchtigt wird. 

Netzrisiko 

36.196. Die Anlagen des Teilfonds müssen an das Verteilungs- oder Übertragungsnetz angeschlossen 

sein, um ihre Energieproduktion verkaufen zu können. Daher ist der Teilfonds 

wahrscheinlich auf Stromübertragungsanlagen im Besitz Dritter angewiesen, um den von 

seinen Anlagen erzeugten Strom zu verkaufen. Aufgrund des fortschreitenden Ausbaus 

erneuerbarer Energien besteht ein erhöhtes Risiko von Einspeisebeschränkungen und 

Netzausfällen, wodurch sich die Strommenge verringert, die ein Projekt exportieren kann, 

was wiederum die von einem Projekt in einem bestimmten Zeitraum erzielten Erlöse 

mindert. In der Regel ist der Teilfonds weder Eigentümer der Übertragungs- oder 

Verteilungsanlagen noch in der Lage, diese zu kontrollieren, mit Ausnahme derjenigen, die 

für den Anschluss seiner Vermögenswerte an das Stromnetz erforderlich sind. 

Dementsprechend muss ein Wind- oder Solarpark über die erforderlichen 

Anschlussvereinbarungen verfügen und deren Bedingungen einhalten, um eine mögliche 

Trennung oder Abschaltung des betreffenden Anschlusspunkts zu vermeiden. 

36.197. Darüber hinaus kann der Teilfonds im Falle eines Ausfalls der Übertragungs- oder 

Verteilungsanlagen, der nicht auf ein Verschulden des Verteilungs- oder 

Übertragungsnetzbetreibers zurückzuführen ist, möglicherweise seinen Strom nicht 

verkaufen, was sich erheblich nachteilig auf die Renditen des Teilfonds auswirken könnte. 

Die Umstände, unter denen gegebenenfalls eine Entschädigung zu zahlen wäre, sind 

begrenzt, und die zu zahlende Beträge dürften kaum ausreichen, um etwaige 

Einnahmeausfälle zu decken. 

36.198. Darüber hinaus können Entwicklungsprojekte auch dem Risiko ausgesetzt sein, keinen 

Netzanschluss zu erhalten, was sich erheblich auf ihren Wert auswirken kann. Diese Risiken 

können die Renditen des Teilfonds beeinträchtigen. Der Teilfonds muss alle damit 

verbundenen Kosten und etwaige Auswirkungen auf den Zeitplan für den Anschluss von 

Projekten (sofern zutreffend) berücksichtigen sowie die Einhaltung der Richtlinien und 

Vorschriften in Bezug auf die Netzanbindung sicherstellen. 

M. Risiken, die spezifisch für Sekundärinvestitionen und integrierte Fonds gelten 

Aufwand für zusätzliche Kosten und Ressourcen 

36.199. Die Kosten und Ressourcen, die zur Prüfung der wirtschaftlichen, steuerlichen und 

rechtlichen Aspekte von Sekundärinvestitionen erforderlich sind, können höher sein als bei 

Primärinvestitionen. 
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Allgemeine Risiken von Sekundärinvestitionen 

36.200. Die Gesamtperformance von Sekundärinvestitionen hängt weitgehend vom gezahlten 

Kaufpreis ab, der auf der Grundlage unvollständiger oder ungenauer Informationen 

ausgehandelt worden sein kann. Bestimmte Sekundärinvestitionen können als Portfolio 

erworben werden; in solchen Fällen ist es dem Anlageverwalter oder seinen Verbundenen 

Unternehmen unter Umständen nicht möglich, diejenigen Investitionen aus solchen Käufen 

herauszulösen, die der Anlageverwalter oder seine Verbundenen Unternehmen (aus 

wirtschaftlichen, steuerlichen, rechtlichen oder sonstigen Gründen) als weniger attraktiv 

erachten. Erwirbt der Teilfonds eine Sekundärinvestition, haben der Anlageverwalter oder 

seine Verbundenen Unternehmen in der Regel nicht die Möglichkeit, die 

Gründungsdokumente dieser Investition (z. B. Kommanditgesellschaftsverträge) zu ändern 

oder anzupassen oder anderweitig die wirtschaftlichen Bedingungen der zu erwerbende 

Anteile auszuhandeln. Darüber hinaus kann der Teilfonds die Möglichkeit haben, an „Stapled 

Secondaries“ teilzunehmen (z. B. einem Sekundärmarktkauf einer bestehenden 

Kommanditanteilbeteiligung und einer entsprechenden Verpflichtung gegenüber einem 

neuen, in Gründung befindlichen Fonds, der von demselben Anlageverwalter gesponsert 

wird). In bestimmten Fällen kann der Erwerb der Beteiligung an dem neuen Fonds weniger 

attraktiv sein als der Erwerb einer bestehenden Kommanditistenbeteiligung auf dem 

Sekundärmarkt. In solchen Fällen ist es dem Teilfonds möglicherweise nicht möglich, 

diejenigen Anlagen von solchen Käufen auszuschließen, die der Anlageverwalter oder seine 

Verbundenen Unternehmen (aus wirtschaftlichen, steuerlichen, rechtlichen oder anderen 

Gründen) als weniger attraktiv erachten. 

Marktbedingungen für Sekundärinvestitionen 

36.201. Das Angebot und folglich die Preisgestaltung von Sekundärinvestitionen hängen von einer 

Reihe von Faktoren ab, die durch die allgemeinen Bedingungen auf den globalen 

Finanzmärkten negativ beeinflusst werden können, darunter die Geschwindigkeit, mit der 

solche Portfoliogesellschaften Kapital einsetzen können, die Wertentwicklung und der Wert 

der von Portfoliogesellschaften gehaltenen Anlagen sowie die Fähigkeit dieser 

Portfoliogesellschaften, ihre eigenen Anlagen zu veräußern, zu rekapitalisieren und/oder zu 

refinanzieren, um Kapital an ihre Anleger zurückzuzahlen. Höhere Bewertungen sowie eine 

erhöhte Liquidität und Kapitalrückflüsse auf dem Markt für private Kreditinvestitionen 

können dazu führen, dass dem Teilfonds weniger attraktive Anlagechancen zur Verfügung 

stehen. Darüber hinaus wurde in den letzten Jahren eine stetig wachsende Zahl von 

Sekundärinvestitionsfonds und anderen Kapitalpools gegründet, die auf den Sekundärsektor 

ausgerichtet sind (und viele dieser bestehenden Fonds haben erheblich an Größe 

gewonnen), und es ist davon auszugehen, dass in Zukunft zusätzliches Kapital in diesen 

Sektor fließen wird. Andere derzeit bestehende oder künftig gegründete Investmentfonds 

und andere Institutionen könnten einen besseren Zugang zu 

Sekundärinvestitionsmöglichkeiten und eine größere Fähigkeit zur Durchführung von 

Investitionen haben als der Teilfonds oder andere Renditekriterien als der Teilfonds 

anwenden, was ihnen jeweils einen Wettbewerbsvorteil verschaffen würde. 

Illiquidität von Sekundärinvestitionen 

36.202. Es gibt keinen etablierten Markt für Sekundärinvestitionen, und obwohl das 

Verkaufsvolumen von Sekundärinvestitionen zugenommen hat, ist nicht zu erwarten, dass 
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sich ein liquider Markt entwickelt. Der Teilfonds geht im Allgemeinen davon aus, dass es ihm 

aus vertraglichen, rechtlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen untersagt ist, Anteile an 

Anlagen ohne die erforderlichen Zustimmungen zu verkaufen oder zu übertragen. Es kann 

nicht garantiert werden, dass der Teilfonds, sollte er sich entschließen, eine bestimmte 

Anlage ganz oder teilweise zu veräußern, diese Anlage zum aktuellen Marktpreis veräußern 

könnte, und es besteht das Risiko, dass die Veräußerung einer solchen Anlage einen 

längeren Zeitraum in Anspruch nimmt. Diese Risiken können durch Veränderungen der 

Finanzlage oder der Geschäftsaussichten der Anlagen, Veränderungen der nationalen oder 

internationalen Wirtschaftslage sowie durch Änderungen von Gesetzen, Vorschriften, der 

Finanzpolitik oder der politischen Lage in den Ländern, in denen die Anlagen ansässig sind 

oder ihre Geschäftstätigkeit ausüben, weiter erhöht werden. 

Eventualverbindlichkeiten im Zusammenhang mit Sekundärtransaktionen 

36.203. Erwirbt der Teilfonds eine Sekundäranlage, kann er die mit dieser Beteiligung verbundenen 

Eventualverbindlichkeiten übernehmen. Genauer gesagt: Hat der Verkäufer 

Ausschüttungen aus der betreffenden Sekundäranlage erhalten und fordert der betreffende 

Portfoliofonds anschließend einen Teil dieser Ausschüttungen zurück, kann der Teilfonds 

(als Erwerber der Beteiligung, auf die diese Ausschüttungen entfallen) verpflichtet sein, 

einen Betrag in Höhe dieser Ausschüttungen an die betreffende Sekundäranlage zu zahlen. 

Zwar kann der Teilfonds seinerseits möglicherweise Ansprüche gegen den Verkäufer der 

Beteiligung wegen der an die Sekundäranlage gezahlten Beträge geltend machen, es kann 

jedoch nicht garantiert werden, dass der Teilfonds ein solches Recht hat oder mit einem 

solchen Anspruch Erfolg haben wird. 

Begrenzte Selektivität der Anlagen 

36.204. Der Teilfonds kann bestimmte Sekundäranlagen als Gruppe erwerben. Bestimmte Anlagen 

innerhalb der Gruppe können weniger attraktiv sein als andere, und bestimmte Anlagen 

oder die Träger der Portfoliogesellschaften können dem Teilfonds besser bekannt sein als 

andere oder über mehr Erfahrung verfügen bzw. ein höheres Ansehen genießen als andere. 

In solchen Fällen ist es dem Teilfonds möglicherweise nicht möglich, jene Anlagen aus 

solchen Käufen herauszulösen, die der Anlageverwalter (aus wirtschaftlichen, steuerlichen, 

rechtlichen oder anderen Gründen) als weniger attraktiv erachtet. Zudem kann es für den 

Anlageverwalter schwieriger sein, Anlagen, die auf gebündelter Basis verkauft werden, 

erfolgreich zu bewerten und den Kauf abzuschließen. In Fällen, in denen ein Portfolio von 

Beteiligungen Investmentfonds umfasst, die vom Anlageverwalter oder seinen 

Verbundenen Unternehmen verwaltet oder beraten werden, und/oder Investmentfonds, an 

denen Vehikel der Partners Group beteiligt sind, wird der Teilfonds mit den Verkäufern 

zusammenarbeiten, um solche Fonds aus dem Zielportfolio auszuschließen. Wird die 

Transaktion auf „Alles-oder-nichts“-Basis angeboten und stimmen die Verkäufer dem 

Ausschluss solcher Fonds aus dem Zielportfolio nicht zu, ist der Teilfonds möglicherweise 

nicht in der Lage, das gesamte Portfolio zu erwerben und an der Transaktion teilzunehmen, 

was sich negativ auf den Teilfonds auswirken kann, indem es die ihm zur Verfügung 

stehenden Anlagemöglichkeiten einschränkt. 
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Bewertung von Sekundärinvestitionen auf der Grundlage der verfügbaren Informationen 

36.205. Erwirbt der Teilfonds Anlagen auf einem Sekundärmarkt, stützt er sich auf die Werte dieser 

Anlagen, die dem Teilfonds von den Vorbesitzern (z. B. Verkäufern) mitgeteilt werden. Der 

Teilfonds hat keine Möglichkeit, die Bewertungen dieser Anlagen unabhängig zu 

überprüfen, und ist möglicherweise nicht in der Lage, von den Verkäufern Zusicherungen 

und Gewährleistungen hinsichtlich der Richtigkeit dieser gemeldeten Werte zu erhalten; 

und selbst wenn der Teilfonds solche Zusicherungen und Gewährleistungen erhält, kann der 

Umfang des Regresses gegen die Verkäufer bei Verletzung dieser Zusicherungen und 

Gewährleistungen durch die Bedingungen des zwischen dem Teilfonds und den Verkäufern 

geschlossenen Kaufvertrags eingeschränkt sein. Infolgedessen können wesentliche 

Falschdarstellungen oder Auslassungen in den Finanzinformationen der Anlagen negative 

Auswirkungen auf den Teilfonds und die Anteilinhaber haben. Darüber hinaus kann nicht 

garantiert werden, dass Anlagen letztendlich zu Beträgen veräußert werden, die diesen 

Bewertungen entsprechen oder diese übersteigen, oder dass die auf solchen Bewertungen 

basierenden Informationen zur Wertentwicklung in der Vergangenheit den 

Veräußerungswert dieser Anlagen genau widerspiegeln. Die tatsächlichen realisierten 

Renditen aus nicht realisierten Anlagen hängen unter anderem davon ab, inwieweit es den 

Managern der Anlagen gelingt, ihre Anlageziele zu erreichen; von der Zahlungsfähigkeit der 

Kreditnehmer der zugrunde liegenden Kredite, in die die Portfoliogelder investieren; von 

den künftigen Betriebsergebnissen; vom Wert der Vermögenswerte und den 

Marktbedingungen zum Zeitpunkt der Veräußerung; von etwaigen damit verbundenen 

Transaktionskosten sowie vom Zeitpunkt und der Art des Verkaufs. Bewertungen 

unterliegen Feststellungen, Beurteilungen und Meinungen, und andere Dritte oder die 

Anteilseigner können mit solchen Bewertungen nicht einverstanden sein. 

Risiken im Zusammenhang mit Sekundärinvestitionen unter Beteiligung von Konsortien 

36.206.  Der Teilfonds kann Sekundärinvestitionen als Mitglied eines Kaufkonsortiums erwerben; in 

diesem Fall kann der Teilfonds zusätzlichen Risiken ausgesetzt sein, darunter (unter 

anderem): (i) Kontrahentenrisiko, (ii) Reputationsrisiko, (iii) Verletzung der Vertraulichkeit 

durch ein Konsortiumsmitglied und (iv) Ausführungsrisiko. 

Verstärkte Kontrolle und mögliche Regulierung von Sekundärinvestitionen 

36.207.  Der Sekundärmarkt und insbesondere von General Partnern geleitete Transaktionen stehen 

zunehmend im Fokus von Aufsichtsbehörden und Investorenverbänden. Im September 2018 

gab die SEC den Abschluss eines Vergleichs in einem Durchsetzungsverfahren bekannt, das 

gegen einen registrierten Anlageberater und einen seiner Gründer eingeleitet worden war, 

weil diese es versäumt hatten, den Kommanditisten wesentliche Informationen im 

Zusammenhang mit einer von einem General Partner geleiteten Sekundärtransaktion 

offenzulegen. Darüber hinaus veröffentlichte die Institutional Limited Partners Association, 

ein Branchenverband, zu dessen Mitgliedern institutionelle Kommanditisten gehören, die in 

private Fonds investieren, im April 2019 eine Reihe von Empfehlungen und Überlegungen, 

die Marktteilnehmer im Zusammenhang mit von Komplementären geleiteten 

Sekundärtransaktionen zur Umstrukturierung von Fonds berücksichtigen sollten, unter 

anderem in Bezug auf Transaktionsbedingungen und -strukturen, Investorenbeteiligung und 

Transparenz, den Einsatz von externen Beratern, Interessenkonflikte und die 

Kostenverteilung. Eine verstärkte Kontrolle des Sekundärmarktes im Allgemeinen und von 
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Transaktionen unter der Führung von Komplementären im Besonderen könnte sich 

nachteilig auf den Teilfonds, die Anlagen und den Anlageverwalter auswirken, indem sie 

beispielsweise die Verfügbarkeit von Anlagechancen für den Teilfonds einschränken, wenn 

Marktteilnehmer davon abgehalten werden, sich an Umstrukturierungstransaktionen 

privater Kreditfonds und/oder anderen hierin beschriebenen Transaktionen zu beteiligen, 

sofern diese verstärkte Kontrolle zu ungünstigeren Preisen oder Konditionen, 

Verzögerungen beim Abschluss der Transaktion und/oder Rechtsstreitigkeiten, 

Aufwendungen und/oder anderen Verbindlichkeiten führt. 

36.208. Die verstärkte politische und aufsichtsrechtliche Kontrolle der Private-Funds-Branche hat 

sich insbesondere nach der globalen Finanzkrise verschärft. So haben andere 

Rechtsordnungen, darunter viele europäische, eine Modernisierung der Finanzvorschriften 

vorgeschlagen, die unter anderem eine verstärkte Regulierung von und 

Offenlegungspflichten für Hedgefonds und Private-Equity-Fonds sowie möglicherweise 

deren Registrierung vorsieht. Es besteht daher ein erhebliches Risiko, dass 

Aufsichtsbehörden in den USA, Europa oder anderswo belastende Gesetze (einschließlich 

Steuergesetze) oder Vorschriften, Änderungen von Gesetzen oder Vorschriften oder deren 

Auslegung oder Durchsetzung erlassen, die speziell auf die Private-Funds-Branche abzielen, 

oder andere Änderungen vornehmen, die sich nachteilig auf Wertpapierfirmen und die von 

ihnen verwalteten Private Funds, einschließlich des Teilfonds, auswirken könnten. 

36.209. Es kann nicht garantiert werden, dass die vorgenannten Umstände keine nachteiligen 

Auswirkungen auf den Anlageverwalter haben oder die Fähigkeit des Teilfonds, seine 

Anlageziele wirksam zu erreichen, anderweitig beeinträchtigen. 

37. Notierung der Anteile 

37.1. Der Komplementär kann nach eigenem Ermessen beschließen (ist jedoch nicht dazu 

verpflichtet), eine oder mehrere bestimmte Anteilsklassen an einer Börse oder einem MTF 

zu notieren. Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass (i) die Notierung einer 

Anteilsklasse nicht bedeutet, dass sich ein Sekundärmarkt für die Anteile entwickeln wird, 

und dass (ii) der Komplementär nach eigenem Ermessen und jederzeit beschließen kann, die 

Notierung einer oder mehrerer Anteilsklassen auszusetzen und/oder zu beenden.  

38. Interessenkonflikte 

AIFM 

38.1. In Übereinstimmung mit den ELTIF-Regeln darf ein ELTIF-Teilfonds nicht in einen ELTIF-

zulässigen Anlagevermögenswerte investieren, an dem der AIFM eine direkte oder indirekte 

Beteiligung hält oder übernimmt, außer durch das Halten von Anteilen, Aktien oder 

Beteiligungen an den ELTIFs, EuSEFs, EuVECAs, OGAWs oder EU-AIFs, die der AIFM 

verwaltet. 

38.2. Der AIFM, die Unternehmen, die derselben Gruppe wie der AIFM angehören, und deren 

Mitarbeiter dürfen gemeinsam in einen ELTIF-Teilfonds investieren und gemeinsam mit 

diesem ELTIF-Teilfonds in denselben Vermögenswert investieren. 

38.3. Etwaige Interessenkonflikte sind im besten Interesse der Anteilinhaber zu lösen. 

38.4. Der AIFM verfügt über organisatorische und administrative Vorkehrungen, die darauf 

ausgelegt sind, Interessenkonflikte zu ermitteln, zu verhindern, zu handhaben und zu 
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überwachen und, sollten solche auftreten, sicherzustellen, dass diese Interessenkonflikte 

angemessen offengelegt werden. 

38.5. Zum Zwecke der Identifizierung von Interessenkonflikten berücksichtigt der AIFM 

mindestens, ob der AIFM (seine Mitarbeiter, Führungskräfte und Direktoren): 

(a) auf Kosten eines Anteilinhabers einen finanziellen Gewinn erzielen oder einen 

finanziellen Verlust vermeiden könnte; 

(b) ein Interesse am Ergebnis einer für einen Anteilseigner erbrachten Dienstleistung 

oder einer im Namen eines Anteilseigners durchgeführten Transaktion hat, das sich 

von den Interessen des Anteilseigners unterscheidet; 

(c) an einem Geschäft beteiligt ist, das dem Geschäft des Anteilseigners entspricht; 

(d) einen finanziellen oder sonstigen Anreiz hat, die Interessen eines Anteilseigners oder 

einer Gruppe von Anteilseignern gegenüber den Interessen eines anderen 

Anteilseigners oder einer anderen Gruppe von Anteilseignern zu bevorzugen; und 

(e) von einer anderen Person als dem Anteilinhaber einen Anreiz für den Abschluss einer 

Transaktion mit einem Anteilinhaber oder für die Erbringung einer Dienstleistung für 

diesen in Form von Geld, Waren oder Dienstleistungen erhalten (oder einer solchen 

Person einen solchen Anreiz gewähren), der über die übliche Provision oder Gebühr 

für diese Dienstleistung hinausgeht. 

38.6. Der AIFM hat eine Richtlinie zum Umgang mit Interessenkonflikten eingeführt, um eine faire 

und einheitliche Behandlung von Interessenkonflikten sicherzustellen und angemessene 

Maßnahmen zu ergreifen, um Interessenkonflikte zu vermeiden und, wenn sie nicht 

vermieden werden können, diese zu ermitteln, zu handhaben und zu überwachen sowie 

gegebenenfalls offenlegt, um zu verhindern, dass der AIFM und die mit ihm Verbundenen 

Personen die Interessen des Fonds und seiner Anteilseigner oder anderer Anleger des AIFM 

beeinträchtigen, und um sicherzustellen, dass die von ihm verwalteten Fonds und alle 

anderen Anleger fair behandelt werden. Weitere Einzelheiten darüber, wie der AIFM mit 

Interessenkonflikten umgeht, sind auf Anfrage kostenlos am Sitz des AIFM erhältlich. 

38.7. Der AIFM oder eines seiner verbundenen Unternehmen kann dem Fonds oder dessen 

Tochtergesellschaften von Zeit zu Zeit sonstige professionelle Dienstleistungen erbringen. 

Derartige Dienstleistungen sind zu den marktüblichen Sätzen für vergleichbare 

Dienstleistungen im Rahmen eines Dienstleistungsvertrags (der Gebührenspannen 

enthalten muss) und eines projektspezifischen Vertrags (in dem der Leistungsumfang und 

die für das jeweilige Unternehmen, für das die Dienstleistungen erbracht werden sollen, 

geltenden Gebühren festgelegt sind) zu erbringen. 

Mitglieder der UniCredit-Gruppe 

38.8. Im Folgenden werden bestimmte potenzielle Abweichungen und Interessenkonflikte 

aufgeführt, die in Bezug auf den Komplementär, die Manager, die Anteilseigner, den 

Anlageverwalter, die Vertriebsstellen und sonstige Dienstleister (jeweils ein „Dienstleister“) 

(einschließlich ihrer verbundenen Unternehmen und jeweiligen potenziellen Anleger, 

Partner, Mitglieder, Manager, Direktoren, Führungskräfte, Mitarbeiter, Berater, 

Beauftragten und Vertreter) in Bezug auf alle oder einen Teil der Teilfonds (zusammen die 

„Verbundenen Personen“ und jeweils eine „Verbundene Person“). 
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38.9. Dieser Abschnitt erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit oder eine umfassende 

Erläuterung aller potenziellen Abweichungen und Interessenkonflikte. 

38.10. Jede Verbundene Person kann unter bestimmten Umständen als in einem 

Treuhandverhältnis zu einem Teilfonds stehend angesehen werden und trägt folglich die 

Verantwortung für einen fairen Umgang mit dem Fonds und dem/den betreffenden 

Teilfonds. Die Verbundenen Personen können jedoch Tätigkeiten ausüben, die von den 

Interessen des Fonds, eines oder mehrerer Teilfonds oder potenzieller Anleger abweichen 

oder mit diesen in Konflikt stehen. Sie können beispielsweise: 

- Finanz-, Bank- oder sonstige Transaktionen oder Vereinbarungen untereinander oder 

mit dem Fonds abschließen, einschließlich, ohne Einschränkung, der Anlage des Fonds 

und/oder der Teilfonds in Wertpapieren oder der Anlage Verbundener Personen in 

Unternehmen oder Einrichtungen, deren Anlagen Teil des Vermögens des Fonds 

und/oder der Teilfonds sind, oder an solchen Verträgen oder Transaktionen beteiligt 

sein; 

- in Anteile, Wertpapiere, Vermögenswerte oder sonstige Vermögensgegenstände der 

Art, wie sie zum Vermögen des Fonds und/oder der Teilfonds gehören, für ihre 

jeweiligen eigenen Konten oder für das Konto eines Dritten investieren und damit 

handeln; und 

- als Vermittler oder Auftraggeber beim Kauf oder Verkauf von Wertpapieren und 

anderen Anlagen an den Fonds und/oder die Teilfonds oder von diesen über oder mit 

dem Anlageverwalter oder der Verwahrstelle oder einer ihrer Tochtergesellschaften, 

verbundenen Unternehmen, assoziierten Unternehmen, Vertreter oder Beauftragten zu 

handeln. 

38.11. Vermögenswerte des Fonds und/oder der Teilfonds in Form von Barmitteln oder 

Wertpapieren können bei einer Verbundenen Person und jedem Mitglied der UniCredit-

Gruppe hinterlegt werden. Vermögenswerte des Fonds und/oder der Teilfonds in Form von 

Barmitteln können in Einlagenzertifikate oder Bankanlagen investiert werden, die von einer 

Verbundenen Person ausgegeben werden. Bankgeschäfte oder ähnliche Transaktionen 

können ebenfalls mit oder über eine Verbundene Person abgewickelt werden. 

38.12. Mitglieder der UniCredit-Gruppe können als Dienstleister auftreten und beispielsweise als 

Gegenpartei und/oder Emittent bei Derivatgeschäften oder -verträgen (einschließlich 

Garantievereinbarungen) oder bei Finanzinstrumenten jeglicher Art fungieren, die vom 

Fonds und/oder den Teilfonds abgeschlossen werden (im Sinne dieser Bestimmungen die 

„Gegenpartei“ oder „Gegenparteien“). In dieser Hinsicht können Mitglieder der UniCredit-

Gruppe als Manager der Komplementärs, Vertriebsstelle, Garantiegeber, Sponsor der 

Basiswerte, Berechnungsstelle für die Basiswerte, Zuteiler der Basiswerte, Market Maker, 

Emittent von Finanzinstrumenten, in die der Fonds und/oder die Teilfonds investieren, 

Anlageberater, Anlageverwalter, lokale Zahlstelle, als Beauftragter oder Auftraggeber beim 

Verkauf oder Kauf von Wertpapieren und anderen Anlagen an den bzw. vom Fonds 

und/oder den Teilfonds fungieren sowie Unterverwahrungsdienstleistungen für den Fonds 

und/oder die Teilfonds erbringen, und zwar stets in Übereinstimmung mit den bestehenden 

einschlägigen Vereinbarungen. Darüber hinaus kann die Gegenpartei in vielen Fällen 

verpflichtet sein, Bewertungen solcher Derivatgeschäfte oder -kontrakte oder 

Finanzinstrumente vorzunehmen. Diese Bewertungen können die Grundlage bilden, auf der 

der Wert bestimmter Vermögenswerte des Fonds und/oder der Teilfonds berechnet wird. 
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38.13. Der Komplementär erkennt an, dass aufgrund der Funktionen, die Mitglieder der UniCredit-

Gruppe im Zusammenhang mit dem Fonds und/oder den Teilfonds ausüben werden, 

potenzielle Interessenkonflikte auftreten können. Unter solchen Umständen hat sich jedes 

Mitglied der UniCredit-Gruppe verpflichtet, sich nach besten Kräften zu bemühen, solche 

Interessenkonflikte fair zu lösen (unter Berücksichtigung seiner jeweiligen Verpflichtungen 

und Pflichten) und sicherzustellen, dass die Interessen des Fonds und/oder der Teilfonds 

sowie der Anteilinhaber nicht in ungerechtfertigter Weise beeinträchtigt werden. 

38.14. Potenzielle Anleger, Anleger und Anteilinhaber sollten beachten, dass – stets vorbehaltlich 

ihrer gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen bei der Ausübung jeder oder 

einer der oben genannten Funktionen – 

- Mitglieder der UniCredit-Gruppe Maßnahmen ergreifen und Schritte unternehmen, die 

sie zum Schutz ihrer Interessen für angemessen halten; 

- Mitglieder der UniCredit-Gruppe in diesen Funktionen in ihrem eigenen Interesse 

handeln können und nicht verpflichtet sind, die Interessen von Anlegern und/oder 

Anteilseignern zu berücksichtigen; 

- Mitglieder der UniCredit-Gruppe können wirtschaftliche Interessen haben, die denen 

der Anleger und/oder Anteilinhaber entgegenstehen. Mitglieder der UniCredit-Gruppe 

sind nicht verpflichtet, solche Interessen gegenüber Anlegern und/oder Anteilinhabern 

offenzulegen oder Gewinne, Gebühren, Provisionen oder sonstige Vergütungen, die sich 

aus solchen Interessen ergeben, zu erklären oder offenzulegen, und können ihre 

geschäftlichen Interessen und Aktivitäten ohne vorherige spezifische Offenlegung 

gegenüber Anlegern und/oder Anteilinhabern weiterverfolgen; 

- Mitglieder der UniCredit-Gruppe handeln nicht im Namen von Anlegern und/oder 

Anteilinhabern oder anderen Personen und übernehmen gegenüber diesen keine 

Sorgfalts- oder Treuepflichten; 

- Mitglieder der UniCredit-Gruppe sind berechtigt, Gebühren oder sonstige Zahlungen zu 

erhalten und alle ihnen zustehenden Rechte, einschließlich Kündigungs- oder 

Rücktrittsrechte, auszuüben, auch wenn dies nachteilige Auswirkungen auf Investoren 

und/oder Anteilinhaber haben könnte; und 

- Mitglieder der UniCredit-Gruppe können über Informationen verfügen, die Investoren 

möglicherweise nicht zur Verfügung stehen. Kein Mitglied der UniCredit-Gruppe ist 

verpflichtet, solche Informationen gegenüber einem Investor und/oder Anteilseigner 

offenzulegen. 

38.15. Ungeachtet des Vorstehenden ist der Komplementär der Ansicht, dass diese Abweichungen 

oder Konflikte angemessen gehandhabt werden können, und geht davon aus, dass die 

Mitglieder der UniCredit-Gruppe für die Erbringung solcher Dienstleistungen geeignet und 

kompetent sind und dies ohne zusätzliche Kosten für den Fonds tun werden, die entstehen 

würden, wenn ein Dritter mit der Erbringung solcher Dienstleistungen beauftragt würde. 

39. Änderung des Prospekts  

39.1. Der Prospekt kann von Zeit zu Zeit vom Komplementär geändert werden, gegebenenfalls 

nach vorheriger Prüfung und Genehmigung durch die CSSF gemäß den luxemburgischen 

Gesetzen und Vorschriften. Soweit dies nach den Anwendbaren Gesetzen erforderlich ist, 

werden die Anteilinhaber eines Teilfonds vorab über alle vorgeschlagenen wesentlichen 

nachteiligen Änderungen informiert, damit sie die Rücknahme ihrer Anteile beantragen 

können. 
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40. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

40.1. Der Fonds unterliegt dem Recht des Großherzogtums Luxemburg. 

40.2. Mit der Unterzeichnung (einschließlich der elektronischen Unterzeichnung) des 

Antragsformulars gehen Anleger ein Vertragsverhältnis ein, das dem Antragsformular, der 

Satzung, dem Prospekt und den Anwendbaren Gesetzen unterliegt. 

40.3. Das Antragsformular, die Satzung und der Prospekt unterliegen der ausschließlichen 

Zuständigkeit der luxemburgischen Gerichte für die Beilegung von Streitigkeiten oder 

Ansprüchen, die sich aus oder im Zusammenhang mit der Anlage eines Anteilinhabers in den 

Fonds oder in sonstiger Weise ergeben. 

40.4. Luxemburg ist Vertragspartei von Rechtsinstrumenten, die (mit wenigen Ausnahmen) die 

Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Urteile in Zivil- und Handelssachen aus EU-

Ländern, der Schweiz und Norwegen in Luxemburg vorsehen, wie beispielsweise die 

Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 

Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 

von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Neufassung) („Brüssel-I-Neufassung“), das 

Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. September 1968 („Brüsseler 

Übereinkommen“) sowie das Übereinkommen vom 30. Oktober 2007 über die gerichtliche 

Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 

und Handelssachen („Lugano-Übereinkommen“). Die Anerkennung und Vollstreckung von 

Urteilen in Ländern, die in den oben genannten Rechtsinstrumenten nicht vorgesehen sind, 

unterliegen den zwischen Luxemburg und dem jeweiligen Land geschlossenen Verträgen 

oder dem luxemburgischen Recht bzw. den Vorschriften des internationalen Privatrechts in 

Bezug auf diese Angelegenheit. 

40.5. Luxemburgische Gerichte können die Anerkennung und Vollstreckung eines solchen Urteils 

verweigern, wenn eine oder mehrere der folgenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind: (i) 

das ausländische Gerichtsurteil muss in dem Land, in dem es ergangen ist, vollstreckbar sein; 

(ii) das ausländische Gericht muss nach den luxemburgischen Kollisionsnormen zuständig 

gewesen sein; (iii) das ausländische Verfahren muss nach den Rechtsvorschriften des 

Landes, in dem das Urteil ergangen ist, ordnungsgemäß gewesen sein, insbesondere im 

Hinblick auf die Verteidigungsrechte; (iv) das ausländische Gericht muss auf die ihm 

vorgelegte Angelegenheit das richtige Recht angewandt haben, das durch die 

luxemburgischen Kollisionsnormen bestimmt wird; (v) das Urteil des ausländischen Gerichts 

darf nicht gegen die luxemburgische öffentliche Ordnung verstoßen; und (vi) das 

ausländische Urteil darf nicht durch Betrug erlangt worden sein. 

40.6. Die englische Fassung des Prospekts ist die maßgebliche Fassung und hat im Falle von 

Widersprüchen mit einer Übersetzung dieses Dokuments Vorrang. 

40.7. Der Prospekt basiert auf den zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Prospekts im 

Großherzogtum Luxemburg geltenden Gesetzen und Gepflogenheiten und unterliegt 

Änderungen dieser Gesetze und Gepflogenheiten. 
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Anhänge 

  

Anhang 1: Informationen und Dokumente, die Anlegern zur Verfügung stehen  

 

Die folgende Tabelle zeigt die Orte und Kanäle, über die offizielle Unterlagen erhältlich sind: 

 
Sitz des 

AIFM/Fonds 

Website 

Adresse/andere Medienkanäle 
Sonstiges 

Prospekt, verpackte Anlageprodukte für 

Kleinanleger und versicherungsbasierte 

Anlageprodukte – Basisinformationsblatt 

(PRIIP-KID) 

X 

Für das KID: 

www.ucinvestalternatives.eu/PRIIPKID-

eltif-pe-pg 

 

Vollständige Liste der Klassen jedes Teilfonds X   

Satzung, Finanzberichte, Jahres- und 

Halbjahresberichte 
X  

RESA (sofern 

zutreffend) 

Beschwerdeverfahren X   

Vereinbarungen zwischen dem Fonds und 

Dienstleistern (sofern zutreffend) 
X    

NIW pro Anteil (Zeichnungs-

/Rücknahmepreis) 
X   

Dividendenbekanntgaben X   

Bekanntmachung der Aussetzung des NIW, 

von Zeichnungen und Rücknahmen 
X   

Einladungen zu Hauptversammlungen X  RESA 

Sonstige Mitteilungen an die 

Anteilinhaber (Verschmelzungen, 

Liquidationen, Vorankündigungen 

wesentlicher Änderungen, …) 

X   

Vergütungspolitik des AIFM, Richtlinien zur 

Auswahl von Gegenparteien/Liste der 

Gegenparteien, Richtlinie zu 

Interessenkonflikten, Liste der anderen 

verwalteten Fonds, Liste der verwendeten 

Benchmarks und zugehörige Notfallpläne 

X   

Pflichten der Verwahrstelle, Richtlinie zu 

Interessenkonflikten, Netzwerk der 

Unterverwahrstellen 

X   

Datenschutzerklärung X 
www.ucinvestalternatives.eu/data-

protection-eltif 
 

Vorzugsbehandlung gemäß Satzung und 

Prospekt  
   

Master ELTIF Dokumente (sofern zutreffend) X   

 

 

  

http://www.ucinvestalternatives.eu/PRIIPKID-eltif-pe-pg
http://www.ucinvestalternatives.eu/PRIIPKID-eltif-pe-pg
https://www.ucinvestalternatives.eu/data-protection-eltif/
https://www.ucinvestalternatives.eu/data-protection-eltif/
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Anhang 2: Übersicht über die Anteilsklassen 

Anteilsklasse Beschreibung 

Klasse Beschreibung  
A Für Kleinanleger zugänglich. 

B Für Kleinanleger zugänglich1. 

C Für Kleinanleger zugänglich. 

M Für Kleinanleger zugänglich. 

O Für Kleinanleger zugänglich. 

U Ausschließlich für Kleinanleger, die Mitarbeiter der UniCredit-Gruppe sind. 

D Offen für Finanzintermediäre, die keine Anreize annehmen und behalten, einschließlich Intermediären, die eine 
Vermögensverwaltung mit Ermessensspielraum anbieten. 

E Offen für direkte und indirekte Anlagen von Versicherungsgesellschaften. 

I Offen für institutionelle Anleger. 

X Ausschließlich für Kleinanleger verfügbar, nach Ermessen des Komplementärs  

Y Ausschließlich für institutionelle Anleger verfügbar, nach Ermessen des Komplementärs 

Kennzeichen für Anteilsklassen  

Kennzeichen Beschreibung 

H Wenn im Namen einer Anteilsklasse enthalten, Hinweis darauf, dass diese Anteilsklasse abgesichert (hedged) ist. Bei dieser 
Anteilsklasse wird eine Absicherung eingesetzt, um das Risiko von Währungsschwankungen zwischen der Referenzwährung 
der Anteilsklasse und der Referenzwährung des Teilfonds zu verringern. 

(thesaurierend) Wenn dem Namen kein Hinweis auf eine Ausschüttung beigefügt ist, bedeutet dies, dass es sich um eine thesaurierende 
Anteilsklasse handelt. 

D  Wenn im Namen einer Anteilsklasse enthalten, Hinweis darauf, dass es sich bei dieser Anteilsklasse um eine jährlich Erträge 
und Kapital ausschüttende Anteilsklasse handelt. 

(Währung)  Währungskennzeichen der Anteilsklasse (ISO-Code). 

Falls keine Referenzwährung angegeben ist, gilt die Referenzwährung des Teilfonds. 

Parameter für Kleinanleger Anteilsklassen 
 

A B C M O U X 

Erstzeichnungspreis 
(am 
Auflegungsdatum) 

100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 
EUR 

Zeichnungsgebühr * Bis zu 3 % Keine Keine Bis zu 2 % Bis zu 1 % Keine Keine 

Rücknahmegebühr** Keine bis zu 3 %2 Keine Keine Keine Keine Keine 

Vermittlungsgebühr* Keine bis zu 3 %3 Keine Keine Keine Keine Keine 

Servicing-Gebühr *** 0,73 % 0,73 % 0,73 % 0,73 % 0,73 % Keine Keine 

Mindestanlagebetrag 
10.000,00 EUR 10.000,00 EUR 10.000,00 EUR 100.000,00 EUR 250.000,00 EUR 

10.000,00 
EUR 

Nicht 
zutreffend 

 
1  Anleger, die in Anteile der Klasse B investiert haben, werden am fünften Jahrestag ihres Besitzes von Anteilen der Klasse B automatisch in Anteile 

der Klasse C umgeschichtet. Ein Wechsel von Anteilen der Klasse B in andere Klassen ist vor dem fünften Jahrestag des Besitzes eines Anlegers 
nicht zulässig. 

2  Ausgedrückt als Prozentsatz des Rücknahmebetrags. Die Rücknahmegebühr wird über den fünfjährigen Haltedauerzeitraum linear von 3 % auf 0 % 
reduziert (zum Beispiel: 2,40 % (3,00 % – 0,60 %) im zweiten Jahr der Haltedauer). Ab dem fünften Jahrestag der Haltedauer der Anteile der Klasse 
B wird keine Rücknahmegebühr mehr erhoben, da diese automatisch in Anteile der Klasse C umgewandelt werden.  

3  Zusätzlich zur Rücknahmegebühr wird zum Zeitpunkt der Zeichnung eine Vermittlungsgebühr in Höhe von 3 % (berechnet auf den 
Zeichnungsbetrag) einbehalten, die anschließend an die jeweilige Vertriebsstelle ausgezahlt und durch lineare Abzüge vom aktuellen NIW der 
Klasse auf der Grundlage einer linearen Amortisation über einen Zeitraum von 5 Jahren ausgeglichen wird. Nach Ablauf des Fünfjahreszeitraums 
haben die Inhaber von Anteilen der Klasse B somit eine Gebühr in Höhe von 3 % auf ihren Zeichnungsbetrag getragen. 
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Parameter der institutionellen Anteilsklasse 
 

D E I Y 
Erstzeichnungs
preis (am 
Auflegungsdat
um) 

100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 EUR 100,00 EUR 

Mindestanlage
betrag4 

Nicht 
zutreffend 

Nicht 
zutreffend 

1.000.000,00 
EUR 

Nicht 
zutreffend 

Preisdetails des Teilfonds  

1) Onemarkets Alternatives Partners Group Private Equity Evergreen Fund 

 A B C M O U D E I X Y 

Kosten für die 
Einrichtung des 
ELTIF 

Die Kosten für die Einrichtung des Teilfonds umfassen alle Verwaltungs- Regulierungs-, Verwahrungs- sowie durch professionelle Dienste 
und Wirtschaftsprüfung verursachten Kosten und sonstigen Kosten im Zusammenhang mit der Errichtung des ELTIF, unabhängig davon.  
Die Kosten für die Einrichtung des Teilfonds sind in Abschnitt 29.7 „Organisations- und Angebotskosten“ aufgeführt. 

  

Kosten im 
Zusammenhang 
mit dem Erwerb 
von 
Vermögenswerte
n 

Der Teilfonds trägt die Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb von Vermögenswerten, einschließlich aller Verwaltungs- 
Regulierungs-, Verwahrungs- sowie durch professionelle Dienste und Wirtschaftsprüfung verursachten Kosten und sonstigen Kosten im 
Zusammenhang mit dem Erwerb der Vermögenswerte des Teilfonds, unabhängig davon, ob diese Kosten an den AIFM oder an Dritte 
gezahlt werden, wie in Abschnitt 29 C „Betriebskosten und Aufwendungen“ und 29 D „Sonstige Gebühren und Aufwendungen“ näher 
beschrieben.  
 
Die an den Master-ELTIF zu zahlenden Kosten (die „Master-ELTIF-Kosten“) werden vom Master-ELTIF auf 2,21 % des NIW der Klasse 
geschätzt, in die der Teilfonds investiert ist. Diese Allgemeine Kostenverhältnis auf Master-ELTIF-Ebene kann von den tatsächlichen 
Kosten abweichen, die der Master-ELTIF dem Teilfonds in Rechnung stellt. Die tatsächlich angefallenen Kosten werden im KID des 
Master-ELTIF und im Jahresbericht des Master-ELTIF offengelegt. Wie im Master-ELTIF Prospekt näher beschrieben, umfassen diese 
Master-ELTIF-Kosten (a) Kosten für die Einrichtung des Master-Dachfonds und des Master-ELTIF, (b) Kosten für den Erwerb von 
Vermögenswerten des Master-ELTIF, (c) Verwaltungskosten und von der Wertentwicklung abhängige Kosten, (d) Vertriebskosten und 
(e) sonstige Kosten, wie gegebenenfalls Verwahrstellengebühren, Verwaltungsstellengebühren, Zeichnungsgebühren, 
Rücknahmegebühren und Dienstleistungsgebühren.  

 

  

Verwaltungskoste
n und von der 
Wertentwicklung 
abhängige Kosten 
(maximale 
Anlageverwaltung
sgebühr)*** 

Bis zu 
1,00 % 

Bis zu  
0,90 % 

Bis zu  
1,50 % 

Bis zu  
0,70 % 

Bis zu 0,40 
% 

Bis zu 
0,20 

% 

Bis zu 
0,30 

% 

Bis zu 
0,30 

% 

Bis zu 
0,30 % 

Bis zu 
0,05 

% 

Bis zu 0,05 
% 

  

Vertriebskosten  Die Vertriebskosten umfassen alle Verwaltungs-, Regulierungs- sowie durch professionelle Dienste und Wirtschaftsprüfung verursachten 
Kosten im Zusammenhang mit dem Vertrieb, wie in Abschnitt 8 „Vertriebsstellen“ näher beschrieben, einschließlich der 
Verwaltungsgebühren, die oben in diesem Anhang 2 unter „Parameter für Kleinanleger Privatanleger-Anteilsklassen“ offengelegt sind. 

 

   

Sonstige 
Kosten*** 

Diese sonstigen Kosten decken, soweit sie nicht durch die Kosten für die Auflegung des ELTIF abgedeckt sind, die Kosten im 
Zusammenhang mit dem Erwerb von Vermögenswerten, die Verwaltungskosten und die Vertriebskosten sowie gegebenenfalls: (a) die 
Verwahrungsgebühr, die Verwaltungsgebühr, die AIFM-Gebühr, die Gebühr des Produktdienstleisters, den Lux-GP-Betrag, (b) Kosten und 
Gebühren von Verwahrstellen, Anlageberatern, Anbietern von Immobilienverwaltungs- und ähnlichen Dienstleistungen, andere 
Anbieter, durch die Transaktionskosten entstehen, Anbieter von Primebroker-Dienstleistungen, Anbieter von Sicherheitenmanagement-
Dienstleistungen, Wertpapierverleihstellen, Rechts- und Fachberatern sowie deren jeweiligen Beauftragten, (c) rückgestellte Gebühren 
zur spezifischen Behandlung von Gewinnen und Verlusten, (d) Betriebskosten im Rahmen einer Gebührenteilungsvereinbarung mit 
Dritten, (e) Prüfungs-, Registrierungs- und Regulierungsgebühren. 

 

0,27 % 0,27 % 0,27 % 0,27 % 0,27 % 0,27 
% 

0,27 
% 

0,27 
% 

0,27 % 0,27 
% 

0,27 % 

            

Allgemeine 
Kostenverhältnis*
** 

4,24 % 4,74 % 4,74 % 3,94 % 3,64 % 2,71 
% 

2,81 
% 

2,81 
% 

2,81 % 2,56 
% 

2,56 % 

 

* Ausgedrückt als Prozentsatz des gezeichneten Betrags. 

** Ausgedrückt als Prozentsatz des Rücknahmebetrags. 

*** Ausgedrückt als Prozentsatz des Nettoinventarwerts der jeweiligen Klasse. 

 
4  Der Mindestbetrag für die Erstzeichnung kann in einigen Rechtsordnungen aufgrund von im Voraus an Vertriebsstellen zu zahlenden 
Vertriebsgebühren reduziert werden. 
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Auf die Mindestanlage bei der Erstzeichnung kann nach alleinigem Ermessen des Komplementärs 

verzichtet werden. Die Beschränkungen gelten nicht für Personen, die an der Verwaltung des 

Teilfonds beteiligt sind. 

Alle Gebühren und Aufwendungen gemäß den vorstehenden Bestimmungen verstehen sich ohne 

Mehrwertsteuer oder sonstige darauf entfallende Abgaben, die nach Bedarf zu entrichten sind. 

 

Für die Zwecke eines ELTIF-Teilfonds umfassen „Sonstige Kosten“ die Verwaltungsgebühr, die AIFM-

Gebühr, die Verwahrungsgebühr, die Gebühr des Produktdienstleisters, Betriebskosten und -

aufwendungen (einschließlich Kosten im Zusammenhang mit der Bewertung der Vermögenswerte), 

die Prüfungsgebühr sowie alle Steuern, die auf die Vermögenswerte, Erträge und Aufwendungen 

anfallen können. 

 

Bei ELTIF-Teilfonds wird erwartet, dass das Allgemeine Kostenverhältnis (das „Allgemeine 

Kostenverhältnis“) im Verhältnis zum NIW pro Jahr des ELTIF-Teilfonds im Jahresdurchschnitt nicht 

höher ist als der in der obigen Tabelle angegebene Prozentsatz. Das Allgemeine Kostenverhältnis stellt 

die derzeit erwarteten durchschnittlichen Kosten dar, die über die Laufzeit des ELTIF-Teilfonds 

anfallen, basierend auf einer angemessenen Schätzung des erwarteten verwalteten Vermögens. Die 

tatsächlichen Kosten können in einem bestimmten Jahr und insgesamt während der Laufzeit des 

ELTIF-Teilfonds die oben angegebenen durchschnittlichen Kostenquoten übersteigen. Das 

durchschnittliche jährliche Allgemeine Kostenverhältnis ist in der ersten Phase der Laufzeit des ELTIF-

Teilfonds höher und wird voraussichtlich in den späteren Jahren entsprechend sinken. Der oben 

genannte Betrag enthält keine etwaigen Zeichnungsgebühren. Die in der obigen Tabelle aufgeführten 

Kennzahlen basieren auf im Voraus geschätzten Kosten, weshalb die von einem Anteilinhaber 

tatsächlich gezahlten Kosten von den oben genannten abweichen können. Die tatsächlich 

angefallenen Kosten werden in den KIDs und im Jahresbericht des Teilfonds offengelegt.  
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Anhang 3: Teilfondsbezogene Risikofaktoren  

 

Teilfonds  

o
n

em
ar

ke
ts

 

A
lt

er
n

ati
ve

s 

Pa
rt

n
er

s 
G

ro
u

p
   

Allgemeine Anlage- und 
Konzentrationsrisiken 

Konzentrationsrisiko x   

Markt-, Wirtschafts- und 
geografische Risiken 

Märkte x   

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen x   

Risiken in der Eurozone x   

Risiken in Bezug auf Schwellenmärkte x   

Länderrisiko – China x   

Wechselkurs-/Währungsrisiko x   

Anlageklassen- und 
strategiespezifische Risiken 

Hochzinsrisiko 
 

  

Risiko vorzeitiger Rückzahlung und Verlängerung 
 

  

Risiko von notleidenden und ausgefallenen Schuldtiteln 
 

  

Notleidende Wertpapiere x   

Risiko in Bezug auf Aktien x   

Risiko bei Small- und Mid-Cap-Aktien x   

Rohstoffbezogene Anlagen 
 

  

Risiken bei Immobilieninvestitionen x   

Risiken im Zusammenhang mit REITs 
 

  

Multi-Asset x   

Risiken von Wertpapieren mit Verlustabsorptionsmerkmalen 
(Unternehmenshybride und Cocos) 

x   

Risiken von Katastrophenanleihen 
 

  

Verbriefungsrisiken 
 

  

Absicherungs- und 
Hebelrisiken 

Absicherungsrisiko x   

Hebelwirkung  x    

Liquiditäts-, Handels- und 
Notierungsrisiken 

Liquiditätsrisiko, Wertpapiere nach Rule 144A 
 

  

Eingeschränkte Möglichkeit zur Veräußerung einer Anlage in den 
Teilfonds 

x   

Handelsrisiken x   

Notierung von Anteilen x   

Gegenparteirisiken, 
operationelle Risiken und 
Konfliktrisiken 

Gegenparteirisiko x   

Mögliche Interessenkonflikte x   

Rechtsstreitigkeiten x   

Gebühren, Bewertungs- und 
Performance-Risiken 

Erhebliche Gebühren und Aufwendungen x   

Benchmark- und Teilfonds-Performance-Risiko 
 

  

Risiken von abgesicherten Klassen x   

Regulatorische und 
steuerliche Risiken 

Änderungen der Anwendbaren geltenden Gesetze x   

Steuerliche Überlegungen x   

Rechtliches Risiko im Zusammenhang mit SFDR x   

Verlässlichkeit von ESG-Daten x   

Risiken im Zusammenhang 
mit der Master-Feeder-
Struktur 

Risiko einer begrenzten Diversifizierung x   

Keine direkte Beteiligung am Master-AIF x   

Abstimmung x   

Anlage des Teilfonds in den Master-AIF als Anteilinhaber x   
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Begrenzte Due-Diligence-Prüfung Sorgfaltsprüfung des Master-AIF x   

Vertrauen auf den Master-ELTIF AIFMAIFM des Master-AIF, den 
Portfoliomanager des Master-AIF und die Master-AIF-Gruppe 

x   

Bewertungen der Anlagen des Master-AIF x   

Kosten im Zusammenhang mit der Anlage in den Teilfonds und den 
Master-AIF; mehrstufige Gebühren und Aufwendungen 

x   

Verwaltungsgebühr des Master-AIF und 
Anlageverwaltungsgebühr des Teilfonds, die unabhängig von der 
Wertentwicklung des Master-AIF zu zahlen sind 

x   

Performance des Teilfonds und des Master-AIF x   

Bedingungen des Master-AIF x   

Nichtanerkennung der Trennung des Master-AIF x   

Kreditaufnahme und Hebelwirkung des Master-AIF x   

Illiquidität der Master-AIF-Anlagen und Einschränkungen bei der 
Verfügbarkeit von Ausstiegsmöglichkeiten 

x   

Eingeschränkte Möglichkeit des Teilfonds, seine Anteile am 
Master-AIF zu übertragen 

x   

Indirektes Engagement in den Risiken und Interessenkonflikten 
des Master-AIF 

x   

Risiken von ELTIF-Teilfonds 

Auslegung und Änderungen der ELTIF-Regeln x   

Engagement in nicht zulässigen Vermögenswerten x   

Langfristige Risiken und Illiquiditätsrisiken x   

Verlustrisiko x   

Spezifische Risiken privater 
Infrastrukturinvestitionen 

Risiken im Zusammenhang mit Infrastrukturinvestitionen x   

Bau- und Errichtungsrisiko x   

Subunternehmer x   

Entwicklungsrisiko x   

Umweltrisiken x   

Risiken im Zusammenhang mit den Kosten für die Instandhaltung 
von Vermögenswerten 

x   

Tarifregulierung x   

Risiko unvorhergesehener Ereignisse x   

Risiko im Zusammenhang mit Grundbesitzrechten x   

Risiken im Zusammenhang mit Investitionen in soziale 
Infrastruktur 

x   

Anlagen im Verkehrssektor x   

Konkurrierende Vermögenswerte x   

Staatsrisiko und Genehmigungen x   

Wettbewerbsrisiko x   

Nachfrage- und Nutzungsrisiko x   

Risiken im Zusammenhang mit der Immobilieninfrastruktur x   

Käufe von in Schwierigkeiten geratenen Entwicklern x   

Risiken im Zusammenhang mit digitaler Infrastruktur x   

Beendigung von Projektvereinbarungen x   

Umgehungsrisiko x   

Risiko strategischer Vermögenswerte x   

Politische und gesellschaftliche Herausforderungen x   

Regulatorische Risiken x   

Allgemeine Risiken der Energieinfrastruktur x   

Federal Power Act; staatliche Vorschriften x   

Natural Gas Act & Interstate Commerce Act; staatliche 
Vorschriften 

x   

Annahmen zur erwarteten Rendite x   
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Potenzielle Risiken aus ausländischen Übernahmen von US-
amerikanischer „kritischer Infrastruktur“ 

   

Potenzielle Risiken aus dem Erwerb australischer Vermögenswerte 
durch ausländische Investoren 

   

Bestimmte Eigentumsbeschränkungen x   

Technische Risiken x   

Ausfall der physischen Infrastruktur x   

Arbeitsbeziehungen x   

Gesundheit und Sicherheit x   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Risiken im Zusammenhang 
mit Infrastruktur-
Vermögenswerten – 
Erneuerbare Energien 

Projekte im Bereich erneuerbare Energien    

Projektrisiken    

Risiken im Zusammenhang mit der Stilllegung    

Risiken im Zusammenhang mit dem Besitz von Infrastruktur für 
erneuerbare Energien 

   

Technologierisiko – Projekte im Bereich erneuerbare Energien    

Technologierisiko – Offshore-Windenergie    

Risiken im Zusammenhang mit Stromabnahmeverträgen    

Preise für erneuerbare Energien    

Ressource    

Ausrüstung und Dienstleistungen    

Windparks    

Schätzungen zur Windenergieerzeugung basieren auf historischen 
Windmessungen 

   
 
 
 

Solar    

Bioenergie    

Geothermie    

Wasserkraftprojekte    

Rohstoffe    

Auswirkungen der laufenden Veränderungen in der 
Stromversorgungsbranche 

   

Netzrisiko    

Risiken, die spezifisch für 
Sekundärinvestitionen und 
integrierte Fonds gelten 

Aufwand für zusätzliche Kosten und Ressourcen x   

Allgemeine Risiken von Sekundärinvestitionen x   

Marktbedingungen für Sekundärinvestitionen x   

Illiquidität von Sekundärinvestitionen x   

Eventualverbindlichkeiten im Zusammenhang mit 
Sekundärtransaktionen 

x   

Begrenzte Selektivität der Anlagen x   

Bewertung von Sekundärinvestitionen auf der Grundlage der 
verfügbaren Informationen 

x   

Risiken im Zusammenhang mit Sekundärinvestitionen unter 
Beteiligung von Konsortien 

x   

Verstärkte Kontrolle und mögliche Regulierung von 
Sekundärinvestitionen 

x   
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Anhang 4: SFDR-Klassifizierung  

 

Teilfonds SFDR-Klassifizierung 

 Artikel 6 Artikel 8 Artikel 9 

Onemarkets Alternatives Partners Group Private 
Equity Evergreen Fund 

 
x 
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Anhang I Sonderteile – Die Teilfonds 

Die in den Sonderteilen enthaltenen Informationen ergänzen die im vorstehenden Allgemeinen Teil 

bereitgestellten Informationen und sollten stets in Verbindung mit dem Allgemeinen Teil gelesen 

werden. Die Sonderteile können zusätzliche wesentliche Bestimmungen für jede Klasse in jedem 

Teilfonds enthalten, einschließlich, aber nicht beschränkt auf und soweit zutreffend, das Anlageziel, 

die Anlagepolitik und -beschränkungen, die Laufzeit, die Referenzwährung, die Zielgröße, die 

ausgegebenen Klassen, den Zeichnungspreis, die Mindestzeichnungssumme oder die Gebühren und 

Entgelte der Teilfonds. Im Falle von Widersprüchen zwischen einem Sonderteil und dem Allgemeinen 

Teil hat der Sonderteil in Bezug auf den Teilfonds, auf den er sich bezieht, Vorrang. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Prospekts bestehen die folgenden Teilfonds: 

- onemarkets Alternatives Partners Group Private Equity Evergreen Fund 
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SONDERTEIL 

onemarkets Alternatives Partners Group 

Private Equity Evergreen Fund 
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   onemarkets Alternatives Partners Group Private Equity Evergreen Fund 
(europäischer langfristiger Investmentfonds) 

 

Der Teilfonds qualifiziert sich als ELTIF-Teilfonds und ist gemäß Teil II des Gesetzes von 2010 und der 

ELTIF-Verordnung zugelassen (der „Teilfonds“).  

1. Anlageziele, Strategie sowie Beschränkungen und Begrenzungen; Aufbauphase 

Anlageziel 

Der Teilfonds ist ein offener Fonds und zielt darauf ab, in langfristige Anlagen zu investieren. 

Das Anlageziel des Teilfonds besteht darin, eine Beteiligung an einem diversifizierten 

Portfolio von Private-Equity-Anlagen zu ermöglichen, indem in den Master-ELTIF (wie 

nachstehend definiert) investiert wird, der seinerseits in Private-Equity-Anlagen investiert, 

bei denen es sich um ELTIF-zulässige Anlagevermögenswerte gemäß der ELTIF-Verordnung 

handelt (zusammenfassend „Anlagen“ und jeweils eine „Anlage“). Der Teilfonds qualifiziert 

sich als Feeder-ELTIF im Sinne des Allgemeinen Teils und der ELTIF-Verordnung. Der 

Teilfonds kann sowohl an professionelle Anleger als auch an Kleinanleger in bestimmten 

Ländern des EWR vertrieben werden. 

Durch die Anlage in den Master-ELTIF fördert der Teilfonds ökologische und soziale 

Merkmale im Sinne von Artikel 8 der Verordnung (EU) 2019/2088, wie nachstehend und in 

Anhang 1 dieses Sonderteils näher erläutert.  

Eine Anlage in den Teilfonds sollte als langfristige Anlage betrachtet werden. Es kann keine 

Garantie dafür gegeben werden, dass das Anlageziel des Teilfonds erreicht wird. 

Anlagestrategie 

Der Teilfonds strebt die Erreichung seines Anlageziels an, indem er dauerhaft mindestens 

85 % seines Vermögens in Anteile der Klasse F des ELTIF „Partners Group Private Markets 

Evergreen SICAV – Partners Group Private Equity Opportunities“ (Europäischer langfristiger 

Investmentfonds) (der „Master-ELTIF“) investiert.  

 

In Übereinstimmung mit der ELTIF-Verordnung und unter Berücksichtigung seiner 

dauerhaften Anlage im Master-ELTIF kann der Teilfonds auch direkt Barmittel oder 

Barmitteläquivalente halten und bis zu 15 % seines Vermögens anlegen: 

- in Liquide Mittel: und/oder  

- in andere zulässige Fonds oder Teilfonds, die vom Master-ELTIF-AIFM oder einem 

verbundenen Unternehmen verwaltet und/oder beraten werden, gemäß der ELTIF-

Verordnung zulässig sind und in Private-Equity-Strategien investieren (z. B. 

Infrastruktur-Equity oder opportunistisches Equity, z.B. Buy-outs, 

Sekundärmarktinvestitionen).  

Der Teilfonds investiert stets unter Einhaltung der im nachstehenden Abschnitt 

„Anlagebeschränkungen und -begrenzungen“ festgelegten Grenzen. 
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Der Teilfonds kann Währungsrisiken absichern, wie nachstehend näher erläutert.  

Anlagebeschränkungen und -begrenzungen 

Die in den Abschnitten 11 bis 16 im allgemeinen Teil dieses Prospekts dargelegten ELTIF-

Anlagebeschränkungen gelten, soweit sie für einen Feeder-ELTIF gelten, vorbehaltlich der 

Bestimmungen unter „Aufbauphase“ weiter unten.  

Der Teilfonds arbeitet nach dem Prinzip der Risikostreuung durch seine Anlage in den 

Master-ELTIF. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Master-ELTIF während seiner 

Aufbauphase (wie im Prospekt des Master-ELTIF (dem „Master-ELTIF-Prospekt“) näher 

beschrieben und nachstehend als „Portfolio-Aufbauphase“ bezeichnet) zunächst in eine 

begrenzte Anzahl von Anlagen investiert oder sich dazu verpflichtet. 

Der Komplementär und/oder der Anlageverwalter können von Zeit zu Zeit weitere 

Anlagebeschränkungen auferlegen, sofern diese mit den Interessen der Anteilinhaber 

vereinbar sind oder in deren Interesse liegen, um die Gesetze und Vorschriften der Länder 

einzuhalten, in denen Anteile angeboten werden. 

Die nachstehend aufgeführten Anlagebeschränkungen werden auf der Grundlage des NIW 

zum Zeitpunkt des Erwerbs einer Anlage bewertet.  

Gemäß Abschnitt 15.8 des Allgemeinen Teils gilt Folgendes: Für den Fall, dass der Teilfonds 

gegen die für diesen Teilfonds geltenden Anforderungen an die Portfoliozusammensetzung 

und -diversifizierung oder die Kreditaufnahmebeschränkungen verstößt und der Verstoß 

außerhalb der Kontrolle des AIFM liegt, ergreift der AIFM in Absprache mit dem 

Anlageverwalter innerhalb eines angemessenen Zeitraums die notwendigen Maßnahmen 

zur Berichtigung der Anlageposition, wobei er die Interessen der Anteilinhaber des Teilfonds 

gebührend berücksichtigt. 

Aufbauphase 

Die Aufbauphase des Teilfonds (die „Aufbauphase“) beginnt mit dem Datum der Auflegung 

des Teilfonds und endet drei (3) Jahre nach diesem Datum. 

Die Anlagebeschränkung, wonach mindestens 85 % des Vermögens des Teilfonds dauerhaft 

in den Master-ELTIF investiert werden müssen, entfällt mit der Liquidation des Teilfonds. 

Diese Grenze kann durch Zeichnungen und Rücknahmen auf Ebene des Teilfonds, die 

außerhalb der Kontrolle des AIFM liegen, vorübergehend überschritten werden. 

2. Beschreibung des Master-ELTIF  

Allgemeine Informationen 

 

Der Master-ELTIF ist ein Teilfonds der Partners Group Private Markets Evergreen SICAV (der 

„Master--Dachfonds“), einer luxemburgischen Aktiengesellschaft (société anonyme), die als 

société d’investissement à capital variable (Investmentgesellschaft mit variablem Kapital) 



 

            198 

organisiert ist, dem Teil II des Gesetzes von 2010 unterliegt und ihren Sitz in 10, rue du 

Château d’Eau, 3364 Leudelange, Großherzogtum Luxemburg, und im RCS unter der 

Nummer B 283114 eingetragen ist. Der Master-Dachfonds und der Master-ELTIF wurden von 

der CSSF zugelassen. Der Master-ELTIF ist ein Offener Teilfonds, der vierteljährliche 

Rücknahmen zulässt, vorbehaltlich der im Master-ELTIF-Prospekt näher beschriebenen 

Bedingungen.  

 

Die Laufzeit des Master-ELTIF endet am hundertsten Jahrestag der Zulassung des Teilfonds, 

es sei denn, diese Laufzeit wird nach Ermessen des Verwaltungsrats des Master--Dachfonds 

um bis zu drei (3) Zeiträume von jeweils einem Jahr verlängert oder durch die vollständige 

Rücknahme aller seiner Anteile gemäß dem Master-ELTIF-Prospekt vorzeitig beendet.  

 

Der Master-Dachfonds ist ein alternativer Investmentfonds im Sinne des Gesetzes von 2013 

und hat die Partners Group (Luxembourg) S.A. zu seinem Verwalter für alternative 

Investmentfonds (dem „Master-ELTIF-AIFM“) bestellt, eine luxemburgische Aktiengesellschaft 

(société anonyme) mit Sitz in 35D, avenue J.F. Kennedy, L-1855 Luxemburg, Großherzogtum 

Luxemburg, eingetragen im RCS unter der Nummer B 107.523. 

 

Anlageziel und Anlagepolitik des Master-ELTIF 

 

Das Anlageziel des Master-ELTIF besteht darin, überdurchschnittliche Renditen zu erzielen 

und mittel- bis langfristig Kapitalwachstum zu erreichen, indem hauptsächlich in Private 

Equity investiert wird. Die Allokation des Vermögens des Master-ELTIF soll eine breite 

Diversifizierung gewährleisten und dem Grundsatz der Risikostreuung folgen.  

 

Das Ziel des Master-ELTIF besteht darin, eine Beteiligung an allen Sektoren der Anlageklasse 

Private Equity zu ermöglichen, indem er unter anderem direkt oder indirekt in Private-

Equity-Fonds5 , börsennotierte Private-Equity-Anlagen6 und Direktinvestitionen7 investiert. 

Der Master-ELTIF geht jedoch davon aus, dass es aufgrund der Notwendigkeit der 

Diversifizierung, des Zugangs oder aus anderen Gründen Situationen geben wird, in denen 

 
5 Wie im Master-ELTIF-Prospekt definiert, bezeichnet der Begriff „Private-Equity-Fonds“ Anlagevehikel, die als 
ELTIF, EuVECA, EuSEF oder von einem EU-AIFM verwalteter EU-AIF qualifiziert sind, vorausgesetzt, dass diese 
ELTIFs, EuVECA, EuSEFs und von einem EU-AIFM verwalteten EU-AIFs in zulässige Anlagen im Sinne von Artikel 
9 der ELTIF-Verordnung investieren und selbst nicht mehr als 10 % ihres Vermögens in andere Organismen für 
gemeinsame Anlagen investiert haben. 
6 Gemäß der Definition im Master-ELTIF-Prospekt bezeichnet der Begriff „börsennotierte Private-Equity-
Anlagen“ Anlagen in börsennotierte Anlagevehikel, die in Private-Equity-Transaktionen oder -Fonds investieren. 
Börsennotierte Private-Equity-Anlagen können auch Anlagen in börsennotierte Unternehmen im 
Zusammenhang mit einer privat ausgehandelten Finanzierung oder dem Versuch, einen maßgeblichen Einfluss 
auf das Anlageobjekt auszuüben, umfassen. 
7 Gemäß der Definition in Anhang II, Ergänzung 1 des Master-ELTIF-Prospekt bezeichnet der Begriff 
„Direktinvestitionen“ Investitionen in private operative Unternehmen. Direktinvestitionen können auch 
Investitionen in private Immobilieninvestitionen, private Infrastrukturinvestitionen, PIPE-Transaktionen (Private 
Investments in Public Equity), in Mezzanine-Finanzierungen oder sonstige Fremdkapitalinstrumente in privaten 
oder börsennotierten operativen Gesellschaften umfassen. Mezzanine-Finanzierungen sind hybride 
Finanzinstrumente, die die Merkmale von Fremd- und Eigenkapital vereinen, in der Regel privat ausgehandelt 
werden und häufig bei Übernahmen, Wachstumsfinanzierungen und anderen Private-Equity-Transaktionen zum 
Einsatz kommen. 
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es im Interesse seiner Anteilseigner liegt, in Fonds von Private-Equity-Fonds8 oder andere 

Zugangsvehikel9 zu investieren.  

 

Der Master-ELTIF wird nach Ablauf seiner Portfolio-Aufbauphase10 mindestens 

fünfundfünfzig Prozent (55 %) seines Kapitals in zulässige Anlagewerte investieren, d. h. 

Private-Equity-Fonds, Schuldtitel, Sachwerte, Schuldverschreibungen, STS, Anleihen sowie 

vorrangig besicherte Schuldverschreibungen und nachrangige Schuldverschreibungen, wie 

im Master-ELTIF-Prospekt näher beschrieben. 

 

Der Master-ELTIF wird nach Ablauf seiner Portfolio-Aufbauphase maximal fünfundvierzig 

Prozent (45 %) seines Kapitals in OGAW-fähige Vermögenswerte11 investieren, einschließlich 

börsennotierter Private-Equity-Anlagen und anderer liquider Vermögenswerte, die gemäß 

Artikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG für OGAW zugelassen sind. 

 

Der Master-ELTIF ist berechtigt, in Europa, Nordamerika und anderen zulässigen 

Rechtsräume zu investieren. 

 

Risikoprofil des Master-ELTIF 

 

Der Master-ELTIF richtet sich an alle gemäß der ELTIF-Verordnung zulässigen Anleger. 

 

Anleger des Master-ELTIF sollten bereit sein, ein Kapitalrisiko und Schwankungen des Wertes 

ihrer Anlagen in Kauf zu nehmen. Der Master-ELTIF ist nicht für Anleger konzipiert, die sich 

einen Kapitalverlust ihrer Anlage nicht leisten können. Der Kapitalverlust darf den 

investierten Betrag nicht übersteigen. 

 

 
8 Gemäß der Definition im Master-ELTIF-Prospekt bezeichnet der Begriff „Fonds von Private-Equity-Fonds“ 
Fonds, die selbst in Private-Equity-Fonds investieren, sofern diese Fonds Artikel 10 der ELTIF-Verordnung 
entsprechen. 
9 Gemäß der Definition im Master-ELTIF-Prospekt bezeichnet „Zugangsvehikel“ jedes Partners-Group-Vehikel, 
jede Investment-Holding-Struktur oder ähnliche Struktur, über die eine oder mehrere Anlagen (einschließlich 
aller oder eines Teils dieser Anlagen) durch den Master-ELTIF getätigt wurden oder werden, ein alternatives 
Vehikel oder ein anderes Partners Group-Vehikel (je nach Kontext) direkt oder indirekt speziell zum Zweck des 
Haltens solcher Investitionen gegründet wurde; vorausgesetzt, dass, wenn sich zwischen dem Master-ELTIF und 
einer Investition des Master-ELTIF mehr als ein Partners Group-Vehikel befindet, der Verwaltungsrat des Master-
ELTIF nach eigenem Ermessen bestimmen kann, welche dieser Einheiten das relevante Zugangsvehikel für einen 
bestimmten Zweck ist. Zur Vermeidung von Zweifeln: Zu den Zugangsvehikeln gehören keine Partners Group 
Priority-Programme oder Co-Investoren. „Partners Group-Vehikel“ bezeichnet, wie im Master-ELTIF-Prospekt 
definiert, jedes Anlagevehikel, das vom Master-ELTIF-AIFM oder dessen Verbundenen Unternehmen organisiert, 
verwaltet, gesponsert oder kontrolliert wird, einschließlich etwaiger Zugangsvehikel, sofern relevant. 
10 Gemäß der Definition im Master-ELTIF-Prospekt bezeichnet der Begriff „Portfolio-Aufbauphase“ den Zeitraum, 
der mit dem Datum der Zulassung des Teilfonds beginnt, ab dem der Teilfonds mit der Tätigung von Anlagen 
beginnen darf, und spätestens achtzehn Monate nach dem Datum der Gründung des Master-ELTIF endet. 
11 Gemäß der Definition im Master-ELTIF-Prospekt bezeichnet „OGAW-fähige Vermögenswerte“ die 
Vermögenswerte im Sinne von Artikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend Organismen 
für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, geändert durch die Richtlinie 2014/91/EU hinsichtlich der Aufgaben 
der Verwahrstelle, der Vergütungspolitik und der Sanktionen. 
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Das Risikoprofil des Master-ELTIF ist im PRIIPs-KID des Master-ELTIF offengelegt. 

Master-ELTIF-Dokumente  

 

Anleger können eine elektronische Kopie des Master-ELTIF-Prospekts, seines KID sowie 

seines Jahres- und Halbjahresberichts kostenlos anfordern. Diese Dokumente sind auch am 

Sitz des Fonds erhältlich. Vor einer Anlage in den Teilfonds sollten sich Anleger mit diesen 

Dokumenten vertraut machen. 

 

Die im Master-ELTIF-Prospekt enthaltenen Informationen (i) wurden weder vom 

Komplementär, dem Fonds, dem AIFM, dem Anlageverwalter noch von einem ihrer 

jeweiligen verbundenen Unternehmen unabhängig überprüft und (ii) spiegeln nicht 

unbedingt die Ansichten des Anlageverwalters oder eines seiner verbundenen Unternehmen 

wider. Weder die bisherige Wertentwicklung noch finanzielle Schätzungen, Ziele oder Prognosen sind 

verlässliche Indikatoren für künftige Ergebnisse oder stellen eine Garantie für künftige Ergebnisse dar. 

Etwaige hierin enthaltene Zusammenfassungen des Master-ELTIF sind in ihrer Gesamtheit durch 

Bezugnahme auf den Master-ELTIF-Prospekt und andere einschlägige Dokumente des Master-ELTIF-

Prospekts eingeschränkt. 

 

Vom Teilfonds an den Master-ELTIF zu zahlende Gebühren und Kosten 

 

Die an den Master-ELTIF zu zahlenden Kosten (die „Master-ELTIF-Kosten“) werden vom 

Master-ELTIF auf 2,21 % des NIW der Anteilklasse geschätzt, in die der Teilfonds investiert 

ist. Dieses Allgemeine Kostenverhältnis auf Master-ELTIF-Ebene kann von den tatsächlichen 

Kosten abweichen, die der Master-ELTIF dem Teilfonds in Rechnung stellt. Die tatsächlich 

angefallenen Kosten werden im KID des Master-ELTIF und im Jahresbericht des Master-ELTIF 

offengelegt. Wie im Master-ELTIF-Prospekt näher beschrieben, umfassen diese Master-

ELTIF-Kosten (a) Kosten für die Einrichtung des Master-Dachfonds und des Master-ELTIF, (b) 

Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb von Vermögenswerten des Master-ELTIF, (c) 

Verwaltungskosten und von der Wertentwicklung abhängige Kosten, (d) Vertriebskosten 

und (e) sonstige Kosten, wie gegebenenfalls Verwahrungsgebühr, 

Verwaltungsstellengebühren, Zeichnungsgebühren, Rücknahmegebühren und 

Dienstleistungsgebühren.  

 

Vereinbarungen zwischen dem Teilfonds und dem Master-ELTIF  

 

In Übereinstimmung mit den Anforderungen der ELTIF-Verordnung haben der Teilfonds und 

der Master-ELTIF eine spezifische Vereinbarung geschlossen, wonach der Master-ELTIF dem 

Teilfonds alle Dokumente und Informationen zur Verfügung stellt, die der Teilfonds benötigt, 

um die Anforderungen der ELTIF-Regeln zu erfüllen. Diese Vereinbarung beschreibt die 

geeigneten Maßnahmen zur Minderung von Interessenkonflikten, die zwischen dem 

Teilfonds und dem Master-ELTIF entstehen können, Standard-Handelsvereinbarungen sowie 

Ereignisse, die diese Handelsvereinbarungen beeinflussen, und die Übermittlung von 

Dokumenten und Informationen, darunter unter anderem der Jahresbericht des Master-

ELTIF, Informationen, die gemäß den AIFM-Regeln, der SFDR, der Taxonomie-Verordnung, 

den ELTIF-Regeln usw. erforderlich sind. Eine Kopie dieser Vereinbarung wird allen 
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Anteilinhabern auf Anfrage und ohne Gebühren zur Verfügung gestellt. 

 

Der Teilfonds stellt sicher, dass die Verwahrstelle und die Verwahrstelle des Master-ELTIF 

ebenfalls eine Vereinbarung über den Informationsaustausch gemäß den ELTIF-Regeln 

geschlossen haben, bevor in den Master-ELTIF investiert wird. 

3. ESG-Erwägungen  

Einzelheiten zur Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken durch den Master-ELTIF AIFM 

finden sich im Master-ELTIF-Prospekt. 

Transparenz bei der Bewerbung ökologischer oder sozialer Merkmale  

Der Teilfonds investiert im Wesentlichen sein gesamtes Vermögen in den Master-ELTIF. Wie 

im Master-ELTIF-Prospekt dargelegt, hat der Master-ELTIF AIFM festgestellt, dass der Master-

ELTIF als Anlageprodukt einzustufen ist, das ökologische Merkmale im Sinne von Artikel 8 

der SFDR erwirbt. Der Master-ELTIF wird keine nachhaltigen Investitionen tätigen. Da das 

Anlageziel des Teilfonds darin besteht, im Wesentlichen sein gesamtes Vermögen in den 

Master-ELTIF zu investieren, hat der AIFM dementsprechend festgestellt, dass der Teilfonds 

ebenfalls als Anlageprodukt einzustufen ist, das ökologische Merkmale im Sinne von Artikel 

8 der SFDR erwirbt. Der Teilfonds wird keine nachhaltigen Investitionen tätigen und verfolgt 

daher kein nachhaltiges Investitionsziel.  

 

Um seinen Offenlegungs- und Berichtspflichten in Bezug auf den Teilfonds gemäß der SFDR 

nachzukommen, stützt sich der AIFM auf die Offenlegungen und Berichte, die der Master-

ELTIF dem Teilfonds übermittelt. Anhand der vom Master-ELTIF bereitgestellten Berichte 

kann der AIFM die Einhaltung der SFDR überwachen und kontrollieren.  

 

WEITERE INFORMATIONEN ZU DEN ÖKOLOGISCHEN UND SOZIALEN MERKMALEN 

DES TEILFONDS FINDEN SIE UNTEN IN ANHANG 1 DIESES SONDERTEILS.  

4. Hebel- und Kreditaufnahmepolitik; Aufbauphase der Kreditaufnahme 

Die Aufbauphase für die Kreditaufnahme des Teilfonds beginnt mit dem Datum der 

Vermarktung des Teilfonds und endet spätestens am dritten (3.) Jahrestag des Beginns der 

Vermarktung des Teilfonds („Aufbauphase der Kreditaufnahme“). 

Ab dem Ende der Aufbauphase der Kreditaufnahme beträgt die Kreditaufnahmegrenze des 

Teilfonds für Barmittel maximal 50 % des NIW, berechnet auf kombinierter Basis mit den 

Barkreditpositionen des Master-ELTIF.  

Für die Zwecke der AIFM-Verordnung wird die Hebelkraft als Verhältnis zwischen dem 

Engagement des Teilfonds und seinen NIW berechnet, und zwar gemäß der Brutto-Methode 

und der Commitment-Methode. Während der Teilfonds selbst den Offenlegungspflichten 

der AIFMD hinsichtlich des Hebelfinanzierung unterliegt, ist sein Engagement in erster Linie 

auf seine Anlage im Master-ELTIF zurückzuführen. Daher wird erwartet, dass die AIFMD- 

Hebelfinanzierung des Teilfonds die auf Master-ELTIF-Ebene eingesetzte Hebelfinanzierung 
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widerspiegelt und nicht die direkt vom Teilfonds eingegangenen Hebelfinanzierungen. Der 

Hebelfinanzierung wird regelmäßig überwacht und wird voraussichtlich bei Anwendung der 

Brutto-Methode nicht mehr als 410 % und bei Anwendung der Commitment-Methode nicht 

mehr als 200 % betragen. Zur Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass ein 

Anstieg des Hebelfinanzierung nur dann als wesentlich anzusehen ist, wenn er zu einer 

Änderung des Risikoprofils führt. 

5. Risikoprofil für Anteilinhaber 

Eine Anlage in den Teilfonds sollte als langfristige Anlage betrachtet werden.  

Wir weisen Sie auf die Risikohinweise hin, die im Abschnitt 35 unter „Allgemeine 

Risikofaktoren und Anlageüberlegungen“ sowie im Abschnitt 36 unter „Spezifische 

Risikofaktoren“ des Allgemeinen Teils dargelegt sind. 

Darüber hinaus unterliegen die Anlagen des Teilfonds Marktschwankungen und den mit 

allen Anlagen verbundenen Risiken, und es kann keine Gewähr dafür gegeben werden, dass 

eine Wertsteigerung eintritt. Der Wert der Anteile kann sowohl steigen als auch fallen, und 

ein Anleger erhält möglicherweise nicht den ursprünglich investierten Betrag zurück. Die 

Erträge aus den Anteilen schwanken in Geldwert, und Wechselkursschwankungen führen 

unter anderem dazu, dass der Wert der Anteile steigt oder fällt. Es ist die Politik des 

Teilfonds, durch seine Anlage im Master-ELTIF ein diversifiziertes Anlageportfolio zu 

unterhalten, um das Risiko zu minimieren. 

Das Risikoprofil des Teilfonds ist im PRIIPs-KID des Teilfonds offengelegt. 

6. Laufzeit und Laufzeitende  

Der Teilfonds wird für eine Laufzeit gegründet, die an die Laufzeit des Master-ELTIF 

angepasst ist (d. h. hundert Jahre ab dem Datum seiner Zulassung, die um bis zu weitere drei 

(3) Jahre verlängert werden kann, sofern nicht vorzeitig beendet, jedoch unter normalen 

Umständen nicht vor dem fünften (5) Jahrestag des Zulassungsdatums des Master-ELTIF), es 

sei denn, die Laufzeit des Teilfonds wird nach Ermessen des Komplementärs um bis zu drei 

(3) Zeiträume von jeweils einem Jahr verlängert oder durch die vollständige Rücknahme aller 

Anteile des Teilfonds vorzeitig beendet. Ab dem Tag nach Ablauf der Laufzeit des Teilfonds 

wird der Teilfonds alle ausgegebenen Anteile zurücknehmen. Es wird erwartet, dass das 

Vermögen des Teilfonds innerhalb von zwölf (12) Monaten veräußert und alle Anteile 

zurückgenommen werden, sofern die Laufzeit nicht vom Komplementär bis zu zwei (2) Mal 

verlängert wird. Danach endet die Laufzeit des Teilfonds. 

7. Referenzwährung und Absicherung  

Die Referenzwährung des Teilfonds ist der Euro. Der NIW der Klassen des Teilfonds wird von 

der Zentralverwaltung in der Referenzwährung berechnet. Der NIW kann in anderen 

wichtigen Währungen ausgedrückt werden, wobei die zuletzt von einer großen Bank am 

jeweiligen Bewertungstag notierten Wechselkurse verwendet werden. 

Die Referenzwährung der jeweiligen Klasse ist für jede verfügbare Klasse im nachstehenden 

Abschnitt „Anteilsklassen“ angegeben.  
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In Bezug auf die Klasse(n), deren Referenzwährung nicht die Referenzwährung dieses 

Teilfonds ist, kann der Komplementär beschließen, das Währungsrisiko der 

Referenzwährung dieses Teilfonds in das Währungsrisiko der Referenzwährung der 

jeweiligen Klasse abzusichern. Angesichts der damit verbundenen praktischen 

Herausforderungen kann nicht garantiert werden, wie erfolgreich eine solche 

Währungsabsicherung der Klasse(n) sein wird. Alle im Zusammenhang mit einer solchen 

Absicherung entstehenden Kosten werden von der jeweiligen Klasse bzw. den jeweiligen 

Klassen getragen. 

 

Der Anlageverwalter kann das Währungsrisiko des Teilfonds absichern. Der Anlageverwalter 

des Teilfonds kann auch Absicherungstechniken einsetzen, um das Währungsrisiko zu 

minimieren. Eine solche Absicherung erfolgt nicht zu spekulativen Zwecken, sondern 

ausschließlich zum Zwecke einer effizienten Portfolioverwaltung. Alle im Zusammenhang mit 

einer solchen Absicherung entstehenden Kosten werden vom Teilfonds getragen.  

8. Bewertung 

Der Bewertungstag des Teilfonds ist der letzte Kalendertag jedes Kalendermonats bei 

Geschäftsschluss oder ein anderer Tag, der vom Komplementär nach eigenem Ermessen 

festgelegt werden kann. 

Der NIW-Veröffentlichungstag ist drei (3) Geschäftstage des Teilfonds nach der 

Veröffentlichung des Nettoinventarwerts auf Master-ELTIF-Ebene, was voraussichtlich 

einundzwanzig (21) Geschäftstage des Teilfonds nach dem jeweiligen Bewertungstag auf 

Master-ELTIF-Ebene sein wird (der voraussichtlich mit dem Bewertungstag zusammenfällt).  

9. Portfoliomanagement  

Der AIFM hat mit Zustimmung des Fonds die UniCredit Invest Alternatives GmbH zum 

Anlageverwalter des Teilfonds (der „Anlageverwalter“) bestellt.  

Die UniCredit Invest Alternatives GmbH ist eine nach deutschem Recht ordnungsgemäß 

gegründete Aktiengesellschaft mit Sitz in 82031 Grünwald, Bavariafilmplatz 8, eingetragen 

im Handelsregister des Amtsgerichts München unter der Nummer HRB 209408. 

Die Rechte und Pflichten des Anlageverwalters sind in einer zwischen dem AIFM, dem Fonds 

und dem Anlageverwalter geschlossenen Vereinbarung (die „Anlageverwaltungsvertrag“) 

festgelegt. 

10. Das Angebot und die Zeichnungen 

Die Anteile des Teilfonds können sowohl professionellen Anlegern als auch Kleinanlegern 

angeboten werden, wie nachstehend näher beschrieben. Der Teilfonds gilt als Offener 

Teilfonds. 
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Zeichnung von Anteilen 

Für die Zwecke dieses Sonderteils bezeichnet ein „Geschäftstag des Teilfonds“ jeden Tag, an 

dem die Banken in Luxemburg den ganzen Tag für nicht automatisierte Geschäfte geöffnet 

sind.  

Zeichnungstag Der erste Geschäftstag des Teilfonds unmittelbar nach 
einem Bewertungstag in jedem Kalendermonat. 
 

Zeichnungsschluss fünf (5) Geschäftstage des Teilfonds vor dem 
Zeichnungsschluss auf Master-ELTIF-Ebene, der 
voraussichtlich fünfzehn (15) Geschäftstage des Teilfonds 
vor dem jeweiligen Zeichnungstag liegt. 

Zeitschluss für 
Zeichnungen 

spätestens um 16:00 Uhr (Luxemburger Zeit), sofern der 
Komplementär nicht nach eigenem Ermessen etwas 
anderes beschließt. 

Zeichnungsabwicklungstag 
(und Zahlungstermin) 

drei (3) Geschäftstage des Teilfonds nach dem NIW-
Veröffentlichungstag. 

 

Ungeachtet des Vorstehenden können der Zeichnungsschluss und der 

Zeichnungsabwicklungstag (sowie der Zahlungstermin) in Bezug auf den ersten 

Zeichnungstag des Teilfonds (der „Erster Zeichnungstag“) vom Komplementär nach eigenem 

Ermessen geändert werden; in diesem Fall werden die Anleger entsprechend informiert. 

Anteilsklassen  

Eine Liste der zur Zeichnung verfügbaren Klassen finden Anleger in Anhang 2.  

11. Rücknahmen und Sonderhandelsverfahren 

 

Sperrfrist Bis zum 30. Juni 2027 unterliegen alle Anteile, unabhängig 

vom Zeichnungstag, an dem sie ausgegeben wurden, einer 

anfänglichen Sperrfrist (die „Sperrfrist“). Zur Klarstellung: 

Die Sperrfrist endet für alle Anteile nach dem 30. Juni 2027. 

Rücknahmetag Erster Geschäftstag des Teilfonds unmittelbar nach einem 

Bewertungstag in jedem Kalenderquartal. 

Rücknahme-Stichtag fünf (5) Geschäftstage des Teilfonds vor dem 

Annahmeschluss für Rücknahmen auf Master-ELTIF-

Ebene, der voraussichtlich fünfundsechzig (65) 

Geschäftstage des Teilfonds vor dem jeweiligen 

Rücknahmetag liegt, der erstmals nach Ablauf der 

Sperrfrist eintritt. Dies bedeutet, dass ein Anteilinhaber 

den Rücknahmeantrag vor dem Annahmeschlusszeitpunkt 

am Rücknahme-Stichtag einreichen muss, wobei dieser 

Antrag direkt oder über andere Banken, Vertriebsstellen, 

Untervertriebsstellen und zu diesem Zweck autorisierte 
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Finanzinstitute bei der Zentralverwaltung eingehen muss. 

Annahmeschlusszeitpunkt spätestens um 16.00 Uhr (Luxemburger Zeit), sofern der 

Komplementär nicht nach eigenem Ermessen etwas 

anderes beschließt.  

ELTIF-Prozentsatz für die 

Rücknahme 
Definiert unter Bezugnahme auf die vom Master-ELTIF 

gehaltenen OGAW-fähigen Vermögenswerte (wie im 

Master-ELTIF-Prospekt definiert) zuzüglich des erwarteten 

Cashflows des Master-ELTIF, der nach dem Grundsatz der 

Vorsicht über zwölf Monate prognostiziert wird und 

gemäß den ELTIF-Regeln ermittelt wird.  

Rücknahmeschwelle fünf (5 %) Prozent des Wertes (basierend auf dem am 

Rücknahmetag festgestellten NIW) der ausgegebenen 

Anteile des Teilfonds (wobei sich der AIFM nach eigenem 

Ermessen und in Absprache mit dem Komplementär dafür 

entscheiden kann, diese fünf (5 %) Prozent netto unter 

Berücksichtigung der Zeichnungsaufträge zu berechnen, 

die in Bezug auf denselben Bewertungstag erteilt wurden).  

 

Der AIFM kann in Absprache mit dem Komplementär die 

Rücknahmeschwelle für einen Rücknahmetag senken, 

wenn die im Master-ELTIF beantragten Rücknahmen des 

Teilfonds durch die Anwendung des Gating-Mechanismus 

des Master-ELTIF reduziert wurden.  

Rücknahmeabrechnungstag vierzehn (14) Geschäftstage des Teilfonds nach dem NIW-

Veröffentlichungstag.  

Weitere Gründe für die 

Aussetzung oder Änderung 

des Rücknahmeprogramms 

wenn der Master-ELTIF gemäß dem Master-ELTIF-Prospekt 

Ausnahmen gemacht, sein Rücknahmeprogramm (und das 

damit verbundene Umtauschprogramm) geändert oder 

ausgesetzt hat 

 

Liquiditätsmanagement-Instrumente 

 

Der AIFM hat in Absprache mit dem Komplementär und dem Anlageverwalter zwei 

Liquiditätsmanagement-Instrumente in Übereinstimmung mit den AIFM-Regeln ausgewählt, 

nämlich die Verlängerung der Rücknahmefrist, wie im Abschnitt 26.16 des Allgemeinen Teils 

näher beschrieben, und die Rücknahmeschwelle, wie oben in diesem Abschnitt beschrieben. 

Bestimmte Klassen können zudem zusätzlichen Liquiditätsmanagement-Instrumenten 

unterliegen, wie in Anhang 2 näher beschrieben.  

 

Der Teilfonds unterliegt zudem den auf der Ebene des Master-ELTIF festgelegten 
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Liquiditätsmanagement-Instrumenten. 

 

Sonderhandelsverfahren 

 

Beschließt der Master-ELTIF die Durchführung eines „Sonderhandel“ im Sinne des Master-

ELTIF-Prospekts, kann der Komplementär nach eigenem Ermessen beschließen, ebenfalls ein 

Sonderhandel--Verfahren einzuleiten, um auf Umstände zu reagieren, die nach vernünftiger 

Einschätzung des Komplementärs dessen Anwendung im besten Interesse der Anteilseigner 

rechtfertigen, beispielsweise in Zeiten außergewöhnlicher Markt- und 

Wirtschaftsbedingungen (das „Sonderhandel“). Der erste Sonderhandelstag nach der 

Entscheidung des Komplementärs, das Sonderhandel anzuwenden, darf nicht später als 

zwölf (12) Monate nach Bekanntgabe dieser Entscheidung an die Anteilseigner liegen. 

 

Der Sonderhandel ist vorübergehender Natur und wird voraussichtlich eingestellt, wenn (i) 

sich die Umstände, die seine Anwendung rechtfertigten, ändern, (ii) seine Anwendung nicht 

mehr erforderlich ist oder (iii) es nach vernünftiger Einschätzung des Komplementärs nicht 

mehr im besten Interesse der Anteilseigner liegt. 

 

Sollte der Komplementär beschließen, den Sonderhandel anzuwenden, findet das im 

Prospekt beschriebene monatliche Handelsverfahren keine Anwendung, und Rücknahme- 

und Zeichnungsanträge werden gemäß diesen Sonderhandelsbedingungen bearbeitet. 

Während des Sonderhandels werden keine Zeichnungen oder Rücknahmen zum NIW des 

Teilfonds abgewickelt. 

 

Zum Zeitpunkt der Anwendung des Sonderhandels gibt der Komplementär den 

Anteilsinhabern den Tag bekannt, an dem Zeichnungen und Rücknahmen, sofern sie 

angenommen werden, abgewickelt werden (der „Sonderhandelstag“). 

 

Spätestens drei (3) Geschäftstage des Teilfonds nach der „Schätzung des 

Sonderhandelspreises“ im Sinne des Master-ELTIF-Prospekts (die voraussichtlich dreißig (30) 

Kalendertage vor dem Sonderhandelstag des Master-ELTIF erfolgt) wird der Komplementär 

den Anteilinhabern eine Schätzung des Sonderhandelspreises (die „Schätzung des 

Sonderhandelspreises des Teilfonds“) für die Zwecke von Sonderrücknahmen und 

Sonderzeichnungen bekanntgeben. Die Anteilinhaber erkennen an und erklären sich damit 

einverstanden, dass Anträge auf Sonderrücknahmen und Sonderzeichnungen auf der 

Grundlage dieser Schätzung des Sonderhandelspreises des Teilfonds gestellt werden. Der 

Sonderhandelspreis wird wie nachstehend näher beschrieben ermittelt und den 

Anteilinhabern mitgeteilt. 

 

Sonderrücknahmen 

 

Während des Sonderhandels können Anteile zum Sonderhandelspreis 

(„Sonderrücknahmen“) zurückgenommen werden, indem vor dem für den 

Sonderhandelstag geltenden Annahmeschluss ein Rücknahmeantrag gestellt wird. 

Sonderrücknahmeanträge müssen in Stückzahl angegeben werden. 
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Sonderrücknahmeanträge, die als nominaler Rücknahmebetrag ausgedrückt sind, werden 

nicht bearbeitet. 

 

Bestehende Rücknahmeanträge 

 

Alle vor der Anwendung des Sonderhandels ausstehenden Rücknahmeanträge werden 

automatisch storniert. Ein neuer Rücknahmeantrag muss im Rahmen des Sonderhandels 

gestellt werden. 

 

Erlöse aus Sonderrücknahmen 

 

Erlöse aus Sonderrücknahmen werden den rückkaufenden Anteilinhabern in der Regel 

innerhalb von einhundertfünfundachtzig (185) Tagen nach dem Sonderhandelstag 

ausgezahlt, sofern der Teilfonds über Liquidität aus dem Verkauf von Vermögenswerten 

verfügt, wie nachstehend näher beschrieben (der „Sonderhandel Zahlungstag“). Fällt der 

Sonderhandel Zahlungstag auf einen Nicht-Geschäftstag, werden die Erlöse aus 

Sonderrücknahmen am nächsten Geschäftstag des Teilfonds ausgezahlt. Sollte keine 

ausreichende Liquidität zur Verfügung stehen, hält der Komplementär die Anteilinhaber auf 

dem Laufenden und zahlt die Erlöse aus Sonderrücknahmen so bald wie möglich, sobald 

ausreichende Liquidität generiert wurde, spätestens jedoch ein Jahr nach dem 

Sonderhandelstag. 

 

Rücknahmebeschränkungen 

 

Für Sonderrücknahmen gelten keine Beschränkungen. Alle angenommenen 

Sonderrücknahmen werden zum Sonderhandelspreis abgewickelt. 

 

Sonderzeichnungen 

 

Während des Sonderhandels können Anteile zum Sonderhandelspreis („Sonderzeichnung“) 

erworben werden, indem vor dem für den Sonderhandelstag geltenden Anmeldeschluss ein 

Antragsformular eingereicht wird. Sonderzeichnungsanträge müssen in einem nominalen 

Zeichnungsbetrag angegeben werden. Sonderzeichnungsanträge, die in Anzahl von Anteilen 

ausgedrückt sind, werden nicht bearbeitet. 

 

Etwaige Mindestbeträge für die Erstanlage und Folgeanlagen (sofern zutreffend) für den 

jeweiligen Teilfonds oder die jeweiligen Klassen gelten weiterhin. 

 

Zur Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass Sonderzeichnungen auf die 

Gesamtzahl der Anteile begrenzt sind, für die Sonderrücknahmen für den Sonderhandelstag 

auf der Grundlage der Schätzung des Sonderhandelspreises des Teilfonds akzeptiert wurden. 

 

Zahlung für Sonderzeichnungen 

 

Die Zahlung für Sonderzeichnungen ist spätestens zehn (10) Geschäftstage des Teilfonds vor 
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dem Sonderhandelstag fällig. Auf vorzeitige Zahlungen werden keine Zinsen gezahlt. 

Unvollständige Anträge und Anträge, die nicht bis zum Fälligkeitstermin beglichen sind, 

werden nicht angenommen oder können storniert werden, wobei etwaige damit 

verbundene Kosten an den Anleger weitergegeben werden. 

 

Vorkaufsrecht 

 

Den bestehenden Anteilinhabern wird ein Vorkaufsrecht zum Erwerb von Aktien zum 

Sonderpreis eingeräumt, und sie haben Vorrang vor Sonderzeichnungen potenzieller 

Investoren (das „Vorkaufsrecht“). 

 

Wird das Vorkaufsrecht ausgeübt, haben diese Sonderzeichnungen Vorrang vor 

Sonderzeichnungen potenzieller Investoren. Daher werden potenzielle Investoren darauf 

hingewiesen, dass es Situationen geben kann, in denen Sonderzeichnungsanträge 

potenzieller Investoren ganz oder teilweise storniert werden können. 

 

Übersteigen die Sonderzeichnungen bestehender Anteilinhaber die Gesamtzahl der 

Sonderrücknahmen, (i) werden alle diese Sonderzeichnungen anteilig gekürzt, und (ii) 

werden alle Sonderzeichnungen potenzieller Anleger storniert und etwaige Zahlungen für 

Sonderzeichnungen zurückerstattet.  

 

Sperrfrist für Sonderzeichnungen 

 

Sofern vom Komplementär nicht anders festgelegt, sind Sonderzeichnungen für einen 

Zeitraum von zwölf (12) Monaten nach dem jeweiligen Sonderhandelstag nicht rückkaufbar. 

Zur Vermeidung von Zweifeln: Die Sperrfrist für Sonderzeichnungen läuft parallel zu allen 

anderen geltenden Sperrfristen. 

 

Sonderhandelspreis 

 

Der Sonderhandelspreis basiert auf dem NIW des Teilfonds zum Sonderhandelstag, 

angepasst um einen Betrag, der den erwarteten oder tatsächlichen Abschlag gegenüber den 

Nettoinventarwerten, der im Rahmen von Sekundärverkäufen unter den jeweils geltenden 

Marktbedingungen erzielten Preise widerspiegelt (der „Spread“), zusammen der 

„Sonderhandelspreis“). 

 

Der Spread wird vom Komplementär in gutem Glauben in Absprache mit dem AIFM und 

gegebenenfalls mit externen Dienstleistern festgelegt. 

 

Die Festlegung basiert auf der Annahme, dass der Teilfonds zur Deckung der 

Sonderrücknahmen ausgewählte Vermögenswerte, einschließlich Barmittel und Liquide 

Mittel (sofern zutreffend), veräußert, von denen angenommen wird, dass sie das Portfolio 

des Fonds fair und angemessen repräsentieren, unter Berücksichtigung des Umfangs der 

Sonderrücknahmeanträge im Verhältnis zur Gesamtgröße des Teilfonds (vor dem 

Sonderhandelstag) für den Sonderhandelstag (das „Veräußerungsportfolio“). 
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Diese Festlegung erfolgt auf der Grundlage von Kriterien, die unter anderem das Jahr der 

Auflegung, den Finanzierungsgrad, den geografischen Schwerpunkt und die Qualität der 

Vermögenswerte umfassen. 

 

Etwaige Absicherungsgewinne oder -verluste sowie damit verbundene Kosten und 

Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Veräußerungsportfolio gehen zu Lasten der 

rückkaufenden Anteilinhaber. 

 

Der Sonderhandelspreis wird in der Regel innerhalb von drei (3) Geschäftstagen des 

Teilfonds nach dem „Sonderhandelspreisdatum“ im Sinne des Master-ELTIF-Prospekts (das 

voraussichtlich innerhalb von einhundertfünfundsechzig (165) Tagen nach dem 

„Sonderhandelspreisdatum“ des Master-ELTIF liegt) oder so bald wie möglich danach (das 

„Sonderhandelspreisdatum des Teilfonds“) festgelegt. Zeichnende und rückkaufende 

Anleger werden innerhalb von fünf (5) Geschäftstagen des Teilfonds über das Datum des 

Sonderkurses des Teilfonds über den Sonderhandelspreis informiert. 

 

Nettoinventarwert während des Sonderhandels 

 

Der NIW des Teilfonds wird während des Sonderhandels weiterhin gemäß Abschnitt 28 

(Bewertung)) berechnet, mit der Maßgabe, dass Gewinne, Verluste und Aufwendungen, die 

dem Veräußerungsportfolio zugeordnet werden können, durch entsprechende Belastung 

oder Gutschrift dieser Gewinne, Verluste und Aufwendungen auf das Veräußerungsportfolio 

vom Nettoinventarwert des Teilfonds ausgeschlossen werden. 

 

Rückkehr zum monatlichen Handelsverfahren 

 

Der Teilfonds kehrt zu dem im Prospekt dargelegten monatlichen Handelsverfahren zurück, 

sobald der Komplementär zu der Einschätzung gelangt, dass die Umstände, die die 

Anwendung des Sonderhandels gerechtfertigt haben, nicht mehr vorliegen, beispielsweise 

wenn sich die markt-, wirtschafts- und fondsbezogenen Umstände normalisiert haben und 

davon ausgegangen wird, dass sich der Spread verringert hat, d. h. der NIW und der 

Sonderhandelspreis sich angeglichen haben. 

 

Die Anteilinhaber werden so bald wie möglich über diese Rückkehr zum monatlichen 

Handelsverfahren informiert. 

 

Vorläufiger Zeitplan für den Sonderhandel 

 

Der folgende Zeitplan dient lediglich der Veranschaulichung und sollte nicht als genaue oder 

vollständige Darstellung des Verfahrens für Sonderhandel herangezogen werden. 
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Schätzung des 
Sonderhandelspreises des Teilfonds  3 Geschäftstage des 

Teilfonds nach dem 
„Schätzung des 
Sonderhandelspreises“ im 
Sinne des Master-ELTIF-
Prospekts 

Sonderhandelst
ag geltenden 

Annahmeschluss 
(16:00 Uhr MEZ) 
für Zeichnungen 

und Rücknahmen 
/ 

 
Zahlungsfrist für 
Zeichnungen im 

Sonderhandel 

 
 

 
 T-10 Geschäftstage des 

Teilfonds 

Sonderhandelstag  T 

Sonderhandelspreisdatum 
des Teilfonds 

 3 Geschäftstage des 
Teilfonds nach dem 
„Sonderhandelspreisdatu
m“ im Sinne des Master-
ELTIF-Prospekts 

Bekanntgabe des 
Sonderhandelspreis
es / Abwicklung von 

Zeichnungen 

 5 Geschäftstage des 
Teilfonds nach dem 
Sonderhandelspreisda
tum des Teilfonds 

Sonderhandel Zahlungstag 
 T+185 Kalendertage 

  

 

12. Ausschüttungen  

Sofern nicht anders angegeben, handelt es sich bei den Klassen dieses Teilfonds um 

Thesaurierungsklassen. 

Ausschüttungsklassen, sofern vorhanden, werden ihre Ausschüttungen (sofern vorhanden) 

voraussichtlich jährlich im September oder um diesen Zeitpunkt herum vornehmen, sofern 

der Komplementär nicht nach eigenem Ermessen etwas anderes beschließt. Erträge oder 

Kapitalgewinne aus Liquiden Mitteln können reinvestiert werden. 

13. Gebühren und Kosten  

Anleger sollten Anhang 2 für die Liste der Gebühren und Kosten des Teilfonds konsultieren.  
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Anhang 1 – Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absätze 1, 2 und 2a der 

Verordnung (EU) 2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 

genannten Finanzprodukten 

 

Name des Produkts: onemarkets Alternatives Partners Group Private Equity Evergreen Fund 

(der „Teilfonds“)  

Unternehmenskennung (LEI-Code): 635400NEVRIOP5XYAI37 

 

Ökologische und/oder soziale Merkmale 
 

 

 

 

Welche ökologische und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem 

Finanzprodukten beworben?  

 
Mit der Portfolioverwaltung des Teilfonds ist die UniCredit Invest Alternatives GmbH (der 

„Anlageverwalter“) betraut. 

 

Die Strategie des Teilfonds besteht darin, dauerhaft mindestens 85 % seines Vermögens in 

Anteile der Partners Group Private Markets Evergreen SICAV – Partners Group Private Equity 

Opportunities (der „Master-ELTIF“), der von der Partners Group (Luxembourg) S.A. (der 

„Master-ELTIF-AIFM“) verwaltet wird, und gilt daher als Feeder-ELTIF, während er bis zu 15 % 

seines Vermögens in andere zulässige Anlagen investieren darf. Dementsprechend müssen die 

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?  

Ja Nein 

Es wird damit ein Mindestanteil 

an nachhaltigen Investitionen 

mit eine Umweltziel getätigt: __% 
 

in Wirtschaftstätigkeiten, die 

nach der EU-Taxonomie als 

ökologisch nachhaltig 

einzustufen sind 

in Wirtschaftstätigkeiten, die 

nach der EU-Taxonomie nicht 

als ökologisch nachhaltig 

einzustufen sind 

 

Es werden damit ökologische/soziale 
Merkamle beworben und obwohl keine 
nachhaltigen Investitionen angestrebt werden, 
enthält es einen Mindestanteil von ___ % an 

nachhaltigen Investitionen. 
  

mit einem Umweltziel in 

Wirtschaftstätigkeiten, die nach der EU-

Taxonomie als ökologisch nachhaltig 

einzustufen sind  

mit einem Umweltziel in 
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie nicht als ökologisch nachhaltig 
einzustufen sind 
 
mit einem sozialen Ziel 

 
Es wird damit ein Mindestanteil 

an nachhaltigen Investitionen 

mit einem sozialen Ziel getätigt: 
___ %  

Es werden damit ökologische/soziale 
Merkmale beworben, aber keine 
nachhaltigen Investitionen getätigt. 

 

Eine nachhaltige 

Investition ist eine 

Investition in eine 

Wirtschaftstätigkeit, die 

zur Erreichung eines 

Umweltziels oder sozialen 

Ziels beiträgt, 

vorausgesetzt, dass diese 

Investition keine 

Umweltziele oder 

sozialen Ziele erheblich 

beeinträchtigt und die 

Unternehmen, in die 

investiert wird, 

Verfahrensweisen einer 

guten 

Unternehmensführung 

anwenden. 

Die EU-Taxonomie ist ein 

Klassifikationssystem, das 

in der Verordnung (EU) 

2020/852 festgelegt ist 

und ein Verzeichnis von 

ökologisch nachhaltigen 

Wirtschaftstätigkeiten 

enthält. In dieser 

Verordnung ist kein 

Verzeichnis der sozial 

nachhaltigen 

Wirtschaftstätigkeiten 

festgelegt. Nachhaltige 

Investitionen mit einem 

Umweltziel könnten 

taxonomiekonform sein 

oder nicht. 
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Mit 

Nachhaltigkeitsindi

katoren wird 

gemessen, 

inwieweit die mit 

dem Finanzprodukt 

beworbenen 

ökologischen oder 

sozialen Merkmale 

erreicht werden. 

vom Teilfonds beworbenen ökologischen und sozialen Merkmale zusammen mit denen des 

Master-ELTIF betrachtet werden. Die vom Master-ELTIF beworbenen ökologischen und 

sozialen Merkmale sind:  

 

1) eine Reduzierung der Investitionen in fossile Brennstoffe;  

 

2) Vermeidung von Investitionen in die Abholzung oder Verbrennung natürlicher 

Ökosysteme zum Zwecke der Landgewinnung;  

 

3) ein sichereres und gesünderes physisches Arbeitsumfeld in Bezug auf die 

Portfoliounternehmen; und  

 

4) die positive Förderung der Geschlechtervielfalt in den Vorständen der 

Portfoliounternehmen.  

 

Es wurde keine Referenzwert festgelegt, um die von diesem Teilfonds erworbenen 

ökologischen oder sozialen Merkmale zu erreichen.  

 

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der 

einzelnen ökologischen oder sozialen Merkmale, die durch dieses 

Finanzprodukt beworben werden, herangezogen? 

Der Teilfonds investiert mindestens 85 % (fünfundachtzig Prozent) seines Vermögens in 

den Master-ELTIF. 

Der Master-ELTIF verwendet die folgenden Nachhaltigkeitsindikatoren, um die 

Erreichung der vom Master-ELTIF erworbenen ökologischen und sozialen Merkmale zu 

messen. 

Um die Erreichung der oben einzeln aufgeführten, vom Master-ELTIF erworbenen 

Merkmale zu messen, wird der Master-ELTIF AIFM die nachstehend aufgeführten 

Indikatoren aktiv überwachen und die Fortschritte regelmäßig überprüfen:  

1) das Engagement des Master-ELTIF in Vermögenswerten, deren 

Hauptgeschäftstätigkeit in der Exploration oder der direkten Gewinnung oder 

Produktion fossiler Brennstoffe besteht, unabhängig von deren Herkunft oder 

Verwendung; und  

 

2) das Engagement des Master-ELTIF in Vermögenswerten, die in direktem 

Zusammenhang mit der Entwaldung oder der Verbrennung natürlicher 

Ökosysteme zum Zwecke der Rodung stehen;  

 

3) Vorfälle im Bereich der physischen Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz in 

Bezug auf ein Portfoliounternehmen (wie im Prospekt des Master-ELTIF, dem 

„Master-ELTIF-Prospekt“, definiert), das eine „kontrollierte Beteiligung“ (d. h. 

Direktinvestitionen (wie im Master-ELTIF-Prospekt definiert), an denen der 

Master-ELTIF allein oder gemeinsam mit anderen Fonds, Partnerschaften, 

Unternehmen oder Vehikeln, die von der Partners Group verwaltet und/oder 

beraten werden, direkt oder indirekt eine Kontrollbeteiligung von mehr als 50 % 

hält), die zum Tod oder zu einer dauerhaften Behinderung führen; und  
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Bei den wichtigsten 

nachteiligen Auswirkungen 

handelt es sich um die 

bedeutendsten nachteiligen 

Auswirkungen von 

Investitionsentscheidungen 

auf Nachhaltigkeitsfaktoren 

in den Bereichen Umwelt, 

Soziales und Beschäftigung, 

Achtung der 

Menschenrechte und 

Bekämpfung von Korruption 

und Bestechung. 

4) durchschnittliches Verhältnis von weiblichen zu männlichen Vorstandsmitgliedern 

in Portfoliounternehmen, die kontrollierte Beteiligungen (im Sinne des Master-

ELTIF-Prospekts) sind, ausgedrückt als Prozentsatz aller Vorstandsmitglieder.  

Der Master-ELTIF-AIFM verfolgt einen umfassenden Ansatz zur Förderung der 

Transparenz, indem er aktiv die Verbesserung der Offenlegungsstandards in Bezug auf 

die Anlagen des Master-ELTIF vorantreibt. Der Master-ELTIF-AIFM misst der Transparenz 

von Daten zu Umwelt-, Sozial- und Governance-Themen hohe Bedeutung bei und nutzt 

die Indikatoren für die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen (PAI) (wie unten 

dargelegt), um den Reifegrad der von den Anlagen des Master-ELTIF offengelegten Daten 

zu bewerten, insbesondere die Vollständigkeit und Genauigkeit der bereitgestellten 

Daten. In dem Bestreben, die Daten des Master-ELTIF in Bezug auf Umwelt-, Sozial- und 

Governance-Themen zu verbessern, bewertet der Master-ELTIF AIFM jährlich den 

Reifegrad der verfügbaren Daten und bemüht sich aktiv um eine Verbesserung der 

Offenlegung in Bezug auf Direktinvestitionen, indem er den Reifegrad der Daten des 

Master-ELTIF hervorhebt und an den Ausschuss für verantwortungsbewusste 

Investitionen und das Management der Partners Group (wie im Master-ELTIF-Prospekt 

definiert) sowie an den zuständigen Ansprechpartner unter Berücksichtigung der 

Eigentumsverhältnisse und der Struktur der Anlagebeziehung in Bezug auf „nicht 

kontrollierte Investitionen“ (d. h. alle anderen Direktinvestitionen, die keine 

„kontrollierten Investitionen“ im oben beschriebenen Sinne sind). Der Master-ELTIF 

AIFM wird fortlaufend den Kontrollgrad nutzen, über den der Master-ELTIF in Bezug auf 

eine Direktinvestition verfügt, um etwaige Bedenken und/oder Erwartungen hinsichtlich 

einer Verbesserung der Offenlegung einer Direktinvestition hervorzuheben, um die 

Offenlegungsreife des Master-ELTIF kurz- und mittelfristig zu verbessern und den 

ökologischen, sozialen und Governance-Status der Direktinvestitionen des Master-ELTIF 

sowohl quantitativ als auch qualitativ vollständig und genau beurteilen zu können. Der 

Master-ELTIF-AIFM wird diese Bewertung nutzen, um die Transparenz zu fördern und 

strategische Wertschöpfung zu realisieren.  

 

Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem 

Finanzprodukt teilweise getätigt werden sollen, und wie trägt die nachhaltige 

Investition zu diesen Zielen bei? 

Nicht zutreffend. Der Teilfonds erwirbt ökologische und soziale Merkmale im Sinne 

von Artikel 8 der Verordnung über die Offenlegung von Informationen im Bereich 

der nachhaltigen Finanzdienstleistungen (EU 2019/2088) („SFDR“), verpflichtet sich 

jedoch nicht, Anlagen zu tätigen, die als „nachhaltige Investitionen“ im Sinne der 

SFDR gelten. 

 

Inwiefern haben die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt 

teilweise getätigt werden sollen, ökologisch oder sozial nachhaltigen 

Anlagezielen nicht erheblich geschadet?  

Nicht zutreffend. Der Teilfonds fördert ökologische und soziale Merkmale im Sinne 

und gemäß den Anforderungen von Artikel 8 der SFDR, verpflichtet sich jedoch 

nicht, Anlagen zu tätigen, die als „nachhaltige Anlagen“ im Sinne der SFDR gelten. 
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In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ 

festgelegt, nach dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-Taxonomie nicht 

erheblich beeinträchtigen dürfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefügt. 

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ findet nur bei denjenigen 

dem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien für 

ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen. Die dem verbleibenden Teil 

dieses Finanzprodukts zugrunde liegenden Investitionen berücksichtigen nicht die EU-

Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten. 

Alle anderen nachhaltigen Investitionen dürfen ökologische oder soziale Ziele ebenfalls 

nicht erheblich beeinträchtigen. 

 

Wie wurden die Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf 

Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt?  

Nicht zutreffend. Der Teilfonds erwirbt ökologische und soziale Merkmale im 

Sinne von Artikel 8 der SFDR, verpflichtet sich jedoch nicht, Anlagen zu tätigen, 

die als „nachhaltige Investitionen“ im Sinne der SFDR gelten. 

 

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für 

multinationale Unternehmen und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen 

für Wirtschaft und Menschenrechte in Einklang? Nähere Angaben:  

Nicht zutreffend. Der Teilfonds erwirbt ökologische und soziale Merkmale im 

Sinne von Artikel 8 der SFDR, verpflichtet sich jedoch nicht, Anlagen zu tätigen, 

die als „nachhaltige Investitionen“ im Sinne der SFDR gelten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen 

Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt? 

Ja, ______  

Nein  

Da es sich bei dem Teilfonds um einen Feeder-Fonds handelt, bewertet der AIFM die 

wesentlichen negativen Auswirkungen von Anlageentscheidungen auf 

Nachhaltigkeitsfaktoren nicht systematisch. Der AIFM hat weder direkt noch indirekt 

Kontrolle oder Einfluss darauf, die für die Berichterstattung über solche Auswirkungen 

erforderlichen Daten und Informationen einzuholen. Daher berücksichtigt der AIFM 

keine wesentlichen negativen Auswirkungen. 

 

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?  

Der Teilfonds wird dauerhaft mindestens 85 % seines Vermögens in Anteile des Master-

ELTIF investieren. Das Anlageziel des Master-ELTIF besteht darin, überdurchschnittliche 
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Renditen zu erzielen und mittel- bis langfristig Kapitalwachstum zu erreichen, indem 

hauptsächlich in Private Equity investiert wird.  

Der Master-ELTIF AIFM setzt diese Anlagestrategie fortlaufend wie folgt um: 

Sourcing 

Zum Zwecke der Förderung folgender Ziele durch den Master-ELTIF: (1) eine Reduzierung 

fossiler Brennstoffe; und (2) die Vermeidung von Investitionen in die Entwaldung oder 

Verbrennung natürlicher Ökosysteme zum Zwecke der Landgewinnung, gelten die 

Ausschlusskriterien, wie in der nachstehenden Beschreibung der verbindlichen Elemente 

dargelegt. 

Sorgfaltsprüfung  

Im Rahmen des Due-Diligence-Prozesses muss der zuständige Anlageausschuss im 

Hinblick auf die Förderung einer Reduzierung fossiler Brennstoffe durch den Master-

ELTIF bei jeder vorgeschlagenen Sekundäranlage informiert werden, wenn das 

vorgeschlagene Portfolio Anlagen in Vermögenswerte umfasst: 

1) deren Hauptprodukt oder -dienstleistung die Gewinnung, der Transport oder die 

Nutzung von Kraftwerkskohle zur Energieerzeugung ist; 

2) deren Hauptgeschäft die Exploration, direkte Gewinnung oder Produktion von 

kanadischen Ölsanden oder die Erbringung von Aufbereitungs- und 

Logistikdienstleistungen für diese ist; 

3) deren Hauptprodukt oder -dienstleistung: (i) die Exploration, Förderung, Raffination, 

der Transport oder die Lagerung von Rohöl ist; oder (ii) der Transport oder die 

Lagerung von raffinierten Ölprodukten ist (dies schließt jedoch Investitionen in 

Petrochemikalien oder aus Erdöl raffinierte Substanzen, Investitionen in 

kohlenstoffarme Kraftstoffe sowie Chemieunternehmen, die Ölderivate als 

Rohstoffe verwenden, nicht aus; vorausgesetzt, diese Chemieunternehmen verfügen 

über Pläne zur Entwicklung sichererer und/oder nachhaltigerer Chemikalien); oder 

4) die ein Dienstleister für die vorgelagerte Kohle- und Ölindustrie ist (z. B. Betreiber 

von Bohranlagen, Lieferant von Fracking-Sand oder Ölfelddienstleister). 

Soweit die geplante Sekundärinvestition Investitionen in solche Vermögenswerte 

enthält, wird der Anteil des Nettovermögenswerts dieser Vermögenswerte am 

Gesamtanschaffungswert der Sekundärinvestition für den Master-ELTIF bewertet. 

Werden die in der nachstehenden Beschreibung der verbindlichen Elemente festgelegten 

Schwellenwerte überschritten, wird die geplante Sekundärinvestition ausgeschlossen. 

Übersteigt der Gesamtnettovermögenswert dieser Vermögenswerte 10 %, liegt jedoch 

unter 20 % der Anschaffungskosten des Master-ELTIF, wird die potenzielle 

Sekundärinvestition zur Prüfung an das ESG- und Nachhaltigkeitsteam der Partners 

Group weitergeleitet und mit dem zuständigen Anlageausschuss erörtert. Zur 

Vermeidung von Zweifeln sei darauf hingewiesen, dass dem Master-ELTIF nichts daran 

hindert, in Sekundärinvestitionen zu investieren, die eine Reduzierung ihres 

Engagements in fossilen Brennstoffen planen.  

Die Anlagestrategie 

dient als Richtschnur 

für 

Investitionsentscheid

ungen, wobei 

bestimmte Kriterien 

wie beispielsweise 

Investitionsziele oder 

Risikotoleranz 

berücksichtigt 

werden. 
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Erwerb  

In Bezug auf Primärinvestitionen wird der Master-ELTIF zur Förderung von: (i) einer 

Reduzierung fossiler Brennstoffe; und (ii) der Vermeidung von Investitionen in die 

Entwaldung oder Verbrennung natürlicher Ökosysteme zum Zwecke der Rodung, wird 

der Master-ELTIF AIFM gegebenenfalls versuchen, für jede Primärinvestition 

Nebenvereinbarungen zu erwirken, die bestätigen, dass entweder: (a) der Zielfonds keine 

Investitionen tätigt; oder (b) der Master-ELTIF von der Beteiligung an Investitionen 

befreit ist, die in direktem Zusammenhang stehen mit:  

1) der Errichtung neuer Kapazitäten für den Abbau von Kraftwerkskohle oder die 

Stromerzeugung aus Kohle;  

2) der Exploration, der direkten Gewinnung oder Produktion sowie der Aufbereitung 

und Logistikdienstleistungen für kanadische Ölsande; und  

3) der Entwaldung oder Verbrennung natürlicher Ökosysteme zum Zwecke der 

Landrodung.  

Alle vorgeschlagenen Abweichungen von den Anforderungen des Master-ELTIF in Bezug 

auf die oben genannten Punkte werden an den zuständigen Investitionsausschuss 

weitergeleitet.  

Überwachung  

Während des Besitzes einer Anlage des Master-ELTIF überwacht der Master-ELTIF AIFM 

regelmäßig die oben genannten Indikatoren. Ein Vorfall im Bereich der physischen 

Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit einer kontrollierten 

Anlage, der als mittelschwer oder schwerwiegend (hinsichtlich potenzieller finanzieller 

und/oder rufschädigender Auswirkungen) eingestuft wird, wird jedoch an den für die 

Anlage zuständigen Mitarbeiter beim Master-ELTIF-AIFM weitergeleitet, der gemeinsam 

mit anderen relevanten Abteilungen innerhalb der Partners Group mit dem benannten 

Ansprechpartner für die Meldung von Vorfällen bei der betreffenden 

Portfoliogesellschaft zusammenarbeitet, um geeignete Folgemaßnahmen festzulegen. 

Diese Folgemaßnahmen werden überwacht, und ihr Status wird dem 

Anlageaufsichtsausschuss in regelmäßigen Abständen gemeldet. 

Engagement  

In Bezug auf kontrollierte Beteiligungen, zum Zwecke der Förderung durch den Master-

ELTIF:  

1) ein sichereres und gesünderes physisches Arbeitsumfeld in Bezug auf 

Portfoliounternehmen:  

a) müssen die Portfoliounternehmen die Richtlinie des Master-ELTIF zur 

Meldung von Vorfällen bei der ersten Vorstandssitzung des 

Portfoliounternehmens nach der Übernahme durch den Master-ELTIF 

anerkennen und übernehmen; 

b) Es werden primäre und sekundäre Ansprechpartner für die Meldung von 

Vorfällen im Portfoliounternehmen benannt; 



 

            217 

c) muss der primäre Ansprechpartner für die Meldung von Vorfällen: (i) 

halbjährlich alle drohenden und tatsächlichen Rechtsstreitigkeiten im 

Zusammenhang mit der physischen Sicherheit am Arbeitsplatz mit 

potenziellen Schäden über einem bestimmten Schwellenwert offenlegen; 

und (ii) jährlich bestätigen, dass alle meldepflichtigen Vorfälle dem 

Master-ELTIF im vorangegangenen Kalenderjahr gemeldet wurden; und 

2) ein geschlechterdiverser Vorstand der Portfoliounternehmen: Im ersten Jahr nach 

der Übernahme eines Portfoliounternehmens durch den Master-ELTIF wird der 

Master-ELTIF AIFM gemeinsam mit dem Vorstand des Portfoliounternehmens eine 

Strategie für Vielfalt und Inklusion entwickeln, in der dargelegt wird, wie der 

Vorstand eine größere Geschlechterdiversität auf Vorstandsebene fördern wird.  

 

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl 

der Investitionen zur Erfüllung der beworbenen ökologischen oder sozialen Ziele 

verwendet werden? 

Der Teilfonds investiert mindestens 85 % (fünfundachtzig Prozent) seines Vermögens in den 

Master-ELTIF; dementsprechend entsprechen die nachstehend aufgeführten verbindlichen 

Elemente denen des Master-ELTIF. 

In Bezug auf Direktinvestitionen ist es dem Master-ELTIF untersagt, in einen Vermögenswert zu 

investieren: 

1) dessen Hauptprodukt oder -dienstleistung die Gewinnung, den Transport oder die Nutzung 

von Kraftwerkskohle zur Energieerzeugung unterstützt und das keine Pläne hat, dies im Laufe 

der Zeit zu reduzieren (ausgenommen sind Unternehmen, die planen, ihr Engagement in 

diesem Sektor zu reduzieren);  

2) dessen Hauptprodukt oder -dienstleistung Folgendes unterstützt: (a) die Exploration, 

Förderung, Raffination, den Transport oder die Lagerung von Rohöl; oder (b) den Transport 

oder die Lagerung von raffinierten Ölprodukten (dies schließt jedoch Investitionen in 

Petrochemikalien oder aus Erdöl raffinierte Substanzen, Investitionen in kohlenstoffarme 

Kraftstoffe sowie in Chemieunternehmen, die Ölderivate als Rohstoffe verwenden, nicht aus; 

vorausgesetzt, diese Chemieunternehmen verfügen über Pläne zur Entwicklung sichererer 

und/oder nachhaltigerer Chemikalien);  

3) die als Dienstleister für die vorgelagerte Kohle- und Ölindustrie tätig sind (z. B. Betreiber von 

Bohranlagen, Lieferanten von Fracking-Sand oder Ölfelddienstleister);  

4) der Aufbereitungs- und Logistikdienstleistungen für kanadische Ölsande erbringt; oder  

5) die mit der Entwaldung oder Verbrennung natürlicher Ökosysteme zum Zwecke der Rodung 

in Zusammenhang steht;  

vorausgesetzt, dass eine potenzielle Direktinvestition, die unter die in den Punkten (1) bis (4) oben 

genannten Ausschlüsse fällt, nicht verboten werden darf, sofern eine geeignete Strategie zur CO₂-

Reduzierung entwickelt und umgesetzt werden kann, um den Übergang dieser potenziellen 

Direktinvestition zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft zu unterstützen. 

In Bezug auf Sekundärinvestitionen wird der Master-ELTIF keine vorgeschlagene 

Sekundärinvestition tätigen:  
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1) die Unternehmen umfasst, die für die Entwaldung oder das Abbrennen natürlicher 

Ökosysteme zum Zwecke der Landgewinnung verantwortlich sind; 

2) bei denen der gesamte Nettoinventarwert der Vermögenswerte dieser 

Sekundärinvestition, deren 

a) Hauptprodukt oder -dienstleistung die Gewinnung, der Transport oder die 

Nutzung von Kraftwerkskohle zur Energieerzeugung ist (ausgenommen 

sind Unternehmen, die planen, ihr Engagement in diesem Sektor zu 

reduzieren); und  

b) Hauptgeschäft die Exploration, direkte Gewinnung oder Produktion von 

bzw. die Aufbereitung und Logistikdienstleistungen für kanadische 

Ölsande ist,  

10 % der geplanten Anschaffungskosten des Master-ELTIF für die Sekundärinvestition 

übersteigt und es für den Teilfonds keine tragfähige Alternative gibt, um ein solches 

Engagement zu vermeiden; oder  

3) der Gesamtnettoinventarwert der Vermögenswerte dieser geplanten 

Sekundärinvestition: 

a) dessen Hauptprodukt oder -dienstleistung die Gewinnung, der Transport 

oder die Nutzung von Kraftwerkskohle zur Energieerzeugung ist 

(ausgenommen Unternehmen, die planen, ihr Engagement in diesem 

Sektor zu reduzieren);  

b) deren Hauptgeschäft die Exploration, direkte Gewinnung oder Produktion 

von bzw. die Aufbereitung und Logistikdienstleistungen für kanadische 

Ölsande ist;  

c) dessen Hauptprodukt oder -dienstleistung: (i) die Exploration, Förderung, 

Raffination, der Transport oder die Lagerung von Rohöl ist; oder (ii) der 

Transport oder die Lagerung von raffinierten Ölprodukten ist (dies schließt 

jedoch Anlagen in Petrochemikalien oder aus Erdöl raffinierten Stoffen, 

Anlagen in kohlenstoffarmen Kraftstoffen sowie Chemieunternehmen, die 

Ölderivate als Rohstoffe verwenden, nicht aus; vorausgesetzt, diese 

Chemieunternehmen verfügen über Pläne zur Entwicklung sichererer 

und/oder nachhaltigerer Chemikalien); und  

d) die ein Dienstleister für die vorgelagerte Kohle- und Ölindustrie ist (z. B. 

Betreiber von Bohranlagen, Lieferant von Fracking-Sand oder 

Ölfelddienstleister); 

20 % der vom Master-ELTIF vorgeschlagenen Anschaffungskosten der 

Sekundärinvestition übersteigt und es für den Master-ELTIF keine praktikable 

Alternative gibt, um ein solches Risiko zu vermeiden.  

 

Um welchen Mindestansatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser 

Anlagestrategie in Betracht gezogenen Investitionen reduziert? 

Nicht zutreffend. 
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Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung der 

Unternehmen, in die investiert wird, bewertet?  

Der Teilfonds investiert mindestens 85 % (fünfundachtzig Prozent) seines Vermögens in 

den Master-ELTIF; dementsprechend erfolgt die Beurteilung der Einhaltung der 

Grundsätze guter Unternehmensführung bei den Beteiligungsunternehmen auf der 

Ebene des Master-ELTIF. 

In Bezug auf kontrollierte Anlagen geht der Master-ELTIF AIFM davon aus, dass der 

Verwaltungsrat in den meisten Fällen nach dem Erwerb umstrukturiert wird. Der 

Master-ELTIF AIFM beabsichtigt, sich fortlaufend auf die vier Säulen der guten 

Unternehmensführung gemäß der SFDR zu konzentrieren: 

1)  solide Führungsstruktur: einschließlich: (a) laufender Bewertungen der 

Arbeitsweise des Vorstands, der Einrichtung relevanter Ausschüsse und der 

Talentförderung; (b) der Einrichtung eines systematischen und zentralisierten 

Rahmens für die Überwachung, Meldung und Bearbeitung von Vorfällen; und (c) 

der Einrichtung eines speziellen Risiko- und Prüfungsausschusses sowie der 

Abgabe weiterer Empfehlungen und/oder der Entwicklung von Initiativen, die 

auf die jeweilige kontrollierte Beteiligung zugeschnitten sind;  

2)  Mitarbeiterbeziehungen und Mitarbeitervergütung: einschließlich: (a) der 

Forderung nach der Entwicklung einer maßgeschneiderten Initiative zur 

Mitarbeiterbindung; (b) der Entwicklung von Programmen zur Reinvestition in 

Schwerpunktbereiche der Mitarbeiter oder zur Steigerung der 

Mitarbeiterbeteiligung; und (c) der Umsetzung einer Strategie für Vielfalt und 

Inklusion; sowie  

3) Steuerkonformität: einschließlich der Durchführung einer steuerlichen Due-

Diligence-Prüfung mit fachlicher Unterstützung auf der Grundlage detaillierter 

Leitfäden. 

In Bezug auf nicht kontrollierte Anlagen führt der Master-ELTIF-AIFM eine Due-Diligence-Prüfung 

auf der Grundlage der geltenden Governance-Faktoren des Sustainability Accounting Standards 

Board durch. Der Master-ELTIF-AIFM wird sich fortlaufend und in angemessener Weise mit nicht 

kontrollierten Anlagen in Bezug auf Management- und Mitarbeiterangelegenheiten 

auseinandersetzen.  

In Bezug auf Primärinvestitionen wird der Master-ELTIF-AIFM während der Due-Diligence-Phase 

die bestehenden Rahmenbedingungen und die Erfolgsbilanz (sofern zutreffend) der jeweiligen 

Primärinvestition im Hinblick auf gute Unternehmensführung bewerten, einschließlich der 

Einhaltung relevanter Richtlinien, Cybersicherheit, verantwortungsvoller Beschäftigungs- und 

Vertragsgestaltung sowie des Vorfallmanagements.  

In Bezug auf Sekundärinvestitionen wird der Master-ELTIF-AIFM: (1) während der Due-Diligence-

Phase bewerten und (2) während der Haltedauer überwachen, wie die Reputation der zugrunde 

liegenden Vermögenswerte auf der Grundlage relevanter Nachrichtenberichte zu diesen 

Vermögenswerten ist.  

 

Welche Vermögensallokation ist für dieses Finanzprodukt geplant? 

Der Teilfonds wird dauerhaft mindestens 85 % seines Vermögens in den Master-ELTIF 

investieren, der seinerseits mindestens 80 % seines Kapitals gemäß den von ihm 

Die Verfahrensweisen 

einer guten 

Unternehmensführung 

umfassen solide 

Managementstrukturen, 

die Beziehungen zu den 

Arbeitnehmern, die 

Vergütung von 

Mitarbeitern sowie die 

Einhaltung der 

Steuervorschriften.  
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erworbenen ökologischen oder sozialen Merkmalen anlegen wird. Der Teilfonds kann bis 

zu 15 % seines Vermögens in andere zulässige Fonds oder Teilfonds der Partners Group 

investieren, die gemäß der ELTIF-Verordnung zulässig sind und in Private-Equity-

Strategien investieren (z. B. Infrastruktur-Equity oder opportunistisches Equity, z. B. 

Buyout-Wertpapiere). Es wird nicht erwartet, dass solche Anlagen ökologische oder 

soziale Merkmale fördern. 

Der Master-ELTIF investiert hauptsächlich in Private Equity, wie in der Beschreibung der 

Anlagepolitik des Master-ELTIF im Prospekt näher dargelegt. Die Allokation des 

Vermögens des Master-ELTIF soll eine breite Diversifizierung gewährleisten und dem 

Grundsatz der Risikostreuung folgen. 

Der Master-ELTIF wird nach Ablauf der Portfolio-Aufbauphase (wie im Master-ELTIF-

Prospekt definiert) mindestens fünfundfünfzig Prozent (55 %) seines Kapitals in zulässige 

Anlagewerte (wie im Master-ELTIF-Prospekt definiert) im Sinne der ELTIF-Verordnung 

investieren.  

Darüber hinaus wird der Master-ELTIF nicht mehr als 20 % seines Kapitals in Wertpapiere 

eines einzelnen zulässigen Anlagevermögens im Sinne des Master-ELTIF-Prospekts zum 

Zeitpunkt der jeweiligen Verpflichtung oder Anlage investieren. Sollten diese 

Beschränkungen infolge der Ausübung von mit Anlagen verbundenen Rechten oder aus 

anderen Gründen als dem Erwerb von Anlagen (z. B. Markt- oder 

Währungsschwankungen) überschritten werden, sind allein aus diesen Gründen keine 

Abhilfemaßnahmen erforderlich. Für den Master-ELTIF gelten die folgenden 

Anlagebeschränkungen:  

(i) Der Master-ELTIF darf nicht mehr als 30 % der Anteile oder Aktien eines 

einzelnen ELTIF, EuVECA, EuSEF, OGAW oder eines von einem EU-AIFM 

verwalteten EU-AIF erwerben.  

(ii) Der Master-ELTIF wird nicht mehr als 20 % seines Kapitals in Wertpapiere von 

zulässigen Anlagewerten im Sinne des Master-ELTIF-Prospekts zum Zeitpunkt 

der jeweiligen Verpflichtung oder Anlage investieren oder dafür verpflichten. 

Sollten diese Beschränkungen infolge der Ausübung von mit Anlagen 

verbundenen Rechten oder aus anderen Gründen als dem Erwerb von Anlagen 

(z. B. Markt- oder Währungsschwankungen) überschritten werden, sind allein 

aus diesen Gründen keine Abhilfemaßnahmen erforderlich;  

(iii) Der Master-ELTIF wird nicht mehr als 10 % seines Kapitals in Wertpapiere von 

OGAW-zugelassenen Vermögenswerten investieren oder dafür verpflichten, 

und zwar zum Zeitpunkt der jeweiligen Verpflichtung oder Investition. Sollten 

diese Beschränkungen infolge der Ausübung von mit den Anlagen verbundenen 

Rechten oder aus anderen Gründen als dem Erwerb von Anlagen (z. B. Markt- oder 

Währungsschwankungen) überschritten werden, sind allein aus diesen Gründen 

keine Abhilfemaßnahmen erforderlich.  

Der Master-ELTIF investiert nach bestem Bemühen in die folgenden geografischen 

Regionen:  

1) zwischen 10 % und 50 % seines gesamten Nettovermögens in Vermögenswerte 

mit Standort in Europa;  

Taxonomie 

konforme 

Tätigkeiten, 

ausgedrückt durch 

den Anteil der: 

- Umsatzerlöse, die den 
Anteil der Einnahmen 
aus 
umweltfreundlichen 
Aktivitäten der 
Unternehmen, in die 
investiert wird, 
widerspiegeln 

- Investitionsausgaben 
(CapEx), die die 
umwelt-freundlichen 
Investitionen der 
Unternehmen, in die 
investiert wird, 
aufzeigen, z. B. für 
den Übergang zu einer 
grünen Wirtschaft 
- Betriebsausgaben 
(OpEx), die die 
umweltfreundlichen 
betrieblichen 
Aktivitäten der 
Unternehmen, in die 
investiert wird, 
widerspiegeln 

Die 
Vermögensallokation 
gibt den jeweiligen 
Anteil der Investitionen 
in bestimmte 
Vermögenswerte an. 
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2) zwischen 20 % und 60 % seines gesamten Nettovermögens in Vermögenswerte 

mit Standort in Nordamerika (d. h. Vereinigte Staaten von Amerika und Kanada); 

und  

3) nicht mehr als 30 % seines gesamten Nettovermögens in Vermögenswerte, die 

in anderen zulässigen Rechtsordnungen als Europa und Nordamerika belegen 

sind.  

Der Teilfonds wird Anlagen gemäß der oben beschriebenen Anlagestrategie tätigen.  

Gemäß den verbindlichen Elementen der Anlagestrategie des Master-ELTIF werden 

mindestens 80 % des Vermögens des Master-ELTIF in Anlagen investiert, die dazu dienen, 

die vom Master-ELTIF geförderten ökologischen und sozialen Merkmale zu erreichen.  

Der verbleibende Teil des vom Master-ELTIF investierten Vermögens besteht aus 

Absicherungs- und liquiden Vermögenswerten, die für eine effiziente Liquiditäts-, 

Portfolio- und/oder Kostenverwaltung genutzt werden und nicht Teil des 

Anlageportfolios des Master-ELTIF sind. Diese Absicherungs- und liquiden 

Vermögenswerte werden während der Laufzeit des Master-ELTIF Schwankungen 

unterliegen, und es wird nicht erwartet, dass für diese Absicherungs- und liquiden 

Vermögenswerte Mindeststandards für Umwelt- und/oder Sozialaspekte gelten.  

Der Teilfonds darf bis zu 15 % seines Vermögens in (a) andere zulässige Fonds oder 

Teilfonds der Partners Group investieren, die gemäß der ELTIF-Verordnung zulässig sind 

und in Private-Equity-Strategien investieren (z. B. Infrastruktur-Equity oder 

opportunistisches Equity, z. B. Buyout-Wertpapiere) und/oder (b) Barmittel, 

Barmitteläquivalente und Liquide Mittel halten. 

Zur Vermeidung von Zweifeln: Barmittel und andere Bilanzposten des Master-ELTIF 

und/oder des Teilfonds, die nicht investiert sind, gelten für diese Zwecke nicht als 

Anlagen.  
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Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzprodukt 

beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale erreicht? 

Nicht zutreffend. 

 

In welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem 

Umweltziel mit der EU-Taxonomiekonform?  

 
Der Master-ELTIF erwirbt zwar ökologische Merkmale im Sinne von Artikel 8 der SFDR, 

verpflichtet sich jedoch derzeit nicht zu „nachhaltigen Investitionen“, und es wird erwartet, 

dass 0 % der Anlagen des Master-ELTIF mit der EU-Taxonomie im Einklang stehen. 

 Es wird erwartet, dass 0 % der Anlagen des Teilfonds mit der EU-Taxonomie im Einklang 

stehen.  

 

 

 

#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des Finanzprodukts, die 
zur Erreichung der beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale getätigt wurden. 

#2 Andere Investitionen umfasst die übrigen Investitionen des Finanzprodukts, die weder auf 
ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige Investitionen eingestuft 
werden.  

Die Kategorie #1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst folgende 
Unterkategorien: 

Die Unterkategorie #1B Andere ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen, die auf 

ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind, aber nicht als nachhaltige Investitionen eingestuft 

werden. 

 

*Der Verweis auf 80 % ist als Verweis auf 80 % des Vermögens des Master-ELTIF zu verstehen, wie hierin 

näher erläutert. Der Teilfonds wird dauerhaft mindestens 85 % seines Vermögens in den Master-ELTIF 

investieren. 

 

Investitionen

#1 Ausgerichtet 
auf ökologische 

oder soziale 
Merkmale 80% 

#2 Andere 
Investitionen 

#1 Ausgerichtet auf 
ökologische oder soziale 

80%* 
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Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Tätigkeiten im 

Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie12 investiert? 

 

 Ja: 

Bei fossiles Gas Bei der Kernenergie  

Nein 

 

 

       

 

 

 

 

 

 

 

 

 Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätigkeiten und 

ermöglichende Tätigkeiten? 

Nicht zutreffend. 

 

Wie hoch ist der Mindestanteil an nachhaltigen Investitionen mit einem 

Umweltziel, die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind?  

Es wird nicht erwartet, dass der Master-ELTIF nachhaltige Investitionen tätigt. Es wird 

erwartet, dass der Master-ELTIF zu 100 % nicht mit der EU-Taxonomie im Einklang steht. 

Daher wird nicht erwartet, dass der Teilfonds nachhaltige Investitionen tätigt. Es wird 

erwartet, dass der Teilfonds zu 100 % nicht mit der EU-Taxonomie im Einklang steht. 

 

 
12 Tätigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur Eindämmung des 

Klimawandels („Klimaschutz“) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich beeinträchtigen – siehe Erläuterung am linken Rand. Die 
vollständigen Kriterien für EU-taxonomiekonforme Wirtschaftstätigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind in der Delegierten 
Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission festgelegt. 

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Grün der Mindestprozentsatz der Investitionen zu 

sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der 

Taxonomie-Konformität von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die Taxonomie-Konformität 

in Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen, während die 

zweite Grafik die Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, 

die keine Staatsanleihen umfassen. 
 

 

*  Für die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikopositionen 

gegenüber Staaten. 

0 %

100 %

1. Taxonomie-Konformität von 
Investitionen, einschließlich 

Staatsanleihen*

Taxonomiekonform
(kein fossiles Gas &
keine Kernenergie)
Nicht
taxonomiekonform

100 %

100 %

2. Taxonomie-Konformität von 
Investitionen ohne Staatsanleihen*

Taxonomiekonform
(kein fossiles Gas &
keine Kernenergie)

Nicht
taxonomiekonform

Diese Grafik stellt 100 % der Gesamtinvestitionen dar. 

Mit Blick auf die EU 

Taxonomiekonformität 

umfassen die Kriterien 

für fossiles Gas die 

Begrenzung der 

Emissionen und die 

Umstellung auf 

erneuerbare Energie 

oder CO2-arme 

Kraftstoffe bis Ende 

2035. Die Kriterien für 

Kernenergie 

beinhalten 

umfassende 

Sicherheits und 

Abfallentsorgungs-

vorschriften. 

Ermöglichende 

Tätigkeiten wirken 

unmittelbar 

ermöglichend darauf 

hin, dass andere 

Tätigkeiten einen 

wesentlichen Beitrag 

zu den Umweltzielen 

leisten. 

Übergangstätigkeiten 

sind Tätigkeiten, für die 

es noch keine CO2- 

armen Alternativen 

gibt und die unter 

anderem 

Treibhausgasemissions

-werte aufweisen, die 

den besten Leistungen 

entsprechen. 

    sind nachhaltige 

Investitionen mit einem 

Umweltziel, die die 

Kriterien für ökologisch 

nachhaltige 

Wirtschaftstätigkeiten 

gemäß der EU-Taxonomie 

nicht berücksichtigen. 
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Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?  

Nicht zutreffend.  

 

Welche Investitionen fallen unter „#2 Andere Investitionen“, welcher 

Anlagezweck wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen ökologischen oder 

sozialen Mindestschutz? 
 

Der Teilfonds verpflichtet sich, dauerhaft mindestens 85 % seines Vermögens in den Master-

ELTIF zu investieren, der wiederum mindestens 80 % seines Kapitals gemäß den von ihm 

geförderten ökologischen oder sozialen Merkmalen anlegen wird. 

 

Die unter „#2 Andere Investitionen“ oben genannten Anlagen sind: 

- Anlagen des Master-ELTIF in Absicherungs- und liquide Mittel, die für eine effiziente 

Liquiditäts-, Portfolio- und/oder Kostenverwaltung genutzt werden und nicht Teil des 

Anlageportfolios des Master-ELTIF sind. Diese Absicherungs- und liquiden Mittel unterliegen 

während der Laufzeit des Master-ELTIF Schwankungen, und es ist nicht zu erwarten, dass für 

diese Absicherungs- und liquiden Mittel Mindeststandards in Bezug auf Umwelt- und/oder 

Sozialaspekte gelten.  

- Anlagen, die vom Teilfonds außerhalb des Master-ELTIF getätigt werden und die bestehen 

können aus (a) anderen zulässigen Fonds oder Teilfonds der Partners Group, die gemäß der 

ELTIF-Verordnung zulässig sind und in Private-Equity-Strategien investieren (z. B. 

Infrastruktur-Equity oder opportunistisches Equity, z. B. Buy-outs, Secondaries) und/oder (b) 

Barmitteln, Barmitteläquivalenten und liquiden Mitteln. 

 

 

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses 

Finanzprodukt auf die beworbenen ökologischen und/oder sozialen 

Merkmale ausgerichtet ist? 

Der Teilfonds verfolgt die oben dargelegte Anlagestrategie und investiert nicht unter 

Bezugnahme auf einen Index und beabsichtigt dies auch nicht. 

Inwiefern ist der Referenzwert kontinuierlich auf die mit dem Finanzprodukt 

beworbenen ökologischen und sozialen Merkmale ausgerichtet? 

Nicht zutreffend. Der Teilfonds hat keinen spezifischen Index als Referenzindex 

festgelegt. 

Wie wird die kontinuierliche Ausrichtung der Anlagestrategie auf die 

Indexmethode sichergestellt? 

Nicht zutreffend. Weder der Master-ELTIF noch der Teilfonds haben einen bestimmten 

Index als Referenzwert festgelegt. 

Nicht zutreffend. Der Teilfonds hat keinen bestimmten Index als Referenzwert 

festgelegt. 

Bei den Referenzwerten 

handelt es sich um 

Indizes, mit denen 

gemessen wird, ob das 

Finanzprodukt die 

beworbenen 

ökologischen oder 

sozialen Merkmale 

erreicht oder sozialen 

Merkmale erreicht. 
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Wie unterscheidet sich der bestimmte Index von einem relevanten breiten 

Marktindex? 

Nicht zutreffend. Der Teilfonds hat keinen bestimmten Index als Referenzwert 

festgelegt. 

Wo kann die Methode zur Berechnung des bestimmten Indexes eingesehen 

werden? 

Nicht zutreffend. Der Teilfonds hat keinen bestimmten Index als Referenzwert 

festgelegt. 

 

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden? 

Weitere produktspezifische Informationen zum Teilfonds finden Sie auf der Website: 

https://www.ucinvestalternatives.eu 

 

Weitere produktspezifische Informationen zum Master-ELTIF finden Sie auf der Website:  

https://www.partnersgroup.com/en/about - us/our - impact/sustainability - related - 

disclosure s  

 

 

 

 

www
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